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Hauptgeschaftsfiihrer

Dr. Martin Kraushaar

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Miiller-Klepper, T. 06111738 27
kraushaar@akh.de

vielen Dank fur die Moglichkeit der Stellungnahme zum o.g. Gesetzesentwurfs.

Als Architekten- und Stadtplanerkammer Hessen wirden wir von einer eigenen
Stellungnahme absehen und uns der Stellungnahme der Hessische Vereinigung fur
Naturschutz und Landschaftspflege e.V. (HVNL) vom 18.12.2022 vollumfénglich
anschlieBen. Der guten Ordnung halber fugen wir sie unserem Schreiben nochmals
bei. In diesem Zusammenhang méchten wir auch auf die Anlage 2 verweisen.

Bereits in diesem 2014 von der AKH, dem BDLA und der HVNL verfassten
gemeinsamen Positionspapier sprachen wir uns fur die Wiedereinfuhrung der
Dreistufigkeit der Landschaftsplanung in Hessen aus. Dieses Pladoyer findet auch
im vorliegenden Gesetzesentwurf keine Beriuicksichtigung. Es fehlt weiterhin die
gesetzliche Verpflichtung zur Aufstellung eines Landschaftsrahmenplans auf der
Ebene des Regionalplans. Damit wird vom BNatSchG abgewichen und auf ein
wichtiges Planungsinstrument zur dialogorientierten Steuerung von raumlichen
Naturschutzaufgaben verzichtet.

Auf eine eigene Prasenz bei der Anhérung am 8. Marz 2023 wirden wir verzichten,
da Erlauterungen zur Stellungnahme durch die HVNL vorgetragen werden.

Mit freundlichen Gruf3en

) Uil ens

Dr. Martin Kraushaar
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Frau Staatsministerin

Priska Hinz
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Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Mainzer Str. 80

65189 Wiesbaden
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Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der
Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz — HeNatG)

Hier: Stellungnahme der HVNL (Hessische Vereinigung fur
Naturschutz und Landschaftspflege) im Rahmen der
Verbandeanhdrung

19.12.2022

Sehr geehrte Ministerin Hinz,
sehr geehrter Staatssekretar Conz
sehr geehrte Damen und Herren,

der Entwurf des neuen Hessischen Naturschutzgesetzes
(HeNatG) stellt eine vollumfangliche Regelung mit zahlreichen Neu-
erungen dar. Er greift Teile des Hessischen Ausfuhrungsgesetzes
zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) und der Kompen-
sationsverordnung auf, trifft dariber hinaus aber zahlreiche Abwei-
chungen vom BNatSchG und ordnet Themen und Zustandigkeiten
neu.

Die Novellierung bzw. Neufassung des hessischen Naturschutz-
rechtes in Form des vorgelegten Entwurfes des HeNatG wird grund-
satzlich begrufdt. Es ist erkennbar, dass das Land versucht hat, sich
den aktuellen Herausforderungen im Bereich des Insekten- und
Klimaschutzes zu stellen, den Artenschutz zu fordern und Zustan-
digkeiten neu zu regeln. So unterstitzt die HVNL das Verbot zum
Anbau von gentechnisch veranderten Pflanzen.

Leider entspricht es nicht den Erwartungen und ist in seiner
Grundsubstanz nicht innovativ genug. Es fehlt an einer echten
neuen Naturschutzstrategie, die ein Entwicklungsgebot integriert um
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das 30-30-Ziel auch erreichen zu kénnen. Der Verwaltungsvollzug der unteren Naturschutz-
behorden wird deutlich geschwécht.

Seitens der HVNL haben sich UNB-Mitarbeiterinnen zu einer Arbeitsgruppe zusammen-
gefunden und unter hohem Zeitdruck ihre Anmerkungen und Ergédnzungen aus Sicht der
behérdlichen Fachanwenderlnnen mit dem Ziel zusammengestellt ein fur die Praxis taugli-
ches und gut anwendbares HeNatG zu erhalten.

Vor diesem Hintergrund zeigte sich im Rahmen der Priifung schnell, dass die zahlreichen
Neuerungen einer tiefergehenden Prifung bedirfen, und die kurze Beteiligungsfrist hierfir
nicht ausreichend ist.

Die Abweichungen vom Bundesrecht werden sehr kritisch gesehen, da es Konflikte in der
Umsetzung und Zielerreichung geben wird. Eine eher konkretisierende Weiterentwicklung
des BNatSchG ware zielflhrender. So gibt es Abweichungen im Artenschutzrecht, wie in der
Landschaftsplanung. Konkretisiert hatte z.B. die ,gute fachliche Praxis” in der Landwirtschaft
als Grundpflicht ausgestaltet werden kénnen.

So fallt auf, dass der Gesetzentwurf eher praxisfern in Fragen des Vollzugs formuliert ist,
was sich darin begrindet, dass es im Vorfeld des Entwurfes keine Beteiligung der Natur-
schutzbehdérden im Rahmen einer begleitenden Arbeitsgruppe gab.

Der gesamte Entwurf ist davon gekennzeichnet, dass eine Vielzahl unbestimmter Rechts-
begriffe verwendet wird. Unscharfen und unbestimmte Rechtsbegriffe, wie ,sollen* statt
,sind®, | in angemessenem Umfang®, anstatt Kriterien flr die Angemessenheit zu benennen,
ein ,es ist darauf hinzuwirken anstatt den klaren Auftragswillen zu formulieren, ein ,in der
Regel* fuhren zu einem Verwassern von Rechtsvorschriften, die in der Praxis keine Wirkung
entfalten kdnnen. Es fehlen Kennzahlen und zeitliche Zielhorizonte. Aus Sicht der Natur-
schutzbehorden sollte es Ziel sein, diese im Gesetzesentwurf verwendeten unbestimmten
Rechtsbegriffe auf klare und eindeutige Regelungen hinzufiihren, um eine eindeutige An-
wendbarkeit des Gesetzes zu gewahrleisten.

Ebenso ist es erforderlich, die an vielen Stellen im Gesetzesentwurf fehlenden oder unscharf
formulierten behdérdlichen Zustandigkeiten zu definieren. Vorschriften laufen ins Leere,
wenn Verfahren und zustandige Behérden nicht eindeutig geklart sind. Hierzu bedarf es, zur
Sicherung des Vollzugs der Vorschriften, einer sorgfaltigen Uberarbeitung. Eine Klérung der
behérdlichen Zustandigkeiten wird letzten Endes auch erforderlich sein, um notwendige Mittel
und Personalausstattungen beziffern und planen zu kénnen. Hier bedarf es dringender Nach-
besserung.

So erweitert der vorliegende Entwurf des HeNatG die gesetzlichen Aufgaben der Unte-
ren Naturschutzbehdrde bzw. der Gemeinden erheblich. Zu nennen sind insbesondere
folgende Paragraphen:

§ 19 HeNatG — kommunale Satzungen und deren Umsetzung und Uberwachung

§ 25 HeNatG — Pflegepflicht fur durch Nutzungsaufgabe bedrohte gesetzlich
geschuitzte Biotope

§ 26 HeNatG — Aufstellung von Bewirtschaftungsplanen

§ 35 HeNatG — Schutz von nachtaktiven Tierarten und Insekten

§ 37 HeNatG - Artenschutz bei baulichen Anlagen, Vermeidung von Vogelschlag an
Glasflachen

§ 38 HeNatG — Schutz wandernder Tierarten (insbesondere Absatz 2)



59

AL

’ Beruflicher Natwurschutz Ln Hessen

§ 52 HeNatG — Naturschutzdatenhaltung
§ 57 HeNatG — erweiterte Beteiligung der Naturschutzbeirate
§ 58 HeNatG - erweiterte Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen

Die hier genannten Aufgaben werden als wichtig und sinnvoll angesehen. Gesetzliche Ziel-
setzungen kénnen nur erreicht werden, wenn hierfur die notwendigen Ressourcen zur Verfu-
gung stehen. Allein § 4 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung, der die Gemeinden ,ver-
pflichtet, die zur Erflllung der Aufgaben erforderlichen Krafte und Einrichtungen zur Verfi-
gung zu stellen®, reicht nicht aus, da Gemeinden auch den Regeln einer geordneten Haus-
haltsfihrung unterliegen und bereits heute zahlreiche gesetzliche oder kommunale Aufgaben
mangels Personal nicht erfullen kénnen.

Deshalb bleibt die Forderung an das Land Hessen nicht aus, die Personalisierung fiir die
Umsetzung des HeNatG in den Kommunen finanziell zu unterstiitzen oder hierfur direkt Per-
sonal (wie es in Bayern oder Baden-Wurttemberg der Fall ist) zur Verfigung zu stellen. Bei
der zu fordernden Unterstitzung der Kommunen durch das Land Hessen dirfen nicht nur die
beabsichtigten neuen Aufgaben durch das vorliegende HeNatG in den Blick genommen wer-
den, sondern auch die durch frilhere Regelungen zugewiesenen zusatzlichen Aufgaben (z.B.
neue Aufgaben durch das BNatSchG 2010 oder durch den Hessischen Bauvorlagenerlass
2018), die ebenfalls nicht oder nicht ausreichend personalisiert worden sind.

Der vorgelegte Entwurf verfestigt die bereits seit vielen Jahren bestehende Tendenz, die ge-
stalterische Naturschutzarbeit von der Kommunalebene auf die Landesebene zu verla-
gern. Die Unteren Naturschutzbehérden werden zunehmend zur reinen Verwaltungsbehdérde
fur den Vollzug der Eingriffsregelung begleitet mit Fragen des Artenschutzes transformiert,
was zu Frustrationen bei den dort beschaftigten Fachleuten fuhrt und gleichzeitig die Arbeit-
geberattraktivitat absenkt. Dies fuhrt dazu, dass in Zeiten des Fachkraftemangels Stellen nur
schwer besetzt werden kénnen und die Fluktuation hoch ist.

Daneben fallt auf, dass sich viele umsetzungsorientiere Vorschriften auf Fldachen des Lan-
des Hessen beschranken. Hier wird angeregt, allgemein die Flachen der &ffentlichen Hand
zu benennen und die Vorschriften daraufhin anzupassen.

Da es sich beim HeNatG um eine vollstadndige Neufassung des hessischen Naturschutzge-
setzes handelt, wird es unbedingt erforderlich sein, zeitnah eine Arbeitshilfe zu veroffentli-
chen und umfassende Schulungen anzubieten. Dies insbesondere vor dem Hintergrund des
sich weiter verstarkenden ,Generationenwechsel“. D.h. erfahrene Kolleglnnen gehen in den
Ruhestand und unerfahrener Nachwuchs soll die komplexe Naturschutzarbeit nur auf der
Grundlage eines neuen Gesetzes umsetzen.

Grundlegende Auswirkungen auf Personalausstattung, Durchsetzungskraft und Haushalt hat
die geplante Anderung der Zustandigkeit fur Ordnungswidrigkeitenverfahren. Die Verlage-
rung von den Unteren Naturschutzbehérden auf die Oberen Naturschutzbehérden wird ab-
gelehnt. Eine seit nunmehr vielen Jahren praktizierte Aufgabe soll verlagert werden um die
Amtsgerichte zu entlasten. Vgl. dazu die beispielhafte Aufstellung der Ablaufe aus dem Wet-
teraukreis in der Anlage 1. Die wenigsten Verfahren landen bei den Amtsgerichten. Das ist
weder nachvollziehbar, noch in der Sache sinnvoll oder zielfihrend. Sollte es in der Vergan-
genheit unterschiedliche Vollzugserfahrungen gegeben haben, ware es an der Fachaufsicht
der Regierungsprasidien, hier auf einen einheitlichen Vollzug hinzuwirken.

Darlber regen wir an, im HeNatG eine grundsétzliche Zustandigkeitsregelung aufzunehmen,
die, analog zum Wasser-, Bodenschutz- und Immissionsschutzrecht (§ 64 (5) HWG, § 15 (5)

3/20
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HAItBodSchG, § 4 (2) ImSchZuV), die behérdliche Zustandigkeit auf die Regierungsprasidien
verlagert, wenn Kreisausschisse oder kreisfreie Stadte selbst Vorhabentrager oder unmittel-
barer Betroffener einer Anordnung sind (Kollisionsregel).

Bevor wir nachfolgend unsere Anmerkungen zu den einzelnen Rechtsvorschriften ausfuhren,
md&chten wir besonders relevante Paragraphen herausstellen, die aus unserer Sicht einer
Uberarbeitung bedurfen. Es handelt sich hierbei um

§ 12 Abs. 1 und 2,

§ 13 Abs. 4,

§ 15 Abs. 3 Satz 1,
§ 19 Abs. 4,

§ 40,

§ 43 Abs. 4 Ziffer 1,
§ 48,

§ 60 und

§ 63 Abs. 3 HeNatG.

Zur Regelung der naheren Sachverhalte und Zustandigkeiten sollte ein Einfihrungserlass
erarbeitet werden.

Zu den Vorschriften im Einzelnen haben wir folgende Anmerkungen:

Paragraph Uberarbeitungsvorschlag

Inhaltstiber- Zum besseren Verstandnis wird angeregt, den ersten Teil mit der

sicht Uberschrift: ,Allgemeine Vorschriften, Ziele und Grundsétze* zu beti-
teln.

§ 1 Satz1 Ein Gesetz mit Betrachtung der vom Aussterben bedrohten und von

besonderem Riickgang betroffenen Arten zu beginnen ist bemerkens-
wert. Es fehlt die Einbettung in das GroRe und Ganze, wie z.B. die
Konkretisierung von § 1 BNatSchG.

Die Formulierung eines ,darauf Hinwirkens* ist unbestimmt, hier ware
die Formulierung ,das Land hat die Aufgabe, ..." zielfuhrender, um den
Auftrags- und den Realisierungswillen hervorzuheben.

§1Satz2 Nach ,zu erhalten® ist ,und zu entwickeln“ anzuflgen.
§2(1) ,sollen® ist durch ,sind" zu ersetzen
§3 Hier sollten alle &ffentlichen Stellen in die Verantwortung genommen

werden. Ersetzung von ,im Eigentum des Landes* durch ,im Eigentum
der 6ffentlichen Hand".

§4 Das grundsatzliche Vermeidungsgebot wird naturschutzfachlich be-
grut. Fur die Umsetzung in der Praxis sind aber entsprechende Zu-
lassungsverfahren und festgelegte Richtwerte erforderlich. Derzeit gibt
es, mit Ausnahme von Bauvorhaben im Aufenbereich, keine Méglich-
keit der Mitwirkung der UNBn im bauaufsichtlichen Genehmigungsver-
fahren. Im Ergebnis ist der Vollzug weder von der personellen Ausstat-
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tung noch durch die bisherige Praxis der (Nicht-)Beteiligung bei Bau-
antragsverfahren zu leisten. Weitergehende Rechtsvorschriften zum
Vollzug sollten im § 35 HeNatG aufgenommen werden.

§7 Hier ist fachlich nicht nachvollziehbar, warum in Absatz 3 das Land in
(3) und (4) besonderem MafRe der Erhaltung und Entwicklung der biologischen
Vielfalt verpflichtet ist und im Absatz 4 die Gemeinden etc. nur im an-
gemessenem Umfang. Wir regen an, in Absatz 3 die Gemeinden etc.
gleichrangig mit dem Land Hessen aufzufthren.

§ 8 (1) Satz 1 | Nach ,besondere Bedeutung® ist ,und Verantwortung* einzufigen.

§ 8 (1) Satz 3 | Einfugung: Nach ,Nutztierarten® ist ,, einschlieBlich ihrer genetischen
Vielfalt,“ einzufiigen.

§8(2) Die getroffene Aussage ist selbstverstandlich und sollte gestrichen
werden.
§9 Auch hier sollten, wie beim Vorschlag zu § 7, die Gemeinden mit in die

Verantwortung genommen werden und entsprechend namentlich ge-
nannt werden.

Es fehlt die Willensbekundung, die Biodiversitatsstrategie auch umzu-
setzen.

Nach ,zusammen® sollte ,und setzt diese um* eingefugt werden.

§10 Der Turnus der Berichtspflicht sollte von ,drei* auf ,zwei* Jahre festge-
legt werden. In Anbetracht der Dramatik des Artensterbens, des Arten-
rickgangs und der negativen Auswirkungen des Klimawandels auf den
Naturhaushalt sowie der in der Begriindung aufgeworfenen Verwal-
tungsdkonomie halten wir einen Berichtsturnus von zwei Jahren fir an-
gemessen. Nur so kénnen Veranderungen schneller erkannt und Mal3-
nahmen ergriffen werden.

§ 11 Nach wie vor wird der Landschaftsplanung in Hessen nicht das Ge-
wicht gegeben, das es braucht, um den geanderten Anforderungen an
die Landschaft ein adaquates Planungsinstrument zur Verfugung zu
stellen. Es fehlt die gesetzliche Verpflichtung zur Aufstellung eines
Landschaftsrahmenplans (LRP) auf der Ebene des Regionalplans, was
eine Abweichung vom BNatSchG fir Hessen darstellt. Mit dem vorlie-
genden Gesetzesentwurf wird dauerhaft von der Aufstellung eines LRP
abgesehen. Diese Planungsebene hat langfristig, insbesondere fir die
Ballungsraume, eine wichtige Bedeutung. Der Landschaftsrahmenplan
fur Hessen sollte daher wiedereingesetzt werden.

Nur die Pflicht zur Aufstellung und Fortschreibung eigenstandiger
Landschaftsplane, wie im BNatSchG vorgesehen, kann eine gute und
abgestimmte Grundlage fir die Natur und Landschaft betreffenden
Fragen mit ihrer aktuellen Brisanz (u.a. Artensterben 7.0, Klimawandel)
sein. Dies dient auch langfristig der Beschleunigung von Verfahren, da
grundlegende Daten zu Natur und Landschaft, abgestimmt mit den
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verschiedenen Stakeholdern, verfigbar sind, was zu schnelleren Ent-
scheidungen beitragen kann.

Vgl. dazu das angehéngte gemeinsame Positionspapier zur Land-
schaftsplanung der AKH, des bdla und der HVNL vom 17.11.2014,

Anlage 2.

Wir fordern die Streichung des § 11 HeNatG. Alternativ die Konkreti-
sierung hinsichtlich der Ausgestaltung der Erstellung von Landschafts-
rahmenplanen in den 3 Regierungsprasidien sowie der Erarbeitung
von eigenstandigen Landschaftsplanen auf kommunaler Ebene. So
wére eine Bundelung der Fachplanung auf Kreisebene als Entlastung
der ortlichen Kommunen denkbar.

§12(1) Die HVNL begrift die Aufnahme der lange geforderten Positiv-, Nega-
tiv-Liste in das neue HeNatG. Im Vergleich zu den Tatbestanden, wie
sie 1994, 2006 in den alten Hessischen Naturschutzgesetzen und zu-
letzt im Jahr 2019 in einem Papier des HMUKLV aufgefuhrt waren,
fehlen zahlreiche (vgl. Anlage 3 Entwurf des HMUKLVs, Frau
Baumann, Stand 11.01.2019).

Die nun vorgelegte Auflistung erscheint unvollstandig und willkarlich.
Es wird angeregt, diese zu vervollstadndigen und zu scharfen.

Bei den Formulierungen ist sorgfaltig zwischen den ,und* und ,oder*-
Aufzdhlungen zu unterscheiden: Ansonsten ist nicht klar definiert, ob
und welche Fallkonstellationen gelten. Und/oder-Thematiken treten im
Rahmen der Fachanwendungen haufig als Fragestellungen auf und
sollten daher klar bedacht sein.

§12(1) Das Wort ,und® nach baulichen Anlagen ist durch ein ,oder" zu erset-
Ziffer 1 zen. Es konnte als zwingende Bindung verstanden werden und nicht
als Alternative.

Ergénzt werden sollten hier noch ,Anlegestellen fiir Wasserfahrzeuge
und andere schwimmende Anlagen.*

§12(1) Das Wort ,und® ist durch ,oder* (sonstigen Verkehrsflachen) zu erset-
Ziffer 2 zen. Die Aufnahme dieser Tatbestande wird sehr begrift.

§12(1) Es sollten alle BaumaRRnahmen von Ver- und Entsorgungsleitungen im
Ziffer 4 AufRenbereich aufgenommen werden und nicht nur die Freileitungen.

Bei Bau oder Umbau von oberirdischen wie unterirdischen Leitungen
gibt es i.d.R. immer Eingriffstatbestande in den Naturhaushalt. Bspw.
in den Boden durch die Leitungsverlegung selbst oder der Anlage von
Baustrallen oder Baustelleneinrichtungsflachen. Minimiert oder gelenkt
werden kann nur durch Vorlage entsprechender Unterlagen und einer
eingriffsrechtlichen Prifung. Einher geht meist eine artenschutzrechtli-
che Prifung und ggf. eine FFH-Prognose.

§12(1) Der Begriff Odland ist ein nicht zeitgeméafer und vor allem fachlich fal-
Ziffer 6 scher Begriff. In der Regel handelt es sich hierbei um Ruderalflachen,
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Brachen oder vergleichbare Biotoptypen, auf denen kaum oder keine
Nutzung stattfindet. Der Begriff sollte ersetzt werden durch ,ungenutzte
oder verbrachte Fldchen".

Das ,und“ nach Nutzung ist durch ,oder” zu ersetzen oder ganz zu
streichen. Die Aufzadhlungen ergeben sonst keinen Sinn.

§12 (1) Das Attribut bei ,Jandschaftsprdgenden Hecken ist zu streichen, weil
Ziffer 7 hierdurch impliziert wird, dass die Beseitigung von Hecken, die nicht
Jlandschaftspragend* sind, keinen Eingriff darstellt. Dies ist nicht der
Fall, im Regelfall ist die Beseitigung jedweder Hecke ein Eingriff. Der
Begriff ,Hecke" impliziert ein Mindestmal} an Breite und Lange einer
Gehdlzstruktur, deren Eingriffsrelevanz bei einer Beseitigung in der
Regel immer gegeben ist. Zudem ware in jedem Einzelfall seitens der
Naturschutzbehérde darzulegen, ob diese Hecke landschaftspragend
ist oder nicht.

Die Verwendung von landschaftspragend widerspricht auch der an-
schlielRenden Auflistung anderer Biotope, bei denen es zurecht nicht
auf die Landschaftspragung ankommt (z.B. Baumreihen, Feldrainen).

Dagegen sollte die Beseitigung von ,landschaftspragenden Einzelbau-
men) im Aufzahlungskatalog erganzt werden.

Das ,und“ nach Feldrainen ist durch ein ,oder” zu ersetzen.

Zu ergan- Neu aufzunehmen waren folgende Tatbestande:
zende neue -, . "
Ziffern: a. Beseitigung von Senken und das Verbot ihrer Verfillung.

Begriundung: Durch die Verfillung werden aktuell immer wieder wich-
tige temporare Amphibienlebensrdume vernichtet. Ohne aktuelle
Kenntnisse, dass in einer Senke Amphibien vorkommen, sind den Na-
turschutzbehérden meist die Hande fur Wiederherstellungsmafnah-
men gebunden.

b. Erstellung von Einrichtungen, durch die der freie Zugang zu
Wald, Flur und Gewassern, soweit er nicht durch Vorschriften des 6f-
fentlichen Rechts eingeschrankt ist, behindert wird.

Begrundung: Hier stellen Zaune einen regelmafligen Tatbestand dar,
der nicht in der HBO geregelt ist.

C. Die Anlage von Weihnachtsbaumkulturen und Kurzumtriebs-
plantagen auf Flachen, die nicht Wald nach § 1 des Hessischen Forst-
gesetzes sind, im Aufienbereich.

Begrundung: Hier gilt es, wichtige Grunlandflachen oder fur Offenland-
arten gut einsehbare Bereiche zu sichern und Artenschutzbelange bei
der Betrachtung zu berilicksichtigen.

§12(2) Es werden z.T. gro3e Vorhaben mit weitreichenden Folgen flr Natur
und Landschaft aufgefiihrt, die, wenn ,sie die Ziele des Naturschutzes
und der Landschaftspflege beriicksichtigen®, nicht als Eingriff anzuse-
hen sind. Dem kénnen wir in der Form nicht folgen und lehnen diese
Regelung ab.

7/20



64

AL

’ Beruflicher Natwurschutz Ln Hessen

Es besteht die Gefahr, dass arten- und biotopschutzrechtliche Fragen
durch die Freistellung von der Eingriffsregelung nicht mehr beachtet
werden. Letztendlich wird es den jeweiligen Vorhabentragern Gberlas-
sen, daruber zu entscheiden, ob sie die Ziele des Naturschutzes und
der Landschaftspflege bertcksichtigen oder nicht. Die Naturschutzbe-
hérden sind im Vorfeld in die Planung der MalRnahmen ins Benehmen
zu setzen. Zumindest ware eine Anzeige der Pflegemalinahmen vor-
zusehen.

Die alte Negativliste umfasste in ihrem Wesen kleinere Tatbestande

wie:

. Die vorubergehende Aufstellung von landschaftsangepassten
fahrbaren oder transportablen Unterkinften (Waldarbeiterlin-
nen, Bautrupps, Schafhitung)

. Vorlibergehende Aufstellung von Messeinrichtungen, ...

o Aufstellen von Bienenstécken

o Einfriedungen, die einem land- oder forstwirtschaftlichem Zweck
dienen

. Errichtung landschaftsangepasster Hochsitze mit einer Grund-

flache von bis zu 4 m?

Diese sind als alltagsrelevante Tatbesténde zu erganzen.

§12(2) Altlastensanierungen gehen haufig mit der Beseitigung von Aufwuchs
Nr. 1 und mit Baustelleneinrichtungsflachen auf3erhalb der eigentlichen
Schadflache einher. Minimierungs- und VermeidungsmafRnahmen wer-
den bei Eingriffsfreistellung nicht mehr abgepruft.

§12 (2) Begriffe, wie ,regelmallig wiederkehrend®, sollten konkretisiert werden,
Nr. 2 da UnterhaltungsmafRnahmen haufig Anlass fir Konflikte sind. Auch
sollte die Verpflichtung aufgenommen werden, regelmalig stattfin-
dende Unterhaltungsmaf3nahmen im Sinne eines Unterhaltungsplans
mit den Unteren Naturschutzbehérden abzustimmen. Damit kann eine
abgestimmte Freistellung von der Eingriffsregelung gegeniiber der Of-
fentlichkeit begriindet werden. Auch fihrt das die aktuell meist sehr gut
funktionierende Vorabstimmung mit Hessen mobil, der Autobahn
GmbH, oder den Wasserverbadnden weiter. Die nicht abgestimmte
Pflege hat in den vergangenen Jahrzehnten zu erheblichem Reibungs-
verlusten und Mehraufwand bei den verschiedenen Verwaltungsebe-
nen gefuhrt. Dies sollte nicht wieder zum Alltag gehéren.

Wir machen folgenden Vorschlag fiur die Formulierung:

,Unterhaltungsarbeiten, die im Rahmen eines Unterhaltungsplans
rdumlich, sachliche und fachlich im Einvernehmen mit der zustandigen
Naturschutzbehérde abgestimmt sind. Die Laufzeit eines Unterhal-
tungsplan ist maximal auf 5 Jahre auszulegen.”

§12 (2) Die Genehmigungsfreistellung zur Errichtung von Informationstafeln in
Nr. 3 der Landschaft sollte entfallen.
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Begriundung: Schon jetzt ist es eine zeitfressende Daueraufgabe, den
Schilderwald in der Landschaft zu begrenzen. Baurechtlich sind Schil-
der bis zu 1 m? baugenehmigungsfrei. Diese wirden nun alle nicht als
Eingriff in Natur und Landschaft eingestuft.

§12(2) Diese Regelung ist verzichtbar, da KompensationsmaRnahmen immer
Nr. 4 rechtlich abgestimmt sind und vorab eine Abwagung und Prifung statt-
gefunden hat, dass die MaRnahme positive Wirkungen hat und nicht
als Eingriff gewertet wird. In der Arbeitspraxis hat dieser theoretische
Fall bislang keine Rolle gespielt.

Sind hier Eingriffe in das Schutzgut Boden gemeint, sollte dies konkre-
tisiert dargestellt werden.

§12(2) Gewasserrenaturierungen kénnen wahrend der Bauphase mit erhebli-
Nr. 5 chen Natureingriffen verbunden sein. Insbesondere durch das Anlegen
von Baustelleneinrichtungsflachen und Baustellenzufahrten werden
Boden, oftmals Gehdlzstrukturen und auch Feuchtlebensrdume sehr
stark (z.T. irreparabel), in Anspruch genommen. Es ist unabdingbar,
dass die Naturschutzbehérden im Rahmen der Eingriffsprifung in das
Verfahren mit einbezogen werden.

Der Tatbestand ist zu streichen.

§ 12 (3) Die Idee an sich ist gut. Es sollte der Hinweis aufgenommen werden,
dass der Arten- und Biotopschutz davon unbenommen ist, wie in den
Erlauterungen dargelegt.

§13 Vor dem Hintergrund der Praxistauglichkeit sollten bei dem zentralen
Element der Eingriffsregelung méglichst wenige, abweichende Rege-
lungen zum BNatSchG getroffen werden. Welche Regelungen sind tat-
séachlich erforderlich und zwingend gewiinscht? Die Anwendbarkeit der
Eingriffsregelung wird durch die hier gemachten abweichenden Vor-
schriften eher erschwert.

§ 7 HAGBNatSchG war eindeutiger und klarer in der Aussage.

§13(1) Satz 2 ist fur die Praxis nicht verstandlich. ,AuBerhalb von Natura
2000-Gebieten erfolgt die Kompensation von Eingriffen in LRT's oder
in die Lebensrdume von Arten ... nach der Eingriffsregelung.* Umfor-
mulierung analog der Begriindung.

§13(2) Der Absatz steht im Widerspruch zu § 2 (4) der Hessischen Kompen-
sationsverordnung, wonach der Abstand vom Eingriffsort 50 km nicht
Uberschreiten soll. Die VergréRerung des Raumes auf ganz Hessen, in
dem Kompensationsmaflnahmen stattfinden kénnen, wird vor dem Hin-
tergrund der Wirksamkeit des funktionalen Ausgleichs abgelehnt. Die
Folge ware, dass naturnahe und strukturschwache Regionen die Kom-
pensationspflichten der Ballungsrdume zu tragen hatten. Der Anreiz
zur flachenschonenden Planung in Ballungsrdumen wird dadurch ge-
mindert.
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Die Regelung sollte daher gestrichen oder auf einen Umkreis von 50
km, bezogen auf den Eingriffsort, begrenzt werden.

§13 (3) Der gesamte Absatz ist unverstandlich, irrefiihrend und fachlich nicht
sinnvoll. Daher ist der Absatz 3 komplett zu streichen.

Eine Gleichwertigkeit von Ersatzmalinahmen mit Ausgleichsmafinah-
men aufgrund der Lage in einem besonders geschitzten Gebiet oder
aufgrund der Durchfiihrung durch die Okoagentur per Gesetz herzu-
stellen ist fachlich und rechtlich nicht sinnvoll.

Es ist zu unterstellen, dass sich der Naturschutz auf die Schutzgebiete
konzentrieren soll und zudem die Okoagentur gestarkt werden soll.

Nur, weil die Okoagentur eine Ersatzmafnahme durchfihrt, ist sie
nicht gleichwertig hergestellt, diese Aussage ist daher unnétig und irre-
fuhrend.

Die mutmalRlich angestrebte Konzentration auf die Schutzgebiete lauft
den allgemeinen Zielen zur Biotopvernetzung und Biodiversitat in der
Flache zuwider.

§13 (4) Mit dem Ziel landwirtschaftliche Flachen vor der Inanspruchnahme
durch Kompensation zu schiitzen wird die Regelung aus der Kompen-
sationsverordnung (§ 2 (7) KV) nun fur alle Flachen geltend zum Ge-
setz erklart.

Absatz 4 untergrabt das Ziel der Herstellung eines Biotopverbunds.
Gerade die nach Flurbereinigungen oder durch Vergréierung der
Schlage Uber die MalRe ausgerdaumte Feldflur bedarf dringend der Wie-
deranreicherung mit Landschaftselementen und sonstigen ékologisch
hochwertigen Flachen und Korridoren als Lebensraum fur Insekten und
Feldflurarten.

Die landwirtschaftlichen Flachen dirfen vom Grundsatz her nicht aus-
geschlossen werden, da sie fur den Aufbau eines Biotopverbunds in
den agrarisch gepragten Gebieten herangezogen werden missen, z.B.
in Form linearer Strukturen (Hecken, Blihstreifen 0.4.).

Der Absatz 4 ist zu streichen. Die Regelung in der KV ist ausreichend.

§ 13 (6) Die Benehmenserklarung der Oberen Naturschutzbehérde sollte in di-
gitaler Form den betroffenen Unteren Naturschutzbehérden z.K. gege-
ben werden. In der Praxis hat es sich bewéhrt, wenn die Behérden vor
Ort (UNBen) von Vorhaben, die in der Zustandigkeit des Regierungs-
prasidium genehmigt wurden, Kenntnis haben, damit eine Sprachfahig-
keit bei Burgerlnnenbeschwerden, Gremienanfragen oder Anzeigen
von vermeintlich illegalem Handeln gewahrt werden kann.

§13(7) Es wird angeregt, eine Fristsetzung aufzunehmen, bis zu welchem
Zeitpunkt die mit einem Eingriff verbundenen Ausgleichs- oder Ersatz-
mafllnahmen umgesetzt werden mussen.
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Vorschlag: ,Ausgleichs- oder Ersatzmallnahmen sind zeitgleich mit
Fertigstellung des Eingriffsvorhabens funktionsbereit herzustellen, spé-
testens jedoch drei Jahre nach Baubeginn des Vorhabens. Abwei-
chende Fristen k6nnen im Genehmigungsbescheid festgelegt werden.”

§ 14 In Zif. 2 ist der Begriff ,Odland* analog des Vorschlages zu § 12 (1) Zif-
fer 6 in ,ungenutzte oder verbrachte Flachen* zu andern.

§15(1) Falscher Ansatz: Die Schuldung einer Ersatzzahlung ergibt sich erst
Satz 2 nach Vorlage der notwendigen Unterlagen und Berechnungen.

§ 15 (3) Die Angabe ,drei” ist in ,fiinf* zu &ndern. Die Praxis der vergangenen
Satz 1 Jahre hat gezeigt, dass es ausgesprochen schwierig ist, Projekttrager

fur die Verausgabung von Ersatzgeldern zu gewinnen. Insbesondere in
den Ballungsrdaumen ist eine Flachenverfiigbarkeit kaum gegeben. Die
Alternative zu externen Projekttragern ware die Projekt-Eigenleistung
der UNBnN. Aufgrund der massiven Personalengpésse und dem akuten
Fachkraftemangel ist dies nur in Einzelféllen leistbar. Die Verlangerung
der Frist von drei auf finf Jahre wirde hier zumindest eine zeitliche
Entspannung bei den Naturschutzbehérden bewirken. Ggf. kénnen die
neugegrindeten oder noch zu griindenden Landschaftspflegeverbande
hier als Projekttrager unterstitzend tatig werden.

§ 15 Abs. Ist zu streichen. Es macht fachlich keinen Sinn, Ersatzgeldprojekte an-

3 Satz 6 ders als andere KompensationsmaRRnahmen zu behandeln. Kompen-
sationsmaflnahmen sind dauerhaft — solange der Eingriff wahrt — zu si-
chern.

§19 (4) Es ist erforderlich, den Zweck der sogenannten ,Naturerlebnisrdume*

naher zu definieren.

Auch das Anerkennungsverfahren bedarf dringend einer Konkretisie-
rung und Festlegung. Bei der Anerkennung von Naturerlebnisrdumen
ist zwar die Zustandigkeit der Unteren Naturschutzbehérde definiert, je-
doch nicht das notwendige Tragerverfahren. Da nur auf das notwen-
dige Einvernehmen von Eigentimerinnen oder Nutzungsberechtigten
eingegangen wird, wird bei nichtkommunaler Tragerschaft die Pla-
nungshoheit der Kommunen ggf. untergraben. Die Kommunen sind
ebenfalls zu beteiligen.

Wie sind die Darstellungen des Flachennutzungsplanes und des Land-
schaftsplanes zu behandeln, wenn diese dem Zweck des Naturerleb-
nisraumes entgegenstehen?

Zif 2: Es wird kritisiert, dass in der Nahe von Naturschutzgebieten
(NSG) ausgerechnet Naturerlebnisrdaume, die Besucherlnnen anziehen
sollen, ausgewiesen werden kénnen, wenn im Gegensatz dazu gemaf
§ 24 (1) HeNatG ein Umgebungsschutz um Naturschutzgebiete ausge-
sprochen werden kann. Das gezielte Anlocken von Erholungsuchen-
den im rdumlichen Umfeld von NSG's ist aufgrund auch der Fernwir-
kung von Menschen, wie Larm, Unruhe (Bewegung, Verkehr), Licht
Uberwiegend kontraproduktiv.
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Deshalb fordern wir Zif 2 ist zu streichen. Im Zuge des Anerkennungs-
verfahrens fur Naturerlebnisrdume wird regelmagig eine Prifung hin-
sichtlich der Nahe zu Naturschutzgebieten oder sonst bedeutsamen
Flachen fur den Naturschutz im Hinblick auf ihre Auswirkungen stattfin-
den. Dabei sollte die Obere Naturschutzbehérde in jedem Fall beteiligt
werden.

§ 19 (5) Der zunehmende Nutzungsdruck durch Erholungssuchende und Sport-
lerlnnen betrifft auch Gewasser. Von daher regen wir an, entweder die
Ziffer 2 um ,Gewasser* zu erganzen oder eine weitere Ziffer 7 aufzu-
nehmen mit dem Wortlaut: ,das Befahren und die Benutzung von
Flie3- und Stillgewéssern mit Sport- und Freizeitgeréten jedweder Art
und Antriebsart.”

§ 22 (2) Offentliche Auslegung fiir 1 Monat bei der Ausweisung von Naturdenk-
malen ist unnétig, da alle Verfahrensbeteiligten bereits angehért wer-
den, bei Ausweisung von GLB ist der Sinn fraglich, da auch hier i.d.R.
alle Eigentumerinnen angehért werden.

Anregung zur Léschung von NDs: Es kénnte ein Absatz eingefligt wer-
den (hier oder an anderer Stelle), dass Naturdenkmale, die nicht mehr
bestehen, automatisch geléscht sind.

§ 22 (5) Sinnvoll und verwaltungsvereinfachend.

§ 24 Fur die Ausweisung von Naturschutzgebieten bis 5 ha ist gemaR § 44
(5) HeNatG die Untere Naturschutzbehérde zustandig. Es ist klar zu
stellen, ob § 24 auch fir Naturschutzgebiete kleiner 5 ha gelten soll
und damit von der unteren Naturschutzbehérde angewandt werden
kann.

Aus naturschutzfachlicher Sicht missen die Regelungen der Absétze 1
und 2 auch fur Naturschutzgebiete unter 5 ha umsetzbar sein. Dies
umso mehr, da durch eine geringere Gesamtflache der Gebiete die Be-
eintrdchtigungen der darin geschitzten Lebensrdume und Arten durch
Nutzungen im Umfeld, die dem Schutzzweck zu wider laufen, ggf. noch
starker in das Zentrum des Schutzgebiets hineinwirken, als es bei
grof¥flachigen Schutzgebieten der Fall ist.

§ 24 sollte so formuliert werden, dass die Handlungsoption zum Umge-
bungsschutz durch die jeweils zustdndige Naturschutzbehérde besteht.

§25(1) Ziffer 2 und 3 sind in § 30 Abs. 2 Nr. 7 BNatSchG geschutzt. Sie sind
zu streichen.

Gleichzeitig fehlen Biotop- und Nutzungstypen, die ebenso schutzwiir-
dig sind und im BNatSchG fehlen bzw. nur mittels weitreichender Inter-
pretation des § 30 BNatSchG den dort aufgelisteten Biotop- und Nut-
zungstypen zugeordnet werden kénnen. Das HeNatG bietet jetzt die
Méglichkeit, hier eine Prazisierung vorzunehmen, sowie die fur Hessen
bedeutsamen und im Riickgang befindlichen Biotop- und Nutzungsty-
pen aufzunehmen. Beispielsweise wird hierfur das ,extensiv genutzte
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Griinland frischer Standorte“ genannt. Aber auch die Aufzahlung von
»Halbtrocken- oder Sandmagerrasen® waren hilfreich.

§ 25 (2) Wie soll eine UNB Kenntnis erlangen, wenn die gesetzlich geschitzten
Satz 1 Biotope (Absatz 1 Ziffer 3) in der vorliegenden alten Biotopkartierung
gar nicht erfasst wurden? Wer soll fur die Pflege aufkommen? Wie wird
der Mehraufwand fur die Verwaltung gedeckt? Hier ist eine grof3e Bin-
dung von Arbeitskraft zu befiirchten. Dies wéare nur durch mehr Perso-
nal zu gewahrleisten. Eine Beauftragung der Landschaftspflegever-
bande durch die UNBen mit entsprechenden Finanzmitteln des Landes
ware eine gute Lésung.

§ 25 (4) Das Ersetzen einer separaten Ausnahmegenehmigung durch die Un-
tere Naturschutzbehérde fur gesetzlich geschitzte Biotope durch eine
nach anderen Vorschriften erforderliche behérdliche Genehmigung
stellt eine Schwachung des Naturschutzrechts dar. Die praktischen Er-
fahrungen zeigen, dass fur die Durchsetzung der UNB-Auflagen die
Bescheid erteilende Behérde (z.B. Bauaufsicht, Gemeinde) zusténdig
ist und hier oftmals der Willen daftr fehlt. Die Vollzugskraft der UNB
wird deutlich geschwécht. Weiterhin stellt sich die Frage, ob beim Ver-
sagen des Einvernehmens durch die UNB, dieses Einvernehmen ana-
log zum Baurecht auch ersetzt werden koénnte.

Absatz 4 ist dahingehend zu &ndern, dass eine vorgreifende Ausnah-
megenehmigung durch die UNB erforderlich ist, wie in § 30 (3)
BNatSchG vorgesehen, an. Somit bleibt die UNB Herrin des Verfah-
rens, kann bei Missachtung die Auflagen durchsetzen und behalt die
Gebuhreneinnahmen.

Auf die Ausfihrungen zu § 48 HeNatG wird verwiesen.

§ 26 Es sollte eine Klarstellung in Abs. 1 Zif. 2 erfolgen, dass hierunter auch
flachenhafte ND’s und GLB's fallen.

Finanzielle Férdertdpfe auf Landesseite zum Aufbau und der Verbes-
serung des Biotopverbunds kann die Umsetzung und eine gleichblei-
bende Qualitat sicherstellen.

§ 26 (5) Unter Beachtung des Artenschutzes und des generellen Vermeidungs-
gebots ist die pauschale Freistellung von Mallnhahmen aufgrund eines
Bewirtschaftungsplans von den Verboten des § 39 (5) BNatSchG na-
turschutzfachlich und —rechtlich nicht vertretbar und wird abgelehnt.
Auch lauft diese Regelung der in § 7 (2) des HeNatG-Entwurfes zu
Recht formulierten Vorbildwirkung von Land und Kommunen génzlich
zuwider.

Auch bei der Umsetzung von Mallhahmen aus einem Bewirtschaf-
tungsplan sind Schonzeiten zugunsten des Artenschutzes einzuhalten.

Absatz 5 ist zu streichen.

§ 27 Der Schutz von Mooren lber Bewirtschaftungsplane wird begrifdt.
LLangfristig“ in Satz 2 ist zu streichen. In Zeiten des Klimawandels stellt
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die Renaturierung von Mooren eine wichtige CO.-Senke dar. Dies darf
nicht auf die ferne Zukunft verschoben werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass insbesondere bei kleinrdumigen Nie-
dermooren die Kenntnis bzw. Datenbasis unzureichend ist.

§28 Die Aufstellung von Bewirtschaftungsplanen fir die Hessischen Auen-
verblinde und die Rheinaltarme wird begruft.

Weiterhin sind Bewirtschaftungsplane fur alle Auen aufzustellen, die
mindestens die gesetzlichen Abstandsflachen in der Breite von 10 m
links und rechts des Gewassers beinhalten. Dies dient der Stabilisie-
rung von Okosystemen an und in FlieBgewéssern.

§ 30 Die Schaffung eines Biotopverbunds wird nur Gber eine Anreicherung
ausgeraumter Agrarflachen mit Landschaftselementen méglich sein.
Daher ist § 13 (4) HeNatG nicht zielfuhrend.

§30(1) Die Biotopverbundplanung soll Inhalt des Landschaftsprogramms sein.
Die Inhalte sollen im Landesentwicklungs- und Regionalplan bertck-
sichtigt werden. Die Vorgaben sind dahingehend zu erganzen, dass die
Biotopverbundplanung auch auf der Ebene der Bauleitplanung eben-
falls berticksichtigt und dargestellt wird. Nur hier werden flachenscharfe
Aussagen getroffen. Die in § 30 (1) vorgesehene Planungsebenen kén-
nen nur Absichtserkarungen beinhalten.

§30 (2) Die Zielvorgabe sollte von 15 % der Landesflache auf 15 % pro Offen-
landflache eines Kreises gedndert werden. Nur so kann eine gute Ver-
teilung Uber das ganze Land Hessenerreicht werden.

§ 31 (6) Die Erfahrung hat gezeigt, dass das Aufstellen der Bewirtschaftungs-
pléne durch die Forst- und Landwirtschaftsbehérden, deren Aufgabe in
der Nutzung der Flachen besteht, nicht gut funktioniert hat. Es ist fach-
lich nicht nachvollziehbar, warum die fur Naturschutz und Landschafts-
pflege zustandigen Behérden (UNB, ONB) diese Plane nicht in Eigen-
regie erstellen.

§31(7) Die Unteren Naturschutzbehérden mit ihrer naturschutzfachlichen Ex-
pertise und der Kompetenz vor Ort sind ebenfalls zu beteiligen und hier
zu erganzen. Die unteren Naturschutzbehérden sollten Kenntnis Gber
die Bewirtschaftungspléne haben, um entsprechende Beratungen bei
der Umsetzung von Kompensationsmalnahmen aussprechen zu kén-
nen. Dies dient der Wissensvermittlung in beide Richtungen.

§35(1) Wie bereits zu § 4 ausgefuhrt, sind Beschrankungen der Lichtimmissio-
nen naturschutzfachlich wiinschenswert. Die Sollvorschrift ist eine ,Ist"-
Vorschrift zu andern.

Zif. 1 ,erkennbar® ist durch ,notwendig“ zu ersetzen. Erkennbar ist sehr
unspezifisch und fur die Verwaltungspraxis nur schwer anzuwenden.

Der bisher Uberschaubare Prifkatalog bei naturschutzrechtlichen Stel-
lungnahmen zu Innenbereichsvorhaben wird dadurch allerdings we-
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sentlich erweitert. Auch musste bei konsequenter Anwendung die bis-
herige Praxis der Nichtbeteiligung der UNBn bei Bauvorhaben aufge-
geben werden.

Sowohl qualitativ als auch quantitativ ist somit mit erheblicher zusatzli-
cher Arbeitsbelastung zu rechnen.

Aus der Praxis der Unteren Naturschutzbehérden wird das Verbot von
Bremsenfallen auf Weiden gefordert, da diese nicht selektiv wirken und
dem Schutz der Insekten damit entgegenstehen. Eine entsprechende
Rechtsvorschrift sollte erganzt werden.

§ 35 Die Verschiebung der Nachtzeit auf 23 Uhr im Naturschutzrecht sorgt
(4) und (5) fur Verwirrung und dies ohne Not. Es sollte sich an die Vorgaben des
Immissionsschutzes gehalten werden (Beginn der Nachtzeit: 22 Uhr).

Auf eine Ausnahme fur kirchliche Bauten oder Kulturdenkmale sollte
verzichtet werden. Auch hier gilt es gemeinsam eine Vorbildfunktion
einzunehmen.

§ 35 (6) Wenn die Gemeinden ohne Benehmensregelung mit der Naturschutz-
behdrde zustandig sind, lauft die Regelung zum Insektenschutz ins
Leere.

Gemeinden ohne kommunale Naturschutzbehérden sind mangels
Fachpersonals in der Regel nicht in der Lage, Ausnahmegenehmigun-
gen im Hinblick auf deren Auswirkung auf den Schutz nachtaktiver
Tierarten bewerten zu kénnen.

Die Regelung ist ersatzlos zu streichen.

§ 35 (8) Satz 2: Der Begriff insektenfreundlich mit dem Zusatz ,unter Verwen-
dung gebietsheimischer Pflanzen® erganzt werden.

Satz 3: Die Regelung sollte um die ,Gemeinden® erganzt werden.

§ 36 Der Schutz sollte sich nicht nur auf natirliche Brutfelsen beziehen,
sondern generell auf ,Brut- und Niststatten®. Somit waren auch bri-
tende Wanderfalken auf Gebauden geschutzt.

Die Auswahl der Vogelarten erscheint willkirlich. Es wird angeregt den
Schwarzmilan ebenfalls aufzunehmen.

Redaktionell: in Absatz 3 ist in der ersten Zeile das doppelte ,die“ zu
streichen.

§ 37 Der Schutz von Tieren vor dem Tod an Glasfassaden stellt ein wichti-
ges Ziel im Naturschutz dar. Sterben doch mehr Tiere an Glasfassaden
als durch Windréder.

Der Vollzug ist in seinen Zustandigkeiten zu regeln. Insbesondere ist
das Bauplanungs- und Bauordnungsrecht entsprechend anzupassen.
Mit Mehrarbeit ist (qualitativ und quantitativ) bei den UNB zu rechnen.

§37 (1) §44 BNatSchG ist auch ohne Abs. 1 des §37 anzuwenden. Absatz 1
deshalb zu streichen.
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§ 37 (2) »in der Regel” sollte gestrichen werden.

§ 37 (4) Es fehlt eine genaue Definition zu ,6ffentlichen Gebauden®. Wer soll
diesen Passus durchsetzen, wenn die Kommunen kein Geld und kei-
nen Willen dazu haben? Zudem kénnen die UNBn gegenuber nicht wil-
ligen Gemeinden keine Zwangsmittel einsetzen.

Hier wéare seitens des Landes Hessen ein entsprechendes Fdrderpro-
gramm fur die Gemeinden aufzulegen.

§ 38 (2) Lim Rahmen von zur Verfligung stehender Haushaltsmittel” ist zu strei-
chen und durch ,missen” zu ersetzen. Permanente Amphibienleitein-
richtungen an Straen und Wegen stellen eine effektive und weniger
aufwandige HilfsmaRnahme zum Schutz der Amphibien dar. Amphi-
bienleiteinrichtungen stellen einen kleinsten Bruchteil der Baukosten
fur Wegsanierung oder —bau dar. Deshalb ist ein ,Muss“ hier keine
maflose Forderung.

§40 Der gesamte Paragraph ist aufgrund seiner gravierenden Risiken fur
seltene wie haufige Tierarten und der nicht méglichen Uberpriifbarkeit
der Regelung gestrichen werden.

§40 (1) Der Absatz wird so interpretiert, dass unter den angegebenen Bedin-
gungen (haufige Art, kein Jagd- oder Fischereirecht, fur Bildung, Lehre
oder Forschung, geringe Anzahl und kurzzeitig) eine Legalausnahme
definiert wird, die keiner weiteren behérdlichen Entscheidung bedarf.
Gegen diesen Passus bestehen erhebliche naturschutzrechtliche Be-
denken. Die Entnahme kann streng geschitzte und bedrohte Tierarten,
insbesondere Amphibien betreffen. Inwieweit Standards der artgerech-
ten Halterung etc. eingehalten werden, wirde sich vollkommen dem
Einflussbereich der Naturschutzbehérde entziehen. Die in der Begrin-
dung erhoffte Entlastung der Verwaltung wird nicht gesehen, da bisher
die Fallzahlen dieser Verfahrensart im Promillebereich liegen.

§40(2) Natur auf Zeit — hier ist eine Kollision mit dem Artenschutzrecht zu be-
furchten vgl. § 12 (3).
§43 Die Abgrenzung der Zustandigkeiten der Oberen und Unteren Natur-

schutzbehérden sollte allgemeinverstandlich formuliert werden. In der
Praxis Ubliche Begriffe wie ,Internationaler Artenschutz* sollten zur An-
wendung kommen. Es ist nicht verstandlich und eindeutig formuliert,
wofur die UNB zusténdig sein soll. Hier sind Klarstellungen dringend
erforderlich. Welche Naturschutzbehérde ist fur die Haltung von Wild-
tieren zustandige Behdérde?

Es sollte hier eine Kollisionsklausel aufgenommen, die regelt, dass die
Zustandigkeit in einem Verfahren von der UNB auf die ONB Ubergeht,

wenn die Kreisausschusse oder kreisfreien Stadte oder Betriebe/ Ge-

sellschaften mit deren Anteilen selbst Vorhabentrager oder Betroffene
einer Anordnung sind.

§43 (1) Diese Regelung wird begrifit. In der Vergangenheit gab es immer wie-
Satz 2 der Reibungspunkte zwischen den Behérden.
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§ 43 (4) Nr. 1 | Die Pflege der NSGs unter 5 ha, die durch die unteren Naturschutzbe-
hérden ausgewiesen wurden, sollten in der Zustandigkeit der UNben

verbleiben.
§43 (4) ~Soweit Satz 1 Nr. 6 soll wohl ,Soweit Satz 1 Nr. 5 lauten. Dies wére
letzter Satz zu korrigieren.
§ 47 (3) Was heil’t das konkret? Wer sind Dritte?
§ 48 Ziel ist, die jeweilige Genehmigung oder Ausnahmegenehmigung der

Naturschutzbehérden gegeniiber den Antragstellenden nicht als eigen-
standige Entscheidung zu erteilen. Sie soll auch nicht als solche in ei-
nem Verwaltungsakt der Zulassungsbehdérde nach einer anderen
Rechtsvorschrift eigenstandig erscheinen, da sie ,ersetzt‘ werden soll.

Das Ersetzen ist problematisch bei fehlender oder mangelhafter Um-
setzung. Dann muss die Bescheid erteilende Behérde tatig werden, die
die MaRRnahme fachlich nicht veranlasst hat und der méglicherweise
das Verstandnis fir die Thematik und auch der Wille zur Behebung der
Missstande fehlen.

Wir sprechen uns klar gegen das Ersetzen aus. An der Eigenstandig-
keit der naturschutzrechtlichen Entscheidung muss festgehalten wer-
den, da sich nur so der Vollzug abschlie3end regeln lasst. Es muss si-
chergestellt werden, dass die Belange von Natur und Landschaft
rechtssicher umgesetzt und die Malnahmen dauerhaft erhalten wer-
den und von der Naturschutzbehérde auch kontrolliert und eingefordert
werden kénnen.

§ 52 (4) Welche Konsequenz folgt auf die Nicht-Weitergabe der Daten seitens
der Gemeinden?

§ 52 (5) Die Kostenfreiheit der Daten wird begruft.

§ 55 Grundsatzlich begrufen wir es, dass der ,§ 55 Landschaftspflegever-

bande" neu in das HeNatG aufgenommen werden soll.

Leider ist in der Begriindung zum Paragraphen ein sprachlicher Fehler
enthalten, der inhaltlichen Widersinn mit sich bringt. Dort heif3t es
(Druckseite 68)

,Zu § 55

§ 55 trifft Regelungen zu den ,Landschaftspflegeverbanden® als weite-
res zentrales Element des kooperativen Ansatzes im Naturschutz.
Diese haben eine besondere Stellung in der Naturschutzverwal-
tung, welche bereits in der ,Richtlinie des Landes Hessen zur Férde-
rung von Landschaftspflegeverbanden” vom 24. August 2020 begrin-
det wurde.”

Die fett gedruckte Formulierung ist fehlerhaft. Damit wird ausgedrickt,
dass die LPV ein Teil der Naturschutzverwaltung sind, was so nicht
richtig ist. Sie sind im Gegenteil unabhangige, gemeinnitzige und drit-
telparitatisch organisierte Vereine. Waren sie aber Teil der Natur-
schutzverwaltung, durften sie gar nicht geférdert werden. Es handelt
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sich um einen redaktionellen Fehler. Der Satz sollte anstatt ,...in der
Naturschutzverwaltung“ durch ,fiir die Naturschutzverwaltung® veran-
dert werden.

Die Gesetzesbegrindung spielt zwar im Normallfall ja keine grof3e
Rolle, diese Formulierung kénnte dennoch zu Irritationen flhren und
bei Dritten ggfs. eine véllig falsche Sichtweise zur Rolle der LPV for-
dern.

§ 56 Aktuell gibt es die ehrenamtlichen Vogelschutzbeauftragten der Staatli-
chen Vogelschutzwarte, die dort organisatorisch angebunden waren
und fur den Alltag der UNBen eine grofie Hilfe darstellen. Wir sprechen
uns flr den Erhalt dieser Strukturen aus.

Mit der Bestellung von ehrenamtlich Beauftragten kommt eine neue
Aufgabe auf die UNBen zu.

Die gesamte Regelung ist durch klare Abgrenzung der Zustandigkeiten
die Art der Beauftragten eindeutiger zu fassen.

§ 57 (2) Im bisherigen HAGBNatSchG § 22 (2) Satz 1 haben sich die Natur-
schutzbeirate in grundsatzlichen Angelegenheiten beraten. Im vorlie-
genden Entwurf des HeNatG ist man davon abgewichen und schreibt
stattdessen ,in allen Angelegenheiten®.

Hierbei handelt es sich um eine Abkehr von der bisher gelibten Praxis.
Zukunftig misste nahezu jeder Vorgang dem Naturschutzbeirat vorge-
legt werden. Wie soll das funktionieren? Vor allem, wenn eine Be-
schleunigung von Verfahren eingefordert wird und Fristen fur die Ab-
gabe von Stellungnahmen immer klrzer werden.

Die Regelung soll den ehrenamtlichen Naturschutz starken, ist aber in
der Praxis nicht umsetzbar. Auch wenn in Satz 2 eine ,Insbesondere®-
Aufzahlung folgt, sollte der Wortlaut auf ,grundsétzlich* geandert wer-
den.

§ 58 (1) Nr. 2 | Eine Beteiligung der Verbande bei Befreiungs- und Ausnahmeverfah-
ren betreffend gesetzlich geschitzter Biotope stellt ein zusatzliches
Verfahren auf der Ebene der Naturschutzbehdérden dar. Da es sich bei
den gesetzlich geschitzten Biotopen um kleinere Bereiche mit unterge-
ordneter Bedeutung fur den Naturschutz geht, sollte hierauf verzichtet
werden. Hinzu kommt die Zusatzbelastung der Naturschutzbehérden
durch neue Verfahren, deren Personalisierung nicht gesichert ist. Die
Regelung ist deshalb zu streichen.

§ 59 (2) Welche Naturschutzbehérde ist hier gemeint? Gibt es hierfur ein beste-
hendes Verwaltungsverfahren? Sind die Begriffe mit Definitionen hin-
terlegt?

Die Kategorie der neu eingeflhrten Naturerlebnisrdume sollte definiert
und als geschitzte Bezeichnung aufgenommen werden.

18/20



75

AL

’ Beruflicher Natwurschutz Ln Hessen

§ 60 Die ,Sind-Vorschrift* ist praxisuntauglich und lauft Satz 1 zuwider. Hier
sollte auf die bewahrte Formulierung des HAGBNatSchGs zuriickge-
griffen werden.

Das Betreten von Grundstucken ist im Rahmen értlicher Kontrollen
haufig erforderlich, und nicht immer kénnen Eigentumer ermittelt wer-
den. Eine ortsubliche Bekanntmachung von Begehungen ist im Rah-
men von Kartierungen Ublich, nicht jedoch im Rahmen der taglichen
Arbeit einer UNB. Die Prifung und Wahrung der Belange des
BNatSchG wird sonst unverhaltnismalig erschwert.

§63 (1) Bei der Auflistung der Tatvorwurfe fehlt § 28 (2) ,Ordnungswidrig han-
delt, wer auf Wegen im Wald unbefugt mit Fahrzeugen mit Motorkraft,
ausgenommen Krankenfahrstihlen, fahrt oder parkt.“ Er ist zu ergén-
zen.

Dieser Tatvorwurf kommt regelmaRig im Wald auf3erhalb von Schutz-
gebieten zum Tragen und hat sich in der Praxis sehr bewahrt. Dies ins-
besondere, da das Bu3geld meist héher ist als dies der Forstbehérde.

§63 (1) Der Tatbestand ,Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlas-
sig eine der in §12 Abs. 1 dieses Gesetzes bezeichnete Handlung
ohne erforderliche Genehmigung vornimmt,“ ist zu ergénzen.

§63(1) VerstéRRe gegen die Grunfestsetzungen in Bebauungsplanen sollen als
Tatbestand aufgenommen werden.

§ 63 (2) Begruft wird die deutliche Anhebung der H6hen der GeldbulRen auf
den jeweils doppelten Betrag, von 100.000 € auf 200.000 € und von
25:000 € auf 50.000¢€.

Hier wird die Uberarbeitung des BuRgeldkatlogs des Landes Hessen
angeregt.

§ 63 (3) Die Zustandigkeit ist bei den UNBen zu belassen. Die Verfahren kén-
nen effektiver abgearbeitet werden, da die UNBen naher am Ort des
Geschehens sind. Als die OWi’s in der Vergangenheit noch bei den
Regierungsprasidien angesiedelt waren, mussten die UNBen auf An-
weisung der ONB zligig Ortsbesichtigungen durchfiihren und gegen-
Uber der ONB berichten. Bei Ruckantwort des Verursachers musste er-
neut die UNB eine Besichtigung durchfiihren. Somit hat die UNB immer
wieder Arbeit mit den Verfahren, ohne Einnahmen (ber die BuRgelder.
Bei der aktuellen Arbeitsbelastung ist das Berichtswesen nicht effektiv
und ressourcenschonend.

In Gebietskérperschaften, die viele Schutzgebiete aufweisen, wie im
Kreis Gro3-Gerau in der Nahe der Ballungsrdume, wurden in den letz-
ten Jahren zwischen 300 und 1.000 Verfahren pro Jahr bearbeitet.
Viele davon werden ausgel6st durch Missachtung der Landschafts-
schutz- und Naturschutzgebietsverordnung durch falsches Fahren und
Parken.

Die in der Begriindung auf S. 70 genannte Reduktion der mit Ord-
nungswidrigkeiten des Naturschutzrechts befassten Amtsgerichte von
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34 auf 3 kann nicht als Grund dienen. Die meisten Bu3geldverfahren
befassen ein Amtsgericht nicht. Das sind wenige Falle, die meist kurz
vor dem Gerichtstermin wieder zuriickgezogen werden.

Vgl. dazu auch die Aufstellung des Wetteraukreises, dass als prakti-
sches Beispiel die Ablaufe bei der Bearbeitung eines OWI-Verfahrens
nach aktuellem Gesetz und nach neuem HeNatG darstellt.

Wir lehnen die Verlagerung der Ordnungswidrigkeitenverfahren auf die
RP-Ebene klar ab. Wir verweisen auf die Ausfihrungen im einleitenden
Text dieser Stellungnahme. Sofern die Ordnungswidrigkeitsverfahren
zukUnftig bei der Oberen Naturschutzbehdérde gebindelt werden sol-
len, werden die im eigenen Vollzug bisher Ublichen Vorermittlungen
nicht mehr von den UNBn geleistet werden kénnen.

Wir regen dagegen bessere Weiterbildungsmaglichkeiten im natur-
schutzrechtlichen Ordnungsrecht fur die UNBen und einen geleiteten
Austausch zu besonderen Féllen an. Diese fordert die HVNL schon seit
Jahren. Damit kann eine gute Qualitat der Fallbearbeitung sicherge-
stellt werden.

Gerne stehen wir fUr einen konstruktiven Austausch und eine Weiterentwicklung des neuen
Hessischen Naturschutzgesetzes zur Verfugung.

Mit freundlichen GriiRen

(Elke Grimm)
Vorsitzende der HVNL

Anlagen
1. Anlage 1 Stellungnahme des Wetteraukreises zur Neuregelung der OWI-Verfahren

2. Anlage 2 Position der Verbande ahk-bdla-hvnl zur Landschaftsplanung
3. Anlage 3 Positiv-Negativ-Liste des HMUKLV vom 11.01.2019
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Fachstelle 4.1.2 Naturschutz & Landschaftspflege
des Wetteraukreises

Nadine Weckler und Eva Langenberg, Tel. 06031/83-4303
1ind -4200

Ve
Wetteraukreis
gold. richtig.

Friedberg, 13.12.2022

Neues HENatG ab 2023
Ordnungswidrigkeitenverfahren (Owis): Wechsel der Zustindigkeit von den
UNBen zu den jeweiligen ONBen beim Regierungsprasidium

Sehr geehrte Frau Grimm,

zur weiteren Verwendung fir die Stellungnahme der HVNL zum neuen HENatG hier
die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehoérde des Wetteraukreises (UNB
WK) zu den Owis:

1. Zahlen, Daten, Fakten zur Bearbeitung von Owis bei der UNB WK

Die Untere Naturschutzbehérde des Wetteraukreises leitet jahrlich zwischen 30
und 40 Ordnungswidrigkeitenverfahren ein. Davon werden ca. 5 bis 10 % nach dem
Anhoérungsverfahren wieder eingestellt. Bei den Ubrigen Verfahren werden
BuBgeldbescheide erlassen. Ca. 5 % der Betroffenen reichen Einspruch ein und das
Verfahren wird an die Staatsanwaltschaft weitergeleitet.

Der Ubrige Teil der Verfahren bleibt beim Wetteraukreis und somit auch die
Einnahmen aus den BuBgeldverfahren.

Diese waren in den letzten Jahren wie folgt:

2016: 20.030,50 €
2017: 5.824,00 €
2018: 5.813,00 €
2019: 11.790,25 €
2020: 7.626,80 €
2021: 10.270,00 €
2022: 31.819,00 € (Stichtag 06.12.2022)

(Starke Schwankungen wegen unterschiedlichen ,Aufkommens®“ von Owis und/oder
personeller Unterbesetzung in dem Aufgabengebiet.)

Das sind keine hohen Betrage, wichtig ist aber die Signalwirkung nach auflen: So
haben z. B. die einige Jahre lang weit verbreiteten ungenehmigten Erdauffillungen

1
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im AuBenbereich stark abgenommen: Es spricht sich herum, dass wir sie verfolgen
und BuBBgelder verhangen.

2. Aktuelle Zustdndigkeit fir die Verfolgung von Owis: Untere Naturschutz-
behérden

Arbeitsschritte bei BuBBgeldverfahren durch die Untere Naturschutzbehdrde des
Wetteraukreises:

1. Aufnahme von illegalen Eingriffen bei Ortsbesichtigungen oder durch
Anzeigen

Ermittlung des Verursachers

Entscheidung/Prifung Gber die Einleitung des Ordnungswidrigkeiten-
verfahrens

Anhdérung

Prifung der Rickmeldung

Evtl. Einstellung des Verfahrens aufgrund von neuen Informationen oder
Entscheidung, dass die Grinde nicht ausreichen fir eine Einstellung
Evtl. erneute Mitteilung an Beteiligten

Entscheidung Uber die BuBgeldhdhe

0.Erstellung eines BuBgeldbescheides

1.Evtl. Einspruch - erneute Prifung, ob das Verfahren eingestellt werden kann
oder

12.Abgabe an Staatsanwaltschaft

13.Beteiligung der UNB bei Gerichtsverhandlungen

w N

RBO®O®NO GO R

Sollte das Ordnungswidrigkeitenverfahren an den RP wie gemal dem neuen
HeNatG abgegeben werden, so verbleiben die Punkte 1, 2, 3, 5, 6, 7 alleine bei
unserer Behorde.

3. Geplante Zustdndigkeit fir die Verfolgung von Owis: Obere Naturschutz-
behérden

Gemal § 63 (3) des Entwurfs zum neuen HENatG sollen die ONBen flr die
Verfolgung und Ahndung von Owis zustandig sein. Das wird zu folgenden
Arbeitsschritten bei BuBgeldverfahren durch die UNBen und die ONBen fihren:

1. Aufnahme von illegalen Eingriffen von Seiten der Unteren Naturschutz-
behorde oder durch Anzeigen

2. Ermittlung des Verursachers durch die UNB

3. Entscheidung/Prifung lber die Einleitung des

Ordnungswidrigkeitenverfahren durch die UNB

Anhdrung durch die ONB

Prifung der Rickmeldung durch die ONB und Weiterleitung an die UNB mit

der Bitte um Stellungnahme

6. Evtl Einstellung des Verfahrens, aufgrund von neuen Informationen durch
die ONB

7. oder Entscheidung, dass die Grinde nicht ausreichen fir eine Einstellung
durch die ONB - nach Riuckmeldung und Stellungnahme der UNB.

8. Evtl. erneute Mitteilung an Beteiligten durch die ONB

9. Entscheidung Uber die BuBgeldhéhe mit Kurzinformationen durch die UNB

10. Erstellung eines Buf3geldbescheides durch die ONB

o &
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11.Evtl. Einspruch — Weiterleitung an die UNB wegen erneuter Prifung, ob das
Verfahren eingestellt werden kann oder Abgabe an Staatsanwaltschaft
durch die ONB.

12.Beteiligung bei Gerichtsverhandlungen der UNB — da Zeuge

Wie man bei den oben aufgefihrten Verfahrensablaufen erkennen kann, ist das
Verfahren erschwert und verzégert. Es werden durchgangig zwei Behdrden in
Anspruch genommen. Das ist ineffizient und intransparent.

Die ONB kann bzw. wird nur sehr eingeschrankt Ortsbesichtigungen vornehmen
und somit auch keine illegalen Eingriffe feststellen (Verwaltungsverfahren, das
parallel zum Owi — Verfahren lauft). Daher obliegt diese Aufgabe nach wie vor
alleine der UNB genauso wie die nachtragliche Prifung und Beurteilung des
illegalen Eingriffs im Verwaltungsverfahren.

Es ist zu beflrchten, dass die Owis weniger konsequent verfolgt werden kénnen
und die Zahl der Owis zunehmen wird, wenn sich dies ,herumspricht®.

Aus unserer Sicht muss die Zustandigkeit dafir deshalb komplett auf der Unteren
Verwaltungsebene bleiben.

Mit freundlichen Griuf3en

Im Auftrag

Gez. Langenberg
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Landschaftsplanung in Hessen — eine Notwendigkeit

Die Landschaftsplanung ist im Bundesnaturschutzgesetz fest verankert, der planerische Beitrag des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zur Raum- und Flachenplanung sowie Grundlage fir die
Steuerung und Lenkung der 6ffentlichen Naturschutzaufgaben. Sie hat die Aufgabe die Ziele des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege als Grundlage vorsorgenden Handelns auf Gberértlicher und
ortlicher Ebene zu konkretisieren und flachen- sowie maBnahmenbezogen darzustellen. Auf den ver-
schiedenen Planungsebenen sollen in Landschaftsprogrammen, Landschaftsrahmenplanen sowie in
Landschaftsplanen und Griinordnungspldanen die konkreten Ziele fiir Naturschutz und Landschafts-
pflege dargestellt und begriindet werden. Die Landschaftsplanung ist gemal} des gesetzlichen Auf-
trages fortzuschreiben, insbesondere wenn wesentliche Veranderungen von Natur und Landschaft im
Planungsraum eingetreten, vorgesehen oder zu erwarten sind.

Die Raum- und Landschaftsentwicklung steht aktuell vor vielfaltigen Herausforderungen und Aufga-
ben. Ursachlich hierfiir sind vor allem die Erfordernisse

e des Klimawandels,

® des demographischen Wandels,

e der nach wie vor prosperierenden Entwicklung in Verdichtungsraumen bei gleichzeitiger Be-
volkerungsabnahme vor allem in landlichen Regionen,

e der Bewahrung des kulturellen Erbes und des Schutzes der Kulturlandschaften,

e des anhaltenden Strukturwandels in der Landwirtschaft,

e der notwendigen Sicherung der biologischen Vielfalt und

e der Energiewende.

Vor diesem Hintergrund bedarf es transparenter Informations- und Zielgrundlagen zu Natur und
Landschaft. Hierzu muss die Landschaftsplanung als zentrales rdaumliches Planungsinstrument des
Naturschutzes und der Landschaftspflege einen wesentlichen Beitrag leisten.

Wahrend das Bundesnaturschutzgesetz Landschafts- und Griinordnungsplanung auf den Ebenen der
Landesplanung, der Regionalplanung und der zweistufigen Bauleitplanung (Flachennutzungsplanung
und Bebauungsplanung) vorsieht, verankert das Hessische Ausflihrungsgesetz zum Bundesnatur-
schutzgesetz die Landschaftsplanung nur auf der Ebene der Landesplanung und der Flachennut-
zungsplanung.

Derzeit existiert in Hessen keine Landschaftsrahmenplanung, die die staatlichen Naturschutzaufga-
ben konkretisiert und sich auf die Ebene der Bauleitplanung abschichten und umsetzen lieRe. Aktuel-
le konzeptionelle planerische Vorgaben aus dem Aufgabenfeld Landschaftspflege und Naturschutz
fehlen.
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Auch eine regionalplanerische Beurteilung von GroRvorhaben unter Zugrundelegung der Ziele des
BNatSchG und von daraus abzuleitenden regionalen und landschaftsplanerischen Zielformulierungen,
ist aktuell kaum moglich. Dies wird deutlich am Beispiel der Probleme bei der Ausweisung von Vor-
rangflachen fiir die Nutzung von Windkraft.

Die Flachennutzungsplanung und die Landschaftsplanung sind durch das Fehlen von (iberértlichen
Vorgaben zu Naturschutz und Landschaftspflege und die damit verbundene Verlagerung staatlicher
Aufgaben auf die kommunale Ebene lberfordert. Zudem wurden in Hessen im kommunalen Bereich
in den letzten zehn Jahren kaum Flachennutzungspline neu aufgestellt. Uberwiegend wird nur be-
darfsorientiert nachgebessert. Aufgrund der Primar-integration der Landschaftspldane in den Flachen-
nutzungsplan wurden nur wenige neue kommunale Landschaftsplane aufgestellt.

Die Landschaftsplanung nimmt in Hessen ihre Steuerungsfunktion fiir die raumlichen Naturschutz-
aufgaben aktuell nicht wahr. Weder liegt ein Landschaftsprogramm vor, noch sind die Rechtsgrund-
lagen fiir die Landschaftsrahmenplanung geschaffen oder aktuelle kommunale Landschaftsplane
vorhanden.

Die fehlenden Verbindungen und der notwendige Austausch zwischen allen Planungsebenen in

Hessen miissen wieder hergestellt werden. Hierzu ist in Hessen insbesondere eine flaichendeckende
Landschaftsrahmenplanung — im Kern flr die staatlichen Aufgaben — notwendig.

Bundesland In Hessen:

Landesentwicklungsprogramm Landschaftsprogramm <:| liegt nicht vor

A 4

Regierungsbezirk

Regionalplan Landschaftsrahmenplan <:| im Ausflihrungsgesetz

nicht vorgesehen

Flachennutzungsplan Landschaftsplan <:I i.d.R. veraltet

Bebauungsplan Grunordnungsplan
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Um die anspruchsvollen Zukunftsaufgaben raumlicher Entwicklung positiv zu gestalten und um die
Zielvorgaben des BNatSchG umsetzen zu kdnnen, ist eine qualifizierte, aktuelle (fortschreibungs-
pflichtige) und dialogorientierte Landschaftsplanung erforderlich. Hierzu ist eine bedarfsorientierte
Neuausrichtung der Landschaftsplanung in Hessen dringend notwendig.

Die Kommunen sollen durch die Etablierung des Landschaftsrahmenplans von den staatlichen Natur-
schutzaufgaben soweit entlastet werden, dass sie die ihnen zugefallenen Aufgaben sowie ihre eigene
Planungshoheit voll umfanglich wahrnehmen kénnen.

Insgesamt ergeben sich vorrangig folgende Kernforderungen:

e (Ubernahme der Regelungen zur Landschaftsplanung ohne Abweichung zum Bundesrecht in
eine Neufassung des HAGBNatschG

e Wiedereinfiihrung der Dreistufigkeit der Landschaftsplanung in Hessen
- auf Landesebene mit dem Landschaftsprogramm
- aufregionaler Ebene mit dem Landschaftsrahmenplan
- auf kommunaler Ebene mit dem Landschaftsplan

e Konsequente Abschichtung und inhaltliche Fokussierung auf ebenenrelevante Themen
® Forderung von Moglichkeiten der interkommunalen Zusammenarbeit

e Ausstattung der zustandigen Behorden und Planungstrager mit qualifiziertem Personal bzw.
ausreichenden Finanzmitteln.

Die Unterzeichner fordern den Hessischen Landtag und die Landesregierung auf, die Landschafts-
planung als zentrales raumliches Planungsinstrument des Naturschutzes und der Landschaftspflege
in Hessen neu auszurichten und die dafiir erforderlichen Grundlagen zu schaffen.

AKH BDLA HVNL
Stand 17. November 2014
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IV 4 — 103a 08.01.06 (Positiv-/Negativliste) 11. Januar 2019
Petra Baumann
DW: 1168

Leitfaden Eingriffsvermutung
Positiv-/Negativliste
fiir die Eingriffsregelung
in Hessen

Ein Eingriff in Natur und Landschaft ist gemaR § 14 Abs. 1 des Bundesnaturschutz-
gesetzes (BNatSchG) die Verédnderung der Gestalt oder Nutzung von Grundflachen
oder eine Veranderung des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden
Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts
oder das Landschaftsbild erheblich beeintréachtigen kann. Einwirkungen auf Natur
und Landschaft, die keine Veranderung der Gestalt oder Nutzung bewirken, sind
keine Eingriffe. Ebenfalls kein Eingriff ist eine Veranderung des Grundwasserspie-
gels, die nicht mit der belebten Bodenschicht in Verbindung steht. Die sich erge-
bende Beeintrachtigung muss eine gewisse Erheblichkeit aufweisen; unerhebliche
Beeintrachtigungen bleiben unberiicksichtigt. Es reicht aus, dass sich die Mdglichkeit
erheblicher Beeintrachtigungen aufdrangt (,kann®). Zu den Eingriffen im naturschutz-
rechtlichen Sinn gehdren also nicht nur versiegelte Flachen, sondern z.B. auch Auf-

schittungen oder Abgrabungen wie Damme oder Steinbriiche.

Eingriffe in Natur und Landschaft bedurfen einer behdrdlichen Genehmigung (z.B.
Baugenehmigung, Plangenehmigung, Planfeststellung, immissionsschutzrechtliche
Genehmigung oder Eingriffsgenehmigung einer Naturschutzbehérde) oder missen
aufgrund eines verbindlichen Plans zuléssig sein (z.B. Bebauungsplan). Sie dirfen
nur im Einklang mit den naturschutzrechtlichen Bestimmungen fir die Eingriffsrege-
lung (§§ 15 ff. BNatSchG) zugelassen werden.

Hessen hat weder gesetzliche Regelbeispiele fir Handlungen, die regelméRig als Ein-
griffe anzusehen sind (Positivliste), noch fir Handlungen, die keine Eingriffe darstellen
(Negativliste), in das Hessische Ausfilhrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz

(HAGBNatSchG) aufgenommen. Durch den vorliegenden Leitfaden soll der Begriff des
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Eingriffs i.S.d. § 14 Abs. 1 BNatSchG mit Regelbeispielen (Positiv-/Negativliste) kon-

kretisiert werden. Diese sind widerlegbare Vermutungen; begriindete Einzelfalle koén-

nen zu anderen Ergebnissen fuhren.

Positivliste

Sachverhalte, die regelmaRig
einen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

Errichtung und wesentliche Anderung
baulicher Anlagen im AuBenbereich

1.1

Herstellen, Erweitern, Andern oder Beseiti-
gen von baulichen Anlagen i.S.d. baurechtli-
chen Vorschriften, soweit sie erheblich auf
den AuRenbereich wirken — unabhangig von
der baurechtlichen Genehmigungsbedurftig-
keit
(z.B. auch Foliengewachshauser)

§§ 2, 54, 55 HBO

1.2

Errichtung oder wesentliche Anderung von
Stralen, Wegen, Schienenwegen und sons-
tigen Verkehrsflachen

soweit nicht Nr. 1.1 der
Negativliste

1.3

Abstellen mobiler Anlagen, die tatsachlich

vorwiegend ortsfest genutzt werden oder

hierzu bestimmt sind (z.B. Werbeanlagen,
Wohnwagen, Zelte), soweit diese nicht aus-

dricklich in der Negativliste erfasst sind (z.B.

Parken einzelner Fahrzeuge oder Aufstellen
von Zelten flr wenige Tage)

vgl. Nr. 4 der Negativliste

1.4

Anlage, Beseitigung, Ausbau oder wesentli-
che Anderung von Gewéssern (z.B. Errich-
tung von Anlegestellen fur Wasserfahrzeuge
und andere schwimmende Anlagen)

§ 31 Abs. 2 Satz 1 WHG

1.5

Errichtung oder wesentliche Anderung von
Ausstellungs- Park- oder Lagerplatzen (ggf.
Sonderregelung fur die voriibergehende La-

gerung landwirtschaftlicher Produkte und
Betriebsmittel)
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Sachverhalte, die regelmaRig
einen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

1.6

Errichtung und Betrieb von Sport- und Frei-
zeiteinrichtungen (z.B. Skipisten oder Ski-
lifte, Camping- oder Badeplatze), inkl. zuge-
horiger Anlagen (z.B. Beleuchtungsanlagen)
sowie deren wesentliche Anderung oder Er-
weiterung

unter den Voraussetzun-

gendes § 8 Satz 1 Nr. 3

HAGBNatSchG UVP-
pflichtig

Anlage oder wesentliche Erweiterung von
Garten oder gartnerisch gestalteten Anla-

gen und Einrichtungen zur Haltung von
Tieren wildlebender Art im AuBenbereich

soweit nicht tibliche Ande-
rungen bei zugelassenen
oder zulassigen Garten
oder gartnerisch gestalte-
ten Anlagen (z.B. bei Au-
Renbereichsgehdften) und
unabhangig von der Er-
richtung entsprechender
Zaune oder Hutten

Aufschiittungen, Abgrabungen, Auffiil-

lungen, Abspiilungen, einschlieBlich der

Gewinnung von Bodenschéatzen im Au-
Renbereich

vgl. H. Arnold ,Positionen
des Bodenschutzes zur
Verwertung von Materia-
lien in und auf Béden® in
,Umwelt und Geologie —
Bdden und Bodenschutz*
Heft 3, Seite 9, Punkt 2.5)
und Nr. 4 der Handlungs-
empfehlung zur rechtlichen
Behandlung von Aufschiit-
tungen und bei Auf-und
Einbringen von Bodenma-
terial auf Béden (StAnz.
2015 Seite 1150)

3.1

von einer Bodenverbesserung ausgegangen

ab einer EMZ = 60 kann im Regelfall nicht

werden

3.2

Aufschittungen, Abgrabungen usw. auf ei-

durch vegetationslosen Boden gepragt war,

kann die Eingriffsregelung nicht herangezo-

soweit mengenmafig nur unwesentliche
ner Flache erfolgen, die bereits bislang

kann es am Merkmal der Nutzungs- oder
Gestaltanderung fehlen. In diesen Fallen

gen werden.
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Sachverhalte, die regelmaRig
einen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

Errichtung oder wesentliche Anderung
von Abfalldeponien, Abfallentsorgungs-
anlagen

41

Lagerung von Abfallen aul3erhalb daflir zu-
gelassener Platze

4.2

Probleme mit Bauschutt auf Ackern, kon-
zentriertem Ablagern von Kompost und Zwi-
schenlagerplatzen von Abfall: Das Wegwer-

fen oder Einarbeiten von Abfall ohne eine
Anderung der Gestalt oder Nutzung von Na-
tur und Landschaft ware allein kein Eingriff;
sobald eine Menge und Qualitét des Abfalls
erreicht ist, die als asthetisch verunstaltend

empfunden wird, liegt auch eine Verande-
rung der Landschaftsgestalt vor.

Ausbau, Herstellung, wesentliche Ande-
rung oder Beseitigung von Oberflaichen-
gewassern

§ 14 Abs. 1 BNatSchG

Beeintriachtigung des Grundwasser-spie-
gels, Entwasserung

§ 14 Abs. 1 BNatSchG

6.1

Entwassern von Flachen (Feuchtgebieten)
und das dauerhafte Absenken des Grund-
wasserspiegels, soweit dadurch die Lebens-
bedingungen fur Tiere und Pflanzen nach-
haltig beeintrachtigt werden kénnen

Feuchtgebiete sind Moore,
Sumpfe und Briche

Nutzungsidnderung von Dauergriinland

Details siehe Leitfaden
Griunlandumbruch

7.1

Umbruch auf erosionsgefahrdeten Standor-
ten, Moorstandorten sowie im Uberschwem-
mungsbereich

7.2

Nutzungsanderung bei FFH-LRT

7.3

Nutzungsanderung, die eine Nist-, Brut- oder
Ruhestétte streng geschitzter Arten oder
europaischer Vogelarten beeintrachtigt
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Sachverhalte, die regelmaRig
einen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

Anderung der Gestalt oder Nutzung von
Biotopen, Odland, Moorflachen oder an-
deren naturnahen Flachen

Umwandlung

8.1

Handlungen, die zu einer Zerstérung oder ei-
ner sonstigen erheblichen Beeintrachtigung
von Biotopen filhren

§ 30 Abs. 2 BNatSchG

8.2

Beseitigung oder wesentliche Anderung von

Alleen, Baumreihen, landschaftspragenden

Einzelbdumen, Feldgehdlzen oder Hecken
etc. im AulRenbereich

§ 13 Abs. 1 HAGB-
NatSchG

8.3

Beseitigung oder nachhaltige, zum Abster-

ben fuhrende Schadigung, nicht fachlichen

Grundsatzen genigende, abschnittsweise
,Auf den Stock-Setzen“ von Hecken

bei aktuell abgéngigen
Einzelexemplaren kann die

Naturschutzbehérde auf
Kompensation verzichten.

8.4

Aufnahme einer Nutzung von Odland oder
naturnahen Flachen (z.B. bei intensiver
Landwirtschaftsnutzung, soweit kein Ver-
tragsnaturschutz besteht)

8.5

Bewirtschaftung von Wegrandern und Feld-
rainen mit Ausnahme der Pflege durch
Mahd, Beweiden oder andere zugelassene
MaRnahmen

Beeintrachtigung oder Zerstérung von
Lebensraumen besonders geschiitzter
Arten

9.1

durch die Veranderung der Gestalt
oder Nutzung

§ 39 Abs. 5 BNatSchG

9.2

durch andere MalRnahmen, wie z.B. GPS-
gestitzte Schnitzeljagden (sog. Geocat-
ching)

10

Errichtung von Einfriedungen,
Einzdunungen, Sperren, Tiergehegen etc.

10.1

Erstellen von Einrichtungen, durch die der
freie Zugang zu Wald, Flur und Gewassern,
soweit er nicht bereits durch 6ffentlich-recht-
liche Vorschriften geregelt ist, behindert wird

vgl. Nr. 8.1 der Negativliste
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Sachverhalte, die regelmaRig
einen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

(Zaune, Mauern, Trassierbander, Schilder,
Schranken, Hecken usw.)

11

Errichtung oder wesentliche Anderung
von unter- oder oberirdischen Ver- oder
Entsorgungsanlagen wie z.B. Leitungen,

Sende-, Empfangs- oder Leitungsmasten,
Windkraft-, Wasserkraft- oder Photo-vol-
taikanlagen, Umspannwerke, Verdich-ter-
stationen oder Schaltanlagen im
AuBenbereich

11.1

Errichtung oder wesentliche Anderung von
Ver- bzw. Entsorgungsleitungen, soweit sie
nicht innerhalb der sichtbaren Ausbaubreite
von Stral3en und Wegen unterirdisch verlegt
werden und vorhandene Bdume dabei nicht

im Wurzelbereich geschadigt werden

Freileitungen einschliel3-
lich deren Masten und Un-
terstitzungen

12

Naturferne Formen von Aufforstungen,
Rodungen

12.1

Rodung und Umwandlung von Wald
in eine andere Nutzungsart

§ 12 Abs. 2 HWaldG

12.2

Erstaufforsten von Talsohlen und Waldwie-
sen

12.3

Anlage von Weihnachtsbaum- und
Schmuckreisigkulturen oder naturfernen
Waldstrukturen auf Flachen, die nicht Wald
i.S.d. § 2 Abs. 1 HWaldG sind, soweit es
sich nicht um Ersatzmalinahmen handelt

12.4

Kurzumtriebsplantagen, soweit sie unter die
§§ 20 ff. BNatSchG fallen

13

Veranstaltungen im AuRenbereich auBer-
halb 6ffentlicher StraBen oder dafiir zuge-
lassener Einrichtungen

z.B. Motorsportveranstal-
tungen

13.1

Veranstaltungen, die zu einer erheblichen
Veranderung der Gestalt der Grundflachen
durch Aufbauten, Zelte, fliegende Bauten o-

der die Nutzung als Lager- oder Parkplatzfla-
che fuhren

nur soweit die hierfur ge-
nutzten Flachen nicht be-
reits zu diesem Zweck
rechtsverbindlich vorgese-
hen bzw. freigegeben sind
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Sachverhalte, die regelmaRig
einen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

13.2

Veranstaltungen, die mit einer Absperrung

der freien Natur und/oder erheblichen Ein-

schrankungen des freien Betretungsrechts
verbunden sind

nur soweit die hierfur ge-
nutzten Flachen nicht be-
reits zu diesem Zweck
rechtsverbindlich vorgese-
hen bzw. freigegeben sind

Negativliste

Sachverhalte, die regelmaRig
keinen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

Pflege, Unterhaltung, Instandhaltung von
Anlagen, die nicht oder nur voriiberge-
hend funktionslos geworden sind

1.1

Instandhaltung und Pflege von Stral3en und
Wegen, Schienenwegen, Berg- oder Seil-
bahnen, Leitungen, Kommunikationsanla-

gen, zulassigen baulichen Anlagen und Ge-

bauden, Deichen, Hochwasserriickhaltebe-

cken, Talsperren, Graben, Gewassern, Dra-

nagen und vergleichbaren Anlagen der Inf-

rastruktur, einschlieBlich der Entfernung ein-
zelner Baume und Gebusche

soweit nicht Nr. 1.1 der
Positivliste

1.2

notwendige UnterhaltungsmaRnahmen zur

Vermeidung der Sohlenvertiefung und zur

Haltung eines gleichwertigen Wasserstan-
des fur die Schifffahrt auf dem Rhein

1.3

Erneuerung von Oberflachenabdichtungen
auf Deponien

Pflege, Unterhaltung, Natur- und
Denkmalschutz

2.1

von Naturschutzbehérden angeordnete, ge-
férderte oder mit ihnen vereinbarte Natur-

schutzmafl3inahmen zur Herstellung, Pflege
und Entwicklung von Flachen und Land-

schaftselementen
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Sachverhalte, die regelmaRig
keinen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

2.2

MalRnahmen zur landschaftsgerechten
Pflege und Entwicklung von Natur und
Landschaft, fur Naturparke, Parkanlagen,
Schlossgarten, Golfplatze oder vergleichbar
grol¥flachig gestaltete Anlagen nach Zustim-
mung der Naturschutzbehérde sowie zur
Pflege von schutzwiirdigen Kulturdenkma-
lern i.S.d. DSchG

Beseitigung von Griinbestanden

3.1

Beseitigen von Grinbestanden innerhalb
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile,
soweit damit keine Nutzungsanderung ver-

bunden ist

Mobile, kleine Anlagen

vgl. Nr. 1.1 der Positivliste

41

das voribergehende Aufstellen von nicht
Werbezwecken dienenden, landschaftsan-
gepassten, fahrbaren oder transportablen

411

Unterkilnfte fur in der Waldarbeit Beschaf-
tigte oder fur die Schafhiitung

Anlagen, die der Weidehaltung dienen

4.2

die Errichtung landschaftsangepasster und

baugenehmigungsfreier baulicher Anlagen

oder Versiegelungen mit einem Rauminhalt

von bis zu 5 m®und einer Grundflache von
bis zu 2 m? je Flurstiick

4.4

das Aufstellen von Bienenstécken

4.5

die Errichtung von Viehtranken

Messeinrichtungen

5.1

voribergehendes Aufstellen von Messein-
richtungen zu wissenschaftlichen bzw. zu
Lehrzwecken, die Errichtung dauerhafter,
landschaftsangepasster Messstellen zur
Grundwasserbeobachtung oder fiir Zwecke
der Landvermessung, kleinflachige, voruber-
gehende Malinahmen zur Durchflhrung
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Sachverhalte, die regelmaRig
keinen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

oberflachennaher Baugrunderkundungen o-
der zur Entdeckung von Bodendenkmalern

Landwirtschaftliche Bodennutzung

6.1

Umwandlung von Grinland, soweit nicht auf
oder in

6.1.1

erosionsgefahrdeten Hangen

6.1.2

Uberschwemmungsgebieten

6.1.3

Standorten mit hohem Grundwasserstand
bzw. Moorstandorten

6.1.4

FFH-Lebensraumtypen

6.1.5

Fortpflanzungs- oder Ruhestatten von FFH-
Arten oder Wiesenvogeln

6.2

baugenehmigungsfreie Aufschittungen auf
Ackerflachen im Rahmen der landwirtschaft-
lichen Bodennutzung entsprechend der gu-
ten fachlichen Praxis (zur Bodenverbesse-
rung)

vgl. Nr. 4 der Handlungs-
empfehlung zur rechtlichen
Behandlung von Aufschiit-
tungen und bei Auf-und
Einbringen von Bodenma-
terial auf Béden (StAnz.
2015 Seite 1150)

6.3

MaRnahmen zum Ubergang von ackerbauli-
cher zu gartenbaulicher Bodennutzung

Lagerung

7.1

landschaftsangepasstes, voriibergehendes
Lagern von Produkten und Betriebsmitteln
der land- und forstwirtschaftlichen Boden-
nutzung (i.d.R. bis zu sechs Monaten) sowie
die Errichtung landschaftlich angepasster
Unterstelleinrichtungen mit einem Raumin-
halt von bis zu 5 m? je Flurstiick

7.2

landschaftsangepasstes Lagern von Brenn-

holz fir den Eigenbedarf mit einem Raumin-

halt von bis zu 40 m? je Flurstiick (regelméa-
Rig wiederkehrende Lagerung)

ab 10 m? Beteiligung der
Gemeinde; vgl. i.U. Leitfa-
den zur Brennholzlagerung
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Sachverhalte, die regelmaRig
keinen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

Einfriedungen, Zaune, Sperren

8.1

ausnahmsweise berechtigtes Verwehren
des Betretens von Grundstiicken in der
freien Natur durch Sperren, wenn ansonsten
die zulassige Nutzung des Grundstiicks
nicht unerheblich behindert oder einge-
schrankt wirde; was z.B. der Fall sein kann,
wenn die Beschadigung von Forst- bzw.
Sonderkulturen oder sonstigen Nutzpflanzen
zu erwarten ist, oder wenn das Grundstiick
regelmaidig von einer Vielzahl von Personen
betreten und dadurch in seinem Ertrag er-
heblich gemindert oder in unzumutbarer
Weise beschadigt oder verunreinigt wirde
(Kulturschutzzaune); die bloRe Gefahr eines
Diebstahls in Streuobstwiesen stellt keine
Nutzungseinschrankung dar

vgl. Nr. 10.1 der Positivliste

8.2

zulassige Beschrankung fur den Wohnbe-

reich bei Grundstiicken, die sich nach den

berechtigten Wohnbedurfnissen und nach
den ortlichen Gegebenheiten bestimmt.

8.3

kurzzeitige Sperrungen von Flachen aus
Grinden des Naturschutzes, zur Durchfiih-

rung von landschaftspflegerischen Vorha-
ben oder forstwirtschaftlichen Matnahmen,

von Jagden, ferner zur Vorbereitung und
Durchfiihrung sportlicher Wettkdmpfe in der
freien Natur sowie aus anderen zwingenden

Grinden des Gemeinwohls

Hochsitze, Wildfiitterungen

9.1

Errichtung, Erweiterung oder Umgestaltung
landschaftsangepasster, einfacher Hoch-
sitze mit einer Grundflache von bis zu 4 m?

9.2

Wildfutterungen

nach § 30 HJagdG sind
keine baulichen Anlagen
fur die Wildfitterung
erforderlich
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Sachverhalte, die regelmaRig
keinen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

10

Verlegen von Leitungen

10.1

unterirdische Verlegung von Ver- und Ent-
sorgungsleitungen im Auf3enbereich im
sichtbaren Baukérper von Stral3en oder be-
festigten Wegen, soweit dabei angrenzende
Baume nicht bzw. nicht erheblich beschadigt
werden

10.2

Verlegen und Unterhaltung ober- und unter-
irdischer Versorgungs-, Entsorgungs- und
Materialtransportleitungen innerhalb eines

Werkgelandes

10.3

Verlegen von beweglichen Leitungen zur
Bewasserung von landwirtschaftlich genutz-
ten Flachen

11

Benutzung von Wegen, Anbringen von
Markierungen

11.1

Jedermann darf auf Privatwegen in der
freien Natur wandern und, soweit sich die
Wege daflr eignen, reiten und mit Fahrzeu-
gen ohne Motorkraft sowie Krankenfahrstih-
len fahren. Die Vorschriften des Stral3en-
und Wegerechts und des StralRenverkehrs-
rechts bleiben unberihrt.

§ 27 Abs. 1 HAGBNatSchG
i.V.m.
§ 59 Abs. 1 BNatSchG

Einschrankungen nach
§ 27 Abs. 2 HAGBNatSchG

moglich

11.2

Markierungen und Wegetafeln mussen ohne
Beeintrachtigung des Landschaftsbilds deut-
lich, aussagekraftig und unter Beachtung
ortlicher und Uberdrtlicher Wanderwege-
netze einheitlich gestaltet sein. Geniligen sie
diesen Anforderungen nicht, kann ihre Be-
seitigung angeordnet werden. Berechtigte
haben Markierungen und Wegetafeln zu dul-
den, die Gemeinden oder sich satzungsge-
maf vorwiegend der Férderung des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege wid-
mende Organisationen mit Genehmigung
der unteren Naturschutzbehdrde anbringen.
Auf die Grundstiicksnutzung ist Riicksicht
zu nehmen. Berechtigte sind vor der Anbrin-
gung zu benachrichtigen.

§ 17 HWaldG
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Sachverhalte, die regelmaRig
keinen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

Hinweise

11.3

notwendige Gelander und Schutzplanken an
Strallen und Wegen (Schutzvorrichtungen)

MaRnahmen i.R. von Ver-
kehrssicherungspflichten

11.4

Querungshilfen und Leiteinrichtungen an
Verkehrswegen fir Tiere wild lebender Ar-
ten

12

Betretungsrecht, Recht auf Naturgenuss
und Erholung, Gemeingebrauch

121

das grundsatzliche Recht aller, die freie
Landschaft auf StralRen und Wegen sowie
auf ungenutzten Grundflachen zum Zwecke
der Erholung zu betreten

§ 59 Abs. 1 BNatSchG

Regelungen nach
§ 27 Abs. 2 HAGBNatSchG
mdglich

13

Sonstige Infrastruktureinrichtungen

13.1

der Ausbau von land- und forstwirtschaftli-
chen Wegen mit wassergebundener Decke
sowie von Radwegen auf gleicher Wege-
trasse

vgl. Leitfaden zum forstli-
chen Wegebau

13.2

Errichtung oder Anderung innerértlicher
Bahnnebenanlagen

13.3

Grundwasserentnahmen bis zu 50.000 m3/a

13.4

Freilegung verrohrter Gewasser sowie Ge-
wasserrenaturierung im Einvernehmen mit
der Naturschutzbehérde

13.5

Errichtung von Leiteinrichtungen und Que-
rungshilfen an Verkehrswegen fir Tiere wild
lebender Arten sowie Aufstellen und Andern
von Signalanlagen, Leitplanken oder Schil-
dern an o6ffentlichen Verkehrswegen im Ein-
vernehmen mit der Naturschutzbehérde

13.6

Montage von photoelektrischen oder solar-
thermischen Elementen zur Energiegewin-
nung auf vorhandenen Dachern oder Wan-
den mit einer Flache von 400 m?, soweit da-
mit keine Beseitigung erhaltenswerter Ge-
hélzbestande oder eine Verunstaltung des
Landschaftsbildes im AuRenbereich verbun-
den ist
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Sachverhalte, die regelmaRig Hinweise
keinen Eingriff i.S.d.
§ 14 Abs.1 BNatSchG darstellen

14 Sonstiges
141 Natur- und landschaftsvertragliche Aus- u.a. Skifahren, Schlitten-
Ubung von Sport im Rahmen der Betre- fahren, Reiten, Ballspielen
tungsrechte und ahnliche sportliche Be-

tatigungen in der freien Na-
tur
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AfL Hessen e. V. ¢ Biisgenweg 4 37077 Gottingen

Kontakt:
Ausschuss fiir Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und AfL. Hessene. V.
Verbraucherschutz des Hessischen Landtages Geschaftsstelle

Dr. Maurice Strunk
per E-Mail an: Blusgenweg 4
k.thaumueller@ltg.hessen.de 37077 Gottingen
d.erdmann@ltg.hessen.de Tel.: 0551 — 3919707

Fax.: 0551 — 3919736
info@afl-hessen.de

Datum: 01.03.2023
Stellungnahme der AfL Hessen

zur Anhorung am 08.03.2023 zur Drucksache 20/10374

Sehr geehrte Frau Miller-Klepper,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns im Rahmen der oben genannten Anhorung Stellung nehmen zu dirfen und
Ubermitteln im Vorfeld gerne unsere schriftliche Ausarbeitung zur oben genannten Drucksache.

Als bedauerlich empfinden wir zunachst, dass der Fokus des vorliegenden Entwurfs (DS 20/10374)
stark auf zusatzlichen Restriktionen der Bewirtschaftung von Natur und Landschaft liegt und die
im BNatSchG ebenfalls adressierten umfassenden Ziele des Naturschutzes (§ 1 BNatSchG), wie z. B.
der Schutz von Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes gerade zum Erhalt der
nachhaltigen Nutzungsfahigkeit der Naturgtuiter, aus unserer Sicht zu wenig fokussiert wird.

Insbesondere in Bezug auf den Wald vertreten wir die Auffassung, dass pauschale Flachenstillle-
gungen bzw. Holznutzungsverzichte einen deutlich geringeren Beitrag fir den Arten- und Bio-
diversitatsschutz liefern als bewirtschafteter Wald.

Berichte, wie der Biodiversitatsbericht und darin exemplarisch dargestellte Parameter zum Wald
zeigen, dass die Biodiversitat im Wald hoch und in den letzten Jahren teilweise sogar gestiegen
ist. Dies ist kein hessenspezifisches Phanomen, sondern wurde durch die Waldinventuren der
Vergangenheit deutschlandweit nachgewiesen. Dies schlief3t nicht aus, dass z. B. Malnahmen fiir
einzelne schutzbediirftige Arten auch weiterhin ortlich erforderlich sind.

Fraglich ist aber, ob die haufig als ,Erfolg” flir den Naturschutz dargestellten MaBnahmen pau-
schaler oder (grof-)flachiger Gebietskulissen, wie die Ausweisung von Nationalparken oder die
pauschale Bereitstellung von Staatswaldflachen fiir eine ,natiirliche Waldendwicklung” (gepaart
mit dariiber hinausgehenden Forderungen), tatsachlich den naturschutzfachlichen Mehrwert ge-
geniber einer auch holzwirtschaftlichen Nutzung liefern, die auch andere gesellschaftliche Inte-
ressen (hier also z. B. die Holznutzung) mitberiicksichtigt.

Grundsatzlich sollten sich NaturschutzmafRnahmen deshalb einem kontinuierlichen vergleichen-
den Monitoring und einer regelméafigen Erfolgskontrolle unterwerfen und die (weitere) Wirksam-

Vorsitzender: Bodo Schwebel Geschaftsfihrer: Dr. Maurice Strunk AG Wetzlar VR-Nr. 4412
Stellv. Vorsitzender: Frank Holstein Biisgenweg 4 Finanzamt GiefRen; Steuer-Nr. 020 224 0127
Stellv. Vorsitzender: Thomas Weil 37077 Gottingen IBAN: DE30 5206 9519 0000 0923 47
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keit getroffener Maflnahmen kritisch hinterfragt und MafRnahmen ggf. angepasst oder korrigiert
werden.

Vor allem der mit dem hessischen Naturschutzgesetz geplante Fokus auf die Bewaltigung der Fol-
gen des Klimawandels (vgl. § 2 DS 20/10374) legt bei rationaler Betrachtung nahe, eine moglichst
umfassende, aber nachhaltige und multifunktionale Waldbewirtschaftung und damit einherge-
hende Holznutzung anzustreben und vor allem durch sehr gezielte und ortlich begrenzte Natur-
schutzmallnahmen zu erganzen. Eine aktive Bewirtschaftung unserer Walder erhalt und entwi-
ckelt Lebensraume, schafft Strukturen und optimiert mit Hilfe einer nachhaltigen Holznutzung
das Klimaschutzpotential unserer Walder. Durch den Waldreichtum von Hessen kommt dem Land
hierbei eine besondere Vorbildfunktion auch gegeniiber weniger waldreichen Bundeslandern zu,
die einen zwangslaufig nur kleineren Beitrag der Walder zum Klimaschutz durch Holznutzung
liefern konnen.

Zudem pladieren wir fir die Aufnahme einer verpflichtenden turnusgemafllen Priifung, ob die
durch Rechtsverordnung festgesetzten geschiitzten Teile von Natur und Landschaft gemal} Kapi-
tel 4 BNatSchG die an sie gestellten Anforderungen noch erfiillen, zur Zielerreichung des § 20 (1)
BNatSchG weiterhin geeignet und erforderlich sind.

Dies vorweggeschickt nehmen wir zu einzelnen Paragrafen wie folgt Stellung:

zu § 8 Land- und Forstwirtschaft (Ds. 20/10374)

§ 8 Absatz 1 (1. Satz) reduziert die nachhaltige Forstwirtschaft (aus unserer Sicht unzulassig)
auf ,die Erhaltung der Kulturlandschaft und die Funktion [..] genutzter Flachen fiir die Arten-
vielfalt, den Naturschutz und den Klimaschutz". Es ist zwar bekannt, dass insbesondere be-
wirtschaftete Flachen den insgesamt hochsten Nutzen fiir die Artenvielfalt und weitere oko-
logische Leistungen liefern. Es sollte aber auch die forstliche Nutzung selbst adressiert wer-
den.

Die Bewirtschaftung von Wald (also auch die Holznutzung) lediglich in eine Formulierung als
J1identitatsstiftende Elemente fur das Heimatempfinden und als Erwerbs- und Lebensraum fir
Menschen” zu verklausulieren, wird der Bedeutung bewirtschafteter Walder (vor allem auch
im Sinne von Holznutzung) fiir die Natur und die Gesellschaft nicht gerecht.

Es ist unverstandlich, warum an dieser Stelle von der klaren Formulierung in § 5 (3)
BNatSchG abgewichen wird, der formuliert: ,Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das
Ziel zu verfolgen, naturnahe Walder aufzubauen und diese ohne Kahlschlage nachhaltig zu
bewirtschaften”. Damit adressiert das BNatSchG mit dem Begriff ,bewirtschaften” zu Recht die
hohe Bedeutung (auch) der Holzproduktion und letztlich der Holznutzung.

Zu Recht weist § 5 BNatSchG in Absatz 1 zudem darauf hin, dass bei Malnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege die besondere Bedeutung einer natur- und landschafts-
vertraglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft fur die Erhaltung der Kultur- und Erho-
lungslandschaft zu berticksichtigen sind.
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Die vorliegende Drucksache dreht die Intention aber um, beschreibt eine dienende Funktion
wirtschaftlich genutzter Flachen fir Natur- und Klimaschutz, misst ihnen aber keinen ,eige-
nen“ Wert im Sinne von der Befriedigung gesellschaftlicher Interessen durch die Rohstoffpro-
duktion mehr bei. Aus unserer Sicht ein fatales Signal, zumal nicht zuletzt durch eine Nut-
zung von Holz die Klimaschutzleistungen des Waldes optimiert werden.

§ 12 Eingriffe in Natur und Landschaft

Zwingend aufzunehmen ware aus unserer Sicht, dass zu den Zielen und Grundsatzen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auch eine ordnungsgemafe Forstwirtschaft gehort. Und zwar
explizit und nicht allein mit Verweis auf § 14 Absatz 2 BNatSchG. Zudem sollte (starker) beriick-
sichtigt werden, dass Lebensraume, Vielfalt, Schonheit und Erholungswert von Natur und Land-
schaft auch aus der Vielfalt der menschlichen Nutzung herriihren.

Zudem sollte der hohe Beitrag, den eine forstwirtschaftliche Nutzung nach guter fachlicher Praxis
fir die Erhaltung der Kulturlandschaft und o6kologischen Entwicklung des Naturraums leistet,
anerkannt und im neuen Naturschutzgesetz aufgenommen werden.

Zwingend in ein neues Naturschutzgesetz aufzunehmen ware aus unserer Sicht, dass sich die An-
forderungen an die Waldbewirtschaftung aus dem Hessischen Waldgesetz ergeben und dort gere-
gelt sind und dass die forstwirtschaftliche Nutzung nicht als Eingriff anzusehen ist (vgl. § 14
BNatSchG).

Positiv am vorliegenden Entwurf (DS 20/10374) sehen wir, dass er auch regelmafig wiederkeh-
rende Unterhaltungsmafnahmen, insbesondere zur Verkehrssicherheit, genehmigten Eingriffen
gleichzustellen gedenkt (§ 12, Abs. 2 Satz 2). Dies sollte unbedingt so aufgenommen werden.

§ 21 ff.

Wir pladieren die Aufnahme einer verpflichtenden turnusgemafen Prufung, ob die durch Rechts-
verordnung festgesetzten geschutzten Teile von Natur und Landschaft gemaf} Kapitel 4 BNatSchG
die an sie gestellten Anforderungen noch erfillen, zur Zielerreichung des § 20 (1) BNatSchG wei-
terhin geeignet und erforderlich sind. Ansonsten sollten sie aus der Gebietskulisse gestrichen
werden.

zu § 24 Naturschutzgebiet — Umgebungsschutz, Mahdtermin und Bewirtschaftungszeitraum

Absatz 1 soll die obere Naturschutzbehorde ermachtigen, Handlungen auch im Umfeld (also auch
aullerhalb) von Naturschutzgebieten durch Anordnung zu untersagen. Eine derart grofRziigige
Kompetenzausweitung halten wir fiir unangemessen. Wir pladieren vielmehr fiir klare (begrenzte)
Zustandigkeiten.
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§ 29 Gebiete fiir die natiirliche Waldentwicklung (Naturwald)

In § 29 soll der fur die Bewirtschaftung des Staatswaldes zustandigen Ministerin oder dem
hierfiir zustandigen Minister die Ermachtigung eingeraumt werden, Teile des Staatswaldes
aus der Bewirtschaftung zu nehmen. Zunachst ist erneut festzustellen, dass Regelungen den
Wald betreffend, aus unserer Sicht im hessischen Waldgesetz, nicht aber in einem Natur-
schutzgesetz zu regeln sind.

Die Aufnahme einer solchen Regelung lehnen wir aber auch dariiber hinaus entschieden ab!

Im Extremfall wiirde der Ministerin oder dem Minister hierdurch eine ,Generalermachtigung”
erteilt werden, Staatswald grofRflachig (ggf. sogar nahezu ganzflachig) ,dauerhaft” der forstli-
chen Nutzung zu entziehen. Vor dem Hintergrund der grofen Bedeutung des Staatswaldes fir
die verschiedenen (auch wirtschaftlichen) Funktionen fiir das Land Hessen und seine Biirger,
sollten deutlich hohere Hiirden fiir Flachenstilllegungen erhalten bzw. geschaffen werden.

Vielmehr sollte im Naturschutzgesetz (bzw. im Waldgesetz) die regelmaflige Evaluationsver-
pflichtung aufgenommen werden, ob ausgewiesene Naturwalder, die einer forstlichen Nut-
zung entzogen wurden, die damit verbundenen Ziele noch erfiillen bzw. noch erfiillen konnen
(z. B. vor dem Hintergrund klimatischer Veranderungen). Und, sollte dies nicht nachgewiesen
werden konnen, die Flachen wieder in die multifunktionale Nutzung uberfiihrt werden.

Der reine Verzicht auf ,forstliche Nutzung” ist aus unserer Sicht kein sinnvolles oder den An-
spruchen der Gesellschaft entsprechendes ,Ziel". Vor allem ist der Mehrwert eines allein forst-
lichen Nutzungsverzichtes oft nicht messbar, da auller dem Verbot forstlicher Malnahmen
mit der Uberlassung als sogenannter Naturwald keine operablen Ziele verbunden werden.

Es diskreditiert die forstliche Nutzung unzulassig, auch gegeniiber anderen Nutzungen, wie
dem freien Betretungsrecht.

§ 36 Besonderer Horstschutz

In § 36 Absatz 2, Satz 2 soll fiir die Zeit von 1. Februar bis 31 August ein generelles Verbot
forstwirtschaftlicher Arbeiten im Umkreis von 300 Metern um Horststandorte von Schwarz-
storchen umgesetzt werden. Auch die Jagd (mit Ausnahme von Nachsuchen oder der Errich-
tung von jagdlichen Einrichtungen) soll in dieser Zeit untersagt sein.

Wir halten die geforderten Restriktionen fiir einseitig und zudem nicht zielfithrend. In der
Praxis wird durch forstliche Dienstleister und Jager bereits heute groRer Wert auf sensible
Bereiche, wie Horststandorte, gelegt. Einseitige Restriktionen forstwirtschaftlicher und jagdli-
cher Arbeiten sind diskriminierend und diskreditieren das hohe Verantwortungsbewusstsein
dieser mit dem Wald und der Natur eng verbunden Akteursgruppen.

Die Forderung ist in ihrer Pauschalitat auch nicht zielfithrend. So waren im UmkKkreis eines
Horstbaums des Schwarzstorchs, z. B. an einem Waldrand, zwar forstliche Arbeiten, wie die
Holzrickung, untersagt, wahrend andere Landnutzungen in gleichem Radius nicht direkt
adressiert werden.
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Wir erkennen zwar an, dass die mit Absatz 2 Satz 2 einzufithrenden Restriktionen in Verbin-
dung mit Absatz 3 die Moglichkeit fiir Vertragsnaturschutzmaf3nahmen eroffnen sollen, diese
dirften jedoch auch ohne konkrete Meterangaben um Schwarzstorchhorste moglich sein.

§ 58 Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen

In § 58 soll ein Mitwirkungsrecht fir Naturschutzvereinigungen eingefiihrt werden, ,bei der
Bewirtschaftung des Staatswaldes bei Teilen des Staatswaldes, in denen sich der Wald und
seine Lebensgemeinschaften dauerhaft natirlich von forstlicher Nutzung unberiihrt entwi-
ckeln konnen (Naturwald)“.

Unbeschadet unserer Forderung zu § 29 DS. 20/10374, lehnen wir dieses zusatzliche Mitwir-
kungsrecht fiur Naturschutzvereinigungen, explizit den Wald betreffend, entschieden ab. Re-
gelungen zum Wald sollten im Hessischen Waldgesetz geregelt werden. Dieses beinhaltet
bereits ein entsprechendes Expertengremium (Landesforstausschuss), das dem Ministerium
zur fachlichen Beratung zur Verfigung steht, mit Experten zum Wald besetzt ist und uber
ausreichende Fachkompetenz zur Beurteilung der Auswirkungen einer nicht forstlichen Nut-
zung (im klassischen Sinn) auf den Wald verfigt.

§ 62 Vorkaufsrecht

Grundsatzlich ermoglicht § 66 BNatSchG den Landern ein Vorkaufsrecht an Grundstucken
einzuraumen, wenn dies aus Grunden des Naturschutzes und der Landschaftspflege ein-
schlieflich der Erholungsvorsorge erforderlich ist (§ 66 Abs. 2 BNatSchG).

Mit § 62 (DS 20/10374) beabsichtigt das Land aber eine derart weitreichende Zugriffsoption auf
Grundstiicke, dass dies zum Schutz des Eigentums vehement abzulehnen ist.

So plant das Land sich selbst ein Vorkaufsrecht an Grundsticken einzuraumen, ,auf denen
sich ein gesetzlich geschiitztes Biotop befindet” (§ 62 Satz 1).

Demnach hatte das Land ein nahezu generelles Vorkaufsrecht z. B. nicht nur fiir Flachen in
Nationalparken, fiir Naturdenkmaler etc., sondern auch fiir Grundstiicke mit Alleen, mageren
Flachland-Mahwiesen, Berg-Mahwiesen, Steinriegel- und Trockenmauern und sogar fir
Streuobstwiesen! (vgl. § 25 DS. 20/10374)

Derart drastische Einschrankungen des privaten Eigentums sind nicht hinnehmbar und soll-
ten unterbleiben.

Mit freundlichen Grii

(Dr. Maurice Strunk — Geschaftsfiihrer)
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An das

Hessisches Ministerium fir Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV)
Referat IV 4 - Oberste Naturschutzbehérde
Mainzer StraBe 80

65189 Wiesbaden

Per E-Mail an: poststelle@umwelt.hessen.de

Datum 23.12.2022

Stellungnahme Novellierung des Hessischen Naturschutzgesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir danken fir die Moglichkeit, sich zum Entwurf der Novellierung des Hessi-
schen Naturschutzgesetzes zu aullern. Als groBter spezialisierter Fachverband
im Bereich MTB mit Giber 130.000 Mitgliedern ist das satzungsgemale Ziel der
DIMB die Forderung des Mountainbike-Sports unter Berlicksichtigung der Na-
tur- und Sozialvertraglichkeit, die Schaffung und der Erhalt von MTB-Angeboten
und MTB-Strecken, die Jugendférderung sowie die Férderung des Umwelt- und
Landschaftsschutzes. Unser Bestreben ist es daher, diese Ziele ganzheitlich zu
betrachten. Dies vorausgeschickt, nehmen wir gerne zur Novellierung wie folgt
Stellung:

| Wir regen hiermit an:

a) § 19 Abs.1 HENatG zu ergdnzen ,Das Radfahren, Reiten, Kutschfahren und
das Fahren mit Rollstiihlen auf StraBen und Wegen werden mit dem Betreten (§
59 Abs.1 BNatSchG) gleichgestellt”

b) jedenfalls die untergesetzliche Regelung des § 19 Abs.5 Nr.2, soweit hier-
durch weitere Benutzungsarten neben dem Betreten eréffnet oder im Sinne des
§ 59 BNatSchG dem Betreten gleichstellt werden sollen, zu erldutern. Dies soll
in der Begriindung des Gesetzes bzw. jedenfalls in den ,Materialien” dezidiert
vor allem hinsichtlich der Vereinbarkeit mit den durch Art. 14 Abs.1 Satz 2 er-
folgen. Insbesondere ist darzulegen, aus welchen Griinden diese Regelung des
§ 19 mit den grundgesetzlich vorgegebenen Voraussetzungen kompatibel sei.

c) In § 60 Abs.3 als Kennzeichnungsobjekte neben Wander- und Uferwegen
auch ,im Zuge abgestimmter sportlicher Nutzungskonzepte definierte Wege
und andere Trassen” vorzusehen.

a

Deutsche Initiative Mountainbike

Deutsche Initiative
Mountainbike e.V.
Bundesgeschéftsstelle
Heisenbergweg 42
85540 Haar

T: +49 89 6931088-0

Erreichbarkeit:
Mo-Fr 10:00 —12:00 Uhr

office@dimb.de
www.dimb.de

Vereinsregister:
AG Freiburg, VR 2309

Mitglieder des Vorstands:
Thomas Lutz

Anja Miksch

Roland Albrecht

Friedrich Hotz

Tilman Kluge

Mathias Marschner
Michael Maul

Michael Winkler

FA Minchen f. Korperschaften
Steuernummer: 143/212/71023
USt.-ID.: DE815254672

Sparkasse Freiburg
DE52680501010002264253
BIC: FRSPDE66XXX



102

Seite 2 von 3

[l Griinde
[1.1 zu | a: § 59 BNatSchG in Verbindung mit Art. 14 GG

Die Gleichstellung anderer Benutzungsarten (hier bisher Reiten und Kutschfah-
ren) durch die im Gesetzentwurf intendierte Fassung via § 19 Abs.5 Nr.2 ist
nach hiesiger Auffassung nicht mit Art. 14 GG vereinbar. Vielmehr ist eine aus-
driickliche Gleichstellung von anderen Benutzungsarten nur durch Gesetz zu
bewirken. § 19 Abs.5 Nr.2 konnte nur das ,WIE“ (das sog. Nahere), nicht aber
das gemeinverfligbarkeitswirksame ,0B" regeln.

Ein Rekurs auf Art 1 und 2 GG ware wegen deren Unbestimmtheit, die im vorlie-
genden Fall erst via Art. 14 Abs.1 Satz 2 GG aufgeldst wird, als Grundlage fiir
ein benutzungsartenunabhéangiges ,Jedermann-Betretungsrecht” unzulassig.

11.2 zu | a;: Radfahren

Radfahren ist eine der verbreitetsten Benutzungsarten in Feld und Flur und ist
daher dem Betreten per legem gleichzustellen. Die Benutzung von elektrisch
unterstitzten Fahrradern dient auch und gerade der inklusiven Er6ffnung von
mehr Moglichkeiten zur Erholung und Naturgenuss.

Im Ubrigen dient die Anregung der weiteren Synchronisierung des Betretungs-
rechtes im HENatG mit dem Betretungsrecht aller anderen Bundeslander. Es
muss davon ausgegangen werden, dass diese Bundeslander das Radfahren
auch im Sinne des UbermaBverbotes nicht im Betretungsrecht geregelt hatten,
wenn man zur Vermeidung von Uberregulierung auf eine einschldgige Regelung
hatte verzichten konnen. Es wird angeregt, in den ,Materialien zum Gesetz klar-
zustellen, dass auch hier das Pedelec mit dem Fahrrad gleichzustellen ist.

[1.3.1 zu 1 b: Unklarheit wg. § 59 BNatSchG und Art. 14 GG

Da der Gesetzesbegriindung zufolge § 59 BNatSchG unberiihrt bleibt, ist umso
mehr hinsichtlich der Gleichstellung anderer Benutzungsarten mit dem Betreten
in § 19 Abs 5 Nr.2 des hier in Rede stehenden HENatG-Entwurfes, Unklarheit
dahingehend gegeben, ob und wie anderweitig § 59 Abs.2 BNatSchG durch das
HENatG (neu) in Sachen Gleichstellung anderer Benutzungsarten mit dem Be-
treten Anwendung findet.

[1.3.2 Erlauterungen zu v.a. § 19 Abs.5 Nr.2

Die gegebenen Unklarheiten missten auch fiir kiinftige Erorterungen, also auch
denn, wenn der Anregung im Kap | a gefolgt wiirde, im Interesse der vom neuen
HENatG als

- Benutzer der Natur,
- Grundeigentiimer und -besitzer sowie
- Nutzer in Anspruch genommener Flachen (v.a. Landwirtschaft)

direkt betroffenen Menschen transparent und nachvollziehbar aufgeldst wer-
den.

P

Deutsche Initiative Mountainbike
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I1.4 zu | c: Die Kennzeichnung von Wegen.

Die Anregung dient der Umsetzung, allen — auch sportlichen — Benutzungsarten
umfassender abgestimmter Konzeptionen.

Il Hinweise
111.1 Biirokratieabbau

Es mdge gepriift werden, ob die durch § 19 Abs.5 Nr.2 HENatG (neu) eréffneten
Befugnisse statt auf die Kommunen besser auf das Land Ubertragen werden
sollten. So wiirde ein aus Sicht der Naturbenutzer zu befiirchtender ,kommuna-
ler Flickenteppich” vermieden. Denn man kann von dieser im Wesentlichen als
Jjuristische Laien“ einzuordnenden Klientel nicht erwarten, dass ihr samtliche
Gemeinde—grenzen vor Ort bekannt waren, was aber erforderlich ware, damit
den durch die Naturbenutzung betroffene Flachen jeweils die ,richtige” Satzung
hatte zugeordnet werden kénnen.

Wir wiirden es sehr begriiBen, wenn die oben genannten Anregungen in den
endgiltigen Gesetzentwurf Aufnahme finden wiirden.

Wir bitten im Ubrigen, zu einer ggf. vorgesehenen Anhérung des Landtages zum
oben genannten Gesetzentwurf ein- bzw. hinzugeladen werden. Diese Option
kann dem barrierefreien fachlichen Austausch bzw. der Klarung aufkommender
neuer oder bisher ungeklarter Fragen dienen.

Mit freundlichen GrifRen

/...___\ ((\

Tilman Kluge
Vorstand

a

Deutsche Initiative Mountainbike
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DEUTSCHER Vorsitzteam ‘ ‘ AP*

Bachstr. 6, 63477 Maintal
FORSTLEUTE brell.s@bdf-hessen.de

Landesverband Hessen e.V. Tel.: 06181/85844

Mitglied im Deutschen Beamtenbund H E S S E N

Sigrun Brell, Bachstr. 6, 63477 Maintal

An das

Hessische Ministerium fiir

Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Mainzer Str. 80

65189 Wiesbaden Maintal, den 01.03.2023

Stellungnahme zur Novellierung des Hessischen Naturschutzgesetzes
Drucks. 20/10374

Sehr geehrte Damen und Herren,

anliegend erhalten Sie im Vorlauf zur Anhérung im Landtag die Stellungnahme des BDF-
Hessen zur Novellierung des Hessischen Naturschutzgesetzes. In diesem Zusammenhang
kritisieren wir, dass wir im Rahmen der bereits im letzten Jahr initiierten Verbédndeanhorung
nicht beteiligt worden sind. Im Hinblick darauf, dass das Gesetz den Umgang mit den
hessischen Waldfldchen betrifft, sehen wir uns in unserer Funktion als forstlicher
Berufsverband als zu beteiligender Verband an. Eine eventuelle Uberschreitung der
Stellungnahmefrist ist unsererseits unverschuldet. Bitte nehmen Sie uns fiir zukiinftige
Verfahren in Thren Verteiler auf.

Dies vorweggeschickt nehmen wir zu dem Entwurf folgendermal3en Stellung:

Zu§?2

Wir begriilen den neuen Paragraphen, der die Problematik Klimawandel betont. Allerdings
halten wir den Paragraphen fiir zu allgemein gehalten und hétten uns Konkretisierungen
gewlinscht. So sehen wir die dringende Notwendigkeit der Erhaltung der Waldfldchen in den
hessischen Ballungsrdumen als Garant fiir Kaltluftzufuhr und saubere Luft im stédtischen
Bereich. Auch die Klimaschutzformulierung im § 8 ist hier aus unserer Sicht nicht
ausreichend.

Zu § 8

In § 8 sehen wir die Rohstofffunktion des Waldes als unterbewertet zur Sicherung eines
nachhaltigen nachwachsenden Rohstoffs, der im Ubrigen als Erwerbsraum eine bedeutende
GroBe einnimmt. So arbeiten in Deutschland iiber 1 Million Menschen im Clusterbereich
Forst und Holz.

Dariiber hinaus entspricht das Aufstellen einer Rangfolge zwischen Artenvielfalt, Natur- und
Klimaschutz, Erwerbs- und Lebensraum auf Waldflachen nicht unserem Verstidndnis und den
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gesellschaftlichen Notwendigkeiten. Diese Waldfunktionen sollten auch rechtlich
gleichrangig betrachtet werden.

Zu§ 13 (4)

Der generelle Ausschluss, KompensationsmafBinahmen nur bei Nichtbeeintrdchtigung der
landwirtschaftlichen Funktion auf landwirtschaftlichen Flachen zuzulassen fiihrt im
Umkehrschluss zu einem erhohten Umsetzungsdruck auf Kompensationsmaflnahmen im
Wald. Die naturschutzfachlichen Anspriiche an die Waldbewirtschaftung sind bereits jetzt auf
einem hohen Niveau. Eine mit dieser Formulierung méglicherweise indirekte Umlenkung von
Kompensationsmafinahmen in Waldfldchen lehnen wir ab. Sollte diese Formulierung
beibehalten werden, erfordert dies in Folge ganz konkrete Vorgaben, was unter einer
landwirtschaftlichen ,,Beeintrachtigung* zu verstehen ist.

Zu § 19 (5) Satz 2

In dem in Rede stehenden Satz 2 wird korrekterweise auf § 59 Bundesnaturschutzgesetz
verwiesen.

Gemal dessen Absatz 2 richtet sich das Betretungsrecht fiir den Wald u.a. nach den
jeweiligen Landergesetzen, hier nach dem Hess. Waldgesetz. Demnach konnen die
Gemeinden fiir die Waldbereiche keine Satzungen erlassen, was in der Praxis oft zu
Missverstidndnissen fiihrt. Der Sachverhalt ist deutlicher zum Ausdruck zu bringen.

Der § 59 BNatschG wire bereits auch in Abs. 1 aufzufiihren.

Zu § 24 (2)

Die Regelung ist gut gemeint, dauert in der Praxis aber zu lange. Die Befugnis sollte
unmittelbar an die mit der Betreuung der Schutzgebiete befugten Stellen gehen, sprich
Landkreise und Untere Forstbehorden.

Zu § 26 (4)
Hier sind die Unteren Forstbehdrden als Beteiligte an den Bewirtschaftungsplénen zu
erganzen.

Zu § 29

Die Einflihrung einer Schutzkategorie ,,Naturwald* erscheint angesichts der Tatsache, dass
bereits grofle Teile der hessischen Waldflachen stillgelegt wurden, fraglich. Um eine
naturschutzfachliche Aufwertung durch Flichenstilllegung zu erreichen, bedarf es einer
fachlichen Bewertung und Einordnung der standortlichen Gegebenheiten. Vor diesem
Hintergrund fehlt uns ein Voraussetzungs- und Priifkatalog fiir diese Schutzkategorie.
Weiterhin fehlt aus unserer Sicht die Mitbeteiligungspflicht der Unteren Forstbehérden und
der forstlichen Verbénde.

Prozessschutz ist ein Baustein im Waldnaturschutz, aber kein Allheilmittel. Es wird dabei
vernachléssigt, dass ein GroBteil unseres Arten — und Strukturreichtums im Wald, wie im
Offenland, das Ergebnis einer in Pflege befindlichen Kulturlandschaft ist. Deshalb fordern wir
eine stiarkere Gewichtung integrativer WaldnaturschutzmafBnahmen, die auch im Hinblick auf
die klimatischen Verdnderungen einen Handlungsspielraum in Naturwaldflachen offen lassen.
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Zu § 30

Die Einfithrung einer Schutzkategorie ,, Wildnisgebiet erschlie8t sich uns im Zusammenhang
mit § 29 nicht. Laut Gesetzesentwurf soll der Offenlandanteil auf max. 15 % auf Ebene der
Landkreise in allen Naturrdumen beschriankt sein. Somit kommen fiir die Wildnisgebiete im
Schwerpunkt wiederum nur Waldfldchen in Betracht, obwohl sich die dramatische
Entwicklung im Artensterben nicht im Wald abspielt.

Wie unterscheidet sich damit der Naturwald vom Wildnisgebiet?

Im Zusammenhang mit beiden Schutzkategorien mdchten wir betonen, dass wir durch weitere
Stilllegungen die Waldzerstorung in anderen Landern der Erde in Kauf nehmen, anstatt den
Rohstoff, den wir selbst verbrauchen bei weltweit hochsten Standards lokal zu produzieren...
Wir bendtigen im Kampf gegen den Klimawandel die heimische, nachhaltige Holzproduktion
zur Vermeidung von Transportwegen und zur Erhohung der CO2-Speicherung unter
Ausnutzung von Substitutionswirkungen.

Zu § 31 (10)
Die Beauftragung miisste auch die Landkreise einschlieen, soweit Gebiete durch die
Landkreise betreut werden.

Zu § 36

Die Vorgaben der erst kiirzlich vom Ministerium erlassenen Naturschutzleitlinie fiir den
Staatswald unterscheiden sich von denen im HeNatG. Wir sind der Auffassung, dass die
bereits bestehenden Regelungen der Naturschutzleitlinie unveridndert in das HeNatG
aufzunehmen sind.

Als Quintessenz zu dem neuen HeNatG stellt der BDF-Hessen fest, dass
- die Klimaschutzfunktion des Waldes unterbewertet wird
- die Funktion des Waldes zur Holzproduktion unterschétzt wird
- der Druck auf den Wald in Richtung Nutzungsverzichtextrem erhoht wird. Die Fragen
der Rohstoffversorgung mit Holz oder umweltvertrigliche Ersatzwerkstoffe fiir Holz
bleiben unbeantwortet.

Die Errungenschaften der integrativen naturnahen Waldwirtschaft werden durch den neuen
Gesetzentwurf weder honoriert noch gestirkt. Der Spagat der hessischen Forsterinnen und
Forster zwischen den verschiedenen Anspriichen vergroBert sich weiter und bleibt ein gro3es
Dilemma.

Das Angebot zur Teilnahme an der Anhdrung des Ausschusses fiir Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Hessischen Landtages am 08.03.2023 nehmen wir

gerne wahr und stehen fiir Erlduterungen zur Verfligung.

Mit freundlichen Grifien

gez. Brell, Janson, Rummel
Vorsitzteam BDF-Hessen
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Mitglied im Deutschen Jagdverband g?;%n;zgﬁ;uheim

Postfach 16 05
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Landesjagdverband Hessen e.V. e Postfach 16 05 ¢ 61216 Bad Nauheim
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Hessisches Ministerium fur Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
Mainzer Str. 80

65189 Wiesbaden

AusschlieBlich per E-Mail:
Poststelle@umwelt.hessen.de

Az.:
Mi/Ta

Datum
02.03.2023

Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches
Naturschutzgesetz-HeNatG); Verbandeanhérung zum Gesetzentwurf

Sehr geehrte Damen und Herren,

zunachst bedanken wir uns fur die Gelegenheit zum Gesetzentwurf des HeNatG Stellung nehmen
zu kénnen.

Einleitung

Auch wenn wir nach diesseitiger Auffassung keine Notwendigkeit eines Folgegesetzes in
Hessen sehen, zeigt insgesamt der Entwurf die Bemihungen, die Ziele und Mallihahmen des
Naturschutzes und der Kulturlandschaftspflege zu starken und einer zeitgemafRen Umsetzung
zuzufuhren. Dies ist grundsatzlich zu begrufRen.

Wir nehmen zudem erfreut zur Kenntnis, dass einige unserer Anmerkungen zum ersten Entwurf
des HeNatG berlcksichtigt wurden und das Jagdrecht beispielsweise bei den
Entschadigungsregelungen nun eine angemessenere Beachtung findet. Es ist auch zu
begrufRen, das mit § 12 Abs. 2 Nr. 2 klargestellt wurde, dass die Errichtung von Einrichtungen
zur Beweidung, das Aufstellen von Bienenstdcken oder die Errichtung von Hochsitzen zur Jagd
keinen Eingriff in Natur und Landschaft darstellt. Ebenso erfreut sind wir, dass unserem
Einwand gefolgt wurde und bei der Kompetenzregelung fir Gemeinden in § 19 Abs. 5 die
Moglichkeit zur weiteren Einschrankung des Startens von Drohnen entfallen ist. Diese
Regelung hatte die Nutzung von Drohnen zum Zwecke der Jungwildrettung nur unndtig
kompliziert.

Trotz der erfreulichen Anderungen im Vergleich zum ersten Entwurf, méchten wir auch im
Rahmen dieser Stellungnahme auf die Bestimmungen des Hessischen Jagdrechts hinweisen,
welches zahlreiche Regelungen zum Schutz bedrohter, auch nicht dem Jagdrecht
unterliegenden Wildarten enthalt. So geht § 1 Abs. 2 Nr. 1 des Hessischen Jagdgesetzes
(HJagdG) weit Uber den jagdlichen Auftrag hinaus und umfasst die gesamte Flora und Fauna.
Damit erhalt die Jagerschaft (und die Inhaber des Jagdrechts = Grundeigentimer) einen
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umfassenden Naturschutzauftrag; dies ist auch konsequent, well die
Jagerschaft/Landesjagdverband Hessen e.V. als Naturschutzverband gesetzlich anerkannt ist.
Die MalRnahmen der Jager und der Jagdrechtsinhaber zur Hege und Bejagung der Wildarten
kommen damit zugleich in vielfaltiger Weise der gesamten Biozonose zugute und dienen damit
dem Naturschutz. Daher ist im Sinne der Rechtsklarheit eine deutliche Abgrenzung des
Jagdrechtes zum Naturschutzrecht einzuhalten und damit die Trennung der Rechtskreise und
der Unberuhrtheitsklausel des § 37 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 BNatschG einzuhalten und zu
gewahrleisten (vgl. Begrindung der Grundgesetzanderung zur Fdderalismusreform,
Bundestagsdrucksache 16/813, Seite 11; Rechtsgutachten zum Verhaltnis des Jagdrechts zum
Naturschutzrecht, Prof. Dr. Michael Brenner, Lehrstuhl fir Deutsches und Europaisches
Verfassungs- und Verwaltungsrecht, Friedrich-Schiller-Universitat Jena).

Im Einzelnen sind daher folgende Anderungen/Erganzungen noch vorzunehmen:
1. Zu § 8 Land- und Forstwirtschaft

a) § 8 Abs. 2 ist ersatzlos zu streichen. Die Beratung von Ratsuchenden ist fur alle
zustandigen Behorden grundsatzlich wesentlicher Teil des Dienstleistungsauftrages
und bedarf keiner besonderen naturschutzrechtlichen Regelung. Eine mogliche
~sonderkompetenz* des Naturschutzrechtes ist dahingehend nicht erkennbar.

2. Zu § 12 Eingriffe in Natur und Landschaft

a) Dasin § 12 Abs. 1 Nr. 6 die Beseitigung oder wesentliche Anderung der dort genannten
Landschaftsstrukturen unter die Eingriffsregelung fallt, ist prinzipiell zu begrifien.

b) Ebenfalls zu begriifien ist, dass die Pflege der Landschaftsstrukturen im Sinne von
§ 12 Abs. 1 Nr. 6 nach § 12 Abs. 2 Nr. 2 keinen Eingriff darstellt.

In der Praxis wird jedoch die Begrifflichkeit der Pflege oft unterschiedlich interpretiert.
Es ist zu befurchten, dass insbesondere Pflegemalinahmen an Niederhecken und
Feldgehdlzen groReres Konfliktpotenzial beherbergen, da die Pflege, insbesondere bei
jahrelang vernachlassigten Strukturen, unweigerlich zu einer wesentlichen Anderung
fuhrt. Um unterschiedliche Interpretationen des Begriffes ,Pflege” bereits im Vorfeld zu
verhindern, schlagen wir folgende Erganzung (kursiv) in § 12 Abs. 2 Nr. 2 vor:

»--. einschlielich der Pflege der unter Abs. 1 Nr. 6 genannten Landschaftsstrukturen
(inkl. MaBnahmen zum ,auf den Stock setzen® nach guter fachlicher Praxis) sowie der
regelmafig wiederkehrenden landschaftsschonenden Pflege weiterer Bestandteile und
Nebenanlagen von Infrastruktureinrichtungen.®

3. Zu § 19 Verhalten in Natur und Landschaft, Naturerlebnisraume

a) Diein § 19 Abs. 1 gemachten Ausfuhrungen werden begruft. Stellen Sie doch nochmals
klar, dass das Recht auf Naturerlebnis und Erholung in der freien Landschaft nur mit
Rucksicht auf die Natur, die Belange der Wildtiere und der Wahrung der Rechte Dritter
erfolgen darf.

b) § 19 Abs. 4 ist zu unbestimmt und neu zu formulieren. So ist es nicht erkennbar, welche
Funktion und Gestaltung die dort genannten Naturerlebnisraume haben sollen. Welche
Konsequenzen folgen flr Dritte aus der Anerkennung?
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Zu § 20 Vorrang freiwilliger MaBnahme

Den Vorrang freiwilliger Malinahmen vor hoheitlichen Mallnhahmen begrif3en wir.

Zu § 24 Naturschutzgebiet - Umgebungsschutz, Mahdtermin und Bewirtschaftungs-

zeitraum

a) Die Regelung des § 24 Abs. 1 ist ersatzlos zu streichen, da es sich hier um eine
ungerechtfertigte Erweiterungsklausel fur bestehende Naturschutzgebiete handelt, um
den Verordnungsweg zur Ausweisung eines Naturschutzgebietes nicht einhalten zu
mussen.

b) Die in § 24 Abs. 2 normierte Regelung zur Ausnahme von festen Mahd- und
Bearbeitungszeitraumen begrifRen wir.

Zu § 25 gesetzlich geschitzte Biotope

Die in § 25 Abs. 1 unter Nr. 2 und Nr. 3 genannten Biotope sind in der aktuellen Fassung

des § 30 Abs. 2 Nr. 7 BNatSchG bereits beriicksichtigt und damit nicht gesondert zu

erwahnen.

Zu § 26 Bewirtschaftungsplane

Die in § 26 Abs. 1 Nr. 2 genannte Regelung ist unbestimmt und damit zu streichen. Es ist

nicht erkennbar, welche Flachen vom Bewirtschaftungsplan umfasst sind. Sie sind

zwingend auf abgegrenzte Gebiete zu beschranken. Eine solche ,Generalklausel* unterliegt

erheblichen verfassungsrechtlichen Bedenken.

Zu § 28 Entwicklung naturnaher Flussauen

Auch bei der Entwicklung von Flussauen sind die Jagdausubungsberechtigten mit

einzubeziehen.

Zu § 29 Gebiete fir die natiirliche Waldentwicklung (Naturwald)

Wir bedauern, dass im neuen Entwurf des HeNatG die Vorgabe zur Anhérung der

anerkannten Naturschutzverbande sowie der Trager oOffentlicher Belange entfallen ist.

Zu § 30 Biotopverbund, Biotopvernetzung, Wildnisgebiete

Auch auf denin § 30 Abs. 3 genannten Flachen des Biotopverbunds, der Biotopvernetzung,

insbesondere aber auch den Wildnisgebieten, ist die ordnungsgemale Jagdauslbung

jederzeit in vollem Umfang zu gewahrleisten, insbesondere um die Ziele des HJagdG

erfullen zu kénnen.

Zu § 33 Artenhilfsprogramme

Wir bedauern, dass im neuen Entwurf des HeNatG die Vorgabe zur Beteiligung der
anerkannten Naturschutzverbande an der Erstellung der Artenhilfsprogramme entfallen ist.



12.

13.

14.

15.

110

Zu § 34 Fordergebiete Artenschutz

Die Einrichtung von Fordergebieten zum speziellen Artenschutz ist prinzipiell zu begrafRRen.
Wie Eingangs erlautert, fehlt hier jedoch eine Abgrenzung zum Jagdrecht. Die
Zustandigkeiten nach dem Jagdrecht missen unberthrt bleiben und es sind die Behdrden
zu beteiligen, die fur die Arten, die dem Jagdrecht unterliegen, zusténdig sind. Die
Zustandigkeiten des Jagd- und Fischereirechts sind in § 34 entsprechend abzugrenzen.

Zu § 35 Schutz von lichtempfindlichen Tier- und Pflanzenarten sowie Insekten

Die in § 35 vorgesehene Reduzierung der Lichtimmission zum Schutze nachtaktiver Tiere
ist zu begruifRen.

Zu § 36 Besonderer Horstschutz

Derin § 36 Abs. 1 normierte Schutz von Gro3vogelarten ist aus naturschutzfachlicher Sicht
zu begrifien. Nicht nachvollziehbar ist, dass der neue Entwurf den besonderen Horstschutz
nach Abs. 1 nunmehr nur noch flir den Schwarzstorch und den Rotmilan vorsieht und der
Uhu und Wanderfalke nicht mehr aufgefuhrt wird.

Analog zu den Regelungen des BNatSchG ist der Grundsatz der Unberuhrtheit und die
Trennung der Rechtskreise zu beachten und einleitend zu § 36 entsprechend
aufzunehmen.

§ 36 Abs. 2 Nr. 2 ist ersatzlos zu streichen, da die ordnungsgemaf ausgeibte Jagd keinen
Storfaktor darstellt sowie zur Pravention von Seuchen (Stichwort: Afrikanische
Schweinepest) und zum Aufbau klimaresilienter Walder notwendig ist. Zudem ist nicht
erkennbar, ob die Regelung nur fir beflogenen Horste gilt oder auch der Umkreis nicht
beflogener Horste von den Einschrankungen betroffen ist.

Bei einem Umkreis von 300 m um den Horststandort betragt die nicht jagdlich nutzbare
Flache ca. 28 ha. Dies stellt hinsichtlich der Wildschadensproblematik eine nicht zu
unterschatzende Einschrankung dar. Neben Anspriichen bei aufkommenden Wildschaden,
die das Umfeld ebenfalls betreffen kdnnen, ist auch mit Forderungen von
Entschadigungsleistungen fir entgangene Jagdpachtgewinne zu rechnen. Gerade bei
kleineren Revieren oder Revieren mit geringem Waldanteil kann eine solche Einschrankung
zur Minderung des Jagdpachtwertes fuhren.

Da die jeweiligen Jagdausubungsberechtigten direkt von den Einschrankungen durch die
Standorte des Schwarzstorches betroffen sind, ist zudem nicht nachvollziehbar, warum sie
nicht auch direkt durch die Forstbehorde Uber Horste des Schwarzstorches in lhrem
Jagdauslbungsbereich zu informieren sind.

Zu § 38 Schutz wandernder Tierarten

Soweit in § 38 Abs. 1 der Erhalt unzerschnittener verkehrsarmer Landschaftsteile zum
Schutz wandernder Tierarten normiert wird, ist dies sehr zu begriflen. Besonders im
Hinblick auf die wissenschaftlich nachgewiesene genetische Verarmung der hessischen
Rotwildpopulation, ist die Errichtung geeigneter Querungshilfen sowie die Ausweisung von
Wanderkorridoren bei nicht aufschiebbaren Zerschneidungen dringend notwendig.
Gleichfalls ist auch der Erhalt von Wanderkorridoren entsprechend im Gesetzestext zu
fixieren.
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Zu § 39 Management wild lebender Tierarten

Der guten Ordnung halber weisen wir auch in diesem Zusammenhang darauf hin, dass ein
Wildtiermanagement dem Jagdrecht unterliegt. Die Zustandigkeiten nach dem Jagdrecht
unterliegen der Unberihrtheitsklausel und es sind die Behérden zu beteiligen, die fiir die
Arten, die dem Jagdrecht unterliegen, zustandig zeichnen.

Aufgrund der auch im Gesetzestext hingewiesenen Problematik mit bestimmten streng
geschutzten Wirbeltieren, weisen wir daraufhin, die betreffenden Arten (Wolf, Biber und
Goldschakal) ins Jagdrecht zu UberfGhren.

Zu § 40 Voriibergehende Entnahmen von Tieren, Natur auf Zeit

Zustimmend wird zur Kenntnis genommen, dass hier die Trennung der Rechtskreise
folgerichtig Beachtung findet.

Zu § 49 Vollzug und Kontrolle des Naturschutzrechts

Insoweit darf angemerkt werden, dass es im Sinne eines besseren Informationsflusses
angezeigt ist, wenn auch die zustandige Naturschutzbehorde die genannten Behdrden tber
Zuwiderhandlungen die ihren Bereich betreffen, zu informieren hat.

Zu § 50 Hessisches Landesamt fiir Naturschutz, Umwelt und Geologie

Zu § 50 Nr. 5 und Nr. 6 ist ergédnzend festzuhalten, dass die Zustandigkeiten der
Jagdausibungsberechtigten, die sich aus § 2 Abs. 4 und Abs. 5 HJagdV oder im Rahmen
ihrer Eigenverantwortung fur die Arten des Jagdrechtes ergeben, unberuhrt bleiben
mussen.

Zu § 56 Ehrenamtliche Beauftragte

§ 56 ist ersatzlos zu streichen. Die bespielhaft genannten und nicht abschlief3end
spezifizierten ,bestimmten Aufgaben® hat die Behdrde als hoheitliche Aufgabe selbst
auszufuhren. Aufgrund der nicht hinreichenden Prazisierung bestehen darlber hinaus auch
grof3e Bedenken, dass die Rechte Dritter nicht gewahrt werden.

. Zu § 60 Duldungspflichten

In § 60 sind Eingriffe in Grundrechte Dritter definiert, die ggf. von ehrenamtlich agierenden
Personen (z.B. aus den Regelungen aus § 56) nicht ausgeflihrt werden dirfen, da die
zugewiesenen Rechte der ehrenamtlichen Beauftragten unverhaltnismaflig gegenuber den
Eigentumsrechten Dritter zu werten sind. Es bestehen insoweit verfassungsrechtliche
Zweifel an der Zuldssigkeit dieser Vorschrift.

Zu § 61 Enteignung und Grundstiickstausch, Entschadigung und Erschwernis-
ausgleich

a) Eine besondere Normierung flr die Enteignung in § 61 Abs. 1 erachten wir flr obsolet,
da die Regelungen im Hessischen Enteignungs- und Entschadigungsgesetz insoweit
keiner weiteren Erganzung durch das BNatschG bedirfen.
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Gleichfalls ist erlauternd anzumerken, dass die angedachte Entschadigungsregelung
lediglich eine Alibifunktion haben dirfte, da eine maRgebliche Entschadigung
insbesondere von den vorhandenen Haushaltsmitteln abhangig ist. Sollten keine
ausreichenden Haushaltsmittel zur Verfugung stehen, wirde eine Entschadigung von
entgangenen Nutzungsrechten ins Leere laufen. Dies kann nicht im Sinne der
Akzeptanz naturschutzfachlicher MalBnhahmen liegen und dirfte im Zweifel einer
rechtlichen Uberprifung vorbehalten sein.

Wir danken daher abschlieliend nochmals fur die Méglichkeit der Stellungnahme, verbunden mit der
Beachtung der im Einzelnen durch uns gemachten Ausfihrungen.

Fur Rickfragen stehen wir lhnen gerne zur Verfigung.
Mit freundlichen GruRen

e/

Alexander Michel
Geschaftsfihrer
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\ Landessportbund
Hessen e.V.

Geschiftsstelle
Otto-Fleck-Schneise 4
60528 Frankfurt am Main

Isb h * Otto-Fleck-Schneise 4 * 60528 Frankfurt am Main
Jens Priiller

Hess. Ministerium fiir Umwelt, Klimaschutz, Geschaftsbereich
Landwirtschaft und Verbraucherschutz Sportinfrastruktur
Postfach 31 09 Tel.: 069 6789-277
Fax: 069 6789-428
65021 Wiesbaden orueller@isbh.de
Per Mail an: k.thaumueller@ltg.hessen.de 2. Marz 2023

Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft
(Hessisches Naturschutzgesetz — HeNatG), Verbandeanhdrung hier:
Stellungnahme des Landessportbund Hessen e.V. zur Anhorung am 8.3.23

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Landessportbund Hessen e.V. (Isb h) ist als Vereinigung aller hessischen
Sportvereine und - verbande die Dachorganisation des hessischen Sports und vertritt
die Interessen von 23 Sportkreisen, 60 Sportverbdanden sowie 14 Verbanden und
Organisationen mit besonderen Aufgaben mit knapp 2,1 Mio. Mitgliedern in rund
7.500 Sportvereinen. Der Ish h engagiert sich fiir den Breiten-, Leistungs- und
Jugendsport, erbringt Dienstleistungen, gibt Impulse in allen Themenfeldern des
Sports, berdt und fordert seine Sportvereine.

Im Namen des Landessportbundes Hessen danken wir fiir die Mdglichkeit, eine
Stellungnahme zu o.g. Gesetzentwurf im Rahmen der Anhorung am 8.3.23 abgeben
und uns auf diese Weise am Gesetzgebungsverfahren beteiligen zu konnen. Sie finden
unsere Stellungnahme auf der nachfolgenden Seite dieses Dokuments.

Der Landessportbund Hessen ist einem naturvertraglichen Sport verpflichtet und
achtet das Gebot des Interessenausgleichs zwischen Naturschutz und Sport und fordert
diesen auch ein. In diesem Sinne achten und schatzen wir die besondere
naturschutzfachliche Bedeutung der Natur. In vielen Abstimmungsprozessen in den
vergangenen Jahrzehnten wurden beidseitig akzeptierte Losungen in vielen
Naturschutzbelangen lokal vor Ort getroffen, die sich vielerorts seit vielen Jahren
bewdhrt haben. Gleichzeitig stellt sich uns die Frage, ob zu den artenschutzrechtlichen
Bestimmungen und Herleitungen iiberhaupt eine Landeszustdndigkeit besteht. Wir
sehen hier alleine die Zustandigkeit des Bundes gegeben, der diese Bereiche bereits
geregelt hat.

Stellungnahme Landessportbund Hessen e.V.

Aus Sicht des Sports und deren Auswirkungen auf die Natur sehen wir in folgenden
Bereichen Anderungsbedarf des vorgelegten Gesetzentwurfs:

Commerzbank AG Frankfurter Postbank VR 4427 Tel.: 069 6789-0
Frankfurt Sparkasse Frankfurt Amtsgericht Frankfurt a. M. Fax: 069 6789-271
IBAN DE27 5008 0000 0172 4186 00 IBAN DE70 5005 0201 0000 9733 43 IBAN DE81 5001 0060 0003 1646 09 USt-IdNr.: info@lsbh.de
BIC DRESDEFF BIC HELADEF1822 BIC PBNKDEFF DE114233847

www.landessportbund-hessen.de
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8 4 Schutz von Lebewesen vor Beleuchtung”

e Wir sehen in § 4 keinen Erginzungs- und Anderungsbedarf bzw. keine
Notwendigkeit der speziellen Anpassung durch das Land Hessen. Hier regelt
die neu geschaffene Bundesgesetzgebung fiir den Bereich die Belange in
einem ausreichenden Mal3. Daher fordern wir die Streichung der Erganzungen
in § 4.

Begriindung: Eine grundsatzliche Vermeidung von Lichtemissionen wiirde eine nicht
begriindetet Gefahrdung des Betriebes von Beleuchtungsanlagen fiir sportlich
genutzte Flachen implementieren und ist aus diesem Grund nicht zielfiihrend.

»8 35 Schutz von nachtaktiven Tierarten und Insekten”

e Wir sehen in § 35 keinen Ergiinzungs- und Anderungsbedarf bzw. keine
Notwendigkeit der speziellen Anpassung insbesondere im Abs.1 Satz 1 und 2
durch das Land Hessen. Die neu geschaffenen Vorschriften des § 41a des
Bundesnaturschutzgesetzes zum Schutz von Tieren und Pflanzen vor
nachteiligen Auswirkungen von Beleuchtungsanlagen regeln alle notwendigen
Belange. Eine zusatzliche Einzelregelung durch Gemeinden (Abs. 7) sehen wir
in der vorgesehenen Form als besonders kritisch.

Begriindung: Eine in jeder Form zu vermeidende Beleuchtung durch kiinstliches Licht
wiirde eine unbegriindete Gefahrdung des Betriebes von Beleuchtungsanlagen fiir
sportlich genutzte Flachen implementieren und ist aus diesem Grund nicht
zielfiihrend. Inshesondere hiervon betroffen ist der Abs. (1) Satz 1 und 2 sowie Abs.

(7).

»8 19 Verhalten in Natur und Landschaft, Naturerlebnisraume”

e Wir sehen in § 19 keinen Erginzungs- und Anderungsbedarf bzw. keine
Notwendigkeit der speziellen Anpassung durch das Land Hessen. Die
geschaffenen Vorschriften des § 59 des Bundesnaturschutzgesetzes ,Betreten
der freien Landschaft” Regelt alle notwendigen Belange. Eine zusatzliche
Einzelregelung durch Gemeinen (Abs. 5) sehen wir in der vorgesehenen Form
als besonders kritisch.

Fiir Riickfragen stehen wir Ihnen gerne personlich zur Verfiigung.

Mit freundlichen GriilRen

Jens Priiller
Geschdftsbereichsleiter Sportinfrastruktur

www.landessportbund-hessen.de
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GVBWH e.V. « An der Festeburg 33 « 60389 Frankfurt am Main

Ausschuss fiur Umwelt, Klimaschutz, Geschaftsstelle Frankfurt
Landwirtschaft und Verbraucherschutz Telefon: +49 7141 14228-50
des Hessischen Landtages Telefax: +49 7141 14228-99

E-Mail: heiland@gvbwh.de
Unser Zeichen: TH
Datum: 01.03.2022

Frau Vorsitzende Petra Miller-Klepper

Per E-Mail: k.thaumueller@Itg.hessen.de
d.erdmann@ltg.hessen.de

Anhoérung im Ausschuss fiir Umwelt, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Hessischen
Landtages zum Gesetzentwurf der Landesregierung ,,Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur
und zur Pflege der Landschaft*

Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Miller-Klepper,

fur die Aufnahme in den Kreis der Anzuhdrenden zum o.a. Gesetzesentwurf sowie flur die Einladung
zur mindlichen Anhérung am 08.03.2023 mdchten wir Ihnen herzlich danken.

Als Gartenbauverband Baden-Wirttemberg-Hessen e.V. vertreten wir die Interessen der rund 1.000
Gartenbaubetriebe in Hessen, die sich in ihrer betrieblichen Ausrichtung auf die Eigenproduktion bzw.
die Vermarktung ber Grof3- und Einzelhandel auf die Fachsparten Blumen- und Zierpflanzenbau,
Gemdisebau, Baumschule, Friedhofsgartnerei, Obstbau und Staudengartnerei spezialisiert haben. Die
meisten Betriebe sind in Hessen kleinstrukturierte Familienbetriebe, die in einem starken Wettbewerb
mit dem branchenfremden Einzelhandel und global erzeugter Handelsware vor Ort konkurrieren.

Der Schutz der Natur und die Pflege der Landschaft stellen — ebenso wie bei der Landwirtschaft —
auch bei den Gartenbaubetrieben traditionell wichtige Grundprinzipien des betrieblichen Wirtschaftens
sowie der betrieblichen Aus- und Fortbildung dar.

Zum Gesetzesentwurf nehmen wir wie folgt Stellung:

1. Grundsitzliche Stellungnahme zum Anhérungsverfahren
Wir méchten an dieser Stelle die eingerdumte Frist zur Verbdndeanhdrung kritisieren. Zwar
betragt die Zeit zur Abgabe der Stellungnahme rund 8 Wochen, was aber aufgrund von einer
Vielzahl von Terminen in der Advents- und Vorweihnachtszeit deutlich zu kurz ist.

Aufgrund dieser kurzen Verbandeanhorung hatten wir die Erarbeitung sowie die Bereitstellung

einer Synopse zwischen dem bisherigen Ausfiihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz und
dem vorgelegten Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes mit den jeweiligen Abweichungen

/.2

Alte Karlsruher Stralke 8 Wilhelm-Bleyle-Stralke 12 An der Festeburg 33 Telefon +49 7141 14228-0
76227 Karlsruhe 71636 Ludwigsburg 60389 Frankfurt am Main Telefax +49 7141 14228-99

Gartenbauverband Baden -Wdurttemberg —Hessen e.V.
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als dringend erforderlich erachtet.

2. Grundsatzliche Stellungnahme zum Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes
Die Notwendigkeit fiir ein eigenes hessisches Naturschutzgesetz erlauben wir uns an dieser Stelle
grundsatzlich infrage zu stellen. Ein Ausfuhrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz mit
wenigen landesspezifischen Regelungen — so wie es in zahlreichen anderen Bundeslandern
gehandhabt wird — wirde aus unserer Sicht vollkommen ausreichen. Zudem kénnen wir nicht
nachvollziehen, dass zahlreiche MaRnahmen, die bislang einvernehmlich auf freiwilliger Basis
geregelt wurden, jetzt gesetzlich festgeschrieben werden mussen.

3. Stellungnahme zu den einzelnen Paragraphen

§3 — Schutz vor Insekten und anderen Tierarten

Der Gartenbau unterstitzt den Insektenschutz mit seinen Produkten und Erzeugnissen in
besonderem Mal3. Die Ausweitung des Insektenschutzes darf nicht zu weiteren
Schutzgebieten mit zusatzlichen Einschrankungen fiir den Anbau von Sonderkulturen bzw. die
gartenbauliche Erzeugung fiihren.

§4 — Schutz von Lebewesen vor Beleuchtung

Mit Inkrafttreten der Regelungen in §41a BNatSchG ist eine eigenstandige, hessische
Regelung aus unserer Sicht nicht notwendig. Vor allem ist an dieser Stelle aber aufzunehmen,
dass Lichtemissionen, die im Rahmen der gartenbaulichen Erzeugung — insbesondere bei der
Aufzucht von Jungpflanzen — auftreten, als unvermeidbar gelten.

§ 5 — AuBerschulische Bildung

Die Forderung von auBerschulischen Umweltbildungsmaflinahmen ist zu begriiRen. Diese
muss die positive Bedeutung und die Entwicklung der Landwirtschaft und des Gartenbaues
unbedingt beinhalten.

Die Hessische Gartenakademie des Landesbetriebs Landwirtschaft Hessen Ubernimmt bereits
wichtige Aufgaben bei der Beratung von Laien bei der nachhaltigen Bewirtschaftung von
Hausgarten. Hier muss eine Aufstockung des Personals sowie eine bessere Finanzierung der
Beratung sowie von o6ffentlich zuganglichen Schau- und Mustergarten (evtl. auch bei
Landesgartenschauen) mit Bezug auf ,nachhaltiges Gartnern“ erfolgen. Auch bei der
insektenfreundlichen Gestaltung von Grundstulicksfreiflachen entstehen Beratungsaufgaben,
die Uber die Gartenakademie abgedeckt werden sollten.

Dariiber hinaus wirden wir auch MalRhahmen im Rahmen der schulischen Bildung wie z.B.
Schulgarten-Projekte begrifen, die von Seiten des Gartenbaues begleitet werden kénnen.

§ 8 — Land- und Forstwirtschaft

In Absatz 2 heildt es, dass Naturschutzbehérden den Landnutzenden eine Beratung Uber die
Ziele und Grundséatze des Naturschutzes sowie Uber bestehende Férdermdglichkeiten
anbieten kdnnen. Hierunter verstehen wir eine gewisse Freiwilligkeit; in der anschlieRenden
Begriindung wird aber von einer Beratungspflicht gesprochen. An dieser Stelle ist eine
eindeutigere Formulierung notwendig.

Zu diesem Punkt mdchten wir noch anflhren, dass die Erfahrungen aus anderen
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Problemstellungen (z.B. Energieeinsparung) gezeigt haben, dass notwendige MaRnahmen
immer nur im Kontext der Gesamtbetrachtung von allen Handlungsfeldern erfolgreich umsetzt
werden kdnnen. Prioritat hat hierbei bisher die einzelbetriebliche Beratung der gartenbaulichen
Betriebe durch Einrichtungen, die auch zu einer Gesamtbetrachtung in der Lage sind. Die in
§8 erwahnte Beratung muss in Hessen somit durch die Fachberatung des Landesbetrieb
Landwirtschaft Hessen sichergestellt werden. Dafir mussen dort auch die entsprechenden
Stellen geschaffen werden, um das erforderliche Beratungsangebot bei der Umsetzung von
MaRnahmen, die einer ,nachhaltigen® Bewirtschaftung der Betriebe dienen, kiinftig ausweiten
zu koénnen. Darliber muss auch das Versuchswesen beim Landesbetrieb Landwirtschaft
Hessen bei Fragen zur Umsetzung von gartenbaulichen Fragestellungen zum Thema
.Nachhaltigkeit intensiviert und die hierfiir notwendigen Mittel zur Verfligung gestellt werden.

§ 24 — Naturschutzgebiet - Umgebungsschutz, Mahdtermin und
Bewirtschaftungszeitraum

Der Untersagung von Handlungen im unmittelbaren raumlichen Umfeld eines
Naturschutzgebietes widersprechen wir. Aus unserer Sicht werden die Schutzgebiete und die
damit verbundenen Einschrankungen damit ohne weitere Rechte auf Entschadigung etc.
erweitert bzw. ausgedehnt.

§ 35 — Schutz von nachtaktiven Tierarten und Insekten

In unserer urspringlichen Stellungnahme vom 19.12.2023 haben wir an dieser Stelle eine
Ausnahme fir gartenbauliche Produktionsbetriebe gefordert. Die Belichtung von
Gewachshausern — insbesondere bei der Anzucht von Jungpflanzen — muss als erkennbarer
Beleuchtungszweck und somit als unvermeidbar gelten.

In dem nun vorliegenden Gesetzentwurf wurde diese Ausnahme explizit aufgenommen. Hier
heil3t es nun ,Betriebe der gartenbaulichen Erzeugung sind von Satz 1 ausgenommen®. Diese
Ausnahme wird von Seiten des Gartenbaues begrift.

Die Regelung nach Absatz 9 hinsichtlich der insektenfreundlichen Gestaltung von
Grundstucksfreiflachen und dem ,Verbot“ von Schotterflachen begriiien wir auRerordentlich.
An dieser Stelle wiirden wir ebenso die Einbeziehung von Grabstatten und Friedhofsflachen
begrifien.

§ 37 — Artenschutz bei baulichen Anlagen, Vermeidung von Vogelschlag an Glasflachen
In unserer urspringlichen Stellungnahme haben wir gefordert, eine Ausnahme fur
Gewachshauser des Erwerbsgartenbaues aufzunehmen.

Ein Verbot fur die Errichtung von Gebaudekonstruktionen mit einer Glasflache von 20m? hatte
aus unserer Sicht ein Berufs- bzw. Betriebsverbot fiir Unterglasbetriebe in Hessen bedeutet.

Die im aktuellen Gesetzesentwurf enthaltene Ausnahme fiir Betriebe der gartenbaulichen
Erzeugung begrifRen wir besonders, weisen jedoch gleichzeitig daraufhin, dass sich viele
Gartenbaubetriebe in den vergangenen Jahren zu gartnerischen Endverkaufsbetrieben
entwickelt haben. Da sich dieser Trend auch in den nachsten Jahren fortsetzen wird, ist es aus
unserer Sicht notwendig, auch diese Betriebe in die Ausnahmeregelung aufzunehmen und
somit fur Planungssicherheit und Entwicklungsmaoglichkeiten zu sorgen.
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Wir schlagen daher flir §37 Absatz (4) die folgende Formulierung vor:
,Die Absatze 2 und 3 gelten nicht fiir Betriebe der gartenbaulichen Erzeugung und
Vermarktung."

Hervorheben méchten wir an dieser Stelle nochmals, dass bislang keine belastbaren
Untersuchungen bzw. Erfahrungen von Vogelschlag an Gewéachshausern vorliegen — weder
an Produktionsgewéachshausern noch an Verkaufsgewachshausern. Hier ist davon
auszugehen, dass Gewachshauser aufgrund ihrer baulichen Art (regelmaRige Unterbrechung
der Glasflachen durch Verstrebung) von Végeln eindeutig als Hindernis erkannt werden
kdnnen. AuRerdem sind die Produktions-Gewachshauser im AuRenbereich meist mit einer
natdrlichen Einfriedung umgeben, die ebenfalls ein Hindernis darstellt und zudem noch Nist-
und Brutmdglichkeiten flr unterschiedliche Vogelarten bietet.

Mit Blick auf den Klimawandel werden Gewachshauser kinftig eine bedeutende Rolle bei der
Produktion von Pflanzen und Lebensmitteln spielen. Hier ist es aus unserer Sicht notwendig,
die Forschung zu intensivieren und anhand von Pilot- bzw. Modellbetrieben die
unterschiedlichen Moéglichkeiten der Ressourcenschonung, der Energieeffizienz, der
Ausnutzung neuer Methoden der Kulturfihrung (Nitzlingseinsatz) oder auch der
Energiegewinnung (bspw. Verkaufsgewachshauser mit Photovoltaik-Anlagen kombinieren)
aufzuzeigen bzw. zu férdern und ihre Rolle bei der regionalen und verbrauchernahen
Versorgung der Bevdlkerung zu unterstreichen.

Mit freundlichen GriRen

o (ol |

Jirgén Mertz omas Heiland
Landesprasident Hessen Hauptgeschaftsfuhrer
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Hessischer
Bauernverband

Der Prasident

Hessischer Bauernverband e. V.

Hessischer Bauemverband e. V. - TaunusstraRe 151 - 61381 Friedrichsdorf Haus der hessischen Landwirtschaft
. TaunusstraBe 151

Hessischer Landtag 61381 Friedrichsdorf
Umweltausschuss www.hessischerbauernverband.de
Schlossplatz 1-3 Tel 06172 7106-112/-113

) el.: - -
65183 Wiesbaden Fax.. 06172 7106-10

E-Mail: info@hessischerbauernver-

. band.de

per E-Mail: k.thaumueller@ltg.hessen.de
d.erdmann@Itg.hessen.de 02. Marz 2023

Anhorung zum Entwurf eines Hessischen Naturschutzgesetzes

Sehr geehrte Frau Miiller-Klepper,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir danken Ihnen fiir die Einladung zur Anhérung am 8. Marz 2023, zu welcher wir uns schon angemeldet haben.

Dankenswerterweise haben Sie uns den zweiten Gesetzesentwurf, welcher Gegenstand der Anhérung sein wird,
Ubermittelt.

Hier ist zunachst positiv festzuhalten, dass einem Teil unserer Anregungen aus der Stellungnahme vom 14. De-
zember 2022 gefolgt wurde, insbesondere das die Vereinbarungen des ,,Runden Tisches” 1:1 hinsichtlich der
Biotopvernetzung sowie des Vorrangs des Vertragsnaturschutzes aufgenommen  wurden.
Auch die Aufnahme von MaRnahmen in § 12 Abs. 2 des Entwurfs, welche nicht als Eingriff gelten, wurde teil-
weise aufgenommen.

Unsere Ubrigen Anmerkungen bzw. Bedenken aus der Stellungnahme vom 14. Dezember 2022 erhalten wir auf-
recht. Wir nehmen aber nochmals zu uns besonders wichtigen Punkten ergdnzend Stellung:

1. Beteiligung des landwirtschaftlichen Berufsstandes / der landwirtschaftlichen Verbande

Soweit unsererseits fir alle MaBnahmen des Naturschutzes wie Gebietsausweisungen usw. ein férmliches Be-
teiligungsrecht eingefordert wurde, sehen wir es auch als ausreichend an, wenn eine Informationspflicht fiir den
landwirtschaftlichen Berufsstand bzw. die landwirtschaftlichen Verbande eingefiihrt wird.

2. ,Leitprogramm“

Den einleitenden Komplex der §§ 1-8, welcher keine Regelungen enthalt, sehen wir gesetzessystematisch als
nicht notwendig an.

Um im Falle offener Fragen zur Auslegung des Gesetzes eine Grundlage fiir die Behorden oder Gerichte zu schaf-
fen, genligt ein Riickgriff auf die Materialien der Gesetzgebung.
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Insbesondere wird der Begriff der ,,nachhaltigen Landwirtschaft” in § 8 von uns kritisch gesehen.

Das nachhaltigen Landwirtschaft etwas anderes meint als 6kologische oder naturnahe Landwirtschaft ergibt sich
daraus, dass in der UN-Agenda 2030 hinsichtlich der Ernahrung als Ziel unter 2.4 aufgefiihrt ist:

By 2030, ensure sustainable food production systems and implement resilient agricultural practices that in-
crease productivity and production ...”

Soweit unter Nachhaltigkeit auch die Steigerung der Produktivitdt und der Produktion verstanden werden soll
und dies bei der Abwagung der Gesetzesauslegung ein relevantes Merkmal sein soll, kénnte dem Begriff zuge-
stimmt werden. Dies misste aber entsprechend aufgenommen werden.

Aus bisherigen Gesprachen mit der Landesregierung haben wir jedoch nicht enthnommen, dass unter ,,Nachhal-
tigkeit” auch die Steigerung der Produktion verstanden wird.

3. zu einzelnen Regelungen

a. §12Abs.2
Hier regen wir an, entsprechend der Regelung in § 6 Abs. 2 Hessisches Naturschutzgesetz 1996
auch den Ausbau von land- und forstwirtschaftlichen Wegen auf gleicher Trasse mit wasserge-
bundener Decke und den Ausbau von Radwegen von der Eingriffsregelung freizustellen.

b. §13
Viele NaturschutzmalBnahmen werden mit 6ffentlichen Mitteln geférdert.

Wenn man diese in keinem Fall als AusgleichsmalRnahmen zuldsst, kommt es zu einem erheb-
lichen Verbrauch an landwirtschaftlicher Nutzflache fiir auBerlandwirtschaftliche MaRRnah-
men.

Daher sollte die Moglichkeit geschaffen werden, dass auch 6ffentlich geforderte MaRnahmen
als KompensationsmaBnahmen anerkannt werden.

Die Kommentierung Litkes/Ewer zu § 16 BNatSchG, Rn. 15 spricht sich daftir aus, dass auch
geforderte MalRnahmen anerkannt werden kénnen.

Von uns wird nicht verkannt, dass die Kompensation durch denjenigen zu leisten ist, der einen
Eingriff verursacht. Er soll nicht durch 6ffentliche Mittel entlastet werden.

Die Regelung kénnte jedoch so ausgestaltet sein, dass die 6ffentliche Hand, welche eine MaR-
nahme férdert, ihrerseits Okopunkte fiir die geférderter MaBnahme erwirbt, welche (iber die
Okoagentur des Landes veriduRert, werden kénnen.

Hierdurch wurde einerseits die Flacheninanspruchnahme fiir Kompensation verringert, ande-
rerseits kime die 6ffentliche Forderung nicht dem Eingreifen zugute und die 6ffentliche Hand
wurde nicht zuletzt durch die Vermarktung von Okopunkten Einnahmen erzielen.

Da Naturschutz unter die konkurrierende Gesetzgebung fallt und die Lander nach Art. 72 Abs.
3 S. 3 GG von der Bundesgesetzgebung abweichende Regelungen treffen dirfen, sind bei ei-
nem Vollgesetz abweichende Landerregelung moglich. Daher entfaltet § 16 BNatSchG fiir einer
eigenstandige Regelung in Hessen keine Sperrwirkung.
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§19

Im Interesse eines effektiven Schutzes von Bodenbriidern und Sdugetieren regen wir nochmals
an, fur die Brut- und Setzzeiten auf Landesebene eine einheitliche Leinenpflicht fiir Hunde ein-
zufiihren.

§ 24

Es wurde uns erldutert, dass es Ziel des Umgebungsschutzes sein soll, dass bei unmittelbaren
Bedrohungen eines Gebietes im Einzelfall, beispielsweise durch Ablagerungen oder Feuer in
der unmittelbaren Ndhe von Schutzgebieten eine Moglichkeit geschaffen werden soll, dass die
Behorden hier zur Sicherung MalRinahmen ergreifen kénnen.

Hierfir ist diese Regelung unseres Erachtens aber nicht notwendig, die allgemeinen ordnungs-
rechtlichen Regelungen bieten hier genug Moglichkeiten fiir die Behérden, bei Gefahr im Ver-
zug tatig zu werden.

§35
Wir begriiRen es, dass klargestellt wurde das Lichtemissionen aus der gartenbaulichen Erzeu-
gung nicht unter die schadlichen Lichteinwirkungen fallen.

Fir die allgemeine landwirtschaftliche Produktion sehen wir noch Nachbesserungsbedarf. Es
sollte aufgenommen werden, das libliche landwirtschaftliche Arbeiten zur Nachtzeit als unver-
meidbar und damit als zuldssig gelten.

§39
Im hessischen Naturschutzgesetz geregelt werden, dass eine Entnahme von ,,problematischen
Wildtieren” unter Beachtung der §§ 44 ff. BNatSchG maglich ist.

§61
Es ist nicht ersichtlich, warum im Hessischen Naturschutzgesetz eine eigenstandige Regelung
zu Enteignungen getroffen werden soll. Das hessische Enteignungsgesetz genligt vollkommen.

§62

Die Ausweitung eines gesetzlichen Vorkaufsrechtes auf samtliche Biotope lehnen wir ab.

Da insbesondere auch Flachland- und Bergmahwiesen zu den gesetzlich geschiitzten Biotopen
gehoren, ebenso wie Streuobstwiesen, fihrt eine solche Ausweitung zu einem erheblichen
Eingriff in den freien Grundstiicksverkehr.

In einigen hessischen Mittelgebirgsregionen mit einem hohen Anteil an geschiitzten Mahwie-
sen wadre der freie Grundstiicksverkehr erheblich eingeschrankt.

Sollte es nicht zu einer Streichung dieser Regelung kommen, schlagen wir vor, dass jedenfalls

entsprechend der Regelung in § 2 Grundstiicksverkehrsgesetz die Méglichkeit einer Vorabent-
scheidung vor Abschluss des Kaufvertrages geschlossen wird.

Seite 3von 4



122

Der landwirtschaftlichen Berufsstandsvertretung wurde im Landesagrarausschuss erldutert,
dass diese Regelung auch besonders seltene Biotope, beispielsweise Moore, abzielen wiirde.
Dann sollte man diese auch klar benennen und keine generelle Ausweitung vornehmen.

Mit freundlichen GriiRen

Hessischer Bauernverband e.V.

W B,

Karsten Schmal
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HESSISCHER STADTE-
UND GEMEINDEBUND

Referent/-in Frau Vogelmann,
Frau Kar, Herr Brodt, Herr
Grobba, Herr Jung

Hessischer Stadte- und Gemeindebund - Postfach 1351 - 63153 Miththaim/Main

Per E-Mail: k.thaumueller@ltg.hessen.de und

Abteilung 2.2
d.erdmann@Itg.hessen.de Unser Zeichen Vo/YK/SB/MG/Ju
Vorsitzende des Ausschusses Telefon 06108 6001-
flir Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft 49/42/40/39/24

Telefax 06108 6001-57

und Verbraucherschutz E-Mail hsgb@hsgh.de

des Hessischen Landtages
Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden Ihre Nachricht vom 02.02.2023
Datum 01. Marz 2023

thr Zeichen

Anhérung im Ausschuss fiir Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des
Hessischen Landtages

hier: Gesetzentwurf der Landesregierung

Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft

Hessisches Naturschutzgesetz — HeNatG)

- Drucks. 20/10374 -

Sehr geehrte Frau Miiller-Klepper,

sehr geehrte Damen und Herren,

vorab bedanken wir uns fiir die Moglichkeit der Stellungnahme zum o.g. Gesetzesentwurf.

Einfihrend bringen wir jedoch unsere Verwunderung zur Kenntnis, dass in den neuen Gesetz-
entwurf fast keine unserer Einwendungen aus der Verbandeanhdrung Beriicksichtigung gefun-
den haben. Wir missen damit feststellen, dass der Gesetzentwurf aus Sicht unserer Mitglieder
nicht akzeptabel ist und gerade die Besonderheiten des lindlichen Raums keinerlei Beriicksich-
tigung finden.

Festzustellen ist, dass die angemerkten Abweichungen von Gesetzestext und Gesetzesbegriin-
dung, auf die wir in unserer im Rahmen der Verbdndeanh6rung abgegebene Stellungnahme vom
25. November 2022 hingewiesen hatten, insoweit beseitigt wurden. Offen bleibt weiterhin, wa-
rum eine Ergdnzung des BNatSchG auf Landesebene Uberhaupt von Néten ist. Im Rahmen der
Foderalismusreform | wurde das Bundesnaturschutzgesetz im Jahre 2010 in Kraft gesetzt und
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damit das bis dahin geltende Hessische Naturschutzgesetz in weiten Teilen unanwendbar. Da
das BNatSchG auf landesrechtliche Ausfiihrungsvorschriften angewiesen bleibt, wurde das Hes-
sische Ausfihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) beschlossen, um die
Rechtslage fiir Naturschutz und Landschaftspflege dem neuen rechtlichen Rahmen nach der Fé-
deralismusreform anzupassen. Das HAGBNatSchG enthilt dementsprechend im Wesentlichen
erganzende Vorschriften zu Verfahren und Organisation. Der nun vorliegende Gesetzesentwurf
enthélt neben solchen organisatorischen Regelungen in vielfiltiger Hinsicht auch inhaltliche Er-
ganzungen zum BNatSchG. Da mit der Féderalismusreform dem Bund die Méglichkeit eréffnet
wurde, im BNatSchG Vollregelungen zu treffen, ist aus unserer Sicht zweifelhaft, ob es erforder-
lich und sinnvoll ist, in das Landesgesetz inhaltlich abweichende Regelungen in diesem Umfang
aufzunehmen. Denn die Schaffung eines Naturschutzgesetzes fiir die gesamte Bundesrepublik
hatte ausweislich der Gesetzesbegriindung gerade zum Ziel, eine Einheitlichkeit in diesem so
wichtigen Bereich flir ganz Deutschland zu schaffen und das Naturschutzrecht insgesamt nicht
nur klarer und Gbersichtlicher zu gestalten, sondern auch dessen Anwendbar- und Vollziehbar-
keit zu erleichtern (BT-Drs. 16/12785, S. 1). Die konsequente und stringente Anwendung des
BNatSchG in Verbindung mit einem Hessische Ausflihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(HAGBNatSchG) ist zur Durchsetzung der naturschutzrechtlichen Ziele ausreichend. Dies ent-
spricht auch den Féderalismusreformzielen aus 2010. Auch im Hinblick auf eine Vermeidung ei-
nes Flickenteppichs von landerspezifischen Regelungen waére ein Verzicht auf ein eigenes Hessi-
sches Naturschutzgesetz angeraten.

Die auch mit dem neuen Gesetzesentwurf teils neuen und damit konnexitatsrelevanten Aufga-
ben fiir die kreisangehérigen Stadte und Gemeinde finden in der Gesetzesbegrindung keinerlei
Niederschlag. Auch verfehlt der Entwurf weiterhin teils die Anforderungen an das Gebot der
Normenklarheit, da weiterhin Unklarheiten vorhanden sind, beispielsweise welche Aufgaben
nach § 7 HeNatG-E seitens der Gemeinden zu erfillt sein sollen.

Somit kann aus den oben genannten Griinden und auf Grund der folgenden Ausflihrungen un-
sererseits keine Zustimmung zu dem Gesetzesentwurf in der derzeitigen Form erfolgen.

Ein Einzelnen nehmen wir aus Sicht der kreisangehérigen Stidte und Gemeinden zu den beab-
sichtigten Regelungen im Gesetzentwurf wie folgt Stellung:
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§ 7 Aligemeine Verpflichtung zum Schutz der Natur

In§7 Abs. 1 HeNatG-E wird der Schutz von Natur und Landschaft als Aufgabe u.a. der Gemeinden
definiert. In der Gesetzesbegriindung (S. 46) wird erldutert, die Vorschrift habe einen Apellcha-

rakter. Diese Aussage ist jedoch nicht konform mit dem Gesetzestext, der besagt, dass der Schutz
von Natur und Landschaft Aufgabe der Gemeinden ist.

Zudem bleibt unklar, was konkret Aufgabe der (kreisangehérigen) Gemeinden ist und wie diese
Aufgabe erfillt werden soll, denn hierfiir wiirde es entsprechender Erméchtigungsgrundlagen
im Naturschutzrecht bediirfen. GemaR § 42 Abs. 3 HeNatG-E werden die Aufgaben der unteren
Naturschutzbehdrden jedoch von den Landkreisen bzw. den kreisfreien Stidten und Sondersta-
tus-Stadten wahrgenommen. Diese sind wiederum gemaR § 43 Abs. 1 HeNatG-E zustandig fur
den Vollzug des Naturschutzrechts und mit den entsprechenden Erméchtigungen ausgestattet.
Sollte man nun auf die in § 49 Abs. 1 HeNatG-E enthaltene Regelung abstellen wollen, die u.a.
die drtlichen Ordnungsbehdrden mit der Befugnis ausstattet, Kontrollen und Ermittlungen Gber
die Einhaltung der naturschutzrechtlichen Vorschriften vorzunehmen, wird — anders als im all-
gemeinen Teil der Gesetzesbegriindung dargelegt — definitiv eine neue Aufgabe fiir die kreisan-
gehdrigen Stddte und Gemeinden geschaffen. § 49 Abs. 1 HeNatG-E geht hier weit Gber die bis-
herige Regelung des § 17 HAGBNatSchG hinaus, die entsprechende Befugnisse nur fur die Uber-
wachung von Verboten des Artenschutzes vorsieht.

Gegen eine neue Aufgabe fiir die kreisangehérigen Stidte und Gemeinden im Bereich des Voll-
zugs des Naturschutzrechts verwehren wir uns ausdriicklich. Die kreisangehorigen Stiadte und
Gemeinden sind weder finanziell noch personell so aufgestellt, eine Aufgabe dieses Umfangs
wahrnehmen zu kénnen. Deshalb fordern wir, den Apellcharakter auch im Gesetzestext deutlich
klarzustellen. '

Unabhidngig davon ist ausdriicklich auf die Folgen im Hinblick auf das Konnexitatsprinzip sowie
bei der Ausgestaltung des Kommunalen Finanzausgleichs hinzuweisen, sollte es bei der Schaf-
fung einer neuen Aufgabe bleiben.

Weiterhin fordern wie die Streichung der in § 7 Abs. 2 HeNatG-E enthaltenen Regelung, dass die
Gemeinden der UNB bei allen Planungen und MaRnahmen, die die Belange des Naturschutzes

und der Landschaftspflege beriihren, Gelegenheit zur Stellungnahme geben miissen. Soweit die
Bela'nge des Naturschutzes und der Landschaftspflege beriihrt sind, sehen bei Planungen und
MaRnahmen die entsprechenden gesetzlichen Vorgaben zum Verfahren oder zur Genehmi-
gungspflicht ohnehin eine Beteiligung der Naturschutzbehérden vor. So werden die Natur-
schutzbehérden z.B. im Bauleitplanverfahren als Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 BauGB be-
teiligt. Ein Uber die schon bestehenden rechtlichen Vorgaben hinausgehendes Beteiligungsver-
fahren ist nicht im Sinne des Burokratieabbaus und der Verfahrensbeschleunigung.
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Nach § 7 Abs. 4 HeNatG-E sollen 6ffentliche Grundstiicke, die im Eigentum von Gemeinden, Ge-
meindeverbanden oder juristische Personen des privaten Rechts, die (iberwiegend von Gebiets-

kérperschaften finanziert werden, in angemessenem Umfang der Erhaltung und Entwicklung der
biologischen Vielfalt dienen. Diese Regelung verletzt die Gemeinden in ihrem verfassungsrecht-
lich geschiitzten Recht auf Selbstverwaltung, insbesondere der darin enthaltenen Planungs- und
Finanzhoheit. Im Rahmen der Selbstverwaltung diirfen die Gemeinden selbst entscheiden, wie
sie mit den in ihrem Eigentum stehenden Grundstiicken verfahren. Mit dem hier geregelten in-
tendierten Ermessen ware ihnen dieses Recht im Regelfall genommen. Jede anderweitig beab-
sichtigte Nutzung misste explizit begriindet werden. Soweit die Regelung dariiber hinaus auch
auf juristische Personen des Privatrechts erstreckt wird, stellt dies ebenso eine Verletzung von
Art. 14 GG dar.

§ 12 Eingriffe in Natur und Landschaft

Die Erforderlichkeit der in § 12 Abs. 1 HeNatG-E enthaltenen Aufzihlung erschlieRt sich nicht.
Denn schon aus der in § 14 Abs. 1 BNatSchG enthaltenen Definition ergibt sich, dass Eingriffe in
Natur und Landschaft Verdnderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflichen oder Veran-
derungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels,
die die Leistungs- und Funktionsfihigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich

beeintrichtigen kénnen, sind. Im Sinne schlanker und Gbersichtlicher Gesetze geniigt die im
Bundesrecht enthaltene Regelung.

Zu der Regelung in § 12 Abs. 2 Nr. 2 HeNatG-E ist festzustellen, dass sich aus dieser nicht ergibt,
nach welchem Malstab es sich bemisst, ob wiederkehrende UnterhaltungsmaRnahmen an Ver-
kehrswegen die Ziele des Naturschutzes ausreichend beriicksichtigen. Wenn jedoch kein eindeu-
tiger MaRstab definiert wird, tragt das Risiko, ob die gesetzliche Ausnahme greift, allein derje-
nige, der die Arbeiten beauftragt oder durchfiihrt.

§ 19 Verhalten in Natur und Landschaft, Naturerlebnisriume

Die Erweiterung der Satzungsbefugnis fir die Gemeinden in § 19 Abs. 5 HeNatG-E wird begrifit.
Weshalb jedoch aus dem urspriinglichen Gesetzentwurf die ausdriicklich begriRte Schaffung ei-
ner Regelungsmdglichkeit eines Drohneneinsatzes bzw. anderem flugfihigem Gerit als Verhal-
ten in Natur und Landschaft nach § 19 Abs. 1 HeNatG-E gestrichen wurde, l3sst sich diesseits
nicht nachvollziehen.
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Ergdnzend ist anzumerken, dass sich aus der Gesetzesbegriindung zwar entnehmen lisst, dass
der Regelungsbereich des HWaldG durch die geplante Neuregelung nicht beriihrt wird. In der
Praxis zeigt sich jedoch, dass es oftmals nicht bekannt ist, dass es flir den Wald Sonderregelun-
gen gibt. Insoweit halten wir einen klarstellenden Hinweis im Gesetz fur sinnvoll.

§ 29 Gebiete fiir die natiirliche Waldentwicklung (Naturwald)

Im Hinblick auf die Regelung in § 29 Abs. 3 HeNatG-E regen wir an, dass die Flachen, die dauer-

haft aus der Nutzung genommen werden, durch Hinweisschilder kenntlich gemacht werden.
Denn mit der Stilllegung der Flichen diirften sich die waldtypischen Gefahren, z.B. das Umstiir-
zen morscher Baume oder Herabfallen von Asten, im Vergleich zu einem beférsterten Wald er-
héhen.

§ 35 Schutz von nachtaktiven Tierarten und Insekten

In der Begriindung zu § 35 Abs. 2 HeNatG-E wird dargelegt, dass diese Vorschrift nicht konnexi-
tatsrelevant sei, da sie erst bei einer Neuanlage oder grundlegenden Erneuerung der Beleuch-
tung greife. Dies geht aus dem Wortlaut der Vorschrift jedoch nicht hervor. Danach greift die
Verpflichtung vielmehr unmittelbar: »[-] sind Beleuchtungsanlagen so zu gestalten, dass [...].“

Hier muss klargestellt werden, dass die Verpflichtung nur bei Neuanlagen gelten soll.

Soweit Absatz 5 hinsichtlich der nichtlichen Beleuchtung eine Privilegierung kirchlicher Bauten
normiert, wére klarzustellen, ob generell religicse Gebdude gemeint sind oder nur Bauten der
christlichen Kirchen.

Weiterhin fallt auf, dass die Vorschrift zwar Erleichterungen fir kirchliche Bauten und auch Gas-
statten sowie Gewerbebetriebe (Absatz 6) vorsieht, Kulturbetriebe, wie z.B. Theater, Kultur-
denkmadler oder beispielsweise moderne aber architektonisch bedeutende Gebiude nicht be-
rucksichtigt werden. Es ist nicht ersichtlich, weshalb diese ein geringeres Interesse an einer Be-
leuchtung haben, als z.B. Gastronomiebetriebe. Wir fordern daher eine Erganzung der Vor-
schrift.

Soweit in Absatz 6 zudem geregelt wird, dass die Gemeinden entsprechende Ausnahmen fiir
Gaststatten und Gewerbebetriebe zulassen kénnen, handelt es sich hier um eine neue Aufgabe,

(9]
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mit der flr die Gemeinden ein nicht von der Hand zu weisender Verwaltungsaufwand einherge-
hen wird. Auf das Konnexitétsprinzip wird hingewiesen. Zumindest eine entsprechende Anpas-
sung der mafRgeblichen Verwaltungskostenordnung misste erfolgen, um den Verwaltungsauf-
wand decken zu kbnnen.

Der neuen Satzungsermichtigung in Absatz 7 fehlt es an einer konkreten Ausgestaltung. Es ist
weder ersichtlich welchen Inhalt einen solche Satzung konkret haben darf, noch wer die Ermich-
tigung zum Vollzug der Satzung haben soll. Ebenso ist eine Ermachtigung zur Aufnahme eines
Ordnungswidrigkeitentatbestandes nicht gegeben. Ohne entsprechende Instrumente zur Durch-
setzung bzw. Ahndung bleibt eine Satzungsermichtigung ein ,stumpfes Schwert”.

Absatz 9 regelt, dass darauf hinzuwirken ist, dass Grundsticksfreiflichen insektenfreundlich ge-
staltet und begriint werden. Aus der Vorschrift ergibt sich nicht, wer mit welchen Mitteln darauf
hinwirken soll. In der Begriindung wird sodann die éffentliche Hand benannt und erl3utert, dass
diese durch Aufklarung, Information und Anleitung wirken soll. Dies widerspricht dem Gesetzes-
wortlaut, der hier eine ,Muss-Vorschrift”, wenn auch mit unklarem Adressaten, vorsieht. Den
kreisangehérigen Gemeinden stehen jedenfalls keine rechtlichen Mittel zur Verfiigung, auf das
Geforderte ,, hinzuwirken®.

Weiterhin kritisch zu sehen ist, dass Schotterungen zur Gestaltung von privaten Garten keine
zuldssige Verwendung nach § 8 Abs. 1 S. 1 HBO seien. Es ist schon aus Griinden der Rechtsklar-
heit vorzuziehen, entsprechende Regelungen im jeweiligen Fachgesetz zu verorten. Nach der
aktuellen Rechtsprechung des OVG Niedersachsen vom 17. Januar 2023 unter dem Aktenzeichen
1 LA 20/22 ist eine solche Regelung ohnehin obsolet geworden, da bereits aus der Regelung aus
der HBO gefolgert werden kann, dass sog. Schottergirten unzulissig sind. Dies noch viel mehr,
als dass die hier vorgeschlagene Regelung hinsichtlich der Normenklarheit keinen Fortschritt
bringt, da sich die Frage aufwirft, was ,Schotterungen zur Gestaltung von privaten Girten” sind.

§ 8 HBO sieht eine Begriinungspflicht im Ubrigen nur vor, wenn die Flichen nicht fiir eine andere
zuldssige Verwendung bendétigt werden. Eine entsprechende Ausnahme sieht der Gesetzesent-
wurf des HeNatG in seinem Wortlaut hier nicht vor. Nur aus der Begriindung geht hervor, dass
Funktionsflachen auen vor bleiben sollen.

Aus den genannten Grinden und insbesondere der Rechtsklarheit fordern wir die Streichung
von § 35 Abs. 9 HeNatG-E.
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§ 37 Artenschutz bei baulichen Anlagen, Vermeidung von Vogelschlag auf Glasflichen

Im Unterschied zu dem im Rahmen der Verbandeanhérung vorgelegten Gesetzentwurf wurde
die Begriindung angepasst, so dass nunmehr zwischen Gesetzestext (Geltung im Innen- und Au-
Renbereich) und Begriindung (nur im AuBenbereich) die klaffende Abweichung beseitigt wurde.
Insoweit wurde zwar auf unsere Anmerkung eingegangen, inhaltlich blieben jedoch unsere Be-
denken bedauerlicherweise unberiicksichtigt. Einzig wurde auf Betriebe der gartenbaulichen Er-
zeugung Ricksicht genommen, was wir grundsétzlich begriiRen. Dennoch halten wir ein Verbot
von zusammenhangenden Glasflichen von mehr als 20 m? kaum zu verwirklichen. Dariiber hin-
aus ist hierin eine Kollision mit dem héherrangigen BauGB und auch der HBO zu sehen. Das
HeNatG kann hier nicht in Fragen der baurechtlichen Zuldssigkeit bestimmter Konstruktionen
eingreifen.

Unabhéngig davon gelten — wie die Begriindung richtig darlegt — die artenschutzrechtlichen Ver-
bote des BNatschG ohnehin.

§ 38 Schutz wandernder Tierarten

Die im Entwurf vorgesehene Novellierung des § 38 HeNatG-E verstdRt nach unserer Einschit-
zung gegen héherrangiges Recht. Die im Entwurf vorgesehen Regelung des § 38 Abs. 1 HeNatG-
E engt die durch Art. 28 GG garantierte Planungshoheit der Gemeinden in nicht hinnehmbarer
Art und Weise ein. AuBerhalb des durch Bundesrecht vorgegebenen Planungsrechts wird auf
diesem Weg ein neuer Abwagungsgrund (das Allgemeinwohl) in das Planungsverfahren einge-
fuhrt und schrénkt damit die kommunale Planungshoheit ein. Nach den Vorgaben des Baupla-
nungsrechtes sind stadtebauliche Griinde bei einer Abwégungsentscheidung sowie auch die In-
teressen des Umwelt- und Naturschutzes zu beriicksichtigen, soweit sie aus bundes- und euro-
parechtlichen Vorgaben folgen.

Mit der Regelung in § 38 Abs. 1 HeNatG-E schafft das Land einen zusatzlichen Abwagungsgrund,
der die Planungsmdglichkeiten erheblich einschrankt. Mithin geht das Land damit tber die vom
Bund vorgegebenen Rechtfertigungsgriinde der Bauleitplanung hinaus. Insoweit wird die Rege-
lung in § 38 Abs. 1 HeNatG-E von unserer Seite abgelehnt.

Die Regelung in § 38 Abs. 2 HeNatG-E greift unzulissig in die Rechte der StraRenverkehrsbehér-
den ein. Zundchst ist festzustellen, dass in dem Entwurf nicht geregelt wird, wer die zustandige
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Behdrde im Sinne von § 38 Abs. 2 HeNatG-E ist. Lediglich aus der Begriindung ergibt sich, dass
dies die untere Naturschutzbehérde im Einvernehmen mit den StralBenverkehrsbehérden sein
soll. Es wird des Weiteren formuliert, dass StraRen gesperrt werden ,sollen”. Dadurch wird das
Ermessen der zustdndigen Behdrden nahezu auf null eingeschrankt. Durch die Regelung einer
»Soll-Vorschrift” wird die Verpflichtung der Behérden im Gesetz vorgegeben, die entsprechende
MaRnahmen durchzusetzen und nur in atypischen Fallen kann von der Regelung abgewichen
werden. Es ist jedoch zu bercksichtigen, dass die Sperrung einer 6ffentlichen StraRe einen er-
heblichen Eingriff in die Benutzungsrechte der Verkehrsteilnehmer darstellt. In dem Gesetz
musste daher zumindest geregelt werden, ab welcher Intensitit einer Amphibienwanderung
eine Sperranordnung denkbar ist und wie die Voraussetzungen flir diese Anordnung auszusehen
haben. Reicht es fiir eine derartige Sperrung bereits aus, dass aufgrund der jahreszeitlichen Ent-
wicklung mit einer Amphibienwanderung zu rechnen ist oder bedarf es der Feststellung, dass
mehrere Amphibien eine Verkehrsfliche betreten? Eine verkehrsrechtliche Sperrung einer
StraRe setzt des Weiteren voraus, dass ein Umleitungskonzept geschaffen wird. Insbesondere
bei OrtsverbindungsstraRen wiirde dies ein Uberregionales Verkehrskonzept erfordern. Es kann
nicht sein, dass durch eine kurzfristige Sperrung Schulbus- und Wirtschaftsverkehre unterbun-
den werden. In Abstimmung mit den betroffenen StraRRenbaulasttrager und betroffenen Ver-
kehrsbehdrden missten groRflachige Umleitungsstrecken eingerichtet werden, die Kostentra-
gerschaft geklart und Auswirkungen auf Dritte gepruft werden.

FUr eine Vielzahl von OrtsverbindungsstraRen wiirde eine derartige Sperrpraxis zu groRflachigen
Umleitungsstrecken filhren, was erheblich Kosten und Umweltbeeintrachtigungen beinhalten
wirde.

Gem. der Regelungin § 38 Abs. 2 HeNatG-E soll die Sperrung auf Stralen und Wegen angeordnet
werden. Von der Intention des Naturschutzgesetzes soll sich damit die Sperrwirkung auch auf
sonstige Wege auBerhalb des Geltungsbereichs des StraBengesetzes erstrecken. Fiir Verkehrs-
teilnehmer wire es daher nicht moglich, mit alternativen Fortbewegungsmitteln (iber Radwege
und Wirtschaftswege eine StraRensperrung zu umgehen. Eine derartig weitreichende Regelung
wiirde zu ganz erheblichen Verwerfung vor Ort flihren. Mithin kann eine solch weitreichende
Ermdchtigung der Naturschutzbehérden nur auf Ablehnung bei den hessischen Stidten und Ge-
meinden stofen. Dieser Entwurf wiirde den Regelungskanon der StraBenverkehrsordnung, nach
der grundsétzlich Sperrungen nur in Ausnahmesituationen denkbar sind, auf den Kopf stellen.

Bezeichnend ist, dass in der Gesetzesbegriindung ausgefiihrt ist, dass diese Regelung hauptsich-
lich fir besonders gering frequentierte StraRen Anwendung finden soll. Dies wurde aber durch
den Gesetzgeber textlich nicht umgesetzt. Die Wahl einer ,Soll-Vorschrift” erméglicht die offen-
sichtlich gewlinschte Auswahl fir gering frequentierte StraRen jedenfalls nicht. Der Gesetzgeber
hat davon Abstand genommen, irgendeine Auslegungshilfe in das Gesetz selbst aufzunehmen,
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so dass die Regelung nunmehr unabhdngig davon gilt, ob eine Strale stark oder gering frequen-
tiert wird.

Soweit § 38 Abs. 2 HeNatG-E weiterhin regelt, dass die Errichtung geeigneter Querungshilfen
»im Rahmen zur Verfligung stehender Haushaltsmittel” erfolgen soll, ist vollkommen unklar, wo-
rauf sich das beziehen soll. Soll damit gemeint sein, dass der StraRenbaulasttréger ein Budget
»Querungshilfen” bereitstellen muss bzw. ohne ein solches Budget auch nicht verpflichtet ist?
Oder sind damit die allgemeinen Budgetmittel fir StraRenbau insgesamt gemeint? Oder ist der
Landeshaushalt gemeint und soll dort ein Férderbudget Querungshilfen eingerichtet werden?
Die Gesetzesbegriindung gibt hierzu leider keinen Aufschluss, sondern ldsst vielmehr jeglichen
Bezug zu den Haushaltsmitteln vermissen.

Gem. der Regelung in § 38 Abs. 3 HeNatG-E wird der Naturschutzbehérde die Berechtigung ein-

geraumt, sonstige Wege fir die Allgemeinheit zu sperren. Aus dem Gesetzeswortlaut ergibt sich
nicht, ob sich die Regelung im Interesse des Vogelschutzes auch auf dffentliche StraRen oder nur
auf sonstige Wege bezieht. Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass insbesondere im Inte-
resse eines gesicherten Radverkehrs, dessen Ausbau vom Land ausdricklich favorisiert und ge-
fordert wird, Radwege in der Regel abseits von 6ffentlichen StraRen angelegt werden. Diese fiih-
ren mitunter auf bestehenden Wirtschaftswegetrassen durch naturschutzrechtlich sensible Be-
reiche. Mit der umfassenden Erméchtigung der Naturschutzbehérde Sperrungen anzuordnen,
wirde das Ziel der Férderung der Nahmobilitat leicht ausgehebelt werden, da Radfahrer beson-
ders sensibel auf Umleitungsstrecken reagieren. Eine solch weitreichende Erméchtigung der Na-
turschutzbehdrde zur willklrlichen Sperrung von Wirtschaftswegen kann von unserer Seite nicht
mitgetragen werden.

Dariliber hinaus handelt es sich bei Wirtschaftswegen um Interessentenwege, die im Interesse
der land- und forstwirtschaftlich genutzten Grundstiicke offenzuhalten und zu unterhalten sind.
Eine Ermdchtigungsnorm im Sinne von § 38 Abs. 3 HeNatG-E zu Gunsten der Naturschutzbe-
horde kdnnte diese Interessen aushebeln und zUwiderIaufen. Im Gesetz ist nicht ausreichend
berlicksichtigt, dass eine derartige Erméachtigung der Naturschutzbehérde zu gravierenden
Rechtseingriffen flihren kann. Der Hinweis auf mogliche Entschidigungsleistungen ist nicht aus-
reichend, um einen so schweren Eingriff in die durch Art. 14 GG geschiitzten Rechtsgiiter zu
rechtfertigen.

So ist zum Beispiel darauf hinzuweisen, dass ausdricklich auf Gberwinternde Vogelarten abge-
stellt wird. Die Holzernte erfolgt jedoch in der Regel, aufgrund der technischen und naturschutz-
rechtlicher Vorgaben u.a. durch Brutzeiten, in der Zeit zwischen Oktober und Mirz. Die Geset-
zesnovelle kann daher dazu fuhren, dass in vielen Bereichen Hessens eine forstwirtschaftliche
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Nutzung in Zukunft mangels ausreichender Wegeverbindungen unterbleiben misste. Dies wi-
derspricht der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes und kann von uns nicht mitgetragen werden.

§ 44 Zustandigkeiten fir die Erklarung zu bestimmten geschiitzten Teilen von Natur und Land-
schaft

Mit § 44 Abs. 6 HeNatG-E wird die bisher in § 12 Abs. 2 HAGBNatSchG enthaltene Ermachtigung
der Gemeinden, im Innenbereich Satzungen (ber geschiitzte Landschaftsbestandteilen erlassen

zu dirfen, bernommen. In der Praxis dient diese Ermadchtigung hauptséchlich dem Erlass so
genannter Baumschutzsatzungen.

Hierzu méchten wir auf folgende rechtliche Problematik hinweisen, die seit AuBerkrafttreten
des HeNatG 2010 besteht und im Rahmen der Gesetzesinitiative zu Gunsten der Kommunen
beseitigt werden kann:

Die Vorgangerregelung in § 30 HENatG a.F. lautete wie folgt:

(1) Die Gemeinden kénnen durch Satzung bestimmen, dass die Beseitigung von einzelnen Griin-

bestdnden in bestimmten Bereichen der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ihrer Genehmi-
qung bedarf. Ein Griinbestand darf unter diesen Schutz gestellt werden, wenn dies zur Belebung,
Gliederung oder Pflege des Ortsbildes, angesichts der besonderen Eigenschaften des Bestandes,
insbesondere wegen dessen geschichtlicher, kultureller oder naturschutzfachlicher Bedeutung er-
forderlich ist. Die Belange der betroffenen Eigentiimer und Nutzungsberechtigten sind zu bertick-

sichtigen. Die Satzung kann weiter bestimmen, dass Ausgleich und Ersatz, auch in Geld, geleistet
werden miissen. Die Voraussetzungen fiir die Versagung der Genehmigung sind festzulegen. Vor
Beschluss der Satzung sind die von der Unterschutzstellung in den jeweiligen Bereichen der Ge-
meinde Betroffenen in entsprechender Anwendung des § 3 des Baugesetzbuchs zu beteiligen.

(2) Handelt es sich bei dem unter Schutz zu stellenden Griinbestand um ein schutzwiirdiges Kul-
turdenkmal im Sinne von § 2 des Denkmalschutzgesetzes, so ist vor dem Beschluss der Satzung
das Benehmen mit der unteren Denkmalschutzbehérde herzustellen. Nach Satzungen erforderli-
che Genehmigungen zur Beseitigung von Griinbesténden, die schutzwiirdige Kulturdenkmdler
sind, haben im Benehmen mit der unteren Denkmalschutzbehérde zu ergehen.

10
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Die Nachfolgeregelung in § 12 HAGBNatSchG und auch § 44 HeNatG-E enthalten eine entspre-
chende Ermachtigung der Gemeinden eine Genehmigungspflicht in die Satzung aufzunehmen
jedoch nicht.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob eine Stadt oder Gemeinde nach der aktuell gel-
tenden Rechtslage befugt ist, ein Genehmigungsverfahren in ihrer Satzung nach §§ 29, 22
BNatSchG i.V.m. § 12 HAGBNatSchG zu regeln.

Wegen der unklaren Rechtslage hatte sich die Geschéftsstelle in der Vergangenheit bereits mit
dem Hessischen Ministerium fur Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
in Verbindung gesetzt. Telefonisch wurde von dort die Auskunft erteilt, dass man eine Zustin-
digkeit der Gemeinde zur Regelung des Genehmigungsverfahrens und eine Zustindigkeit zum
Vollzug sieht.

Hierflr spricht, dass das Land Hessen mit Erlass des HAGBNatSchG im Zusammenhang mit der
Substituierung der vormaligen Griinbestandssatzungen durch die Satzungen zur Erklarung zum
geschitzten Teil von Natur und Landschaft keine neuen Zustandigkeiten begriinden wollte, son-
dern im Wesentlichen die alte Rechtslage nur an die neuen — bundesrechtlichen - Vorgaben an-
passen wollte. Zudem stellt sich die Frage, ob nicht ohnehin die bundesrechtliche Formulierung
»hach Mallgabe ndherer Bestimmungen” (§ 29 Abs. 2 S. 1 BNatSchG) und die diesbeziigliche
landesrechtliche , Uberleitung” auf die Kommunen als Satzungsgeber die Ermachtigung zur Re-
gelung des Verfahrens beinhaltet. Hierflir spricht beispielsweise, dass andernfalls die in § 29 Abs.
2 Satz 2 BNatSchG angesprochene Verpflichtung zu einer angemessenen und zumutbaren Er-
satzpflanzung oder zur Leistung von Ersatz in Geld im Falle der Bestandsminderung nicht ange-
messen umgesetzt werden kénnte.

Dagegen wiederum spricht, dass nach § 2 Abs. 1 HAGBNatSchG die untere Naturschutzbehorde
flr den Vollzug des Naturschutzrechts zustdndig ist, soweit durch Rechtsvorschrift nichts ande-
res bestimmt ist. Eine derartige (ausdriicklich normierte) anderweitige Bestimmung gibt es je-
doch nicht. Vergleichend kann man zur Verdeutlichung der Problematik die Rechtslage in ande-
ren Bereichen des offentlichen Rechts betrachten. So ist die Gemeinde sowohl zustindig zum
Erlass von Stellplatzsatzungen nach § 52 HBO als auch Gestaltungs- und sonstigen Satzungen
nach § 91 HBO. Bei diesen Satzungen ist es vollkommen unstreitig, dass die Satzungshoheit bei
der jeweiligen Gemeinde liegt, der Vollzug dieser Satzungen — sowohl praventiv als auch repres-
siv—jedoch den Unteren Bauaufsichtsbehérden zugewiesen ist. Insoweit liegt hier ein Auseinan-
derfallen von Satzungshoheit und Vollzugszustindigkeit vor. Rein vom Wortlaut des Gesetzes
und der geschilderten Systematik nach ist somit kein Grund ersichtlich, weswegen die Gemeinde
flr den Vollzug der Grlnbestandssatzung zustindig sein sollte. Dies fiihrt jedoch in der Praxis
dazu, dass die Baumschutzsatzungen ohne Regelung eines entsprechenden Genehmigungstat-

11
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bestandes nicht oder nur schwer zum beabsichtigten Ziel, der Verhinderung unnétiger Baumfal-
lungen, fihren kénnen. Denn es bleibt nur die Ahndung durch Erlass eines Buligeldbescheids im
Nachhinein. Sollte die Gemeinde sich dennoch aus Griinden der Praktikabilitdt entscheiden, ei-
nen Genehmigungstatbestand in die Satzung aufzunehmen, sieht sie sich in einem rechtsunsi-
cheren Zustand und etwaigen verwaltungsgerichtlichen Streitigkeiten ausgesetzt.

Aus diesem Grund fordern wir in Angleichung an die alte Rechtslage in § 30 HeNatG a.F. eine
entsprechende gesetzliche Klarstellung in § 44 HeNatG-E.

§ 49 Vollzug und Kontrolle des Naturschutzrechts

Wie schon oben auf Seite 3f. der Stellungnahme erldutert, geht § 49 Abs. 1 HeNatG-E weit Gber
die bisherige Regelung des § 17 HAGBNatschG hinaus, die entsprechende Befugnisse nur flr die
Uberwachung von Verboten des Artenschutzes vorsieht. Die kreisangehdrigen Stadte und Ge-
meinden sind weder personell noch fachlich so ausgestattet, die Aufgaben der Naturschutzbe-
horden Ubernehmen zu kénnen. Auf das Konnexitatsprinzip wird hingewiesen.

§ 52 Naturschutzdatenhaltung

Die aktuell geltende Regelung zur Naturschutzdatenhaltung in § 4 HAGBNatSchG enthélt bezlig-
lich der Ubermittlungspflicht der ,sonstigen 6ffentlichen Planungstrager hinsichtlich der Quali-
tat der Ubermittlung keine Vorgaben, sodass bislang nicht davon ausgegangen werden konnte,
dass eine digitale Ubermittlungspflicht von Naturschutzfachdaten fiir die Trager der Bauleitpla-
nung bestand. § 52 Abs. 3 HeNatG-E enthélt nunmehr die Vorgabe, dass die Daten durch die

sonstigen &ffentlichen Planungstrager georeferenziert an NATUREG zu (ibermitteln sind. Vor die-

sem Hintergrund weisen wir ausdriicklich darauf hin, dass die Einfithrung einer gesetzlichen Re-
gelung zur Ubermittlungspflicht von Naturschutzfachdaten in einer bestimmten Form (georefe-
renziert) durch die Trager der Bauleitplanung eine konnexititsrelevante neue Aufgabe darstellt.
Insofern ist jedoch unklar, in welchem Verhiltnis die Regelung in Abs. 3 zu der Regelung in Abs.
4 steht, die eine Ubermittlungspflicht der Gemeinden regelt, aber wiederum keine bestimmte
Form vorschreibt.

12
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§ 61 Enteignung und Grundstiickstausch, Entschadigung und Erschwernisausgieich

Zu der in § 61 Abs. 2 HeNatG-E enthaltenen Regelung ist deutlich klarzustellen, dass die Frage,
ob und welche Grundstlicke Kommunen fiir welchen Zweck zur Verflgung stellen, als Teil der
Vermdogensverwaltung Ausfluss der Finanzhoheit ist und damit zundchst ihre ureigene Entschei-

dung. Die Entscheidung, ob das Land die in seinem Eigentum stehenden Grundstiicke tauschen
will, bleibt es ihm selbst (iberlassen. Ob bei den Kommunen geeignete und fur andere Zwecke
nicht benétigte Grundstiicke vorhanden sind, die zum vollen Wert zum Tausch zur Verfligung
gestellt werden kénnen, kann im jeweiligen Einzelfall angefragt werden. Die endgiiltige Entschei-
dung Uber den Tausch obliegt jedoch den kommunalen Gremien.

Weiterhin ist anzumerken, dass weder der Gesetzeswortlaut noch die Gesetzesbegriindung klar-
stellen, ob auch Kommunen als Eigentiimer bzw. Nutzungsberechtigte einen angemessenen
Ausgleich nach § 61 Abs. 3 HeNatG-E beantragen kénnen.

Aus den vorgenannten Griinden lehnen wir den Gesetzentwurf in seiner Gesamtheit ab. Neben
dem dargelegten Uberarbeitungsbedarf ist die Notwendigkeit des entworfenen Gesetzes mit
Blick auf die umfanglichen Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes zweifelhaft.

Wir bitte ebenso nachdricklich wie hoflich um die Beriicksichtigung unsere Stellungnahme und
der dort formulierten Forderungen.

An der mindlichen Anhérung des Ausschusses fur Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz am 08. Mérz 2023 wird der Unterzeichner als Geschéaftsfihrer des Hessischen
Stadte- und Gemeindebundes sowie Frau Kirsten Vogelmann teilnehmen.

Mit freundlichen GriRRen

Gesch%sfuhrer

i
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I Grundsatzliches

Das Kuratorium fir Waldarbeit und Forsttechnik e. V. (KWF) bedankt sich fiir die Mdglichkeit
einer Stellungnahme zum Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes (HeNatG).

Der Wald und seine nachhaltige Bewirtschaftung stellen einen Eckpfeiler im Kampf gegen
den Klimawandel sowie im Hinblick auf den Transformationsprozess von Gesellschaft und
Wirtschaft im Rahmen des Green Deal dar. Ohne einen wissenschaftlich fundierten Waldum-
bau und seine Bewirtschaftung werden, insbesondere unter dem Einfluss der bereits gegen-
wartig massiv spirbaren Klimawandelfolgen, weder der Umbau noch die Zielerreichung in-
nerhalb der Transformation erreichbar sein.

Im Hinblick auf die dynamischen Entwicklungen des Klimas steht der Wald vor groBen Her-
ausforderungen, bietet aber gleichzeitig das Potential, die Folgen des Klimawandels zu mil-
dern. Der Wald selbst ist eine Kohlenstoffsenke, die Uber die stoffliche und energetische
Nutzung von Holz (Speicher, Substitution) einen erheblichen Beitrag leistet und auch kiinftig
leisten muss.

Den Klimaschutz-Gedanken verfolgt unter anderem die Holzbauoffensive Hessen. Bis 2045
soll das Land klimaneutral sein, einen wesentlichen Beitrag kann der verstarkte Einsatz von
langlebigen Holzprodukten im Bauwesen leisten.! Bei einem Bedarf von 37.000 Wohnungen
in Hessen pro Jahr ergibt sich ein Einsparpotential von 605.000 t CO2.2

Um den Wald jedoch an den Klimawandel anzupassen und ihn resilienter zu gestalten bedarf
es der forstlichen Intervention, da natlirliche Anpassungsprozesse in Anbetracht der sehr
kurzen Zeitraume (Ziele 2030 bis 2050), viel zu langsam waren.

Mit dem Entwurf des HeNatG werden Naturschutzverbanden formale Rechte eingeraumt, die
ebendiesen eine praktische Einflussnahme der Waldbewirtschaftung des hessischen Staats-
waldes ermdoglichen. Diese Regularien lassen massive Auswirkungen auf die nachhaltige Roh-
stoffbereitstellung und den wirksamen Klimaschutz erwarten. Gleichsam gefahrden sie die
Grundlage der multifunktionalen Forstwirtschaft im Staatswald, welche die gleichberechtigte
Inwertsetzung aller Waldfunktionen und ihren wirksamen Ausgleich auf gleicher Flache zum
Ziel hat. Hierflr bedarf es verlasslicher Bedingungen um den Umbau sowie die Wiederbe-
waldung der Kalamitatsflachen so zeitnah wie moglich zu gewahrleisten.

Der Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes enthalt aus Sicht des KWF kritische Punkte,
welche nachfolgend kommentiert werden.

! Hessisches Klimagesetz (HKlimaG) vom 26. Januar 2023

2 https://www.akh.de/fileadmin/Positionen/Eckpunktepapiere/Holzbau_Cluster_Offensive_Holzbau.pdf?_=1585731266
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I, Im Einzelnen

Zu § 7 Abs. 3 Aligemeine Verpflichtung zum Schutz der Natur

Der heimische Artenschutz und die Forderung der Biodiversitat sind die zentralen Ziele des
Gesetzesentwurfes. In beispielsweise § 7 HeNatG wird formuliert, dass landeseigene Flachen
als Vorbildfunktion und in besonderem MaBe der Erhaltung und Entwicklung der biologischen
Vielfalt dienen.

Im Hessischen Klimaschutzgesetz (HKlimaG) § 1 Abs. 2 ist definiert, dass bei MaBnahmen
zum Schutz der biologischen Vielfalt, die Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit der hessi-
schen Wirtschaft erhalten bleiben. Der Gesetzesentwurf des HeNatG widerspricht an vielen
Stellen dieser Regelung, da die Biodiversitat einseitig priorisiert wird. Das fiihrt in Hessen zu
erheblichen Einschrankungen bei der Waldbewirtschaftung und stellt dartiber hinaus die
Wertschépfung und Wettbewerbsfahigkeit des Clusters Forst und Holz in Frage. In den nach-
folgend kommentierten §§ 29, 31, 36, 58 und 60 HeNatG, sowie vielen Weiteren, werden
formale Grundlagen geschaffen, die die institutionelle Einschréankung der Waldbewirtschaf-
tung sowie die Gefahrdung der anschlieBenden Wertschopfungsketten zur Folge haben.

Die Definition der Biodiversitdt als Hauptziel der Bewirtschaftung widerspricht dabei allem,
was mit der Anerkennung der Sustainable Development Goals (UN) und der Agenda 2030,
in Deutschland als Rahmensetzung gilt. Es birgt die Gefahr, die Potentiale der CO,-Speicher-
und Vermeidungswirkung durch integrative multifunktionale Waldbewirtschaftung und dau-
erhafte Holznutzung nicht auszuschopfen.? Um diesem Zielkonflikt entgegenzuwirken, regelt
§ 7 Abs. 10 HKlimaG, dass im Staatswald das Potential zur Bindung von Kohlenstoff unter
Beachtung der Funktion fiir die biologische Vielfalt zu steigern ist.

Das HeNatG widerspricht neben dem HKlimaG auch dem RiBeS.* Die hier in einem breiten
Beteiligungsprozess im Konsens erarbeiteten Regelungen definieren, dass nur im Konfliktfall
die Schutzziele wie Biodiversitat und Klimaschutz Vorrang vor Nutzung- und Erholungszielen
erhalten.

Es bedarf deshalb einer dringenden Anpassung, die fundiert Riicksicht auf die Klimaschutz-
und Wirtschaftsleistungen des Waldes nimmt. Waldvegetationen, die gleichrangig die Nutz-,
Schutz- und Erholungsfunktion vereinen, sind zu férdern und als Vorbild fiir andere Waldbe-
sitzformen anzuerkennen. Die Biodiversitat ist in der nachhaltigen Forstwirtschaft weiterhin

3 Die Rolle der Holzernte aus nachhaltig bewirtschafteten Waldern im Kohlenstoffkreislauf, Schulze et. al, 2022
4 Richtlinie fiir die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-content/uploads/2019/05/Ri-
BeS_2018_barrierefrei.pdf
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als wichtiger Teil der Schutzfunktion anzuerkennen, darf jedoch nicht als Gbergeordnetes Ziel
definiert werden.

Zu § 8 Land- und Forstwirtschaft

Die Anerkennung der besonderen Bedeutung nachhaltiger Land- und Forstwirtschaft flir die
Erhaltung der Kulturlandschaft und die Funktion fiir Arten-, Natur- und Klimaschutz ist aus
Sicht des KWF zu begrliBen. Die Waldbewirtschaftung einschlieBlich der Bereitstellung des
Rohstoffes Holz bildet eine Basis der regionalen Wertschopfungskette, insbesondere im
strukturschwachen landlichen Raum, und ist ein identitatsstiftendes Element der Gesell-
schaft.

Zu § 29 Gebiete fiir die Natiirliche Waldentwicklung (Naturwald)

Hier werden Regelungen fir die natirliche Waldentwicklung formuliert. Das zustandige Mi-
nisterium kann Flachen des Staatswaldes bestimmen, in denen die forstliche Nutzung einge-
stellt wird.

In Naturwaldern erfolgt keine Bewirtschaftung in Form von Ernte-, Pflanz- und PflegemaB-
nahmen. Das bedeutet, dass Kalamitaten nicht eingedammt werden und sich z. B. Insekten-
kalamitaten ungehindert ausbreiten konnen. Davon werden auch angrenzende Waldflachen
anderer Eigentumsarten beeintrachtigt. Fir diese Waldeigentiimer ist mit erheblichen Scha-
den und Kosten zu rechnen.

Die Ausweitung von Naturwaldflachen ist aus Sicht des KWF nicht vereinbar mit dem Ziel,
die Walder klimagerecht anzupassen (Zeitfaktor s. 0.). Dariber hinaus ist das volle Klima-
schutzpotential von Wald und Holz kann nur durch eine nachhaltige multifunktionale Wald-
bewirtschaftung in Verbindung mit der breiten Verwendung der vielseitigen Holzprodukte
(energetisch, stofflich) ausgeschopft werden. Generationengerechtigkeit ist nur gewahrleis-
tet, wenn die 6konomischen, dkologischen und sozialen Leistungen des Waldes auch zukiinf-
tig bereitstehen.

Bei der Bewertung der Klimaschutzleistung des Waldes ist es entscheidend, ob die Senken-
funktion (Zuwachs) oder Speicherfunktion (Vorrat) betrachtet wird. Aufgrund der Kalamita-
ten der vergangenen Jahre und der Entwicklung der Altersstruktur der Walder hin zu alteren
Bestdnden mit hohen Vorraten und geringerem Zuwachs nimmt deren Senkenfunktion laut
dem Projektionsberichts des Umweltbundesamtes (UBA) in den kommenden Jahren weiter
ab. Der LULUCF-Sektor entwickelt sich im Zeitraum zwischen 2018 und 2025 von einer Senke
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in eine Quelle fiir Treibhausgase. In den Jahren 2018 bis Mitte 2020 hatten wir in Deutsch-
land zudem ein geschatztes Schadholzaufkommen von ca. 178 Mio. m3.>®

Mit steigendem Alter der Baume nimmt zudem deren Anfalligkeit flir abiotische (Stlirme,
Diirre, etc.) und biotische (Insekten, Pilze, etc.) Stdérungen zu und flihrt zu einer steigenden
Instabilitédt der Senkenfunktion. Diese Entwicklungen sind bei der Formulierung von Geset-
zen, die direkt den Wald betreffen, zwingend zu berlicksichtigen. Um die Potenziale von Wald
und Holz fiir den Klimaschutz zu steigern, ware eine Erhéhung der Senkenleistung durch
aktive Waldbewirtschaftung und Verlangerung der Kohlenstoffbindung im Holzproduktespei-
cher sowie zusatzlicher Kohlenstoffbindung durch neue, junge Baume beim Waldumbau und
der Wiederbewaldung ein zentrales Ziel. Die hier formulierte Moglichkeit, dass durch das
zustandige Ministerium weitere Flachen aus der forstlichen Nutzung genommen werden kon-
nen widerspricht daher Zielen des Klimaschutzes und dem aktiven Waldumbau hin zu einem
klimaangepassten, resilienterem Wald. Dariber hinaus verhindern weitere Flachenstilllegun-
gen und/oder Nutzungseinschrankungen die Erreichbarkeit der im Green Deal vereinbarten
Ziele bezliglich des Transformationsprozesses. Letzteres gilt insbesondere im Hinblick auf die
insgesamt knappe Ressourcenverfiigbarkeit in Deutschland.

Klimaschutz ist angewandter Naturschutz, da heimische Arten und Lebensgemeinschaften
erhalten bleiben kdnnen (bspw. durch Abmilderung der Verschiebung von Klimazonen). Um-
gekehrt sind falsch verstandene NaturschutzmaBnahmen weder klimaschutzwirksam noch
walderhaltend noch sichern sie langfristig den Erhalt heimischer Artengesellschaften.

Ob die Ausweisung von weiteren Anteilen ungenutzter Wirtschaftswalder einen Beitrag zur
Biodiversitat leisten, ist auBerdem unklar.” In einem Monitoringprozess muss geprlift werden,
ob die bisher ergriffenen MaBnahmen wie Prozessschutz zum Erhalt einer héheren Artenviel-
falt erfolgreich waren. Daraufhin lassen sich Aussagen Uber Kosten und Nutzen von Biodiver-
sitatsstrategien im Wald treffen.

Das KWF spricht sich gegen die Befugnisse des Ministeriums aus Flachen des Staatswaldes
aus der forstlichen Nutzung zu nehmen. Das birgt das erhebliche Risiko, dass der notwendige
Waldumbau nicht oder nur unzureichend erfolgen kann. Darlber hinaus wirden regionale
Wertschépfungsketten maBgeblich eingeschrankt, und deren Klimaschutzpotentiale nicht
ausgeschopft. Bei dieser Entscheidung gilt es alle interessierten und betroffenen Akteure zu
beteiligen, dazu gehdren neben dem Waldbesitz die Bewirtschafter und die Holzindustrie.

5 Umweltbundesamt, Projektionsbericht 2021 fiir Deutschland, S. 308.

¢ Umweltbundesamt, Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen und dem Kyoto-Protokoll, Nationaler Inven-
tarbericht zum Deutschen Treibhausgasinventar 1990-2019, Climate Change 43/2021, S. 610.

7 https://www.wsl.ch/fileadmin/user_upload/WSL/Veranstaltungen/2020_Veranstaltungen/Forum_2020/Forum _fuer_Wissen_2020_2_Hein-
richs.pdf, S. 12
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Zu § 31 Abs. 1 und 6; Schutz des europdischen Naturerbes (Netz Natura 2000), Be-
wirtschaftungsplan und Uberwachung

Zur Umsetzung naturschutzfachlicher Zielsetzungen, werden erhaltungswiirdige Flachen aus-
gewiesen und gemaB den Richtlinien von FFH-Gebieten geschiitzt. MaBnahmen zur Erhaltung
und Wiederherstellung eines glinstigen Erhaltungszustandes von Natura-2000-Gebieten wer-
den in einem Bewirtschaftungsplan dargestellt. Darin sind Fristen flir die Durchfiihrung der
MaBnahmen festgelegt. Der Bewirtschaftungsplan wird allein von der oberen Naturschutzbe-
horde erstellt.

Der Ausschluss der relevanten Akteure, flihrt zur Nichtanerkennung der MaBnahmen. Die
Interessen der Waldbesitzenden und der Bewirtschafter von Natura-2000 Gebieten mussen
bei der Erstellung der Bewirtschaftungsplane berlicksichtigt werden, um eine Akzeptanz der
MaBnahmen zu schaffen. Angesichts der aktuellen und kiinftig steigenden Risiken flir den
Wald bedingt durch den Klimawandel sowie den multiplen Anforderungen der Gesellschaft
an den Wald, ist ein hohes MaB an Flexibilitat bei der Waldbewirtschaftung erforderlich.

Daruber hinaus konterkariert das Auferlegen der Bewirtschaftungspléne die Bevorzugung
von Vertragsnaturschutz nach § 20 HeNatG. Darin ist formuliert, dass auf Grundlage eines
Forderbescheids durchgefiihrte MaBnahmen den Vorrang vor ordnungsrechtlichen MaBnah-
men zu geben ist.

Der Vertragsnaturschutz kann nur mit Einverstandnis der Waldbesitzenden erfolgen. Die
Durchfiihrung naturschutzfachlicher Eingriffe muss durch finanzielle Férderungen im Rahmen
des Vertragsnaturschutzes geschehen. Bei den MaBnahmen der Bewirtschaftungsplane han-
delt es sich jedoch um Eingriffe, die ohnehin durchgeflihrt werden missen.

Im Rahmen des § 31 HeNatG missen die Interessen der Waldbesitzenden bei der Erstellung
der Bewirtschaftungsplane beriicksichtigt werden. AuBerdem muss der Vertragsnaturschutz
immer Vorrang vor ordnungsrechtlichen Einschrankungen haben.

Zu 836 Abs. 1 und 2 Besonderer Horstschutz

Vom 1. Dezember bis zum 30. September ist es verboten, in einem Umkreis von 300 Metern
um Horstbaume von Schwarzstorchen und Rotmilanen stérende Handlungen vorzunehmen.
Die Horstbaume diirfen nicht in ihren Funktionen als Fortpflanzung-, Brut-, Aufzucht- und
Ruhestatte beeintrachtigt werden. Neben einer Aufzahlung an zu unterlassenen Handlungen,
sind ,vergleichbar stérende Handlungen" aufgelistet.

§ 36 Abs. 2 HeNatG definiert, dass im Umkreis von 100 Metern um Horststandorte von
Schwarzstorchen das Abtreiben von Bestockungen und das Verdndern des Charakters des
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Gebietes verboten ist. Im Zeitraum vom 1. Februar bis zum 31. August dirfen in einem
Umkreis von 300 Metern keine forstwirtschaftlichen Arbeiten geschehen.

Es ist anzunehmen, dass forstwirtschaftliche Eingriffe wie die Holzernte oder Pflanzungen
vergleichbar stérende Handlungen sind, da diese nicht weiter definiert sind. Der Gesetzgeber
raumt sich hier einen erheblichen Ermessensspielraum ein, der einen extremen Eingriff auf
das private Eigentum der Waldbesitzenden bedeuten kann. Das Vorhandensein von Schwarz-
storch und Rotmilan kommt einer Flachenstilllegung gleich, wodurch die Entnahme von Holz
untersagt ist. Insbesondere der Schutz des Rotmilans, als haufig vorkommende Greifvogelart
mit rund 1.200 Brutpaaren in Hessen wiirde ein unverhéltnismaBiges MaB an Nutzungsver-
zicht Uber alle Waldeigentumsarten bedeuten.? Der Waldbesitzende hat dort keine Méglich-
keit seinen Rohstoff Holz effektiv zu vermarkten und den Wald klimagerecht umzubauen.
Das Bewirtschaftungsverbot hat eine lokale Rohstoffverknappung sowie die Gefahrdung der
regionalen Wertschopfungskette zur Folge.

Es erscheint auBerdem Paradox, MaBnahmen zu verbieten, die zum Etablieren einer Art ge-
fihrt haben. Waldbesitzende die durch Ihre Bewirtschaftung ein Habitat fiir den Schwarz-
storch oder Rotmilan geschaffen haben, werden massiv in ihrem Recht auf wirtschaftlich
sinnvolle Nutzung eingeschrankt. Das fuhrt zu Anreizen, den Wald so zu bewirtschaften, dass
sich keine geschitzten Arten ansiedeln kénnen.

Als groBflachiges Refugium fiir besondere Arten wurden bereits 10 % des gesamten Staats-
waldes Hessens (ca. 32.000 ha) stillgelegt. Von einer Ausweitung dieser Flachen, vor allem
zu Lasten der Waldbesitzenden ist abzusehen.

Aus Sicht des KWF sind jegliche forstwirtschaftliche Eingriffe in § 36 Abs. 1 HeNatG als nicht
stérende Handlung anzuerkennen. GemalB § 14 Abs. 2 BNatG widerspricht die gute fachliche
Praxis der Forstwirtschaft nicht, den Zielen des Naturschutzes. § 36 Abs. 2 ist zu streichen.
Zum Schutz der genannten Arten muss im Rahmen des Vertragsnaturschutzes eine Einigung
zwischen Naturschutzbehdérde und Waldbesitzer erfolgen.

Zu § 58 Abs. 1 Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen

Die Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen an behdrdlichen Entscheidungspro-
zessen wird hier geregelt. In § 58 Abs. 1 HeNatG wird die Beteiligung an der Forsteinrichtung
im Staatswald (Nr. 4) und das Verfahren zur Bestimmung von Naturwaldflachen (Nr. 6) neu
aufgenommen.

8 https://hessen.nabu.de/tiereundpflanzen/voegel/rotmilan/17732.html
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Besonders kritisch ist, dass Naturschutzvereinigungen keinerlei formale Qualifikation oder
Kompetenz vorweisen missen. Die Bewirtschaftung des Waldes kann nur durch sachkundige
Fachkrafte erfolgen. Die Entscheidungstrager in Forstbehorden haben ein mehrjahriges Stu-
dium an einer anerkannten Universitat oder Fachhochschule absolviert. Revierforsterbesitzen
ein fundiertes Wissen Uber u.a. Waldbau, Bodenkunde, Wildbiologie und Botanik, was flr die
Bewirtschaftung des komplexen Okosystems Wald eine Grundvoraussetzung ist. Dies gilt
insbesondere im Hinblick auf die sich rasant andernden Bedingungen im Rahmen des Klima-
wandels.

Die Beteiligung der Naturschutzverbande ist kontrar zur Anerkennung der nachhaltigen und
traditionellen Forstwirtschaft, wie in § 8 HeNatG beschrieben. Dieses Vorgehen stellt eine
einseitige Priorisierung naturschutzfachlicher Prinzipien im Wald dar. Der Staatswald befindet
sich in offentlichem Eigentum und ist damit auch dem Allgemeinwohl verpflichtet. Bestimm-
ten gesellschaftlichen Vereinigungen exklusive Bestimmungsrechte einzuraumen, die Uber
Mitgliederbeitrage und Spenden finanziert werden, halt das KWF deshalb fiir problematisch.

Die potenziellen Auswirkungen auf dem Waldumbau und das Rohholzaufkommen aus dem
Landeswald sind erheblich und damit auch die unmittelbare Betroffenheit der Unternehmen,
die darauf angewiesen sind. Eine Beteiligung der entsprechenden Branchenvertreter ist zwin-
gend erforderlich.

Zielflihrend ist eine groBtmaogliche Partizipation relevanter Interessengruppen, wie bereits in
der Richtlinie zur Bewirtschaftung des Hessischen Staatswaldes (RiBeS) definiert.® Natur-
schutzvereinigungen sind nicht die einzigen Interessenvertreter des Waldes und verfligen
nicht Uber hinreichend Fachkompetenz, weshalb aus Sicht des KWF § 58 Abs. 1 Nr. 4 und
Nr. 6 HeNatG zu streichen sind.

Zu § 60 (4) Duldungspflichten

Ergénzend zur bisherigen Regelung in § 20 HAGBNatSchG kann die zusténdige Naturschutz-
behdrde die Durchflihrung von naturschutzrechtlich gebotenen Handlungen auf einem
Grundstiick anordnen. Die bisherige Gesetzeslage war auf das Betretungsrecht von Behorden
und die Duldungspflicht der Eigentimer bei der Kennzeichnung von Wegen beschrankt.

Die Anderung stellt einen erheblichen Eingriff in das Eigentumsrecht des Waldbesitzenden
dar. Dieser kann nicht mehr frei iber sein Eigentum verfligen, da auf seinem Grundsttick

9 Richtlinie fiir die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-content/uploads/2019/05/Ri-
BeS_2018_barrierefrei.pdf
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naturschutzrechtlich gebotene Handlungen angeordnet werden kénnen. Was unter einer sol-
chen Handlung zu verstehen ist und was die Voraussetzungen dafir sind, bleibt unklar.

Somit wird die Naturschutzbehérde ermachtigt, aus naturschutzfachlicher Sicht sinnvolle
Handlungen anzuordnen, die mit dem Nutzungsinteresse der Waldbesitzenden unvereinbar
sind. Ein hohes MaB an Flexibilitdt bei der Waldbewirtschaftung ist jedoch zwingend erfor-
derlich, um aktiven Waldumbau zu betreiben und die lokale Rohstoffversorgung sicherzustel-
len.

Dieses Vorgehen stellt eine einseitige Priorisierung des Artenschutzes, ohne Riicksicht auf
regionale und nachhaltige Wertschépfungsketten, dar. Das hat negative Auswirkungen auf
den Klimaschutz und auf die Okonomie im landlichen Raum, insbesondere fiir kleine und
mittelstandische Unternehmen. Die nachhaltige und multifunktionale Waldbewirtschaftung
wird erheblich gefahrdet. Daher ist in § 60 Abs. 4 HeNatG zu streichen.

Kontakt

Bernd Heinrich
Kuratorium fiir Waldarbeit und Forsttechnik e. V.

Leiter Fachressort Biookonomie

Spremberger Str. 1

64823 GroB3-Umstadt

Tel.: +49 6078/785-34
Mobil: +49 176/ 17 87 13 34

bernd.heinrich@kwf-online.de

Uber das Kuratorium fiir Waldarbeit und Forsttechnik e. V. (KWF)

Das Kuratorium fiir Waldarbeit und Forsttechnik e.V. (KWF) ist eine gemeinsam von Bund und Léndern getragene wissenschaftlich-
technische Einrichtung. Das KWF setzt den inhaltlichen Fokus auf sichere Waldarbeit, innovative Forsttechnik und 6kologisch ver-
tragliche Verfahren sowie eine hohe Effizienz in der Logistikkette. Das KWF arbeitet auf wissenschaftlicher Basis fiir die Praxis und
kooperiert national und international mit Universitdten und Forschungseinrichtungen, mit Forstbetrieben, Forstunternehmen, Ausbil-
dungsstatten und Partnern aus der Industrie. Das KWF berat Bund und Lander insbesondere bei der Rechtssetzung im Bereich
Forsttechnik, Arbeits- und Gesundheitsschutz. Die Geschéftsstelle des KWF hat rund 45 Beschaftigte; der Verein iber 2000 aktive
und férdernde Mitglieder.
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l. Grundsatzliches

Der Deutsche S&dge- und Holzindustrie Bundesverband e.V. (DeSH) bedankt sich fiir die Moglichkeit einer
Stellungnahme zum Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes (HeNatG).

Mit Holz — gewonnen aus regionaler Waldwirtschaft — als nachhaltigen Rohstoff leisten wir schon heute einen
wichtigen Beitrag fur die Klimaziele in den Sektoren Gebaude, Industrie und Landnutzung. Die Sage- und
Holzindustrie ist als erste Verarbeitungsstufe der Ausgangspunkt fir die weiteren Holzverwendungen. In dieser
Branche werden nicht nur Holzprodukte hergestellt, sondern auch Sagenebenprodukte erzeugt, die Eingang in
zahlreiche weitere Verwendungen finden und Holzenergie in Form von Warme und Strom fiir Industrie und
Kommunen zur Verfligung stellen. Mit Gber 25.000 Beschaftigten ist die Sdge- und Holzindustrie zudem ein
wichtiger Treiber der regionalen Wirtschaft auf Basis nachwachsender Ressourcen und bietet attraktive und
nachhaltige Arbeitsplatze, vor allem im landlichen Raum.

Im Hinblick auf die dynamischen Entwicklungen des Klimas steht der Wald vor neuen Herausforderungen, bietet
aber gleichzeitig das Potential, die Folgen des Klimawandels zu mildern. Der Wald selbst ist eine
Kohlenstoffsenke, die durch Holzprodukte verlangert werden kann. Damit kann die Kohlenstoffbindung der
Bdaume in einen verldsslichen und dauerhaften Speicher Gberfiihrt werden, der weitgehend unabhangig von
externen EinflUssen ist.

Den Klimaschutz-Gedanken verfolgt auch die Holzbauoffensive Hessen. Bis 2045 soll das Land klimaneutral sein.
Dazu kann der verstarkte Einsatz von langlebigen Holzprodukten im Bauwesen einen wesentlichen Beitrag
leisten.! Bei einem Bedarf von 37.000 Wohnungen in Hessen pro Jahr ergibt sich ein Einsparpotential von 605.000
t COz.Z

Grundlage fir die Verarbeitung, Entwicklung und Verwendung von langlebigen Holzprodukten sind verlassliche
Rahmenbedingungen fiir die Verfligbarkeit von regionalem Rohholz. Mit dem Entwurf des HeNatG werden
Naturschutzverbdnden formale Rechte eingerdumt, die ebendiesen eine praktische Einflussnahme der
Waldbewirtschaftung des hessischen Staatswaldes ermdglichen. Diese Regularien lassen massive Auswirkungen
auf die nachhaltige Rohstoffbereitstellung und den wirksamen Klimaschutz erwarten.

Gleichsam gefdahrden sie die Grundlage einer multifunktionalen Forstwirtschaft im Staatswald, welche die
gleichberechtigte Inwertsetzung aller Waldfunktionen und ihren wirksamen Ausgleich auf gleicher Flache zum
Ziel hat.

Der Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes enthalt aus Sicht des DeSH kritische Punkte, welche
nachfolgend kommentiert werden.

1 Hessisches Klimagesetz (HKlimaG) vom 26. Januar 2023
2 https://www.akh.de/fileadmin/Positionen/Eckpunktepapiere/Holzbau_Cluster_Offensive_Holzbau.pdf?_=1585731266
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l. Im Einzelnen

Zu § 7 Abs. 3 Aligemeine Verpflichtung zum Schutz der Natur

Der heimische Artenschutz und die Forderung der Biodiversitat sind die zentralen Ziele des Gesetzesentwurfes,
die beispielsweise dadurch umgesetzt werden sollen, dass nach § 7 HeNatG landeseigene Flachen als
Vorbildfunktion und in besonderem Male der Erhaltung und Entwicklung der biologischen Vielfalt dienen sollen.

Im Hessischen Klimaschutzgesetz (HKlimaG) § 1 Abs. 2 ist definiert, dass die sozialen, okologischen,
gesundheitlichen und 6konomischen Auswirkungen des weltweiten Klimawandels so gering wie moglich gehalten
werden. AnpassungsmaRnahmen sollen der biologischen Vielfalt, der natlirlichen Umwelt, des kulturellen Erbes,
soziale Folgewirkungen abzuschwachen und die Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit der hessischen Wirtschaft
zu erhalten.

Der Gesetzesentwurf des HeNatG widerspricht an vielen Stellen diesem Grundsatz, da der Fokus einseitig auf
Biodiversitat gelegt wird. Damit werden jedoch zahlreiche Wechselwirkungen zwischen dem Erhalt der
natlirlichen Umwelt durch den notwendigen Waldumbau, Pravention von Waldschaden und CO2-Reduktion
durch emissionsarme und klimafreundliche Produkte und eine Schwachung der Wertschopfung und der
Wettbewerbsfahigkeit des Clusters Forst und Holz nicht bericksichtigt.

Die Definition der Biodiversitat als Hauptziel der Bewirtschaftung bewirkt auf Waldflachen, neben der
Beeintrachtigung der regionalen Wirtschaft, eine Verminderung der Klimaschutzleistungen und Instabilitat der
Waldflachen. Es birgt die Gefahr, die Potentiale der CO,-Senkenleistung durch integrative Waldbewirtschaftung
und dauerhafte Holznutzung nicht auszuschépfen.3

Das HeNatG widerspricht neben dem HKlimaG auch der Richtlinie zur Bewirtschaftung des Hessischen
Staatswaldes (RiBeS).* Die hier in einem breiten Beteiligungsprozess im Konsens erarbeiteten Regelungen
definieren, dass nur im Konfliktfall Schutzziele einseitig priorisiert werden sollten. Zu den Schutzzielen gehort
dartber hinaus auch der Klimaschutz, der insbesondere durch eine aktive Waldbewirtschaftung und
Holzverwendung erreicht wird.

Es bedarf einer dringenden Anpassung, die die Wechselwirkungen zwischen Klimaschutz, Artenschutz und
Wirtschaftsleistungen des Waldes beriicksichtigt. Waldvegetationen, die gleichrangig die Nutz-, Schutz- und
Erholungsfunktion vereinen, sind zu férdern und als Vorbild fiir andere Waldbesitzformen anzuerkennen.

Zu § 29 Gebiete fiir die natiirliche Waldentwicklung (Naturwald)

Mit der Neuregelung soll das zustdndige Ministerium Flachen des Staatswaldes bestimmen, in denen die
forstliche Nutzung eingestellt wird.

In Naturwaldern erfolgt keine Bewirtschaftung in Form von Ernte-, Pflanz- und PflegemalRnahmen. Das bedeutet,
dass Insektenkalamitdten nicht eingedammt werden und sich ungehindert ausbreiten kénnen. Davon werden
auch angrenzende Waldflachen anderer Eigentumsarten beeintrachtigt. Diese Waldeigentlimer muissten mit
erheblichen Schaden und Kosten rechnen. Zudem kann damit das private Eigentum erheblich beeintrachtigt
werden, was den Schutz des Eigentums nach Art. 14 Grundgesetz berihrt.

3 Die Rolle der Holzernte aus nachhaltig bewirtschafteten Waldern im Kohlenstoffkreislauf, Schulze et. al, 2022
4 Richtlinie fir die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-content/uploads/2019/05/RiBeS_2018_barrierefrei.pdf

3
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Die Ausweitung von Naturwaldflachen ist aus Sicht des DeSH zudem nicht vereinbar mit dem Ziel, die Walder
klimagerecht anzupassen. Generationengerechtigkeit ist nur gewahrleistet, wenn die ©6konomischen,
Okologischen und sozialen Leistungen des Waldes auch zukiinftig bereitstehen.

Bei der Bewertung der Klimaschutzleistung des Waldes ist es entscheidend, ob die Senkenfunktion (Zuwachs)
oder Speicherfunktion (Vorrat) betrachtet wird. Aufgrund der Kalamitaten der vergangenen Jahre und der
Entwicklung der Altersklassenstruktur der Walder hin zu alteren Bestanden mit hohen Vorraten und geringerem
Zuwachs nimmt deren Senkenfunktion laut dem Projektionsberichts des Umweltbundesamtes (UBA) in den
kommenden Jahren weiter ab. Der LULUCF-Sektor (Landnutzung, Landnutzungsdnderung und Forstwirtschaft)
entwickelt sich im Zeitraum zwischen 2018 und 2025 von einer Senke in eine Quelle flir Treibhausgase. In den
Jahren 2018 bis Mitte 2020 trat in Deutschland zudem ein geschéatztes Schadholzaufkommen von ca. 178 Mio.
m? auf.>®

Mit steigendem Alter der Baume nimmt zudem deren Anfalligkeit flr Stérungen durch Extremwetter oder
Schadinsekten zu und fuhrt zu einer steigenden Instabilitat der Senkenfunktion.” Diese Entwicklungen sind bei
der Formulierung von Gesetzen, die direkt den Wald betreffen, zu beriicksichtigen. Um die Potentiale von Wald
und Holz fiir den Klimaschutz zu steigern, wdre eine Erhohung der Senkenleistung durch aktive
Waldbewirtschaftung und Verlangerung der Kohlenstoffbindung in dem Holzproduktespeicher sowie zusatzliche
Kohlenstoffbindung durch neue, junge Baume beim Waldumbau und der Wiederbewaldung ein zentrales Ziel.
Die hier formulierte Moglichkeit, dass durch das zustéandige Ministerium weitere Flachen aus der forstlichen
Nutzung genommen werden koénnen widerspricht daher den Zielen des Klimaschutzes und dem aktiven
Waldumbau auf dem Weg zu klimaangepassten Waldern, die wiederum positiven Auswirkungen auf die
Biodiversitat entfalten kdnnen.

Ob die Ausweisung von weiteren Anteilen ungenutzter Wirtschaftswalder einen Beitrag zur Biodiversitat leisten,
ist wissenschaftlich nicht eindeutig geklart.® In einem Monitoringprozess muss gepriift werden, ob die bisher
ergriffenen MaRBnahmen wie Prozessschutz zum Erhalt einer héheren Artenvielfalt erfolgreich waren. Erst
daraufhin lassen sich Aussagen (iber Kosten und Nutzen von Biodiversitatsstrategien im Wald treffen.

Der DeSH spricht sich gegen die in der derzeitigen Form geplante Regelung aus, durch die das Ministerium
Flachen des Staatswaldes aus der forstlichen Nutzung ohne entsprechende Beteiligungsprozesse ausweisen
kann. Der Staatswald ist ein 6ffentliches Gut und damit auch in besonderem Male allen Gruppen in der
Gesellschaft verpflichtet. Daher sollten Prozesse, die darauf abzielen, weitere Staatswaldflachen in Naturwalder
umzuwandeln nur durch Beteiligung aller betroffenen Interessengruppen mit gleichen Rechten, damit auch der
Holzwirtschaft und die betroffenen Waldbesitzer moglich sein.

Zu § 31 Abs. 1 und 6 Schutz des europdischen Naturerbes (Netz Natura 2000), Bewirtschaftungsplan und
Uberwachung

Zur Umsetzung naturschutzfachlicher Zielsetzungen, werden erhaltungswiirdige Flachen ausgewiesen und
gemal} den Richtlinien von FFH-Gebieten geschiitzt. MaBnahmen zur Erhaltung und Wiederherstellung eines
glinstigen Erhaltungszustandes von Natura-2000-Gebieten werden in einem Bewirtschaftungsplan dargestellt.
Darin sind Fristen fir die Durchfiihrung der MaRnahmen festgelegt. Der Bewirtschaftungsplan wird allein von

5> Umweltbundesamt, Projektionsbericht 2021 fir Deutschland, S. 308.

6 Umweltbundesamt, Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen und dem Kyoto-Protokoll, Nationaler Inventarbericht
zum Deutschen Treibhausgasinventar 1990-2019, Climate Change 43/2021, S. 610.

7 Brandl et.al (2020)

8 https://www.wsl.ch/fileadmin/user_upload/WSL/Veranstaltungen/2020_Veranstaltungen/Forum_2020/Forum _fuer_Wissen_2020_2_Heinrichs.pdf, S.
12

4
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den zustandigen Behorden erstellt.

Der Ausschluss der relevanten Akteure kann zu fehlender Anerkennung der MaRnahmen fiihren. Die Interessen
der Waldbesitzenden von Natura-2000 Gebieten missen bei der Erstellung der Bewirtschaftungsplane
bericksichtigt werden, um eine Akzeptanz der MaRRnahmen zu schaffen. Angesichts der Risiken fiir den Wald
bedingt durch den Klimawandel und den multiplen Anforderungen der Gesellschaft an den Wald, ist ein hohes
MalR an Flexibilitat bei der Waldbewirtschaftung erforderlich.

Das Auferlegen der Bewirtschaftungsplane konterkariert zudem die Bevorzugung des Vertragsnaturschutz nach
§ 20 HeNatG. Darin ist formuliert, dass auf Grundlage eines Forderbescheids durchgefiihrte MaRnahmen den
Vorrang vor ordnungsrechtlichen MaRnahmen zu geben ist.

Im Rahmen des § 31 HeNatG missen die Interessen der Waldbesitzenden bei der Erstellung der
Bewirtschaftungsplane beriicksichtigt werden.

Zu § 36 Abs. 1 und 2 Besonderer Horstschutz

Die geplante Regelung in § 36 Abs. 2 HeNatG definiert, dass im Umkreis von 100 Metern um Horststandorte von
Schwarzstérchen und Rotmilanen das Abtreiben von Bestockungen und das Verdandern des Charakters des
Gebietes verboten ist. Im Zeitraum vom 1. Februar bis zum 31. August diirfen in einem Umkreis von 300 Metern
keine forstwirtschaftlichen Arbeiten und ,vergleichbar storende Handlungen” geschehen.

Es ist anzunehmen, dass forstwirtschaftliche Eingriffe, wie die Holzernte oder Pflanzungen vergleichbar stérende
Handlungen sind, da diese nicht weiter definiert sind. Der Gesetzgeber raumt sich hier einen erheblichen
Ermessensspielraum ein, der einen extremen Eingriff auf das private Eigentum der Waldbesitzenden bedeuten
kann. Das Vorhandensein von Schwarzstorch und Rotmilan kann einem Bewirtschaftungsverbot gleichgesetzt
werden, wodurch die Entnahme von Holz untersagt ist.

Insbesondere der Schutz des Rotmilans, als hdufig vorkommende Greifvogelart mit rund 1.200 Brutpaaren in
Hessen wiirde ein unverhiltnismaRiges MaR an Nutzungsverzicht iber alle Waldeigentumsarten bedeuten.’
Der Waldbesitzende hat dort keine Moglichkeit seinen Rohstoff Holz effektiv zu vermarkten und den Wald
klimagerecht umzubauen. Das Bewirtschaftungsverbot hat eine lokale Rohstoffverknappung sowie die
Gefahrdung der regionalen Wertschdpfungskette zur Folge.

Es erscheint aulRerdem paradox, Mallnahmen zu verbieten, die erst zur Etablierung einer Art gefiihrt haben.
Waldbesitzende, die durch ihre Bewirtschaftung ein Habitat flr den Schwarzstorch oder Rotmilan geschaffen
haben, werden massiv in ihrem Recht auf wirtschaftlich sinnvolle Nutzung eingeschrankt. Das fuhrt zu falschen
Anreizen, die darin bestehen konnten, den Wald so zu bewirtschaften, dass sich keine geschiitzten Arten
ansiedeln kénnen.

Als grof¥flachiges Refugium fiir besondere Arten wurden bereits 10 % des gesamten Staatswaldes Hessens
(ca. 32.000 ha) aus der Bewirtschaftung genommen. Von einer Ausweitung dieser Flachen, vor allem zu Lasten
der Waldbesitzenden ist abzusehen.

Aus Sicht des DeSH sind jegliche forstwirtschaftliche Eingriffe in § 36 Abs. 1 HeNatG als nicht stérende Handlung
anzuerkennen. Gemals § 14 Abs. 2 BNatG widerspricht die gute fachliche Praxis der Forstwirtschaft nicht den
Zielen des Naturschutzes. § 36 Abs. 2 ist zu streichen. Zum Schutz der genannten Arten muss im Rahmen des
Vertragsnaturschutzes eine Einigung zwischen Naturschutzbehérde und Waldbesitzer erfolgen.

9 https://hessen.nabu.de/tiereundpflanzen/voegel/rotmilan/17732.html
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Zu § 58 Abs. 1 Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen

In § 58 Abs. 1 HeNatG wird die Beteiligung an der Forsteinrichtung im Staatswald (Nr. 4) und das Verfahren zur
Bestimmung von Naturwaldflichen (Nr. 6) neu aufgenommen und die Mitwirkungsrechte anerkannter
Naturschutzvereinigungen.

Als Voraussetzung fiir eine privilegierte Mitwirkung missen Naturschutzvereinigungen keinerlei formale
Qualifikationen oder Kompetenzen vorweisen. Aus unserer Sicht sollte die Bewirtschaftung des Waldes durch
sachkundige Fachkrafte erfolgen. Die Entscheidungstrager in Forstbehdrden haben ein mehrjahriges Studium an
anerkannten Universitdten oder Fachhochschulen absolviert. Revierforster*innen besitzen ein fundiertes Wissen
Uber u. a. Waldbau, Bodenkunde, Wildbiologie, Forstpolitik und Botanik, was flir die Bewirtschaftung des
komplexen Okosystems Wald eine Grundvoraussetzung ist. Mit Blick auf die sich rasant andernden Bedingungen
durch den Klimawandel, muss die Waldbewirtschaftung auf Basis von wissenschaftlichen Analysen erfolgen.

Die Beteiligung der Naturschutzverbande ist kontrar zur Anerkennung der nachhaltigen Forstwirtschaft, wie in §
8 HeNatG beschrieben. Dieses Vorgehen stellt eine einseitige Priorisierung naturschutzfachlicher Prinzipien im
Wald dar. Der Staatswald befindet sich in 6ffentlichem Eigentum und ist damit auch dem Allgemeinwohl
verpflichtet. Bestimmten gesellschaftlichen Vereinigungen exklusive Bestimmungsrechte einzuraumen, die tGber
Mitgliederbeitrage und Spenden finanziert werden, halt der DeSH fiir problematisch.

Die potentiellen Auswirkungen auf das Rohholzaufkommen aus dem Staatswald sind erheblich und damit auch
die unmittelbare Betroffenheit der Unternehmen, die darauf angewiesen sind. Eine gleichberechtigte Beteiligung
der entsprechenden Branchenvertreter ist zwingend erforderlich.

Zielfiihrend ist eine groRtmaogliche Partizipation relevanter Interessengruppen, wie bereits in der RiBeS definiert.10
Naturschutzvereinigungen sind nicht die einzigen Interessenvertreter des Waldes und verfligen nicht tGber hinreichend
Fachkompetenz, weshalb aus Sicht des DeSH § 58 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 6 HeNatG zu streichen sind.

Zu § 60 Abs. 4 Duldungspflichten

Erganzend zur bisherigen Regelung in § 20 Hessisches Ausflihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(HAGBNatSchG) kann die zustandige Naturschutzbehérde die Durchfiihrung von naturschutzrechtlich gebotenen
Handlungen auf einem Grundstiick anordnen. Die bisherige Gesetzeslage war auf das Betretungsrecht von
Behorden und die Duldungspflicht der Eigentlimer bei der Kennzeichnung von Wegen beschrankt.

Die Anderung stellt einen erheblichen Eingriff in das Eigentumsrecht der Waldbesitzenden dar. Diese kénnen
nicht mehr frei ber ihr Eigentum verfligen, da auf den Grundstiicken naturschutzrechtliche gebotene
Handlungen angeordnet werden kdénnen. Was unter einer solchen Handlung zu verstehen ist und was die
Voraussetzungen dafir sind, bleibt unklar.

Somit wird die Naturschutzbehorde ermachtigt, aus naturschutzfachlicher Sicht sinnvolle Handlungen
anzuordnen, die mit dem Nutzungsinteresse der Waldbesitzenden unvereinbar sind. Ein hohes Mal} an Flexibilitat
bei der Waldbewirtschaftung ist jedoch zwingend erforderlich, um aktiven Waldumbau zu betreiben und die
lokale Rohstoffversorgung sicherzustellen.

Dieses Vorgehen stellt eine einseitige Priorisierung des Artenschutzes, ohne Riicksicht auf regionale und
nachhaltige Wertschopfungsketten, dar. Das hat negative Auswirkungen auf den Klimaschutz und auf die

10 Richtlinie fuir die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-content/uploads/2019/05/RiBeS_2018_barrierefrei.pdf

6
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Okonomie im landlichen Raum, insbesondere fiir kleine und mittelstdndische Unternehmen. Die nachhaltige und
multifunktionale Waldbewirtschaftung wird erheblich gefahrdet. Daher ist in § 60 Abs. 4 HeNatG zu streichen.

Kontakt
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Julia M6bus, Georg Bose
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Tel.: 030- 2232 04 90
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Uber den Deutsche Sige- und Holzindustrie Bundesverband e.V.

Der Deutsche Sage- und Holzindustrie — Bundesverband e.V. (DeSH) vertritt die Interessen der deutschen Sage- und Holzindustrie
auf nationaler, européischer und internationaler Ebene. Dabei steht der Verband seinen Mitgliedern, darunter mehr als 500
Unternehmen aus ganz Deutschland, in wirtschafts- und branchenpolitischen Angelegenheiten zur Seite und unterstitzt die
kontinuierliche Verbesserung der wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen fiir die Verwendung des Rohstoffes Holz.
Der Verband tritt in Dialog mit Vertretern aus Medien, Wirtschaft, Politik und Forschung. Bei der Umsetzung ihrer Ziele steht der
Deutsche Sadge- und Holzindustrie flir eine umweltvertragliche und wertschopfende Nutzung des Werkstoffs und

Bioenergietragers Holz.
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Bundesanstalt fiir Inmobilienaufgaben, Zentrale BF, Abt. N Ellerstr.56, 53119 Bonn sPARTE  Bundesforst

GESCHAFTSZEICHEN ~ VV3700_03

Hessischer Landtag IHR KONTAKT  Herr Lothar Schmid

Herr Karl-Heinz Thaum{ller ANSCHRIFT  Bundesanstalt fiir Inmobilienaufgaben
Schlossplatz 1-3 Ellerstr. 56

65183 Wiesbaden 53119 Bonn

TEL  +49(0)-228 37787-590
FAx 449 (0)-228 37787-512
E-MalL  lothar.schmid@bundesimmobilien.de
INTERNET — Www.bundesimmobilien.de

DATUM  27.02.2023

Offentliche miindliche Anhérung im ULA am 08. Mirz 2023, Hessisches Naturschutzgesetz
(HeNatG)

Sehr geehrter Herr Thaumdiller,

zunachst bedanke ich mich sehr herzlich bei Ihnen fiir die Beteiligung und die Mdglichkeit eine Stel-
lungnahme zum Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes abgeben sowie an der 6ffentlichen
muindlichen Anhdrung teilnehmen zu kénnen. Fir die Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben habe ich
folgende Ergéanzungen und Anderungen beziiglich des HeNatG:

Zu § 29 Abs. 1 Satz 1:

,Die fur die Bewirtschaftung des Staatswalds zustandige Ministerin oder der hierflir zustandige Minis-
ter kann Teile des Staatswaldes bestimmen, in denen sich der Wald und seine Lebensgemeinschaften
dauerhaft natdrlich von forstlicher Nutzung unberihrt entwickeln kénnen (Naturwald).*

Nachdem es sich beim Wald im Eigentum der Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben gem. § 3 Abs. 1
des Bundeswaldgesetzes ebenfalls um Staatswald handelt, ist zur Klarstellung in definierenden und
bestimmenden Textteilen jeweils vor dem Begriff Staatswald das Wort ,Jlandeseigenen® zu erganzen:

,Die fur die Bewirtschaftung des Staatswaldes zustéandige Ministerin oder der hierfur zustandige Minis-
ter kann Teile des landeseigenen Staatswaldes bestimmen, in denen sich der Wald und seine Le-
bensgemeinschaften dauerhaft nattrlich von forstlicher Nutzung unberihrt entwickeln kénnen (Natur-
wald).”

Zu § 48 Abs. 2:

»(2) Bedarf die Zulassung oder Ausfiihrung eines Vorhabens oder einer sonstigen MalRnahme einer
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 oder einer Befreiung nach § 67 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1
des Bundesnaturschutzgesetzes, so ist Uber alle weiteren erforderlichen naturschutzrechtlichen Zulas-
sungsvoraussetzungen in diesem Verfahren mit zu entscheiden. Eine Konzentrationswirkung nach §
75 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt hiervon unberihrt.”

Vorstand: Dr. Christoph Krupp (Sprecher), Holger Hentschel, Paul Johannes Fietz
Anstalt des offentlichen Rechts — Sitz: Bonn, USt-IdNr.: DE240386446

Die Datenschutzerklarung der Bundesanstalt fiir Inmobilienaufgaben finden Sie unter: www.bundesimmobilien.de/datenschutz.
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Nachdem im Rahmen der Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes auch
Uber alle weiteren erforderlichen naturschutzrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen durch die zu-
stédndige Landesnaturschutzbehdrde entschieden werden soll, werden die Entscheidungskompeten-
zen von Behdérden des Bundes bei Eingriffen und Projekten in diesem Fall (z.B. bei militarischen Vor-
haben auf Truppeniibungsplatzen) in unzulassiger Art und Weise eingeschrankt. Aus diesem Grund
mussen diese Kompetenzen der Behdrden des Bundes durch Ausnahmeregelungen gewahrt bleiben:

»(2) Bedarf die Zulassung oder Ausfiihrung eines Vorhabens oder einer sonstigen MalRnahme einer
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 oder einer Befreiung nach § 67 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1
des Bundesnaturschutzgesetzes, so ist Uber alle weiteren erforderlichen naturschutzrechtlichen Zulas-
sungsvoraussetzungen in diesem Verfahren mit zu entscheiden. Eine Konzentrationswirkung nach §
75 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes und Vorhaben, die mit Eingriffen in
Natur und Landschaft verbunden sind und der Zulassung durch eine Bundesbehdérde unterliegen oder
von einer Bundesbehdrde durchgefiihrt werden, bleiben hiervon unberihrt. Entsprechendes gilt fur
Projekte nach § 34 des Bundesnaturschutzgesetzes, die von Bundesbehdérden durchgefihrt werden.*

Zu § 52 Abs. 3:

»Alle Naturschutzbehdrden, Dienststellen und Betriebe des Landes, die von ihnen Beauftragten und
die sonstigen 6ffentlichen Planungstrager sowie Landkreise sind verpflichtet, die im Rahmen ihrer Zu-
sténdigkeiten oder Aufgaben selbst sowie durch Dritte erhobenen Naturschutzfachdaten und sonstige
Daten, die Auswirkungen auf die Natur und Landschaft beschreiben, nach Erhalt dieser Daten geore-
ferenziert an NATUREG zu Ubermitteln.”

Diese Formulierung steht im Widerspruch zu den vertraglich festgelegten Vorgehensweisen im Rah-
men der Natura 2000-Vereinbarungen zwischen dem Bund und dem Land Hessen (z. B. fur militarisch
genutzte Flachen), wonach die Naturschutzfachdaten durch die Bundesanstalt fur Immobilienaufga-
ben in dem bundesweit einheitlichen Biotopkartierungsverfahren des Bundes dem Land Hessen zur
Verfligung gestellt wurden. Eine Verpflichtung, diese Daten in Zukunft georeferenziert an NATUREG
zu Ubermitteln, verursacht erheblichen Zusatzaufwand und —kosten, die nicht von der Bundesanstalt
fur Immobilienaufgaben getragen werden kénnen. Aus diesem Grund muss gegenlber der Bundesan-
stalt fir Immobilienaufgaben durch das zustéandige Ministerium diesem besonderen Umstand durch
gesonderte schriftliche Befreiung von dieser gesetzlichen Bestimmung Rechnung getragen werden.
Auf die besonderen Bestimmungen zu den Regelungen des Geheimschutzes und den Bestimmungen
der VS-NFD betreffend militarisch genutzter Flachen wird hiermit hingewiesen.

Sofern eine gesetzliche Bestimmung abschlieend auch fur die betroffenen Bundesflachen im Staats-
wald gelten soll, muss die Ausnahme fiir militarisch genutzte Flachen textlich ausformuliert sein.

Zu § 58 Abs. 1 Nr. 4:

.Bei der Vorbereitung von Planen nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 des Hessischen Waldgesetzes vom 27. Juni
2013 (GVBI. 2013, S. 458), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 22. Februar 2022 (GVBI. S126),”

und

Zu § 58 Abs. 1 Nr.6:
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,bei der Bewirtschaftung des Staatswaldes bei Teilen des Staatswaldes, in denen sich der Wald und
seine Lebensgemeinschaften dauerhaft natdrlich von forstlicher Nutzung unberihrt entwickeln kénnen
(Naturwald)*

Nachdem es sich, beim Wald im Eigentum der Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben gem. § 3 Abs. 1
des Bundeswaldgesetzes ebenfalls um Staatswald handelt, ist zur Klarstellung auch hier jeweils vor
dem Begriff Staatswald das Wort landeseigenen zu erganzen:

,Bei der Vorbereitung von Planen des landeseigenen Staatswaldes nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 des Hessi-
schen Waldgesetzes vom 27. Juni 2013 (GVBI. 2013, S. 458), zuletzt geandert durch Gesetz vom 22.
Februar 2022 (GVBI. S126),"

und
bei der Bewirtschaftung des landeseigenen Staatswaldes bei Teilen des landeseigenen Staatswaldes,

in denen sich der Wald und seine Lebensgemeinschaften dauerhaft nattrlich von forstlicher Nutzung
unberuhrt entwickeln kdnnen (Naturwald)®

Zu § 67 Verordnungsermachtigung Satz 2:

»In einer Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 2 und 3 kann von Bestimmungen einer Rechtsverordnung
nach §15 Abs. 7 Satz 1 und Abs. 8 des Bundesnaturschutzgesetzes abgewichen werden.*

Entgegen der Begriindung zu diesem Satz 2 muss festgestellt werden, dass gerade fiir bundesland-
Ubergreifende bzw. fir die Bundeshoheit wesentliche Vorhaben der Landesverteidigung durch die
Bundeskompensationsverordnung deutlich einfacher und mit geringerem Verwaltungsaufwand durch-
gefuhrt werden kénnen. Durch die formulierte Abweichungsmdglichkeit im Gesetzesentwurf wird ein
bundesweit einheitliches Vorgehen erheblich behindert statt vereinfacht. Aus diesem Grund sollte wie
im bisherigen Hessischen Ausfilihrungsgesetz zum BNatSchG keine Abweichung nach § 15 Abs. 8
vorgesehen werden.

»In einer Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 2 und 3 kann von Bestimmungen einer Rechtsverordnung
nach §15 Abs. 7 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes abgewichen werden.*

Fur weitere Fragen stehe ich lhnen gerne zur Verfigung.

Mit freundlichen GriiRen

Im Auftrag

Lothar Schmid
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Stellungnahme

Zum Gesetzesentwurf des Hessischen

Naturschutzgesetzes (HeNatG)
vom 25. Januar 2023

Stand: 02. Marz 2023

Fachverband Holzenergie im BBE ¢ EUREF-Campus 16 ¢ 10829 Berlin
Tel.: 030 2758 179-21 e Fax: 030 2758 179-29 e buecheler@bioenergie.de e www.fachverband-holzenergie.de
Vorsitzender des Vorstandes des BBE: Artur Auernhammer e Geschaftsfuhrer des FVH: Gerolf Bucheler
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Grundsatzliches

Der Fachverband Holzenergie (FVH) bedankt sich fur die Méglichkeit einer Stellungnahme zum Entwurf

des Hessischen Naturschutzgesetzes (HeNatG).

Die nachhaltige Bewirtschaftung des Waldes und die stoffliche und energetische Nutzung des dabei
geernteten Holzes hat langfristig einen gréReren Beitrag zum Klimaschutz als die Stilllegung von
Waldflachen ohne Holznutzungen. Im Wald dient die Bewirtschaftung und Holzentnahme dazu, dass stets
CO2 neu in den nachwachsenden B&umen gebunden werden kann und so der Wald dauerhaft der
Atmosphare CO:2 entzieht. Ohne Bewirtschaftung und Holzentnahme wiirde im Wald langfristig die CO2-
Bindung der CO2-Freisetzung durch Verrottung entsprechen. Die stoffliche Nutzung des Holzes und damit
verbunden die energetische Verwertung der Rest- und Nebenprodukte halten den Wald in einem
produktiven Stadium. Eine nachhaltige Forstwirtschaft steigert deshalb das Potenzial fur die dauerhafte

CO2-Bindung in Holzprodukten sowie die energetische Nutzung der anfallenden Reststoffe.

Durch die Speicherung von Kohlenstoff in Waldern und Holzprodukten sowie Uber stoffliche und
energetische Substitutionseffekte bewirkten Forstwirtschaft und Holzverwendung eine Reduktion der
Treibhausgas-Emissionen in Héhe von 92 Mio. t CO2-Aq. und reduzieren die deutschen THG-Emissionen
somit um 11 %. Allein durch die energetische Substitution durch Holz kénnen in Deutschland im
Durchschnitt 34,3 Mio. t CO2-Aq jahrlich vermieden werden. Die Holzverwendung leistet dabei einen
wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz und ist fur den Wandel zu einer klimaneutralen Gesellschaft mit

nachhaltigen Produkten von zentraler Bedeutung.

Mit dem Entwurf des HeNatG werden Naturschutzverbanden formale Rechte eingerdumt, die ebendiesen
eine praktische Einflussnahme der Waldbewirtschaftung des hessischen Staatswaldes erméglichen. Diese
Regularien lassen massive Auswirkungen auf die nachhaltige Rohstoffbereitstellung und den wirksamen
Klimaschutz erwarten. Gleichsam gefahrden sie die Grundlage der multifunktionalen Forstwirtschaft im
Staatswald, welche die gleichberechtigte Inwertsetzung aller Waldfunktionen und ihren wirksamen
Ausgleich auf gleicher Flache zum Ziel hat. Hierfur bedarf es verlasslicher Bedingungen um den Umbau
sowie die Wiederbewaldung der Kalamitatsflachen so zeitnah wie méglich zu gewahrleisten.

Der Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes enthélt aus Sicht des FVH kritische Punkte, welche
nachfolgend kommentiert werden.
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Im Einzelnen

Zu § 7 Abs. 3 Allgemeine Verpflichtung zum Schutz der Natur

Der heimische Artenschutz und die Foérderung der Biodiversitdt sind die zentralen Ziele des
Gesetzesentwurfes. In beispielsweise § 7 HeNatG wird formuliert, dass landeseigene Flachen als

Vorbildfunktion und in besonderem Mafie der Erhaltung und Entwicklung der biologischen Vielfalt dienen.

Im Hessischen Klimaschutzgesetz (HKIimaG) § 1 Abs. 2 ist definiert, dass bei MaRnahmen zum Schutz
der biologischen Vielfalt, die Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit der hessischen Wirtschaft erhalten
bleiben. Der Gesetzesentwurf des HeNatG widerspricht an vielen Stellen dieser Regelung, da die
Biodiversitat einseitig priorisiert wird. Das fuhrt in Hessen zu erheblichen Einschrankungen bei der
Waldbewirtschaftung und stellt dartber hinaus die Wertschopfung und Wettbewerbsfahigkeit des Clusters
Forst und Holz in Frage. In den nachfolgend kommentierten §§ 29, 31, 36, 58 und 60 HeNatG, sowie vielen
Weiteren, werden formale Grundlagen geschaffen, die die institutionelle Einschrankung der

Waldbewirtschaftung sowie die Gefahrdung der anschlieBenden Wertschépfungsketten zur Folge haben.

Die Definition der Biodiversitat als Hauptziel der Bewirtschaftung widerspricht dabei allem, was mit der
Anerkennung der Sustainable Development Goals (UN) und der Agenda 2030, in Deutschland als
Rahmensetzung gilt. Es birgt die Gefahr, die Potentiale der CO2-Speicher- und Vermeidungswirkung durch
integrative multifunktionale Waldbewirtschaftung und dauerhafte Holznutzung nicht auszuschopfen.' Um
diesem Zielkonflikt entgegenzuwirken, regelt § 7 Abs. 10 HKlimaG, dass im Staatswald das Potential zur

Bindung von Kohlenstoff unter Beachtung der Funktion fur die biologische Vielfalt zu steigern ist.

Das HeNatG widerspricht neben dem HKlimaG auch dem RiBeS.2 Die hier in einem breiten
Beteiligungsprozess im Konsens erarbeiteten Regelungen definieren, dass nur im Konfliktfall die
Schutzziele wie Biodiversitat und Klimaschutz Vorrang vor Nutzung- und Erholungszielen erhalten.

Es bedarf deshalb einer dringenden Anpassung, die fundiert Ricksicht auf die Klimaschutz- und
Wirtschaftsleistungen des Waldes nimmt. Waldvegetationen, die gleichrangig die Nutz-, Schutz- und
Erholungsfunktion vereinen, sind zu férdern und als Vorbild fur andere Waldbesitzformen anzuerkennen.
Die Biodiversitat ist in der nachhaltigen Forstwirtschaft weiterhin als wichtiger Teil der Schutzfunktion
anzuerkennen, darf jedoch nicht als Gbergeordnetes Ziel definiert werden.

Zu § 8 Land- und Forstwirtschaft

Die Anerkennung der besonderen Bedeutung nachhaltiger Land- und Forstwirtschaft fur die Erhaltung der
Kulturlandschaft und die Funktion fur Arten-, Natur- und Klimaschutz ist aus Sicht des FVH zu begrufien.

Die Waldbewirtschaftung einschlieRlich der Bereitstellung des Rohstoffes Holz bildet eine Basis der

' Die Rolle der Holzernte aus nachhaltig bewirtschafteten Waldern im Kohlenstoffkreislauf, Schulze et. al, 2022
2 Richtlinie far die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-
content/uploads/2019/05/RiBeS_2018_barrierefrei.pdf
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regionalen Wertschopfungskette, insbesondere im strukturschwachen landlichen Raum, und ist ein

identitatsstiftendes Element der Gesellschaft.

Zu § 29 Gebiete fiir die Natiirliche Waldentwicklung (Naturwald)

Hier werden Regelungen fir die naturliche Waldentwicklung formuliert. Das zustandige Ministerium kann

Flachen des Staatswaldes bestimmen, in denen die forstliche Nutzung eingestellt wird.

In Naturwaldern erfolgt keine Bewirtschaftung in Form von Ernte-, Pflanz- und PflegemaRnahmen. Das
bedeutet, dass Kalamitaten nicht eingeddmmt werden und sich z. B. Insektenkalamitaten ungehindert
ausbreiten kdnnen. Davon werden auch angrenzende Waldflachen anderer Eigentumsarten beeintrachtigt.
Fur diese Waldeigentumer ist mit erheblichen Schaden und Kosten zu rechnen.

Die Ausweitung von Naturwaldflachen ist aus Sicht des FVH nicht vereinbar mit dem Ziel, die Walder
klimagerecht anzupassen (Zeitfaktor s. 0.). Darliber hinaus kann das volle Klimaschutzpotential von Wald
und Holz nur durch eine nachhaltige multifunktionale Waldbewirtschaftung in Verbindung mit der breiten
Verwendung der \vielseitigen Holzprodukte (energetisch, stofflich) ausgeschopft werden.
Generationengerechtigkeit ist nur gewéahrleistet, wenn die ékonomischen, 6kologischen und sozialen
Leistungen des Waldes auch zukunftig bereitstehen.

Bei der Bewertung der Klimaschutzleistung des Waldes ist es entscheidend, ob die Senkenfunktion
(Zuwachs) oder Speicherfunktion (Vorrat) betrachtet wird. Aufgrund der Kalamitaten der vergangenen
Jahre und der Entwicklung der Altersstruktur der Walder hin zu alteren Bestanden mit hohen Vorraten und
geringerem Zuwachs nimmt deren Senkenfunktion laut dem Projektionsberichts des Umweltbundesamtes
(UBA) in den kommenden Jahren weiter ab. Der LULUCF-Sektor entwickelt sich im Zeitraum zwischen
2018 und 2025 von einer Senke in eine Quelle fur Treibhausgase. In den Jahren 2018 bis Mitte 2020 hatten

wir in Deutschland zudem ein geschatztes Schadholzaufkommen von ca. 178 Mio. m3.34

Mit steigendem Alter der Baume nimmt zudem deren Anfalligkeit fur abiotische (Sturme, Durre, etc.) und
biotische (Insekten, Pilze, etc.) Stérungen zu und fuhrt zu einer steigenden Instabilitat der Senkenfunktion.
Diese Entwicklungen sind bei der Formulierung von Gesetzen, die direkt den Wald betreffen, zwingend zu
berucksichtigen. Um die Potenziale von Wald und Holz fir den Klimaschutz zu steigern, ware eine
Erhéhung der Senkenleistung durch aktive Waldbewirtschaftung und Verléangerung der Kohlenstoffbindung
im Holzproduktespeicher sowie zusatzlicher Kohlenstoffbindung durch neue, junge Baume beim
Waldumbau und der Wiederbewaldung ein zentrales Ziel. Die hier formulierte Méglichkeit, dass durch das
zustandige Ministerium weitere Flachen aus der forstlichen Nutzung genommen werden kénnen

widerspricht daher Zielen des Klimaschutzes und dem aktiven Waldumbau hin zu einem klimaangepassten,

3 Umweltbundesamt, Projektionsbericht 2021 fur Deutschland, S. 308.
4 Umweltbundesamt, Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen und dem Kyoto-Protokoll, Nationaler

Inventarbericht zum Deutschen Treibhausgasinventar 1990-2019, Climate Change 43/2021, S. 610.

4



160

— FACHVERBAND
I— Holzenergie
im BBE

resilienteren  Wald. Dartuber hinaus verhindern weitere  Flachenstillegungen  und/oder

Nutzungseinschréankungen die Erreichbarkeit der im Green Deal vereinbarten Ziele beziglich des
Transformationsprozesses. Letzteres gilt insbesondere im Hinblick auf die insgesamt knappe

Ressourcenverfugbarkeit in Deutschland.

Klimaschutz ist angewandter Naturschutz, da heimische Arten und Lebensgemeinschaften erhalten bleiben
kénnen (bspw. durch Abmilderung der Verschiebung von Klimazonen). Umgekehrt sind falsch verstandene
NaturschutzmafRnahmen weder klimaschutzwirksam noch walderhaltend noch sichern sie langfristig den
Erhalt heimischer Artengesellschaften.

Ob die Ausweisung von weiteren Anteilen ungenutzter Wirtschaftswalder einen Beitrag zur Biodiversitat
leisten, ist auBerdem unklar.5 In einem Monitoringprozess muss geprift werden, ob die bisher ergriffenen
MaRnahmen wie Prozessschutz zum Erhalt einer héheren Artenvielfalt erfolgreich waren. Daraufhin lassen

sich Aussagen Uber Kosten und Nutzen von Biodiversitatsstrategien im Wald treffen.

Der FVH spricht sich gegen die Befugnisse des Ministeriums aus Flachen des Staatswaldes aus der
forstlichen Nutzung zu nehmen. Das birgt das erhebliche Risiko, dass der notwendige Waldumbau nicht
oder nur unzureichend erfolgen kann. Dartber hinaus wirden regionale Wertschdpfungsketten maf3geblich
eingeschrénkt, und deren Klimaschutzpotentiale nicht ausgeschopft. Bei dieser Entscheidung gilt es alle
interessierten und betroffenen Akteure zu beteiligen, dazu gehéren neben dem Waldbesitz die

Bewirtschafter und die Holzindustrie.

Zu § 31 Abs. 1 und 6; Schutz des europdischen Naturerbes (Netz Natura 2000),
Bewirtschaftungsplan und Uberwachung

Zur Umsetzung naturschutzfachlicher Zielsetzungen, werden erhaltungswurdige Flachen ausgewiesen und
gemal den Richtlinien von FFH-Gebieten geschutzt. MaRnahmen zur Erhaltung und Wiederherstellung
eines gunstigen Erhaltungszustandes von Natura-2000-Gebieten werden in einem Bewirtschaftungsplan
dargestellt. Darin sind Fristen fur die Durchfihrung der MalRhahmen festgelegt. Der Bewirtschaftungsplan

wird allein von der oberen Naturschutzbehérde erstellt.

Der Ausschluss der relevanten Akteure, fuhrt zur Nichtanerkennung der MaRnahmen. Die Interessen der
Waldbesitzenden und der Bewirtschafter von Natura-2000 Gebieten missen bei der Erstellung der
Bewirtschaftungsplane bericksichtigt werden, um eine Akzeptanz der MaBnahmen zu schaffen.
Angesichts der aktuellen und kinftig steigenden Risiken fur den Wald bedingt durch den Klimawandel
sowie den multiplen Anforderungen der Gesellschaft an den Wald, ist ein hohes Maf} an Flexibilitat bei der

Waldbewirtschaftung erforderlich.

5 https://www.wsl.ch/fileadmin/user_upload/WSL/Veranstaltungen/2020_Veranstaltungen/Forum_2020/Forum
_fuer_Wissen_2020_2_Heinrichs.pdf, S. 12
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Dariiber hinaus konterkariert das Auferlegen der Bewirtschaftungsplane die Bevorzugung von

Vertragsnaturschutz nach § 20 HeNatG. Darin ist formuliert, dass auf Grundlage eines Férderbescheids
durchgefuhrte MaRnahmen den Vorrang vor ordnungsrechtlichen MalRnahmen zu geben ist.

Der Vertragsnaturschutz kann nur mit Einverstandnis der Waldbesitzenden erfolgen. Die Durchfihrung
naturschutzfachlicher Eingriffe muss durch finanzielle Férderungen im Rahmen des Vertragsnaturschutzes
geschehen. Bei den MaRnahmen der Bewirtschaftungsplane handelt es sich jedoch um Eingriffe, die

ohnehin durchgefiihrt werden missen.

Im Rahmen des § 31 HeNatG missen die Interessen der Waldbesitzenden bei der Erstellung der
Bewirtschaftungsplane beriicksichtigt werden. AuRerdem muss der Vertragsnaturschutz immer Vorrang
vor ordnungsrechtlichen Einschrankungen haben.

Zu §36 Abs. 1 und 2 Besonderer Horstschutz

Vom 1. Dezember bis zum 30. September ist es verboten, in einem Umkreis von 300 Metern um
Horstbdume von Schwarzstérchen und Rotmilanen stérende Handlungen vorzunehmen. Die Horstbdume
darfen nicht in ihren Funktionen als Fortpflanzung-, Brut-, Aufzucht- und Ruhestatte beeintrachtigt werden.
Neben einer Aufzéhlung an zu unterlassenen Handlungen, sind ,vergleichbar stérende Handlungen®
aufgelistet.

§ 36 Abs. 2 HeNatG definiert, dass im Umkreis von 100 Metern um Horststandorte von Schwarzstérchen
das Abtreiben von Bestockungen und das Verandern des Charakters des Gebietes verboten ist. Im
Zeitraum vom 1. Februar bis zum 31. August dirfen in einem Umkreis von 300 Metern keine
forstwirtschaftlichen Arbeiten geschehen.

Es ist anzunehmen, dass forstwirtschaftliche Eingriffe wie die Holzernte oder Pflanzungen vergleichbar
stérende Handlungen sind, da diese nicht weiter definiert sind. Der Gesetzgeber rdumt sich hier einen
erheblichen Ermessensspielraum ein, der einen extremen Eingriff auf das private Eigentum der
Waldbesitzenden bedeuten kann. Das Vorhandensein von Schwarzstorch und Rotmilan kommt einer
Flachenstilllegung gleich, wodurch die Entnahme von Holz untersagt ist. Insbesondere der Schutz des
Rotmilans, als haufig vorkommende Greifvogelart mit rund 1.200 Brutpaaren in Hessen wirde ein
unverhaltnismaliges MaR an Nutzungsverzicht Uber alle Waldeigentumsarten bedeuten.6 Der
Waldbesitzende hat dort keine Méglichkeit seinen Rohstoff Holz effektiv zu vermarkten und den Wald
klimagerecht umzubauen. Das Bewirtschaftungsverbot hat eine lokale Rohstoffverknappung sowie die

Gefahrdung der regionalen Wertschépfungskette zur Folge.

Es erscheint auRerdem Paradox, Malinahmen zu verbieten, die zum Etablieren einer Art gefiihrt haben.

Waldbesitzende die durch Ihre Bewirtschaftung ein Habitat fur den Schwarzstorch oder Rotmilan

8 hitps://hessen.nabu.de/tiereundpflanzen/voegel/rotmilan/17732.html

6
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geschaffen haben, werden massiv in ihrem Recht auf wirtschaftlich sinnvolle Nutzung eingeschrankt. Das

fuhrt zu Anreizen, den Wald so zu bewirtschaften, dass sich keine geschitzten Arten ansiedeln kénnen.

Als groR¥flachiges Refugium fur besondere Arten wurden bereits 10 % des gesamten Staatswaldes
Hessens (ca. 32.000 ha) stillgelegt. Von einer Ausweitung dieser Flachen, vor allem zu Lasten der

Waldbesitzenden ist abzusehen.

Aus Sicht des FVH sind jegliche forstwirtschaftliche Eingriffe in § 36 Abs. 1 HeNatG als nicht stérende
Handlung anzuerkennen. GemaR § 14 Abs. 2 BNatG widerspricht die gute fachliche Praxis der
Forstwirtschaft nicht, den Zielen des Naturschutzes. § 36 Abs. 2 ist zu streichen. Zum Schutz der genannten
Arten muss im Rahmen des Vertragsnaturschutzes eine Einigung zwischen Naturschutzbehérde und
Waldbesitzer erfolgen.

Zu § 58 Abs. 1 Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen

Die Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen an behérdlichen Entscheidungsprozessen wird hier
geregelt. In § 58 Abs. 1 HeNatG wird die Beteiligung an der Forsteinrichtung im Staatswald (Nr. 4) und das

Verfahren zur Bestimmung von Naturwaldflachen (Nr. 6) neu aufgenommen.

Besonders kritisch ist, dass Naturschutzvereinigungen keinerlei formale Qualifikation oder Kompetenz
vorweisen mussen. Die Bewirtschaftung des Waldes kann nur durch sachkundige Fachkrafte erfolgen. Die
Entscheidungstrager in Forstbehérden haben ein mehrjahriges Studium an einer anerkannten Universitat
oder Fachhochschule absolviert. Revierforster besitzen ein fundiertes Wissen Uber u.a. Waldbau,
Bodenkunde, Wildbiologie und Botanik, was fiir die Bewirtschaftung des komplexen Okosystems Wald eine
Grundvoraussetzung ist. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die sich rasant &ndernden Bedingungen im

Rahmen des Klimawandels.

Die Beteiligung der Naturschutzverbande ist kontrar zur Anerkennung der nachhaltigen und traditionellen
Forstwirtschaft, wie in § 8 HeNatG beschrieben. Dieses Vorgehen stellt eine einseitige Priorisierung
naturschutzfachlicher Prinzipien im Wald dar. Der Staatswald befindet sich in &éffentlichem Eigentum und
ist damit auch dem Allgemeinwohl verpflichtet. Bestimmten gesellschaftlichen Vereinigungen exklusive
Bestimmungsrechte einzuraumen, die Uber Mitgliederbeitrage und Spenden finanziert werden, halt der
FVH deshalb fur problematisch.

Die potenziellen Auswirkungen auf dem Waldumbau und das Rohholzaufkommen aus dem Landeswald
sind erheblich und damit auch die unmittelbare Betroffenheit der Unternehmen, die darauf angewiesen

sind. Eine Beteiligung der entsprechenden Branchenvertreter ist zwingend erforderlich.
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Zielfuhrend ist eine gréltmogliche Partizipation relevanter Interessengruppen, wie bereits in der Richtlinie

zur Bewirtschaftung des Hessischen Staatswaldes (RiBeS) definiert.” Naturschutzvereinigungen sind nicht
die einzigen Interessenvertreter des Waldes und verfugen nicht tber hinreichend Fachkompetenz, weshalb
aus Sicht des FVH § 58 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 6 HeNatG zu streichen sind.

Zu § 60 (4) Duldungspflichten

Ergénzend zur bisherigen Regelung in § 20 HAGBNatSchG kann die zustandige Naturschutzbehérde die
Durchfithrung von naturschutzrechtlich gebotenen Handlungen auf einem Grundstiick anordnen. Die
bisherige Gesetzeslage war auf das Betretungsrecht von Behorden und die Duldungspflicht der Eigentiimer
bei der Kennzeichnung von Wegen beschrankt.

Die Anderung stellt einen erheblichen Eingriff in das Eigentumsrecht des Waldbesitzenden dar. Dieser
kann nicht mehr frei Uber sein Eigentum verfugen, da auf seinem Grundstiick naturschutzrechtlich
gebotene Handlungen angeordnet werden kdnnen. Was unter einer solchen Handlung zu verstehen ist und

was die Voraussetzungen dafur sind, bleibt unklar.

Somit wird die Naturschutzbehérde erméachtigt, aus naturschutzfachlicher Sicht sinnvolle Handlungen
anzuordnen, die mit dem Nutzungsinteresse der Waldbesitzenden unvereinbar sind. Ein hohes Mal} an
Flexibilitat bei der Waldbewirtschaftung ist jedoch zwingend erforderlich, um aktiven Waldumbau zu

betreiben und die lokale Rohstoffversorgung sicherzustellen.

Dieses Vorgehen stellt eine einseitige Priorisierung des Artenschutzes, ohne Rucksicht auf regionale und
nachhaltige Wertschépfungsketten, dar. Das hat negative Auswirkungen auf den Klimaschutz und auf die
Okonomie im landlichen Raum, insbesondere fiir kleine und mittelstandische Unternehmen. Die
nachhaltige und multifunktionale Waldbewirtschaftung wird erheblich geféahrdet. Daher ist in § 60 Abs. 4

HeNatG zu streichen.

7 Richtlinie fur die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-
content/uploads/2019/05/RiBeS_2018_barrierefrei.pdf
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Kontakt

Bernd Heinrich

Fachverband Holzenergie im BBE
Vorstand, Leiter FVH Hessen

Tel.: +49 6078/785-34

Mobil: +49 176/ 17 87 13 34
bernd.heinrich@kwf-online.de

Uber den Fachverband Holzenergie:

Holzenergie ist komplex. Die Anforderungen fur die Stromerzeugung und Warmebereitstellung aus Holz
unterscheiden sich ebenso wie die hierfur eingesetzten Technologien, Marktakteure und Interessen. Fur
die Weiterentwicklung der Markte ist das Zusammenfihren der Marktexperten zu einem starken Netzwerk
essenziell, um sich gemeinsam und koordiniert den gesellschaftlichen und politischen Herausforderungen
zu stellen.

Der FVH wurde als Fachabteilung im Bundesverband Bioenergie e.V. (BBE) gegriindet, um den einzelnen
Sektoren eine gemeinsame Stimme zu geben und die Wahrnehmung der Holzenergie insgesamt
entsprechend ihren Leistungen zu verbessern.

In seinen Arbeitsgruppen beraten die Unternehmen des Holzenergiemarktes Gesetzesentwirfe und
energiepolitische Strategien, erheben Daten und erarbeiten praxisnahe L&sungen zu aktuellen
Fragestellungen.

Als Teil des BBE erarbeitet der Fachverband Holzenergie dabei ganzheitliche Ansatze in Zusammenarbeit
mit den Sparten Biogas und Biokraftstoffen und in enger Abstimmung mit dem Bundesverband Erneuerbare
Energien sowie dem Europdischen Biomasseverband Bioenergy Europe.
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I. Grundsatzliches

Der Landesbeirat Holz Hessen e. V. und der Holzbau Cluster Hessen e. V. bedanken sich fiir die Moéglichkeit einer
Stellungnahme zum Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes (HeNatG). Die beiden Institutionen
unterstitzen die Stellungnahme des Deutsche Sage- und Holzindustrie Bundesverbands e. V. (DeSH).

Holz — gewonnen aus regionaler Waldwirtschaft — als nachhaltiger Rohstoff leistet schon heute einen wichtigen
Beitrag fiir die Klimaziele in den Sektoren Gebaude, Industrie und Landnutzung.

Im Hinblick auf die dynamischen Entwicklungen des Klimas steht der Wald vor neuen Herausforderungen, bietet
aber gleichzeitig das Potential, die Folgen des Klimawandels zu mildern. Der Wald selbst ist eine
Kohlenstoffsenke, die durch Holzprodukte verlangert werden kann. Damit kann die Kohlenstoffbindung der
Bdaume in einen verldsslichen und dauerhaften Speicher Uberfiihrt werden, der weitgehend unabhangig von
externen Einfliissen ist.

Auch die Holzbauoffensive Hessen, die kiirzlich sogar in den Klimaschutzplan des Landes aufgenommen wurde,
verfolgt den Klimaschutz-Gedanken. Bis 2045 soll das Land klimaneutral sein. Dazu kann der verstarkte Einsatz
von langlebigen Holzprodukten im Bauwesen einen wesentlichen Beitrag leisten.! Bei einem Bedarf von 37.000
Wohnungen in Hessen pro Jahr ergibt sich ein Einsparpotential von 605.000 t CO,.?

Grundlage fir die Verarbeitung, Entwicklung und Verwendung von langlebigen Holzprodukten sind verlassliche
Rahmenbedingungen fiir die Verfligbarkeit von regionalem Rohholz. Mit dem Entwurf des HeNatG werden
Naturschutzverbdanden formale Rechte eingerdaumt, die ebendiesen eine praktische Einflussnahme der
Waldbewirtschaftung des hessischen Staatswaldes ermoglichen. Diese Regularien lassen massive Auswirkungen
auf die nachhaltige Rohstoffbereitstellung und den wirksamen Klimaschutz erwarten.

Gleichsam gefdahrden sie die Grundlage einer multifunktionalen Forstwirtschaft im Staatswald, welche die
gleichberechtigte Inwertsetzung aller Waldfunktionen und ihren wirksamen Ausgleich auf gleicher Flache zum
Ziel hat.

Der Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes enthalt aus Sicht des DeSH kritische Punkte, welche
nachfolgend kommentiert werden.

! Hessisches Klimagesetz (HKlimaG) vom 26. Januar 2023
2 https://www.akh.de/fileadmin/Positionen/Eckpunktepapiere/Holzbau_Cluster_Offensive_Holzbau.pdf?_=1585731266
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Il. Im Einzelnen

Zu § 7 Abs. 3 Aligemeine Verpflichtung zum Schutz der Natur

Der heimische Artenschutz und die Férderung der Biodiversitat sind die zentralen Ziele des Gesetzesentwurfes,
die beispielsweise dadurch umgesetzt werden sollen, dass nach § 7 HeNatG landeseigene Flachen als
Vorbildfunktion und in besonderem Mal3e der Erhaltung und Entwicklung der biologischen Vielfalt dienen sollen.

Im Hessischen Klimaschutzgesetz (HKlIimaG) § 1 Abs. 2 ist definiert, dass die sozialen, o6kologischen,
gesundheitlichen und 6konomischen Auswirkungen des weltweiten Klimawandels so gering wie moglich gehalten
werden. Anpassungsmafnahmen sollen der biologischen Vielfalt, der natlirlichen Umwelt, des kulturellen Erbes,
soziale Folgewirkungen abzuschwéachen und die Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit der hessischen Wirtschaft
zu erhalten.

Der Gesetzesentwurf des HeNatG widerspricht an vielen Stellen diesem Grundsatz, da der Fokus einseitig auf
Biodiversitat gelegt wird. Damit werden jedoch zahlreiche Wechselwirkungen zwischen dem Erhalt der
natirlichen Umwelt durch den notwendigen Waldumbau, Pravention von Waldschaden und CO2-Reduktion
durch emissionsarme und klimafreundliche Produkte und eine Schwéachung der Wertschopfung und der
Wettbewerbsfahigkeit des Clusters Forst und Holz nicht berticksichtigt.

Die Definition der Biodiversitdt als Hauptziel der Bewirtschaftung bewirkt auf Waldflachen, neben der
Beeintrachtigung der regionalen Wirtschaft, eine Verminderung der Klimaschutzleistungen und Instabilitat der
Waldflachen. Es birgt die Gefahr, die Potentiale der CO,-Senkenleistung durch integrative Waldbewirtschaftung
und dauerhafte Holznutzung nicht auszuschépfen.3

Das HeNatG widerspricht neben dem HKlimaG auch der Richtlinie zur Bewirtschaftung des Hessischen
Staatswaldes (RiBeS).* Die hier in einem breiten Beteiligungsprozess im Konsens erarbeiteten Regelungen
definieren, dass nur im Konfliktfall Schutzziele einseitig priorisiert werden sollten. Zu den Schutzzielen gehort
dartber hinaus auch der Klimaschutz, der insbesondere durch eine aktive Waldbewirtschaftung und
Holzverwendung erreicht wird.

Es bedarf einer dringenden Anpassung, die die Wechselwirkungen zwischen Klimaschutz, Artenschutz und
Wirtschaftsleistungen des Waldes beriicksichtigt. Waldvegetationen, die gleichrangig die Nutz-, Schutz- und
Erholungsfunktion vereinen, sind zu fordern und als Vorbild fiir andere Waldbesitzformen anzuerkennen.

Zu § 29 Gebiete fiir die natiirliche Waldentwicklung (Naturwald)

Mit der Neuregelung soll das zustandige Ministerium Flachen des Staatswaldes bestimmen, in denen die
forstliche Nutzung eingestellt wird.

In Naturwaldern erfolgt keine Bewirtschaftung in Form von Ernte-, Pflanz- und PflegemalRnahmen. Das bedeutet,
dass Insektenkalamitdten nicht eingedammt werden und sich ungehindert ausbreiten kénnen. Davon werden
auch angrenzende Waldflachen anderer Eigentumsarten beeintrachtigt. Diese Waldeigentiimer missten mit
erheblichen Schaden und Kosten rechnen. Zudem kann damit das private Eigentum erheblich beeintrachtigt
werden, was den Schutz des Eigentums nach Art. 14 Grundgesetz berihrt.

3 Die Rolle der Holzernte aus nachhaltig bewirtschafteten Waldern im Kohlenstoffkreislauf, Schulze et. al, 2022
4 Richtlinie fiir die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-content/uploads/2019/05/RiBeS_2018_barrierefrei.pdf

3
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Die Ausweitung von Naturwaldflachen ist aus Sicht des DeSH zudem nicht vereinbar mit dem Ziel, die Walder
klimagerecht anzupassen. Generationengerechtigkeit ist nur gewadhrleistet, wenn die 06konomischen,
okologischen und sozialen Leistungen des Waldes auch zukinftig bereitstehen.

Bei der Bewertung der Klimaschutzleistung des Waldes ist es entscheidend, ob die Senkenfunktion (Zuwachs)
oder Speicherfunktion (Vorrat) betrachtet wird. Aufgrund der Kalamitdten der vergangenen Jahre und der
Entwicklung der Altersklassenstruktur der Walder hin zu dlteren Bestanden mit hohen Vorraten und geringerem
Zuwachs nimmt deren Senkenfunktion laut dem Projektionsberichts des Umweltbundesamtes (UBA) in den
kommenden Jahren weiter ab. Der LULUCF-Sektor (Landnutzung, Landnutzungsdnderung und Forstwirtschaft)
entwickelt sich im Zeitraum zwischen 2018 und 2025 von einer Senke in eine Quelle flir Treibhausgase. In den
Jahren 2018 bis Mitte 2020 trat in Deutschland zudem ein geschéatztes Schadholzaufkommen von ca. 178 Mio.
m?3 auf.>®

Mit steigendem Alter der Baume nimmt zudem deren Anfalligkeit flir Stérungen durch Extremwetter oder
Schadinsekten zu und fiihrt zu einer steigenden Instabilitdt der Senkenfunktion.” Diese Entwicklungen sind bei
der Formulierung von Gesetzen, die direkt den Wald betreffen, zu beriicksichtigen. Um die Potentiale von Wald
und Holz fir den Klimaschutz zu steigern, ware eine Erhdhung der Senkenleistung durch aktive
Waldbewirtschaftung und Verlangerung der Kohlenstoffbindung in dem Holzproduktespeicher sowie zusatzliche
Kohlenstoffbindung durch neue, junge Baume beim Waldumbau und der Wiederbewaldung ein zentrales Ziel.
Die hier formulierte Moglichkeit, dass durch das zustandige Ministerium weitere Flachen aus der forstlichen
Nutzung genommen werden koénnen widerspricht daher den Zielen des Klimaschutzes und dem aktiven
Waldumbau auf dem Weg zu klimaangepassten Waldern, die wiederum positiven Auswirkungen auf die
Biodiversitat entfalten kénnen.

Ob die Ausweisung von weiteren Anteilen ungenutzter Wirtschaftswalder einen Beitrag zur Biodiversitat leisten,
ist wissenschaftlich nicht eindeutig geklart.® In einem Monitoringprozess muss geprift werden, ob die bisher
ergriffenen MalRnahmen wie Prozessschutz zum Erhalt einer hoheren Artenvielfalt erfolgreich waren. Erst
daraufhin lassen sich Aussagen (iber Kosten und Nutzen von Biodiversitatsstrategien im Wald treffen.

Der DeSH spricht sich gegen die in der derzeitigen Form geplante Regelung aus, durch die das Ministerium
Flachen des Staatswaldes aus der forstlichen Nutzung ohne entsprechende Beteiligungsprozesse ausweisen
kann. Der Staatswald ist ein 6ffentliches Gut und damit auch in besonderem MalRe allen Gruppen in der
Gesellschaft verpflichtet. Daher sollten Prozesse, die darauf abzielen, weitere Staatswaldflachen in Naturwalder
umzuwandeln nur durch Beteiligung aller betroffenen Interessengruppen mit gleichen Rechten, damit auch der
Holzwirtschaft und die betroffenen Waldbesitzer moglich sein.

Zu § 31 Abs. 1 und 6 Schutz des europdischen Naturerbes (Netz Natura 2000), Bewirtschaftungsplan und
Uberwachung

Zur Umsetzung naturschutzfachlicher Zielsetzungen, werden erhaltungswiirdige Flachen ausgewiesen und
gemall den Richtlinien von FFH-Gebieten geschiitzt. MaBnahmen zur Erhaltung und Wiederherstellung eines
glnstigen Erhaltungszustandes von Natura-2000-Gebieten werden in einem Bewirtschaftungsplan dargestellt.
Darin sind Fristen fiir die Durchfiihrung der MaRnahmen festgelegt. Der Bewirtschaftungsplan wird allein von

> Umweltbundesamt, Projektionsbericht 2021 fir Deutschland, S. 308.

6 Umweltbundesamt, Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen und dem Kyoto-Protokoll, Nationaler Inventarbericht
zum Deutschen Treibhausgasinventar 1990-2019, Climate Change 43/2021, S. 610.

7 Brandl et.al (2020)

& https://www.wsl.ch/fileadmin/user_upload/WSL/Veranstaltungen/2020_Veranstaltungen/Forum_2020/Forum _fuer_Wissen_2020_2_Heinrichs.pdf, S.
12
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den zustandigen Behorden erstellt.

Der Ausschluss der relevanten Akteure kann zu fehlender Anerkennung der MaRRnahmen fiihren. Die Interessen
der Waldbesitzenden von Natura-2000 Gebieten missen bei der Erstellung der Bewirtschaftungsplane
beriicksichtigt werden, um eine Akzeptanz der MaRnahmen zu schaffen. Angesichts der Risiken fiir den Wald
bedingt durch den Klimawandel und den multiplen Anforderungen der Gesellschaft an den Wald, ist ein hohes
MaR an Flexibilitat bei der Waldbewirtschaftung erforderlich.

Das Auferlegen der Bewirtschaftungspldne konterkariert zudem die Bevorzugung des Vertragsnaturschutz nach
§ 20 HeNatG. Darin ist formuliert, dass auf Grundlage eines Forderbescheids durchgefiihrte MaRnahmen den
Vorrang vor ordnungsrechtlichen MalRnahmen zu geben ist.

Im Rahmen des § 31 HeNatG missen die Interessen der Waldbesitzenden bei der Erstellung der
Bewirtschaftungsplane berlicksichtigt werden.

Zu § 36 Abs. 1 und 2 Besonderer Horstschutz

Die geplante Regelung in § 36 Abs. 2 HeNatG definiert, dass im Umkreis von 100 Metern um Horststandorte von
Schwarzstérchen und Rotmilanen das Abtreiben von Bestockungen und das Verdndern des Charakters des
Gebietes verboten ist. Im Zeitraum vom 1. Februar bis zum 31. August diirfen in einem Umbkreis von 300 Metern
keine forstwirtschaftlichen Arbeiten und ,vergleichbar stérende Handlungen“ geschehen.

Es ist anzunehmen, dass forstwirtschaftliche Eingriffe, wie die Holzernte oder Pflanzungen vergleichbar stérende
Handlungen sind, da diese nicht weiter definiert sind. Der Gesetzgeber rdumt sich hier einen erheblichen
Ermessensspielraum ein, der einen extremen Eingriff auf das private Eigentum der Waldbesitzenden bedeuten
kann. Das Vorhandensein von Schwarzstorch und Rotmilan kann einem Bewirtschaftungsverbot gleichgesetzt
werden, wodurch die Entnahme von Holz untersagt ist.

Insbesondere der Schutz des Rotmilans, als haufig vorkommende Greifvogelart mit rund 1.200 Brutpaaren in
Hessen wiirde ein unverhéltnismaRiges MaR an Nutzungsverzicht tiber alle Waldeigentumsarten bedeuten.’
Der Waldbesitzende hat dort keine Moglichkeit seinen Rohstoff Holz effektiv zu vermarkten und den Wald
klimagerecht umzubauen. Das Bewirtschaftungsverbot hat eine lokale Rohstoffverknappung sowie die
Gefahrdung der regionalen Wertschdpfungskette zur Folge.

Es erscheint aullerdem paradox, MaBnahmen zu verbieten, die erst zur Etablierung einer Art gefiihrt haben.
Waldbesitzende, die durch ihre Bewirtschaftung ein Habitat fir den Schwarzstorch oder Rotmilan geschaffen
haben, werden massiv in ihrem Recht auf wirtschaftlich sinnvolle Nutzung eingeschrankt. Das flhrt zu falschen
Anreizen, die darin bestehen kénnten, den Wald so zu bewirtschaften, dass sich keine geschiitzten Arten
ansiedeln konnen.

Als groRflachiges Refugium fiir besondere Arten wurden bereits 10 % des gesamten Staatswaldes Hessens
(ca. 32.000 ha) aus der Bewirtschaftung genommen. Von einer Ausweitung dieser Flachen, vor allem zu Lasten
der Waldbesitzenden ist abzusehen.

Aus Sicht des DeSH sind jegliche forstwirtschaftliche Eingriffe in § 36 Abs. 1 HeNatG als nicht stérende Handlung
anzuerkennen. GemalR § 14 Abs. 2 BNatG widerspricht die gute fachliche Praxis der Forstwirtschaft nicht den
Zielen des Naturschutzes. § 36 Abs. 2 ist zu streichen. Zum Schutz der genannten Arten muss im Rahmen des
Vertragsnaturschutzes eine Einigung zwischen Naturschutzbehorde und Waldbesitzer erfolgen.

% https://hessen.nabu.de/tiereundpflanzen/voegel/rotmilan/17732.html
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Zu § 58 Abs. 1 Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen

In § 58 Abs. 1 HeNatG wird die Beteiligung an der Forsteinrichtung im Staatswald (Nr. 4) und das Verfahren zur
Bestimmung von Naturwaldflaichen (Nr. 6) neu aufgenommen und die Mitwirkungsrechte anerkannter
Naturschutzvereinigungen.

Als Voraussetzung fiir eine privilegierte Mitwirkung miissen Naturschutzvereinigungen keinerlei formale
Qualifikationen oder Kompetenzen vorweisen. Aus unserer Sicht sollte die Bewirtschaftung des Waldes durch
sachkundige Fachkrafte erfolgen. Die Entscheidungstrager in Forstbehdrden haben ein mehrjahriges Studium an
anerkannten Universitdaten oder Fachhochschulen absolviert. Revierforster*innen besitzen ein fundiertes Wissen
Uber u. a. Waldbau, Bodenkunde, Wildbiologie, Forstpolitik und Botanik, was fiir die Bewirtschaftung des
komplexen Okosystems Wald eine Grundvoraussetzung ist. Mit Blick auf die sich rasant andernden Bedingungen
durch den Klimawandel, muss die Waldbewirtschaftung auf Basis von wissenschaftlichen Analysen erfolgen.

Die Beteiligung der Naturschutzverbande ist kontrar zur Anerkennung der nachhaltigen Forstwirtschaft, wie in §
8 HeNatG beschrieben. Dieses Vorgehen stellt eine einseitige Priorisierung naturschutzfachlicher Prinzipien im
Wald dar. Der Staatswald befindet sich in 6ffentlichem Eigentum und ist damit auch dem Allgemeinwohl
verpflichtet. Bestimmten gesellschaftlichen Vereinigungen exklusive Bestimmungsrechte einzurdumen, die iber
Mitgliederbeitrage und Spenden finanziert werden, halt der DeSH fiir problematisch.

Die potentiellen Auswirkungen auf das Rohholzaufkommen aus dem Staatswald sind erheblich und damit auch
die unmittelbare Betroffenheit der Unternehmen, die darauf angewiesen sind. Eine gleichberechtigte Beteiligung
der entsprechenden Branchenvertreter ist zwingend erforderlich.

Zielfihrend ist eine groRtmogliche Partizipation relevanter Interessengruppen, wie bereits in der RiBeS definiert.10
Naturschutzvereinigungen sind nicht die einzigen Interessenvertreter des Waldes und verfiigen nicht Giber hinreichend
Fachkompetenz, weshalb aus Sicht des DeSH § 58 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 6 HeNatG zu streichen sind.

Zu § 60 Abs. 4 Duldungspflichten

Erganzend zur bisherigen Regelung in § 20 Hessisches Ausfiihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(HAGBNatSchG) kann die zustéandige Naturschutzbehdorde die Durchfiihrung von naturschutzrechtlich gebotenen
Handlungen auf einem Grundstilick anordnen. Die bisherige Gesetzeslage war auf das Betretungsrecht von
Behdrden und die Duldungspflicht der Eigentlimer bei der Kennzeichnung von Wegen beschrankt.

Die Anderung stellt einen erheblichen Eingriff in das Eigentumsrecht der Waldbesitzenden dar. Diese kénnen
nicht mehr frei lber ihr Eigentum verfligen, da auf den Grundstiicken naturschutzrechtliche gebotene
Handlungen angeordnet werden kdnnen. Was unter einer solchen Handlung zu verstehen ist und was die
Voraussetzungen dafiir sind, bleibt unklar.

Somit wird die Naturschutzbehorde ermachtigt, aus naturschutzfachlicher Sicht sinnvolle Handlungen
anzuordnen, die mit dem Nutzungsinteresse der Waldbesitzenden unvereinbar sind. Ein hohes Mal’ an Flexibilitat
bei der Waldbewirtschaftung ist jedoch zwingend erforderlich, um aktiven Waldumbau zu betreiben und die
lokale Rohstoffversorgung sicherzustellen.

Dieses Vorgehen stellt eine einseitige Priorisierung des Artenschutzes, ohne Riicksicht auf regionale und
nachhaltige Wertschopfungsketten, dar. Das hat negative Auswirkungen auf den Klimaschutz und auf die

10 Richtlinie fur die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-content/uploads/2019/05/RiBeS_2018_barrierefrei.pdf

6
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Okonomie im landlichen Raum, insbesondere fiir kleine und mittelstdndische Unternehmen. Die nachhaltige und
multifunktionale Waldbewirtschaftung wird erheblich gefahrdet. Daher ist in § 60 Abs. 4 HeNatG zu streichen.

Kontakt

Landesbeirat Holz Hessen e. V.
Lars Schmidt
Wandersmannstralle 68
65205 Wiesbaden

Tel.: 0611-7239810
info@holz-in-hessen.de

Uber den Landesbeirat Holz Hessen e. V.

Der Landesbeirat Holz Hessen e. V. ist ein Zusammenschluss der wichtigsten Vertreter und Organisationen der Forstwirtschaft,
der holzbe- und -verarbeitenden Wirtschaft und des Holzhandels in Hessen. Der Landesbeirat Holz Hessen ist zentraler
Ansprechpartner fiir politische und technische Fragestellungen im Bereich der Holzverwendung und die Plattform fir den
Austausch von Information und zur Meinungsbildung innerhalb der Branche. Er positioniert die Wertschopfungskette Forst und
Holz in Politik und Offentlichkeit und filhrt bestehende und entstehende Clusterinitiativen im Bereich der stofflichen und

energetischen Verwendung von Holz in Hessen zusammen.

Kontakt

Holzbau Cluster Hessen e. V.
Alexander Hohbein
Werner-Heisenberg-Str. 4

34123 Kassel

Tel.: 0561 / 99859780
hohbein@pro-holzbau-hessen.de

Uber den Holzbau Cluster Hessen e. V.

Das Holzbau Cluster Hessen positioniert sich dabei im Netzwerk Holz als Koordinator sowohl fir die produzierenden Betriebe des
Rohstoffs Holz wie Wald- und Forstwirtschaft, Sageindustrie, Werkstoff-, Hobel- und Holzleimbauindustrie als auch fir das
verarbeitende Gewerbe wie Zimmerer, Holzbau- und Ausbaubetriebe. Dariiber hinaus ist das Cluster eng vernetzt mit dem
Holzhandel und den Zulieferern sowie Forschungseinrichtungen, Dienstleistern und weiteren Institutionen entlang der
Wertschopfungskette. Wichtige Aufgabe der Clusterinitiative ist die Steigerung der Produktivitdt und Innovationsfahigkeit der
Betriebe sowie regionale und tberregionale Imageforderung. Die Verbesserung des Wissenstransfers und Wissensmanagements
zwischen Unternehmen, Schulen, Fach- und Hochschulen sowie die Vernetzung zwischen den Unternehmen selbst und deren

Zulieferern.
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Reuss Energieholz GmbH — Ibaer Weg 20 — 36179 Bebra

Stellungnahme

Zum Gesetzesentwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes
(HeNatG)

vom 25. Januar 2023

Stand: 01. Marz 2023



Grundsatzliches

Die Firma Reuss Energieholz GmbH mit Sitz in 36179 Bebra-Solz bedankt sich fiir die Méglichkeit
einer Stellungnahme zum Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes (HeNatG).

Der Wald und seine nachhaltige Bewirtschaftung stellen einen Eckpfeiler im Kampf gegen den
Klimawandel sowie im Hinblick auf den Transformationsprozess von Gesellschaft und Wirtschaft
im Rahmen des Green Deal dar. Ohne einen wissenschaftlich fundierten Waldumbau und seine
Bewirtschaftung werden, insbesondere unter dem Einfluss der bereits gegenwartig massiv
spurbaren Klimawandelfolgen, weder der Umbau noch die Zielerreichung innerhalb der
Transformation erreichbar sein.

Im Hinblick auf die dynamischen Entwicklungen des Klimas steht der Wald vor groBen
Herausforderungen, bietet aber gleichzeitig das Potential, die Folgen des Klimawandels zu mildern.

Wir sind eines von den Unternehmen aus der regionalen Holz- und Forstwirtschaft, welche mit tber
25.000 Beschaftigten zudem ein wichtiger Treiber der regionalen Wirtschaft auf Basis
nachwachsender Ressourcen ist und attraktive und nachhaltige Arbeitsplatze, vor allem im landlichen

Raum, bietet.

Der Wald selbst ist eine Kohlenstoffsenke, die liber die stoffliche und energetische Nutzung von
Holz (Speicher, Substitution) einen erheblichen Beitrag leistet und auch kiinftig leisten muss.
Bereits im Vorfeld der stofflichen Nutzung werden durch wichtige PflegemaBnahmen des Waldes
energetische Biomassen als Substitut gewonnen.

Den Klimaschutz-Gedanken verfolgt unter anderem die Holzbauoffensive Hessen. Bis 2045 soll das
Land klimaneutral sein, einen wesentlichen Beitrag kann der verstarkte Einsatz von langlebigen
Holzprodukten im Bauwesen leisten.! Bei einem Bedarf von 37.000 Wohnungen in Hessen pro Jahr
ergibt sich ein Einsparpotential von 605.000 t CO2.?

Um den Wald jedoch an den Klimawandel anzupassen und ihn resilienter zu gestalten bedarf es
der forstlichen Intervention, da natiirliche Anpassungsprozesse in Anbetracht der sehr kurzen
Zeitraume (Ziele 2030 bis 2050), viel zu langsam waren.

Mit dem Entwurf des HeNatG werden Naturschutzverbanden formale Rechte eingeraumt, die
ebendiesen eine praktische Einflussnahme der Waldbewirtschaftung des hessischen Staatswaldes
ermoglichen. Diese Regularien lassen massive Auswirkungen auf die nachhaltige
Rohstoffbereitstellung und den wirksamen Klimaschutz erwarten. Gleichsam gefdhrden sie die

! Hessisches Klimagesetz (HKlimaG) vom 26. Januar 2023
2 https://www.akh.de/fileadmin/Positionen/Eckpunktepapiere/Holzbau_Cluster_Offensive_Holzbau.pdf?_=1585731266
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Grundlage der multifunktionalen Forstwirtschaft im Staatswald, welche die gleichberechtigte
Inwertsetzung aller Waldfunktionen und ihren wirksamen Ausgleich auf gleicher Flache zum Ziel
hat. Hierflr bedarf es verlasslicher Bedingungen um den Umbau sowie die Wiederbewaldung der
Kalamitatsflachen so zeitnah wie mdglich zu gewahrleisten.

Der Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes enthadlt aus Sicht der Reuss Energieholz GmbH
kritische Punkte, welche nachfolgend kommentiert werden.
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Im Einzelnen

Zu § 7 Abs. 3 Allgemeine Verpflichtung zum Schutz der Natur

Der heimische Artenschutz und die Forderung der Biodiversitat sind die zentralen Ziele des
Gesetzesentwurfes. In beispielsweise § 7 HeNatG wird formuliert, dass landeseigene Flachen als
Vorbildfunktion und in besonderem MaBe der Erhaltung und Entwicklung der biologischen Vielfalt
dienen.

Im Hessischen Klimaschutzgesetz (HKlimaG) § 1 Abs. 2 ist definiert, dass bei MaBnahmen zum
Schutz der biologischen Vielfalt, die Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit der hessischen
Wirtschaft erhalten bleiben. Der Gesetzesentwurf des HeNatG widerspricht an vielen Stellen dieser
Regelung, da die Biodiversitat einseitig priorisiert wird. Das flihrt in Hessen zu erheblichen
Einschréankungen bei der Waldbewirtschaftung und stellt dariiber hinaus die Wertschépfung und
Wettbewerbsfahigkeit des Clusters Forst und Holz in Frage. In den nachfolgend kommentierten §§
29, 31, 36, 58 und 60 HeNatG, sowie vielen Weiteren, werden formale Grundlagen geschaffen, die
die institutionelle Einschrankung der Waldbewirtschaftung sowie die Gefahrdung der
anschlieBenden Wertschdpfungsketten zur Folge haben.

Die Definition der Biodiversitat als Hauptziel der Bewirtschaftung widerspricht dabei allem, was mit
der Anerkennung der Sustainable Development Goals (UN) und der Agenda 2030, in Deutschland
als Rahmensetzung gilt. Es birgt die Gefahr, die Potentiale der CO,-Speicher- und
Vermeidungswirkung durch integrative multifunktionale Waldbewirtschaftung und dauerhafte
Holznutzung nicht auszuschépfen.® Um diesem Zielkonflikt entgegenzuwirken, regelt § 7 Abs. 10
HKlimaG, dass im Staatswald das Potential zur Bindung von Kohlenstoff unter Beachtung der
Funktion fir die biologische Vielfalt zu steigern ist.

Das HeNatG widerspricht neben dem HKlimaG auch dem RiBeS.* Die hier in einem breiten
Beteiligungsprozess im Konsens erarbeiteten Regelungen definieren, dass nur im Konfliktfall die
Schutzziele wie Biodiversitat und Klimaschutz Vorrang vor Nutzung- und Erholungszielen erhalten.

Es bedarf deshalb einer dringenden Anpassung, die fundiert Riicksicht auf die Klimaschutz- und
Wirtschaftsleistungen des Waldes nimmt. Waldvegetationen, die gleichrangig die Nutz-, Schutz-
und Erholungsfunktion vereinen, sind zu férdern und als Vorbild fiir andere Waldbesitzformen
anzuerkennen. Die Biodiversitat ist in der nachhaltigen Forstwirtschaft weiterhin als wichtiger Teil
der Schutzfunktion anzuerkennen, darf jedoch nicht als (ibergeordnetes Ziel definiert werden.

3 Die Rolle der Holzernte aus nachhaltig bewirtschafteten Waldern im Kohlenstoffkreislauf, Schulze et. al, 2022

4 Richtlinie fir die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-
content/uploads/2019/05/RiBeS_2018_barrierefrei.pdf
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Zu § 8 Land- und Forstwirtschaft

Die Anerkennung der besonderen Bedeutung nachhaltiger Land- und Forstwirtschaft fir die
Erhaltung der Kulturlandschaft und die Funktion fiir Arten-, Natur- und Klimaschutz ist aus Sicht
der Reuss Energieholz GmbH zu begriiBen. Die Waldbewirtschaftung einschlieBlich der
Bereitstellung des Rohstoffes Holz bildet eine Basis der regionalen Wertschdpfungskette,
insbesondere im strukturschwachen landlichen Raum, und ist ein identitatsstiftendes Element der
Gesellschaft.

Zu § 29 Gebiete fiir die Natiirliche Waldentwicklung (Naturwald)

Hier werden Regelungen fir die natirliche Waldentwicklung formuliert. Das zustandige Ministerium
kann Flachen des Staatswaldes bestimmen, in denen die forstliche Nutzung eingestellt wird.

In Naturwaldern erfolgt keine Bewirtschaftung in Form von Ernte-, Pflanz- und PflegemaBnahmen.
Das bedeutet, dass Kalamitaten nicht eingedammt werden und sich z. B. Insektenkalamitaten
ungehindert ausbreiten kénnen. Davon werden auch angrenzende Waldflachen anderer
Eigentumsarten beeintrachtigt. Fir diese Waldeigentimer ist mit erheblichen Schaden und Kosten
zu rechnen.

Die Ausweitung von Naturwaldflachen ist aus Sicht der Reuss Energieholz GmbH nicht vereinbar
mit dem Ziel, die Walder klimagerecht anzupassen (Zeitfaktor s. 0.). Dartber hinaus ist das volle
Klimaschutzpotential von Wald und Holz kann nur durch eine nachhaltige multifunktionale
Waldbewirtschaftung in Verbindung mit der breiten Verwendung der vielseitigen Holzprodukte
(energetisch, stofflich) ausgeschdpft werden. Generationengerechtigkeit ist nur gewahrleistet,
wenn die 6konomischen, ©kologischen und sozialen Leistungen des Waldes auch zukinftig
bereitstehen.

Bei der Bewertung der Klimaschutzleistung des Waldes ist es entscheidend, ob die Senkenfunktion
(Zuwachs) oder Speicherfunktion (Vorrat) betrachtet wird. Aufgrund der Kalamitdten der
vergangenen Jahre und der Entwicklung der Altersstruktur der Walder hin zu dlteren Bestanden
mit hohen Vorrdten und geringerem Zuwachs nimmt deren Senkenfunktion laut dem
Projektionsberichts des Umweltbundesamtes (UBA) in den kommenden Jahren weiter ab. Der
LULUCF-Sektor entwickelt sich im Zeitraum zwischen 2018 und 2025 von einer Senke in eine Quelle
fur Treibhausgase. In den Jahren 2018 bis Mitte 2020 hatten wir in Deutschland zudem ein
geschétztes Schadholzaufkommen von ca. 178 Mio. m3.>6

Mit steigendem Alter der Baume nimmt zudem deren Anfalligkeit flr abiotische (Stiirme, Dirre,
etc.) und biotische (Insekten, Pilze, etc.) Stérungen zu und flihrt zu einer steigenden Instabilitat

5 Umweltbundesamt, Projektionsbericht 2021 fur Deutschland, S. 308.
6 Umweltbundesamt, Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen und dem Kyoto-Protokoll, Nationaler Inventarbericht
zum Deutschen Treibhausgasinventar 1990-2019, Climate Change 43/2021, S. 610.
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der Senkenfunktion. Diese Entwicklungen sind bei der Formulierung von Gesetzen, die direkt den
Wald betreffen, zwingend zu beriicksichtigen. Um die Potenziale von Wald und Holz fiir den
Klimaschutz zu steigern, ware eine Erhoéhung der Senkenleistung durch aktive
Waldbewirtschaftung und Verlangerung der Kohlenstoffbindung im Holzproduktespeicher sowie
zusatzlicher Kohlenstoffbindung durch neue, junge Baume beim Waldumbau und der
Wiederbewaldung ein zentrales Ziel. Die hier formulierte Mdglichkeit, dass durch das zustdndige
Ministerium weitere Flachen aus der forstlichen Nutzung genommen werden kénnen widerspricht
daher Zielen des Klimaschutzes und dem aktiven Waldumbau hin zu einem klimaangepassten,
resilienterem Wald. Darlber hinaus verhindern weitere Flachenstillegungen und/oder
Nutzungseinschrankungen die Erreichbarkeit der im Green Deal vereinbarten Ziele beziiglich des
Transformationsprozesses. Letzteres gilt insbesondere im Hinblick auf die insgesamt knappe
Ressourcenverfiigbarkeit in Deutschland.

Klimaschutz ist angewandter Naturschutz, da heimische Arten und Lebensgemeinschaften erhalten
bleiben kénnen (bspw. durch Abmilderung der Verschiebung von Klimazonen). Umgekehrt sind
falsch verstandene NaturschutzmaBnahmen weder klimaschutzwirksam noch walderhaltend noch
sichern sie langfristig den Erhalt heimischer Artengesellschaften.

Ob die Ausweisung von weiteren Anteilen ungenutzter Wirtschaftswalder einen Beitrag zur
Biodiversitat leisten, ist auBerdem unklar.” In einem Monitoringprozess muss gepriift werden, ob
die bisher ergriffenen MaBnahmen wie Prozessschutz zum Erhalt einer héheren Artenvielfalt
erfolgreich waren. Daraufhin lassen sich Aussagen Uber Kosten und Nutzen von
Biodiversitatsstrategien im Wald treffen.

Die Reuss Energieholz GmbH spricht sich gegen die Befugnisse des Ministeriums aus, Flachen des
Staatswaldes aus der forstlichen Nutzung zu nehmen. Das birgt das erhebliche Risiko, dass der
notwendige Waldumbau nicht oder nur unzureichend erfolgen kann. Darliber hinaus wirden
regionale Wertschépfungsketten maBgeblich eingeschrankt, und deren Klimaschutzpotentiale nicht
ausgeschopft. Bei dieser Entscheidung gilt es alle interessierten und betroffenen Akteure zu
beteiligen, dazu gehéren neben dem Waldbesitz die Bewirtschafter und die Holzindustrie.

Zu 8§ 31 Abs. 1 und 6; Schutz des europdischen Naturerbes (Netz Natura 2000),
Bewirtschaftungsplan und Uberwachung

Zur Umsetzung naturschutzfachlicher Zielsetzungen, werden erhaltungswirdige Flachen
ausgewiesen und gemaB den Richtlinien von FFH-Gebieten geschitzt. MaBnahmen zur Erhaltung
und Wiederherstellung eines glinstigen Erhaltungszustandes von Natura-2000-Gebieten werden in
einem Bewirtschaftungsplan dargestellt. Darin sind Fristen fiir die Durchflihrung der MaBnahmen
festgelegt. Der Bewirtschaftungsplan wird allein von der oberen Naturschutzbehérde erstellt.

7 https://www.wsl.ch/fileadmin/user_upload/WSL/Veranstaltungen/2020_Veranstaltungen/Forum_2020/Forum _fuer_Wissen_2020_2_Heinrichs.pdf,
S. 12
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Der Ausschluss der relevanten Akteure, fiihrt zur Nichtanerkennung der MaBnahmen. Die
Interessen der Waldbesitzenden und der Bewirtschafter von Natura-2000 Gebieten miissen bei der
Erstellung der Bewirtschaftungsplane berticksichtigt werden, um eine Akzeptanz der MaBnahmen
zu schaffen. Angesichts der aktuellen und kiinftig steigenden Risiken flir den Wald bedingt durch
den Klimawandel sowie den multiplen Anforderungen der Gesellschaft an den Wald, ist ein hohes
MaB an Flexibilitat bei der Waldbewirtschaftung erforderlich.

Dariliber hinaus konterkariert das Auferlegen der Bewirtschaftungsplane die Bevorzugung von
Vertragsnaturschutz nach § 20 HeNatG. Darin ist formuliert, dass auf Grundlage eines
Forderbescheids durchgeflihrte MaBnahmen den Vorrang vor ordnungsrechtlichen MaBnahmen zu
geben ist.

Der Vertragsnaturschutz kann nur mit Einverstandnis der Waldbesitzenden erfolgen. Die
Durchfiihrung naturschutzfachlicher Eingriffe muss durch finanzielle Férderungen im Rahmen des
Vertragsnaturschutzes geschehen. Bei den MaBnahmen der Bewirtschaftungsplane handelt es sich
jedoch um Eingriffe, die ohnehin durchgefiihrt werden missen.

Im Rahmen des § 31 HeNatG missen die Interessen der Waldbesitzenden bei der Erstellung der
Bewirtschaftungspldane beriicksichtigt werden. AuBerdem muss der Vertragsnaturschutz immer
Vorrang vor ordnungsrechtlichen Einschrankungen haben.

Zu §36 Abs. 1 und 2 Besonderer Horstschutz

Vom 1. Dezember bis zum 30. September ist es verboten, in einem Umkreis von 300 Metern um
Horstbaume von Schwarzstérchen und Rotmilanen stérende Handlungen vorzunehmen. Die
Horstbaume dirfen nicht in ihren Funktionen als Fortpflanzung-, Brut-, Aufzucht- und Ruhestatte
beeintrachtigt werden. Neben einer Aufzahlung an zu unterlassenen Handlungen, sind
Lvergleichbar stérende Handlungen®™ aufgelistet.

§ 36 Abs. 2 HeNatG definiert, dass im Umkreis von 100 Metern um Horststandorte von
Schwarzstérchen das Abtreiben von Bestockungen und das Verandern des Charakters des Gebietes
verboten ist. Im Zeitraum vom 1. Februar bis zum 31. August dirfen in einem Umkreis von 300
Metern keine forstwirtschaftlichen Arbeiten geschehen.

Es ist anzunehmen, dass forstwirtschaftliche Eingriffe wie die Holzernte oder Pflanzungen
vergleichbar stérende Handlungen sind, da diese nicht weiter definiert sind. Der Gesetzgeber raumt
sich hier einen erheblichen Ermessensspielraum ein, der einen extremen Eingriff auf das private
Eigentum der Waldbesitzenden bedeuten kann. Das Vorhandensein von Schwarzstorch und
Rotmilan kommt einer Flachenstilllegung gleich, wodurch die Entnahme von Holz untersagt ist.
Insbesondere der Schutz des Rotmilans, als haufig vorkommende Greifvogelart mit rund 1.200
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Brutpaaren in Hessen wiirde ein unverhdltnismaBiges MaB an Nutzungsverzicht (ber alle
Waldeigentumsarten bedeuten. Der Waldbesitzende hat dort keine Mdglichkeit seinen Rohstoff
Holz effektiv zu vermarkten und den Wald klimagerecht umzubauen. Das Bewirtschaftungsverbot
hat eine lokale Rohstoffverknappung sowie die Gefahrdung der regionalen Wertschépfungskette
zur Folge.

Es erscheint auBerdem Paradox, MaBnahmen zu verbieten, die zum Etablieren einer Art gefiihrt
haben. Waldbesitzende die durch Ihre Bewirtschaftung ein Habitat flir den Schwarzstorch oder
Rotmilan geschaffen haben, werden massiv in ihrem Recht auf wirtschaftlich sinnvolle Nutzung
eingeschrankt. Das flhrt zu Anreizen, den Wald so zu bewirtschaften, dass sich keine geschiitzten
Arten ansiedeln kénnen.

Als groBflachiges Refugium fiir besondere Arten wurden bereits 10 % des gesamten Staatswaldes
Hessens (ca. 32.000 ha) stillgelegt. Von einer Ausweitung dieser Flachen, vor allem zu Lasten der
Waldbesitzenden ist abzusehen.

Aus Sicht der Reuss Energieholz GmbH sind jegliche forstwirtschaftliche Eingriffe in § 36 Abs. 1
HeNatG als nicht stérende Handlung anzuerkennen. GemaB § 14 Abs. 2 BNatG widerspricht die
gute fachliche Praxis der Forstwirtschaft nicht, den Zielen des Naturschutzes. § 36 Abs. 2 ist zu
streichen. Zum Schutz der genannten Arten muss im Rahmen des Vertragsnaturschutzes eine
Einigung zwischen Naturschutzbehdrde und Waldbesitzer erfolgen.

Zu § 58 Abs. 1 Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen

Die Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen an behdrdlichen Entscheidungsprozessen
wird hier geregelt. In § 58 Abs. 1 HeNatG wird die Beteiligung an der Forsteinrichtung im
Staatswald (Nr. 4) und das Verfahren zur Bestimmung von Naturwaldflachen (Nr. 6) neu
aufgenommen.

Besonders kritisch ist, dass Naturschutzvereinigungen keinerlei formale Qualifikation oder
Kompetenz vorweisen missen. Die Bewirtschaftung des Waldes kann nur durch sachkundige
Fachkrafte erfolgen. Die Entscheidungstrager in Forstbehdrden haben ein mehrjahriges Studium
an einer anerkannten Universitdt oder Fachhochschule absolviert. Revierforsterbesitzen ein
fundiertes Wissen Uber u.a. Waldbau, Bodenkunde, Wildbiologie und Botanik, was fur die
Bewirtschaftung des komplexen Okosystems Wald eine Grundvoraussetzung ist. Dies gilt
insbesondere im Hinblick auf die sich rasant andernden Bedingungen im Rahmen des
Klimawandels.

Die Beteiligung der Naturschutzverbande ist kontrar zur Anerkennung der nachhaltigen und
traditionellen Forstwirtschaft, wie in § 8 HeNatG beschrieben. Dieses Vorgehen stellt eine einseitige

8 https://hessen.nabu.de/tiereundpflanzen/voegel/rotmilan/17732.html
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Priorisierung naturschutzfachlicher Prinzipien im Wald dar. Der Staatswald befindet sich in
offentlichem Eigentum und ist damit auch dem Allgemeinwohl verpflichtet. Bestimmten
gesellschaftlichen Vereinigungen exklusive Bestimmungsrechte einzurdumen, die Uber
Mitgliederbeitrage und Spenden finanziert werden, halt die Reuss Energieholz GmbH deshalb fiir
problematisch.

Die potenziellen Auswirkungen auf dem Waldumbau und das Rohholzaufkommen aus dem
Landeswald sind erheblich und damit auch die unmittelbare Betroffenheit der Unternehmen, die
darauf angewiesen sind. Eine Beteiligung der entsprechenden Branchenvertreter ist zwingend
erforderlich.

Zielfihrend ist eine groBtmaogliche Partizipation relevanter Interessengruppen, wie bereits in der
Richtlinie  zur  Bewirtschaftung des Hessischen Staatswaldes (RiBeS) definiert.’
Naturschutzvereinigungen sind nicht die einzigen Interessenvertreter des Waldes und verfligen
nicht Uber hinreichend Fachkompetenz, weshalb aus Sicht der Reuss Energieholz GmbH § 58 Abs.
1 Nr. 4 und Nr. 6 HeNatG zu streichen sind.

Zu § 60 (4) Duldungspflichten

Erganzend zur bisherigen Regelung in § 20 HAGBNatSchG kann die zustéandige Naturschutzbehorde
die Durchfihrung von naturschutzrechtlich gebotenen Handlungen auf einem Grundstlick
anordnen. Die bisherige Gesetzeslage war auf das Betretungsrecht von Behérden und die
Duldungspflicht der Eigentimer bei der Kennzeichnung von Wegen beschrankt.

Die Anderung stellt einen erheblichen Eingriff in das Eigentumsrecht des Waldbesitzenden dar.
Dieser kann nicht mehr frei Uber sein Eigentum verfligen, da auf seinem Grundstiick
naturschutzrechtlich gebotene Handlungen angeordnet werden kénnen. Was unter einer solchen
Handlung zu verstehen ist und was die Voraussetzungen daftir sind, bleibt unklar.

Somit wird die Naturschutzbehdérde ermachtigt, aus naturschutzfachlicher Sicht sinnvolle
Handlungen anzuordnen, die mit dem Nutzungsinteresse der Waldbesitzenden unvereinbar sind.
Ein hohes MaB an Flexibilitat bei der Waldbewirtschaftung ist jedoch zwingend erforderlich, um
aktiven Waldumbau zu betreiben und die lokale Rohstoffversorgung sicherzustellen.

Dieses Vorgehen stellt eine einseitige Priorisierung des Artenschutzes, ohne Riicksicht auf regionale
und nachhaltige Wertschépfungsketten, dar. Das hat negative Auswirkungen auf den Klimaschutz
und auf die Okonomie im landlichen Raum, insbesondere fiir kleine und mittelstandische

° Richtlinie fir die Bewirtschaftung des Staatswaldes, 2018; https://www.hessen-forst.net/wp-
content/uploads/2019/05/RiBeS_2018_barrierefrei.pdf
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" REUSS

ENERGIEHOLZ

Unternehmen. Die nachhaltige und multifunktionale Waldbewirtschaftung wird erheblich
gefahrdet. Daher ist in § 60 Abs. 4 HeNatG zu streichen.

Kontakt
Georg Reuss

Reuss Energieholz GmbH und Reuss Forst- und Biomasse GmbH

Ibaer Weg 20

36179 Bebra-Solz

Tel.: +49 6627 9150886
Mobil: +49 151 46622440

v.glapa@reuss-energieholz.de

Uber die Reuss-Energieholz GmbH

Das Unternehmen wurde am 18. Januar 2010 in Aschaffenburg unter dem damaligen Namen ,Reuss Holz + Energieservice GmbH" von
Georg Reuss gegriindet. Durch die Biindelung der Krafte an einen Standort konnte der Service fiir unsere Geschaftspartner deutlich
optimiert und die geografisch zundchst stark auf Hessen fokussierte Arbeit im Laufe der Jahre auf die angrenzenden Bundeslander Bayern,
Baden-Wiirttemberg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Thiringen deutlich ausgeweitet werden. Dank unseres starken Netzwerkes
sind wir mittlerweile bundesweit tatig. Im Zuge eines aktiven Umweltschutzes haben wir in 2019 ,homeoffice"Arbeitsplatze fiir unsere
Mitarbeiter:Innen eingerichtet, das Unternehmen in die heutige Reuss Energieholz GmbH umfirmiert und gleichzeitig den Firmensitz nach

Hessen verlegt. Im Zuge der Unternehmenserweiterung wurde im Januar 2020 die damalige RHA mit Sitz in Dachau von uns in unser

Unternehmen integriert, in die heutige Reuss Forst- und Biomasse GmbH umfirmiert und der Firmensitz ebenfalls nach Hessen verlagert.
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Familienbetriebe Land und Forst Hessen e.V.
TaunusstraBe 151, 61381 Friedrichsdorf
Telefon: 06172/2850384

Telefax: 06172/76 46772

E-Mail: info@fablf-hessen.de

Internet:  www.fablf-hessen.de

Kurhessische Landbank eG
IBAN: DE33 5206 0208 0000 0000 94
BIC: GENODEF1KS2

Familienbetriebe Land und Forst Hessen e.V., TaunusstralRe 151, 61381 Friedrichsdorf Vorsitzender: Philipp Victor Russell

An Geschaftsflihrerin: Sonja Braun

die Vorsitzende des Ausschusses fir Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Hessischen
Landtages, Frau Petra Miller-Klepper, MdL

- per E-Mail -

Friedrichsdorf, den 01. Marz 2023

Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches
Naturschutzgesetz — HeNatG)

Sehr geehrte Frau Miiller-Klepper, MdL,

sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fir die die Moglichkeit, zu dem oben genannten Gesetzentwurf Stellung zu

nehmen.

Wir, die Familienbetriebe Land und Forst Hessen e.V, freuen uns ausdriicklich, dass im
vorliegenden Gesetzentwurf die wichtige Rolle von Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft als
Partnerin des Naturschutzes in der Begriindung lhres Gesetzentwurfes anerkennt.
Insbesondere der Vorrang freiwilliger MaBnahmen in § 20 unterstreicht diesen Ansatz.
Weiterhin begriRen wir die Herausstellung in § 7, dass Naturschutz eine

gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist.

Wir kimmern uns
1/22 ums Land.
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Grundsatzlich positiv ist auch die Hervorhebung der Bedeutung der nachhaltigen Land- und

Forstwirtschaft in § 8.

Dariiber hinaus sind uns allerdings auch einige kritische Punkte aufgefallen. Im Folgenden teilt

sich in der Regel unsere Kommentierung in der Weise auf, dass wir zundchst die geplante
Anderung darstellen (1), dann auf mogliche Auswirkungen fiir Eigentiimer im Verhiltnis zur
vorhergehenden Gesetzeslage eingehen (2) und abschlieRend einen Anderungsvorschlag

unterbreiten (3).

I. § 12 Abs. 2 HeNatG

1. Anderung

§ 12 Abs. 2 wird in der Weise ausgestaltet, dass Gber die allgemeine Eingriffsregelung in § 14
Abs. 2 BNatSchG hinaus bestimmte Handlungen definiert werden, welche insbesondere nicht

als Eingriffe in die Natur gelten sollen (ermessenslenkende Funktion).

2. Auswirkung

Grundsétzlich positiv, allerdings nicht ausreichend.

3. Vorschlag

Die Erweiterung des Kataloges ware wiinschenswert.

Begrindung: In § 14 Abs. 1 BNatSchG werden Eingriffe in Natur und Landschaft als
y,Verdanderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflachen oder Veranderungen des mit der
belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistung- und

Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeintrachtigten
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konnen” beschrieben. Diese allgemein gehaltene Definition wurde bisher in § 14 Abs. 2 und 3

BNatSchG nur durch zwei negative Eingriffsregelungen konkretisiert.

Die Ausweitung des Kataloges in § 12 Abs. 2 HeNatG schafft groRere Rechtsklarheit fir land-
und forstwirtschaftliche Betriebe in Hessen. Allerdings sollte der Katalog eine Ergdnzung um
den folgenden Punkt erfahren:

,7. MalRknahmen, die fir die Abwehr von Gefahren, die von land- und

forstwirtschaftlich genutzten Grundstiicken ausgehen, erforderlich sind.”

Hierzu zadhlen beispielsweise MaRnahmen im Rahmen des Brandschutzes, die zu Gunsten der
Grundstulckseigentiimer regelmaRig nicht als naturschutzrechtlicher Eingriff zu werten sind,
sondern anderen Interessen, ebenfalls rechtlich geschiitzten Interessen, dienen. Die
Klassifizierung dieser MaBnahmen als Nichteingriff hat zur Folge, dass die lange Tradition und
Bedeutung der Land- und Forstwirtschaft fiir den Schutz und die Erhaltung von Natur und
Landschaft betont wird und gleichzeitig notwendige und wirtschaftlich sinnvolle Investitionen

in entsprechende Grundstiicke getatigt werden kdnnen.

Alternativ

Sollte dies nicht moglich sein, ist alternativ § 12 Abs. 2 Nr. 2 wie folgt zu andern: ,,regelmaRig
wiederkehrende  UnterhaltungsmaBnahmen, insbesondere zur Sicherstellung der
Verkehrssicherheit oder entlang von Verkehrswegen und Land- und forstwirtschaftlichen
Wegen, sowie entlang von Leitungen zur Ver- und Entsorgung einschlielRlich
Ausbaumalinahmen, wenn diese ausschlieflich in baulich vorgepragten Bereichen

stattfinden, ohne NeubaumaBnahmen {(...)“

Der Hintergrund der Anderung besteht darin, dass die Aufbringung einer neuen
(héherwertigen/langlebigeren) StraRendecke als wesentliche Anderung gemaR § 12 Abs. 1 Nr.

2 HeNatG angesehen werden dirfte, da diese MaBnahme zu einem erhohten
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Verkehrsaufkommen fiihren kann, obwohl naturschutzrechtlich keine zusatzlichen, dem

Naturhaushalt dienenden, Flachen durch die BaumalRnahme in Anspruch genommen werden.

Insoweit kann der Befestigung von Wegen, welche neben dem erleichterten Einsatz von
Brandschutz- und Rettungsfahrzeugen auch dem Naturschutz aufgrund Gerauschminimierung
und besserer Erreichbarkeit fiir Forster und Jager zur Umsetzung der in § 12 Abs. 2 Nr. 6
HeNatG geregelten Mallnahmen dienen kann, gleichwohl den naturschutzrechtlichen

Eingriffsregelungen unterworfen sein.

Um diesem Umstand abzuhelfen wird vorgeschlagen, sich die Regelung des § 1a Abs. 3S. 5
BauGB zu eigen zu machen, wonach ein naturschutzrechtlicher Ausgleich nicht zu besorgen
ist, wenn der Eingriff bereits zu einem friiheren Zeitpunkt erfolgt war. Dieses Konzept ist auch
in der Rechtsprechung - insbesondere bei Konversionsflaichen- anerkannt, wonach eine
bauliche Vorpragung vorliegt und deswegen eine bauliche Anderung auf diesen Flichen keine

naturschutzrechtliche Relevanz mehr besitzt.

Dieser Gedanke ist unmittelbar nachvollziehbar. Denn der naturschutzrechtliche Eingriff
orientiert sich an einer Beeintrachtigung des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes.
Dort aber wo bereits eine Flache der Natur dauerhaft entzogen ist, kann eine solche
Beeintrachtigung nicht mehr ausgelost werden, wenn die entzogene Flache héherwertig
bebaut wird. Ausgehend davon sollen bauliche Ausbaumanahmen nur vom
naturschutzrechtlichen Eingriffsbegriff umfasst sein, wenn hierbei dem Naturhaushalt zur

Verfligung stehende Flachen durch die MalBnahme in Anspruch genommen werden.
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Il. § 12 Abs. 2 Nr.2
Hier liegt ein Fehler in den Bezligen vor. Anstatt ,einschlieBlich der Pflege der unter Abs. 1 Nr.
7 genannten Landschaftsstruktur” muss es ,einschlieBlich der Pflege der unter Abs. 1 Nr. 6

genannten Landschaftsstruktur” lauten.

lll. § 19 Abs. 3 u. 4 HeNatG

1. Anderung

Nach der Vorschrift kann die obere Naturschutzbehdrde Rechte in Natura 2000 Gebieten
durch Rechtsverordnung oder Allgemeinverfiigung beschranken. Die Nutzungsberechtigten

sind zuvor zu informieren.

2. Auswirkung

Die Regelung entspricht dem Grunde nach dem § 15 Abs. 2 HAGBNatSchG. Hier war allerdings
keinerlei Informationsverpflichtung der Behorde geregelt. Insoweit stellt die vorgesehene
Regelung einen Fortschritt dar, geht aber nicht weit genug, da Eigentiimer von Natura 2000

Gebieten nicht bericksichtigt worden sind.

3. Vorschlag

§ 19 Abs. 3 u. 4 HeNatG sind auf die im Gesetz sonst umgesetzte konkrete Benennung von
Eigentimer und Nutzungsberechtigtem anzupassen: Der Absatz 3 ist um den ,Eigentimer” zu
erganzen. Im Absatz 4 sind nicht Eigentliimer ,oder” Nutzungsberechtigte zu bericksichtigen,

sondern Eigentimer ,,und” Nutzungsberechtigte.

Begriindung: Weder das BNatSchG noch das neue HeNatG definieren den Begriff des
Nutzungsberechtigten allgemein. Nutzungsberechtigte sind zwar neben Pachtern,
Erbbauberechtigten, NieRbrauchern etc. grundsatzlich auch Eigentiimer gem. § 903 BGB. Wie

sich aber etwa anhand von § 4 BWaldG ergibt, wird der Begriff des Eigentlimers und des
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(sonstigen) Nutzungsberechtigten nicht synonym verwendet, sondern sie stellen im
Sprachgebrauch unterschiedliche Gruppen von Rechtinhabern an Grundstiicken dar. In § 60
Abs. 3 HeNatG nimmt der Gesetzesentwurf selbst eine Unterscheidung zwischen Eigentliimern
und sonstigen Berechtigten vor. In § 61 Abs. 3 HeNatG wird sogar zwischen Eigentiimern und

Nutzungsberechtigten unterschieden. Insoweit ist eine Klarstellung geboten.

In § 31 Abs. 11 HeNatG ist der Verursacher genannt, allerdings ebenfalls ohne im Gesetz

definiert zu sein.

IV. § 21 Abs. 5 HeNatG
§ 21 Abs. 5 S. 2 HeNatG steht im Widerspruch zur Rechtsprechung des Hessischen
Verwaltungsgerichtshofs wonach sich der Schutz einer Baumschutzsatzung gerade nicht auf

das gesamte Gemeindegebiet erstrecken darf.

[vgl. Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Urteil vom 18. Dezember 2006 — 4 N 1571/06 —, Rn. 35, juris]

Zudem wird um Klarstellung gebeten, dass der nach § 21 Abs. 5 HeNatG beabsichtigte Schutz
keine (entsprechende) Anwendung im Aullenbereich finden kann. Denn die
Genehmigungseinholung und genaue Bestimmung von Ersatzpflanzungen stellt sich im

AuBenbereich als ganzlich unpraktikabel und unverhaltnismaRig dar.

V. § 22 Abs. 5 HeNatG

1. Anderung

Abweichend von § 22 Abs. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes sind in geplanten
Naturschutzgebieten ab der Bekanntmachung der Auslegung nach § 22 Abs. 2 Satz 2 bis zum
Inkrafttreten der Schutzverordnung, langstens ein Jahr lang, alle Veranderungen verboten, die
geeignet sein kdnnen, den dargestellten Schutzzweck nachhaltig zu beeintrachtigen, soweit

nicht in Rechtsverordnungen oder Einzelanordnungen der verfahrensfilhrenden Behérde
6/22
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abweichende Regelungen getroffen werden. Die im Zeitpunkt der Bekanntmachung
ausgelibte rechtmaRige Bodennutzung bleibt unberiihrt. In der Bekanntmachung ist auf diese

Wirkung hinzuweisen.

2. Auswirkungen

In diesem Zeitraum bleibt es betroffenen Grundstiickseigentiimern verboten, Veranderungen
auf ihrem Grundstick vorzunehmen, die geeignet sind, den in der entworfenen
Rechtsverordnung dargestellten Schutzzweck nachhaltig zu beeintrdchtigen. Diese immensen
Rechtsfolgen treten ein, obwohl der Entwurf einer Rechtsverordnung im Verfahren der
Unterschutzstellung nach § 22 weiterhin nur Tragern oOffentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Rechtsverordnung beriihrt werden, zur Stellungnahme zuzuleiten
sind. Der Entwurf wird im Ubrigen nur ausgelegt. Es erfolgen, analog & 31, keine
Beriicksichtigung der Interessen der betroffenen Grundstiickseigentiimer von Amts wegen. Es
bleibt die bloBe Moglichkeit der Verbandsmitglieder, zu geplanten Rechtsverordnungen
vorzutragen und auf Berlicksichtigung der Belange im Verfahren der Unterschutzstellungen zu

hoffen.

3. Vorschlag
Bei dem Entwurf von Rechtsverordnungen im Unterschutzstellungsverfahren sind betroffene
Grundstlckseigentiimer und sonstige Nutzungsberechtigte im betroffenen Gebiet durch

vorherige Zuleitung des Entwurfes zu horen und ihre Interessen zu berlicksichtigen.

Begriindung:

Dies resultiert schon allein daraus, dass es sich bei Rechtsverordnungen nicht nur blofRe
Verwaltungsinterna handelt, sondern um rechtsverbindliches nach aullen tretendes
materielles Recht handelt, gegen das jeder Betroffene Rechtsmittel ergreifen kann. Auch zum
Schutz des Handelns der Exekutive ist es daher notwendig, die Interessen betroffener Dritter

friihzeitig in die Entwiirfe der Rechtsverordnungen einzubeziehen. Die Rechtsverordnung
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richtet sich nicht gegen einen unbekannten Kreis an Adressaten, sondern an ermittelbare
Eigentlimer und Nutzungsberechtigte. Der behdérdliche Aufwand ist mithin Gberschaubar. Ggf.
kann es auch schon ausreichend sein, den Eigentlimern zuzustellen und diese um Mitteilung

an die Nutzungsberechtigten zu bitten.

VI. § 29 Abs. 1 HeNatG
1. Anderung
Entgegen § 11 BNAtSchG soll der im Staatseigentum stehende Wald nicht bewirtschaftet,

sondern sich in seiner Entwicklung selbst (iberlassen werden (Naturwald).

2. Auswirkung

Bei der Entwicklung als Naturwald wird der Wald sich selbst (iberlassen und nicht
bewirtschaftet. Dies bedeutet gleichzeitig, dass Schadlinge nicht bekdampft werden, sondern
sich ungehindert ausbreiten konnen. Hiervon betroffene Eigentimer und Nutzer

angrenzender Waldgebiete werden vor der Ausweisung solcher Flachen nicht gehort.

3. Vorschlag

Eigentimer und Nutzer angrenzender Waldflachen sind vor der Ausweisung eines Gebiets als
Naturwald zu horen. Konnen hierbei nachteilige Auswirkungen auf angrenzende Flachen
glaubhaft gemacht werden, ist die Ausweisung entweder zu unterlassen oder aber eine
bewirtschaftete Pufferzone im Staatswald zwischen dem Naturwald und dem von anderen

Eigentimern und Nutzern bewirtschafteten Wald zu schaffen.

Begriindung: Durch diese Erganzung kann auf Gefahren fiir die Forstwirtschaft hingewiesen

und diese leichter unterbunden werden.
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VII. § 30 Abs. 2 HeNatG
Die neu eingefligte Vorschrift des § 30 Abs. 2 S. 2 HeNatG soll einen Kompromiss zwischen
einer verpflichtenden Vorgabe an die Naturschutzbehorde und einer weichen Zielbestimmung

darstellen, was aber letztlich zur Widerspriichlichkeit der Vorgabe fiihrt.

Richtig ist, dass die Vorgabe der dem Biotopverbund zur Verfligung stehenden
Offenlandflache pro Landkreis mit ,bis zu 15%“ angegeben wird, da es Landkreise gibt, wo die

verpflichtende 15% Fldche nicht umsetzbar sind.

Der Ermessensspielraum, wie viel Prozent pro Landkreis umsetzbar sind, soll mutmaRlich der
Naturschutzbehorde obliegen, ist ihr aber durch das Wort ,muss” im ersten Satzteil entzogen.
Hierin liegt ein Widerspruch. Der erste Satzteil ist verpflichtend ausgestaltet, wahrend der
zweite Satzteil einen Bewertungsspielraum zuldsst. Zur Harmonisierung beider Satzteile ist das
Wort ,,muss” durch das Wort , kann“ (bei freiem Ermessen) oder durch das Wort ,soll“ zu
ersetzen, welches ein intendiertes Ermessen ausdriickt. Das Ermessen ist dann in der Weise
intendiert, dass in der Regel die 15% anzustreben sind, auRer bei atypischen Fallen, wo die

Umsetzung nicht moglich ist.

VIII. § 31 Abs. 1, 3 u. 6 HeNatG

1. Anderung

MalRnahmen, die zur Erhaltung und Wiederherstellung von Natura 2000 Gebieten erforderlich
sind, werden in einem Bewirtschaftungsplan dargestellt. In diesem Plan werden auch die
Fristen fir die erforderlichen MaRnahmen festgelegt. Bei der Ausweisung werden die

zustandigen Behorden beteiligt (Absatz 5 u. 6), sonst aber niemand.

2. Auswirkung
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Berichte und Plane werden durch die Européische Union gefordert, sind aber im deutschen
Recht hinsichtlich ihrer Verbindlichkeit und Durchsetzbarkeit schwierig zu bewerten. In § 32
Abs. 5 BNatSchG sind solche Bewirtschaftungspldane (regelmaRig Managementpldane genannt)
bereits normiert worden. Allerdings hat sich der Landesgesetzgeber bis jetzt in der rechtlichen
Ausgestaltung zur Ausweisung und Erhaltung von Natura 2000 Gebieten (§§ 14, 15
HAGBNatSchG) an den bekannten Formen des Verwaltungshandelns (Rechtsverordnungen,
Allgemeinverfiigungen) orientiert. Aufgrund der Anderung stellt sich die Frage nach der

Rechtsverbindlichkeit eines Bewirtschaftungsplanes.

Das Bundesverwaltungsgericht fiihrt zu Bewirtschaftungsplanen aus, dass diese die
Konkretisierung der EU-Vorgaben gem. Art. 6 Abs. 1 u. 2 FFH-RL darstellen, wobei dem
Mitgliedsstaat bei der Umsetzung hinsichtlich des ,,o0b“ kein Spielraum verbleibt. Hinsichtlich
des "wie” kann der Mitgliedsstaat Prioritdten setzen, um den gewinschten Zustand des
Erhaltungsgebiets zu gewadhrleisten bzw. wiederherzustellen. Ist dieser verbleibende
Ermessenspielraum in Form eines aufgestellten Bewirtschaftungsplans fiir ein Gebiet
ausgeubt, kommt einem solchen Bewirtschaftungsplan verwaltungsinterne

Behordenverbindlichkeit zu.

[vgl. BVerwG, Urteil vom 9. Februar 2017 — 7 A 2/15 —, BVerwGE 158, 1-142, Rn. 489; flir einen

Bewirtschaftungsplan nach § 89 Wasserhaushaltsgesetz]

Im Rahmen einer Entscheidung gegen bzw. auf Antrag eines Vorhabentrdgers/eines
Eigentlimers kann die Behérde den Managementplan dann ergdnzend heranziehen, sie kann

die Entscheidung aber nicht auf den Plan als Rechtsgrundlage stiitzen.

Fiir Vorhabentrager und Eigentiimer hat ein geltender Bewirtschaftungsplan allerdings die
direkte Auswirkung, dass die einen Eingriff genehmigende Behdrde im Bewirtschaftungsplan
genannte Erhaltungs- und WiederherstellungsmaRnahmen nicht mehr als Ausgleichs- bzw.

ErsatzmaBRnahmen qualifizieren darf.

[BVerwG, Urteil vom 12. Juni 2019 -9 A 2/18 —, BVerwGE 166, 1-32, Rn. 96]
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Bei den MalBnahmen im Bewirtschaftungsplan handelt es sich um MalBnahmen, welche
ohnehin durchgefiihrt werden missen (Sowieso-MaRnahmen). Ein Vorhabentrager oder
Eigentimer kann sich diese MaRnahmen nicht als Ausgleich fiir einen von ihm verursachten,

naturschutzrechtlichen Eingriff anrechnen lassen.

3. Vorschlag
a.
Bei der Aufstellung von Bewirtschaftungsplanen sind Eigentimer und sonstige

Nutzungsberechtigte zu horen und ihre Interessen zu berlicksichtigen.

Begriindung: Wie schon im Leitfaden des Bunds fiir Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.
(BUND) und des Naturschutzbunds Deutschland e.V. (NABU) zum Management von Natura
2000-Gebieten (Stand 09.2008) gefordert, sind entgegen § 31 Abs. 5 u. 6 alle von der
Aufstellung von Managementplanen Betroffenen in deren Erstellung umfassend einzubinden.
Dies gilt gerade fiur Eigentimer und Nutzungsberechtigte von Natura 2000 Flachen. Im
Hessischen Leitfaden fiir die Erarbeitung und Umsetzung der MaRnahmenplanung in Natura
2000- und Naturschutzgebieten Version 1.2 (Stand 16.12.2019) wird dies auf Seite 7 noch
einmal deutlich hervorgehoben: ,Die Akzeptanzvermittlung und -gewinnung bei Eigentiimern,
Nutzern und Interessenverbanden fiir diese MalBnahmen ist (...) wesentliche Aufgabe der
MaBnahmenplanung.” Die Gewinnung von Akzeptanz beginnt mit der Beteiligung im
Aufstellungsverfahren, zumal die Umsetzung der festgelegten MaRRnahmen liber vertragliche
Regelungen (Vorrang des Vertragsnaturschutzes § 3 HAGBNatSchG) und finanzielle
Forderungen im Rahmen der AgrarumweltmalRnahmen (HALM) bzw. Wald-VN erfolgen soll
(a.a.0., Seite 8), was nur im Einverstandnis mit Eigentimern und Nutzungsberechtigten

geschehen kann.
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b.

Der Bewirtschaftungsplan darf nach § 31 Abs. 3 nur Fristen fir die zustandige Behérde zur
Umsetzung von Mallnahmen regeln, nicht aber fur Eigentimer, Nutzer und andere
Betroffene. Dies muss einer Rechtsverordnung vorbehalten bleiben, wo Betroffene gesichert

vorher angehort werden.

Begriindung: Als behodrdeninternes Instrument darf der Bewirtschaftungsplan keine
verbindlichen Regelungen flir externe Dritte enthalten. Solche Bestimmungen sind durch ein
verwaltungsrechtliches Instrument zu regeln, wo externe Dritte angehdrt werden miissen und

nach der abschlieRenden Entscheidung Rechtsmittel ergreifen kénnen.

IX. § 36 Abs. 1 HeNatG

1. Anderung

Vom 01.12. bis zum 30.09. diirfen im Umkreis von 300 m um die Horstbdume benannter streng
geschitzter Vogelarten keine stérenden Handlungen vorgenommen werden. Was als
storende Handlung angesehen wird, ist aufgezahlt. Hinzu treten vergleichbar stérende

Handlungen.

2. Auswirkung

Der Begriff der vergleichbar stérenden Handlung ist nicht definiert. Zwar lasst sich aus den
benannten storenden Handlungen in Absatz 1 und aus den speziell beim Schwarzstorch
storenden Handlungen in Absatz 2 in etwa ableiten, was als storend anzusehen ist. Gleichwohl

wird dies in der Praxis zu Streit fUhren.

3. Vorschlag
§ 36 Abs. 1 ist um den Satz zu ergdnzen, dass Ubliche land- und forstwirtschaftliche

Handlungen keine vergleichbar storende Handlung darstellen.
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Zudem sollte eine Regelung aufgenommen werden, wie Dritte (welche nicht Eigentiimer oder
Nutzungsberechtigte sind) von der Vornahme stérender Handlungen abgehalten werden
sollen. Sind die Horste abzusperren oder zu markieren, damit Dritte Kenntnis von der

Verbotszone erlangen kénnen.

Begriindung: Eine solche Erganzung hilft Anwendungsprobleme in der Praxis zu verhindern.

X. § 36 Abs. 2 HeNatG

1. Anderung

Im Umbkreis von 100m um den Horststandort des Schwarzstorches dirfen Bestockungen nicht
mehr abgetrieben oder der Charakter des Gebietes auf sonstige Weise verdandert werden. In
der Zeit vom 1. Februar bis zum 31. August dirfen im Umkreis von 300 Metern um den
Horststandort weder forstwirtschaftliche Arbeiten durchgefiihrt werden, noch die Jagd

ausgelibt werden beziehungsweise jagdliche Einrichtungen errichtet werden.

2. Auswirkung

Im Umkreis von 100m um die Horstbaume von Schwarzstérchen ist Forstwirtschaft nicht mehr
moglich, im Umkreis von 300m zeitlich nur sehr stark eingeschrankt moglich. Gleichzeitig wird
fiir den gleichen Zeitraum versagt, im Umkreis von 300m der Horstbaume, mit Ausnahme der

Nachsuche, die Jagd auszuiiben oder jagdliche Einrichtungen zu errichten.

3. Vorschlag

§ 36 Abs. 2 ist zu streichen.

Begriindung: Es ist aus Sicht unseres Verbandes nicht nachvollziehbar, dass

Grundstickseigentliimer, die durch ihr Wirtschaften einen Schwarzstorchhorst moglich
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gemacht haben, dafiir mit einem Bewirtschaftungsverbot belegt werden. Die in § 36 Abs. 2
aufgefiihrten Einschrankungen sollen zwar in nachvollziehbarer Weise dem Schutz des
Lebensumfeldes des Schwarzstorches dienen, schrdanken jedoch den Eigentiimer massiv in
seinem Recht an der eigenbestimmten und wirtschaftlich sinnvollen Nutzung des

Grundstuckes ein.

Dieses Vorgehen wird Fehlanreize an die Grundstilickseigentliimer senden, ihr Grundstlick im
Sinne des HeNatG zu bewirtschaften und damit die Ansiedlung von streng geschiitzten Arten

zu ermoglichen.

Auch europarechtlich sind diese unverhaltnismaRigen Eingriffe in das Grundrecht Eigentum
nicht geboten. Uber die VS-RL, die FFH-RL und die Verbotstatbestinde des § 44 BNatSchG als
Teil der nationalen Umsetzung der EU-Richtlinien, die in ihrem Anwendungsbereich begrenzt
sind, ist ein hinreichender Schutz der streng geschiitzten Vogelarten sichergestellt. Zwingend

einzuhaltende Abstande sind in § 44 BNatSchG nicht angegeben.

Bis jetzt entspricht es der Rechtsprechungspraxis und ist ausreichend, dass in Leitfaden von
Fachbehorden der gesicherte Stand der Wissenschaft fir notwendig einzuhaltende Abstande
bei der Umsetzung naturschutzrechtlich, relevanter Vorhaben aufgefiihrt ist und es im
Ubrigen bei einer Einschitzungsprirogative der zustindigen Fachbehérde im Rahmen einer

Genehmigungsbeantragung verbleibt.

[vgl. EuGH, Urteil vom 02.07.2020 (C-477/19); BVerfG, Beschluss vom 23.10.2018 (1 BvR 2523/13; 1 BvR 595/14)]

Zugleich ermoglicht dies eine Flexibilitait der Abstandsflaichenbestimmung bei einem
fortschreitenden Stand der Wissenschaft, was bei einer gesetzlichen Verankerung nicht mehr

moglich ist.

Hinsichtlich der jagdlichen Einschrankungen ist festzustellen, dass das deutsche Jagdrecht mit

dem Ziel einer nachhaltigen Naturnutzung zwar in einem gewissen Gegensatz zum HeNatG
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mit der Zielsetzung des Schutzes der Natur als Eigenwert steht, nicht aber zu der
internationalen und europaischen Entwicklung des Naturschutzes. Denn diese betont, ebenso

wie das Verwaltungsgericht Saale

[vgl. VG Saale, Urteil vom 29.09.2022 — 4 A 169/21 — juris]

ausdriicklich neben dem Schutzgedanken immer wieder auch den Nutzungsgedanken der

Natur. Mit anderen Worten ist der Tierschutz zwingend mit dem Naturschutz gleichzusetzen.

[vgl. BVerwG, Urteil vom 30. Januar 2020 - 10 C 11/19 —juris]

Das bedeutet, den jeweiligen Grundstilickseigentiimern muss es vor dem Hintergrund des § 3
Abs. 1 BJagdG moglich bleiben, ihr Grundstiick auch uneingeschrankt zur Jagd nutzen zu

kénnen.

XI. § 60 Abs. 4 HeNatG

1. Anderung

Die nun in § 60 enthaltenen Duldungspflichten waren bisher in § 20 HAGBNatSchG geregelt.
Die bisherige Gesetzeslage beschrankte sich auf Betretungsrechte der Behérden und die
Duldung der Kennzeichnung von Wegen. Eine neue Regelung in § 60 Abs. 4 geht erheblich
darliiber hinaus. Nach ihr kann die zustindige Behdorde naturschutzrechtlich gebotene
Malnahmen anordnen. Daneben wird die Unterlassungsanordnung bei der Erfiillung von
Verbotstatbestanden geregelt. Die Anordnung kann oOffentlich bekannt gemacht werden,

wenn der Betroffene nur unter unverhaltnismaRigem Aufwand ermittelt werden kann.

2. Auswirkung

Die Anordnung einer Vornahme durch die Behérde gegeniiber dem Betroffenen kniipft nicht
an den Verstof gegen naturschutzrechtliche Vorschriften, sondern an eine
naturschutzrechtlich gebotene Handlung an. Hierbei ist voéllig unklar, was eine

naturschutzrechtlich gebotene Handlung darstellt. Hierunter kann letztlich alles zu verstehen
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sein, was irgendwie dem Naturschutz dient (und den Nutzungsinteressen von Eigentliimern

und Nutzungsberechtigten entgegensteht).

Zugleich ist die Eingriffsintensitat erheblich, da etwa ein Eigentlimer nicht mehr frei Gber sein
Eigentum verfligen kann, selbst wenn er sich an die fiir ihn geltenden naturschutzrechtlichen

Gesetze halt.

Unter Beachtung dieser Eingriffsintensitdt ist zusatzlich beachtlich, dass die zustandige
Behorde die Anordnung offentlich bekannt machen darf, wenn der Betroffene nur unter
unverhaltnismaBigem Aufwand ermittelbar ist. Zu seinen Lasten laufende Rechtsmittelfristen
konnen dem Betroffenen deshalb unbekannt bleiben, bis Bestandskraft eingetreten ist. Was
unter einem unverhaltnismafigen Aufwand bei der Ermittlung eines Betroffenen zu verstehen

ist, bleibt zudem unklar.

3. Vorschlag
Der Wortlaut des § 60 Abs. 4 ist auf die Anordnung der Unterlassung von gesetzlich

verbotenen Handlungen zu beschrdnken. Satz 2 ist ersatzlos zu streichen.

Begriindung: Nur die Unterlassungsanordnung geniigt dem Bestimmtheitsgrundsatz, da an
einen (belegbaren) VerstoR gegen offentlich-rechtliche Vorschriften angeknipft wird. Die
Anordnung einer Vornahme bei ,,Gebotenheit” (ohne sich direkt aus dem Gesetz ergebenden

und belegbaren Bezugspunkt) ist hingegen unbestimmt.

Auch die Begrenzung auf ,naturschutzrechtlich gebotene MaRnahmen” fiihrt nicht zu einer
Einschrankung des Anwendungsbereichs und auch nicht zu einem hoéheren Grad an
Bestimmtheit. Denn das Naturschutzrecht ist anders als das Polizeirecht und dessen
Abwandlungen (etwa die Bauordnung) schon dem Grunde nach nicht darauf ausgelegt, Uber

Eingriffsbefugnisse der Behorde in grundrechtsgeschiitzte Positionen privater Birger
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einzugreifen. Die fehlende Beschrankung des Naturschutzrechts im Lichte eines
Grundrechtseingriffs beginnt schon beim naturschutzrechtlichen Eingriff selbst, welcher
faktisch jede Art der Betatigung im AufSenbereich umfassen kann, womit bei Aufnahme der in
Rede stehenden Befugnis fiir die Behorde auch jegliche angeordnete MalRnahme zu seiner

Abhilfe denkbar ist.

Vergleichbar dem Bundesbodenschutzgesetz kann alleine die Eigentimerposition einer
bestimmten Flache dazu fihren, fiir kostenintensive MaRBnahmen durch die Behorde in
Anspruch genommen zu werden. Anders als beim Bundesbodenschutzgesetz ist aber ein
Storerausgleich oder Regress nicht moglich, weil die behordliche Inanspruchnahme nicht an
ein menschliches Verhalten, sondern an die naturschutzrechtliche Gebotenheit anknipft und
damit fur den Eigentiimer weder auf Primarebene kalkulierbar, noch auf Sekundarebene
Regressfahig ist. Ein Ausgleich fiir Kosten der MalRnahme ist potentiell nur (iber die Vorschrift
des § 61 Abs. 3 HeNatG moglich, welche aber an spezifische Tatbestandsvoraussetzungen
kntpft, was § 60 Abs. 4 S. 2 HeNatG hingegen nicht tut. Damit bleibt der kompensationslose,

wesentliche Eingriff in grundrechtsgeschiitzte Positionen des Birgers moglich.

Auf Nachfrage wird die Befugnis der Behdrde zum Erlass von Verpflichtungen zum Handeln
deshalb fir notwendig erachtet, weil nur so der Schutz der Flachland- und Bergmahwiesen
gem. § 25 Abs. 1 Nr. 3 HeNatG durch eine Anordnung des regelmaRigen Mahens sichergestellt
werden konne. Dieser spezifische Anwendungsbereich ist in der Vorschrift des § 60 Abs. 4
HeNatG aber nicht aufgefiihrt. Die Vorschrift ist allgemein gehalten und eréffnet der Behorde
damit eine Vielzahl von Anwendungsmoglichkeiten, was im direkten Gegensatz zum
naturschutzrechtlichen Prinzip der ,Kooperation” statt der ,Konfrontation” steht. Aufgrund
der fehlenden Beschrankung auf den als notwendig erkannten Anwendungsbereich bleibt es
bei der fehlenden Bestimmtheit und der fehlenden VerhaltnismaRigkeit —insb.

Erforderlichkeit- der Vorschrift.
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Die Regelung zur 6ffentlichen Bekanntmachung war zu streichen, weil § 10 VWZG eine bessere
Regelung enthalt, welche anders als die hiesige Regelung dazu geeignet ist, im Rechtsverkehr

Klarheit zu vermitteln.

Xll. § 61 HeNatG
1. Anderung
Die Enteignung ist bis jetzt knapp und eindeutig in § 21 HAGBNatSchG geregelt. Die Vorschrift

entspricht hierbei dem neuen § 61 Abs. 1.

Absatz 2 regelt nunmehr, dass Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts Tauschgrundstiicke zur
Verflgung zu stellen haben. In Absatz 3 wird der angemessene Ausgleich in Geld geregelt,
wenn Eigentimer und Nutzungsberechtigte aufgrund naturschutzrechtlicher Vorgaben ihre
Grundsticke nur noch eingeschrankt nutzen kénnen. Absatz 4 regelt die zustandige Behorde.
Absatz 5 erklart das Hessische Enteignungs- und Entschadigungsgesetz vom 4. April 1973 fir

anwendbar.

2. Auswirkung
Die Gesetzessystematik ist nicht nachvollziehbar, da das Hessische Enteignungs- und
Entschadigungsgesetz den angemessenen Ausgleich in Geld so nicht kennt (siehe § 41 HEEG),

der Verweis auf dieses Gesetz aber den gesamten Paragraphen umfasst.

Die sonstigen Auswirkungen der Regelung werden darin bestehen, dass in Hessen unter
Verweis auf den Ausgleich in § 61 Abs. 3 fiir Eigentimer und Nutzungsberechtige erheblich,
belastende Regelungen getroffen werden. Aber der Ausgleich in Geld wird aufgrund der
Finanzlage des Landes Hessen, wie aufgrund unbestimmter und GUber die
Ermachtigungsgrundlage des § 68 Abs. 4 BNatSchG hinausgehender Anforderungen kaum zu

erlangen sein.
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3. Vorschlag
Der in § 61 Abs. 3 HeNatG enthaltende Zusatz ,,...soweit die Erschwernis der Nutzung nicht

durch anderweitige MaRnahmen liberwiegend ausgeglichen werden kann“ ist zu streichen.

Begrindung: Die Erméachtigungsgrundlage (§ 68 Abs. 4 BNatSchG) sieht solche Anforderungen
zur Erlangung eines Ausgleichs in Geld durch beeintrachtigte Eigentimer und

Nutzungsberechtigte nicht vor.

Es bleibt auch unklar, was ,anderweitige MaBnahmen” sein sollen und wann diese
MalRnahmen die Nutzungseinschrankung aufgrund naturschutzrechtlicher Regelungen
»,uberwiegend ausgleichen”. Der Anspruch fir Eigentiimer und Nutzungsberechtigte wird
mithin unnotig erschwert. Denn die Nachweispflichten dafiir, dass anderweitige MalRnahmen
nicht moglich sind bzw. diese nur geringen Effekt auf die Nutzungseinschrankung haben,

werden bei Eigentlimern und Nutzungsberechtigten liegen.

XIlil. § 62 HeNatG
1. Anderung
Uber § 66 BNatSchG hinaus, soll dem Land nach § 62 Nr. 1 nun auch ein Vorkaufsrecht an

Grundsticken zustehen, auf denen sich ein gesetzlich geschiitztes Biotop befindet.

2. Auswirkung
Dies wird zur Folge haben, dass Erwerbsvorgange wesentlich erschwert werden. Zudem droht,
dass Grundstiicke kiinstlich in mehrere Teile gespalten werden, ohne dass ein erkennbarer

Mehrwert fur den Naturschutz entsteht.

3. Vorschlag
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§ 62 ist zu streichen.

Begriindung: Die Notwendigkeit fir dieses weitergehende Vorkaufsrecht ldsst sich nicht

erkennen.

Bei Biotopen handelt es sich regelmaRig um Kleinstrukturen in der Landschaft, die wiederum
eigenstandig gesetzlich geschiitzt sind, vorrangig nach § 30 BNatSchG oder subsididr nach §
14 BNatSchG. Die darin enthaltenen Vorgaben verpflichten ebenso private wie 6ffentliche
Eigentimer gleichermalen, Handlungen zu unterlassen, die zu Zerstérung oder sonstigen
erheblichen Beeintrdchtigungen von Biotopen fithren konnen. Zwischen der Art der
Eigentimer wird gerade nicht differenziert. Auch ist nicht ersichtlich, dass 6ffentliche
Eigentimer diese Schutzvorschriften zu Gunsten der Biotope effektiver umsetzen kénnen.
Dass das Vorkaufsrecht des Landes Hessen den Schutz der Biotope intensiviert, ist daher
fraglich. Vielmehr fihrt das durch § 62 ausgeweitete Vorkaufsrecht zu erheblichen staatlichen
Eingriffen in den Grundstiicksmarkt zwischen privaten Grundstiickseigentiimern, weshalb
eine Zersplitterung der naturgelegenen Grundstiicke droht. Dies kann unter der Absicht,

bereits gesetzlich geschiitzte Biotope weiter zu schiitzen, nicht einleuchten.

Hierbei ist zudem festzuhalten, dass bereits knapp 76 % der Waldflachen und ein ebenso nicht
unerheblicher Teil der landwirtschaftlichen Flachen im 6ffentlichen Eigentum stehen und die

Ausweitung o6ffentlicher Flachen nicht zum Schutzzweck der Neuregelung des HeNatG gehort.

Hintergrund dieser Regelung kann demnach nur sein, dass private Biotope eine geringere
Wertigkeit in der Weise besitzen, dass private Eigentiimer den effektiven Schutz der sich in
ihrem Eigentum befindlichen Biotope nicht sicherstellen. Damit scheint dieser Regelung
letztlich der Gedanke zugrunde zu liegen, dass der Beamte der bessere Naturschiitzer als der
private Eigentliimer sei. Dieser Regelungsgedanke widerspricht dem naturschutzrechtlichen

Prinzip der Kooperation statt der Konfrontation und ist zudem empirisch nicht belegt.
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Naturschutz lasst sich nur zusammen mit den Eigentiimern privater Flachen effektiv
umzusetzen. Bei Satzungen ist anerkannt, dass vor Erlass einer Regelung eine Untersuchung
des Regelungsgegenstandes erfolgen muss (etwa § 2 Abs. 3 BauGB). Dies scheint vorliegend
bei der gesetzlichen Neuregelung des Hessischen Naturschutzgesetzes § 62 unterblieben zu
sein, denn es ist diesseits keine Untersuchung bekannt, wonach die Notwendigkeit besteht,

privaten Eigentimern ihre Biotopflachen zu Zwecken des Naturschutzes zu entziehen.

Selbst wenn auch bei dieser Regelung nur die Flachland- und Bergmahwiesen gemaR § 25 Abs.
1 Nr. 3 HeNatG im Zentrum gestanden haben sollten, erweist sich der private Eigentlimer als
besserer Schiitzer dieser Biotope. Dies ergibt sich daraus, dass die Erzeugnisse des Mdhens im
Regelfall durch einen angeschlossenen privaten landwirtschaftlichen Betrieb verbraucht
werden. Befindet sich ein solches Biotop hingegen in der Hand des Staates, kann ein
winschenswerter Verbrauch des Maherzeugnisses im angeschlossenen Betrieb

(Kreislaufwirtschaft) nicht bzw. nur unter dem Einsatz von Steuermitteln ermoglicht werden.

XIV. § 63 HeNatG

1. Anderung

Die in § 28 HAGBNatSchG geregelten BulRgeldvorschriften werden nun in § 63 normiert.
Negativ zu bewerten ist, dass der subjektive Tatbestand (Vorsatz und Fahrlassigkeit) im Absatz
1 nicht mehr allgemein vorangestellt wird. § 63 Abs. 1 Nr. 1 u. 5 sind danach bereits durch den

einfachen Erfolg verwirklicht.

2. Auswirkung

Im Gesetz werden keine Regelungen getroffen, wie z.B. fir § 63 Abs. 1 Nr. 1 u. 5 das Umfeld
kenntlich gemacht werden soll. Es kann daher ohne Kenntnis der Situation schnell zu einer
Verwirklichung der BulRgeldtatbestande kommen, ohne dass dem Betroffenen subjektiv ein

Vorwurf zu machen ist.
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3. Vorschlag
Die in § 63 Abs. 1 Nr. 1 u. 5 normierten Tatbestdnde sind nur verwirklicht, wenn sie vorsatzlich

begangen werden.

Begriindung: Durch die Aufnahme des Vorsatzvorwurfs wird sichergestellt, dass die
Betroffenen zur Verwirklichung des Tatbestandes sichere Kenntnis der Biotope oder
Ausgleichs- und ErsatzmaRBnahmen haben miissen. Die Sicherstellung der Kenntniserlangung
von ortsunkundigen Dritten obliegt dem Gesetzgeber, den zustandigen Behdrden und ggf.
danach den Eigentiimern und Nutzungsberechtigten, wenn sie hierfiir einen hinreichenden

Ausgleich in Geld erhalten.

Ihnen fir Ihre wohlwollende Prifung unserer Stellungnahme im Voraus dankend verbleibe ich
mit freundlichen GriRen,

yy

(Phillipp Victor Russell)
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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung - Hessisches Gesetz zum Schutz der
Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz - HeNatG) — Drucks.
20/10374

Das ISOE unterstiitzt die Initiative der hessischen Landesregierung fiir ein umfassendes
Naturschutzgesetz fiir das Land Hessen.

Insbesondere ist zu begriiBen, dass die Landesregierung mit dem Gesetz die Zielsetzung
formuliert, eine Trendumkehr beim Verlust der Artenvielfalt zu erreichen, integrative Lo-
sungen zum Biodiversitdts- und Klimaschutz zu férdern sowie kooperativen Anséitzen fiir
einen sozial-6kologischen Naturschutz den Vorrang einzurdaumen.

Modernes Zielbild entwerfen

Der Gesetzentwurf formuliert in §1 ein Zielbild fiir die Sicherung und die Wiederherstel-
lung der biologischen Vielfalt zur Sicherung der Lebensgrundlagen. Fiir die Erreichung
dieses Ziels werden in den Bestimmungen des Entwurfs gute Schritte in Richtung eines so-
zial-6kologisch integrierten Biodiversitits- und Naturschutzes unternommen. Fiir eine
konsequente Umsetzung bedarf es allerdings Konkretisierungen im Zuge der Ausfiihrung
des Landesnaturschutzgesetzes in zwei Richtungen: Einerseits ist es wichtig, bestehende
Schutzgebiete qualitativ in ihrer Wirkung fiir den Biodiversititsschutz zu verbessern sowie
neue Flichen fiir die Wiederherstellung und Vernetzung von natiirlichen Lebensraumen zu
gewinnen. Andererseits muss verankert werden, wie Biodiversititsschutz auch integriert
mit der Nutzung durch Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Jagd, aber auch anderen
Wirtschaftssektoren stattfinden kann.

Die folgenden Empfehlungen sollen dazu beitragen, die Wirksamkeit des Gesetzes im
Sinne der genannten Ziele zu stirken.

Kooperation stiarken — vielfiltige Interessen abwégen

Unsere Forschung bestitigt, dass gesellschaftliche Partizipation unabdingbar fiir das Gelin-
gen sozial-6kologischer Transformationen in Richtung Nachhaltigkeit ist. Eine erfolgreiche
Teilhabe aller betroffenen Akteure sichert Akzeptanz von MaBnahmen und mobilisiert frei-
williges Engagement fiir den Schutz der biologischen Vielfalt. Die Starkung und Vorrang-
stellung fiir kooperative Ansdtze mit Akteuren in Land- und Forstwirtschaft sowie fiir frei-
willige MaBnahmen fiir den Naturschutz im Gesetzesentwurf sind daher zu begriiBen. Fiir
eine wirksame Implementierung empfiehlt das ISOE eine Konkretisierung des Kooperati-
onsprinzips, insbesondere auch im Hinblick auf weitere Nutzer- und Interessengruppen,
die direkt oder indirekt von MaBnahmen zur Implementierung von Naturschutz betroffen
sind.

Institut fiir
sozial-dkologische
Forschung (ISOE) GmbH

Hamburger Allee 45
60486 Frankfurt/Main
Tel. +49 697 07 69 19-0
Fax +49 697 07 69 19-11
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UID: DE 114 237 106
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HRB 29938

Amtsgericht Frankfurt/Main
Geschéftsfiihrung:

Prof. Dr. Flurina Schneider
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Die in §8 Abs. 2 vorgesehene Schaffung von Beratungsangeboten fiir Landnutzer*innen ist
in der aktuellen Formulierung freiwillig fiir die Naturschutzbehérden. An dieser Stelle ist
anzuraten, dass die Schaffung von Beratungsangeboten und die Einrichtung von Dialog-
formaten verbindlich in die Verantwortung von Behorden bei Land und/oder Landkreisen
gelegt wird. So lieBe sich ein klarer Handlungsauftrag fiir die Beratung und Vermittlung
ableiten. Kooperative Ansédtze scheitern bisher allerdings nicht nur an unklaren institutio-
nellen Kompetenzzuschreibungen, sondern auch an fehlenden personellen Ressourcen und
Kapazititen, sowie praxisfernen Forderrahmen zur Umsetzung von MaBnahmen. Die Erfiil-
lung des Handlungsauftrags setzt daher die Bereitstellung von ausreichenden Mitteln zur
Erfiillung dieser Aufgaben durch die Naturschutzbehdérden voraus. Auch finanzielle Unter-
stlitzung fiir die Durchfiihrung von Dialogformaten und Beratung, z.B. durch die Land-
schaftspflegeverbinde, sollten kiinftig Aufnahme in die Férderprogramme des Landes fin-
den.

In der derzeitigen Formulierung nimmt der Gesetzentwurf nur bedingt das nachhaltige
Handeln von Unternehmen in den Blick. Unternehmen werden kiinftig zunehmend in Be-
zug auf ihre direkten und indirekten Umweltauswirkungen rechenschaftspflichtig, weshalb
eine zukunftsweisende Ausrichtung der Beratungsangebote bereits heute einen breiteren
Stakeholderkreis iiber Forst- und Landwirtschaft hinaus ansprechen sollte. Klare Vorgaben
von Gesetzgeberseite helfen den Naturschutzbehdrden wie auch den Betroffenen, die Na-
turschutzinteressen und sozialen Interessen gegeniiber betrieblichen Interessen abzuwégen
und Planungssicherheit fiir das eigene Handeln zu erlangen. Auch hier gilt es der Freiwil-
ligkeit und kooperativen Losungen den Vorrang einzurdumen, aber auch wirksame Rege-
lungen zur Durchsetzung einer nachhaltigen, biodiversititsférdernden Interessenabwiagung
im Unternehmen einzurichten. Dies stirkt auch den Wirtschaftsstandort Hessen indem es
Unternehmen in Umweltfragen zukunftsfihig macht.

Bei der umfassenden Gesetzesfassung fiir die Reduktion von Lichtverschmutzung in §4
und §35 gelingt die sozial-okologische Integration bereits sehr gut. An diesen Stellen ex-
pliziert der Gesetzentwurf die Notwendigkeit sozial-6kologischer Abwagungen beispiels-
weise von Insektenschutz und 6ffentlicher Sicherheit. Das ISOE rit dazu, derartige Abwi-
gungen auch an anderen Stellen im Gesetz zu konkretisieren.

Qualitét von Schutzgebieten verbessern — Wiederherstellung fordern

Das EU Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland in Bezug auf
die Umsetzung des Schutzgebietsnetzes Natura 2000 mahnt die wirksame Ausgestaltung
der FFH-Gebiete an. Der §31 des Gesetzentwurfs trifft diesbeziiglich eine Neuregelung. Das
post-2020 Global Biodiversity Framework der Vereinten Nationen definiert zudem das
Ziel, bis zum Jahr 2030 30 % der Landesfliche wirksam unter Schutz zu stellen. Die Errei-
chung des 30-30 Ziels darf nicht durch einen niedrigen Qualitdtsanspruch an die Schutz-
flichen konterkariert werden. Daher wird es notwendig, die Qualitdt der Unterschutzstel-
lung im Sinne des 30-30 Ziels konsequent als Vorrangflache fiir den Naturschutz zu defi-
nieren und die Zielerreichung zu iiberpriifen. Bewirtschaftung auf diesen Flichen muss
vorrangig der Pflege und der Entwicklung von Biodiversitdt und Landschaft dienen, und
gleichzeitig wirtschaftlich sinnvoll fiir die umsetzenden Betriebe sein. Bei der kooperativen
Umsetzung muss das Land seiner Vorbildwirkung gerecht werden. Hier sind insbesondere
Mechanismen der Teilhabe von Praxisakteuren zu entwickeln und zu installieren, um die
Ausiibung von Vertragsnaturschutz-MaBnahmen auch langfristig zu sichern (etwa durch
Strukturférderung der landschaftspflegerischen Weidetierhaltung) und problematische
PflegemaBnahmen und Eingriffe (z.B. Anbau von Douglasien in FFH-Schutzgebieten) zu
identifizieren und durch nachhaltigere MaBnahmen zu ersetzen.

Mit dem neuen Instrument der Fordergebiete Artenschutz (§34), dem Umgebungsschutz fiir
Naturschutzgebiete (§24), der Ausweisung von neuen gesetzlich geschiitzten Biotoptypen
(§25) wird der Naturschutz in der Fliche gestiarkt. Auch die iibergeordnete Planung eines
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Biotopverbunds (§30) im Rahmen der Landschaftsplanung ist zu begriiBen. In Bezug auf
den Schutz, die Entwicklung und Wiederherstellung von schutzwiirdigen Biotopen (§ 27
Schutz von Mooren, § 28 Entwicklung naturnaher Flussauen und § 29 Gebiete fiir die na-
tiirliche Waldentwicklung (Naturwald)) sollte der Gesetzentwurf eine deutlichere Zielorien-
tierung und Abwigung fiir die handelnden staatlichen Stellen beinhalten. Beispielsweise
benennt § 27 Abs. 1 als Zielsetzung lediglich Erhalt und Entwicklung der Leistungsfihig-
keit von bestehenden Mooren. Eine Renaturierung von Potenzialflichen durch Wieder-
verndssung wird nicht verfolgt, trotz des hohen Klimaschutzpotenzials solcher MaBnah-
men. Die 2022 von der Europédischen Kommission vorgeschlagene EU-Rahmengesetzge-
bung fiir Wiederherstellung von natiirlichen Lebensraumen unterstreicht die Dringlichkeit
von RenaturierungsmaBnahmen und fordert von den Staaten die Implementierung von Re-
gularien zur Erreichung der dort formulierten Ziele bis zum Jahr 2030. Auch der Koopera-
tionsanspruch muss an dieser Stelle festgeschrieben werden, um die Partizipation von be-
troffenen Akteuren bei der Flichenumwidmung zu gewihrleisten.

Trendumkehr beim Verlust der Artenvielfalt

In §9 wird die Biodiversititsstrategie des Landes als Instrument zur Festlegung von Zielen
und MaBnahmen eingefiihrt. Es ist zu begriiBen, dass an dieser Stelle neben dem Schutz
auch die nachhaltige Bewirtschaftung natiirlicher Ressourcen in die Zielsetzung aufge-
nommen wird. Allerdings ldsst der Gesetzentwurf dariiber hinaus eine Berticksichtigung
der verschiedenen Aspekte der Nutzung von natiirlichen Ressourcen vermissen. Zwar re-
geln §12- §17 den Ausgleich von Eingriffe in Natur und Landschaft infolge von Landnut-
zung. Um dem von der Landesregierung formulierten Kooperationsanspruch gerecht zu
werden, sollte das Gesetz aber nicht alleine den Schutz von Natur und Landschaft einfor-
dern, sondern in §7 Abs. 1 auch deren nachhaltige Nutzung zur Allgemeinen Verpflich-
tung machen.

Die zeitlich und rdumlich standardisierte Erhebung von Indikatoren zum Zustand der bio-
logischen Vielfalt in Bezug auf Arten und Lebensrdumen sowie deren Nutzung béten die
Grundlage fiir klare Zielformulierungen und die Uberpriifung der Zielerreichung. In der
Biodiversititsstrategie sowie in der Ausfithrung des Biodiversititsberichts (§10) sollten
dartiber hinaus Indikatoren zur Abbildung der sozialen Dimension Beriicksichtigung fin-
den. Neben Zahlen zu Flachenverbrauch und Landnutzung kénnten hier geeignete Indika-
toren zum Zustand der unter besonderen Schutz gestellten Kulturlandschaften, aber auch
kulturelle Okosystemleistungen wie Tourismus, Nutzung der Naturerlebnisriume, Naturbe-
wusstsein in der Bevolkerung eingehen. Der Gesetzentwurf enthilt jedoch bisher keine Re-
gelung der Verantwortlichkeit fiir ein landesweites, systematisches Biodiversitdtsmonito-
ring. Uber die Ausweisung von Zustindigkeiten hinaus miissen fiir die Umsetzung die no-
tigen Ressourcen bereitgestellt und Kapazititen aufgebaut werden.

gez.

Prof. Dr. Flurina Schneider

wiss. Geschiftsfiilhrung
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Creuzburg, den 02.03.2023

Stellungnahme zum Gesetzesentwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes (HeNatG)

vom 25. Januar 2023

Sehr geehrte Damen und Herren,

fur die Mdglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes
bedanke ich mich.

1. Einleitung

Mein Unternehmen beschaftigt fast eintausend Mitarbeitende in drei Massivholzwerken und
einem Furnierschichtholzwerk in Deutschland. Mit jahrlich rund 900.000 Festmetern
Buchenholz sind wir der groRte Verarbeiter von Laubrundholz in Deutschland. Unser
Buchenrundholz beziehen wir regional aus Deutschland und kaufen auch erhebliche Mengen
in Hessen ein. Hessen gehort zum Einzugsgebiet von drei Pollmeier-Werken und hat deshalb
fur unsere Rohstoffversorgung eine aufierordentlich hohe Bedeutung.

Laubholz ist ein wichtiger Rohstoff fiir die Holzbauoffensive Hessen

Der mehrgeschossige Holzbau, insbesondere im urbanen Bereich, ist ein Megatrend, bei dem
Laubholz aufgrund seiner hohen Tragfahigkeit eine unverzichtbare Rolle spielt. Das von uns
entwickelte Furnierschichtholz BauBuche hat eine ahnlich hohe Druckfestigkeit wie Beton und
wird als Stutzen und Trager eingesetzt. Das heimische Laubholz ist damit ein wichtiger
Rohstoff fir nachhaltiges Bauen, fir die Holzbauoffensive Hessen sowie fir die
Holzbauinitiative der Bundesregierung.
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Mobel und Alltagsgegenstande aus Laubholz werden immer starker nachgefragt.

Massivholzprodukte sind die Grundlage fir die Produktion von Mdobeln und vielen
Alltagsgegenstanden. Nachdem in den letzten 50 Jahren viele Holzprodukte durch Stahl und
Plastik verdrangt wurden, sehen wir seit einigen Jahren eine Trendumkehr. Die Menschen
setzen wieder verstarkt auf nachhaltige, langlebige Holzprodukte, und wir erleben eine stark
ansteigende Nachfrage.

In Deutschland werden heute jahrlich rund eine Million Tonnen Kunststoffe zu Mébeln und
Alltagsgegenstanden verarbeitet. Wenn zukunftig Tische, Stihle, Kochléffel, Blrsten, Kdmme
und Spielzeuge wieder vermehrt aus Holz hergestellt werden, dann spart jedes einzelne dieser
Produkte Tausende bis Zehntausende Tonnen Rohdl und Treibhausgasemissionen. Aber
naturlich werden fir die nachhaltige Herstellung dieser Produkte auch Hunderttausende
Tonnen Rohholz benétigt.

Laubholznutzung ist unverzichtbar fiir das Erreichen der Klimaschutzziele.

Die geschilderten Entwicklungen zeigen, dass Laubholz flr die Abkehr von der Nutzung
fossiler Rohstoffe eine unverzichtbare Rolle spielt. Der Wald in Deutschland und Mitteleuropa
ist die groRte, regional verfligbare Ressource nachwachsender Rohstoffe, deren Nutzung im
Rahmen nachhaltiger Waldwirtschaft fur die Herstellung 6kologischer Produkte sichergestellt
und ausgeweitet werden muss.

Es ist Zeit fiir Gesetzesvorhaben, die Klimaschutz und Naturschutz vereinen.

Um die Klimaschutzziele der Bundesregierung und die bis 2045 angestrebte
Treibhausgasneutralitdt zu erreichen, mussen Gesetzesvorhaben auf den Weg gebracht
werden, die Naturschutz und Klimaschutz gleichermallen bertcksichtigen und dafir die
nachhaltige Holznutzung und den Naturschutz auf gleicher Waldflache ermdglichen.

Der Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes geht diesbezuglich in vielen Teilen in die
falsche Richtung. Die betreffenden Punkte werden nachfolgend kommentiert.

2. Im Einzelnen

Zu § 7 Abs. 3 Allgemeine Verpflichtung zum Schutz der Natur

Der heimische Artenschutz und die Férderung der Biodiversitat sind die zentralen Ziele des
Gesetzesentwurfes. In beispielsweise § 7 HeNatG wird formuliert, dass landeseigene Flachen
als Vorbildfunktion und in besonderem Male der Erhaltung und Entwicklung der biologischen
Vielfalt dienen.

Im Hessischen Klimaschutzgesetz (HKlimaG) § 1 Abs. 2 ist definiert, dass bei Malknahmen
zum Schutz der biologischen Vielfalt, die Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit der hessischen
Wirtschaft erhalten bleiben. Der Gesetzesentwurf des HeNatG widerspricht an vielen Stellen
dieser Regelung, da die Nutzung des nachwachsenden Rohstoffes Holz in erheblichem Malie
eingeschrankt wird, wodurch den holzverarbeitenden Betrieben der Rohstoff entzogen wird.

In den nachfolgend kommentierten §§ 29, 31, 36, 58 und 60 HeNatG werden formale
Grundlagen geschaffen, die die institutionelle Einschrankung der Holznutzung und die
Gefahrdung der anschlielRenden Wertschopfungskette zur Folge haben.

Es bedarf einer dringenden Anpassung, die fundiert Ricksicht auf die Klimaschutz- und
Wirtschaftsleistungen des Waldes nimmt.

Deutsche Bank AG Erfurt | BLZ 82070000 | Konto 610006900 | BIC DEUTDESEXXX | IBAN DE 89 8207 0000 0610 0069 00 Seite 2
Commerzbank AG Eisenach | BLZ 82040000 | Konto 300990900 | BIC COBADEFFXXX | IBAN DE 06 8204 0000 0300 9909 00
Kommanditgesellschaft, Amtsgericht Jena | HRA 401428 | Komplementérin Pollmeier Massivholz Verwaltungs GmbH

Steuernummer 157/169/00492 | USt-IdNr. DE 814 462 426 | Geschéftsfiihrer Ralf Pollmeier



209

= Pollmeier

Zu § 29 Gebiete fiir die Natiirliche Waldentwicklung (Naturwald)

Hier werden Regelungen fir die natirliche Waldentwicklung formuliert. Das zustandige
Ministerium kann Flachen des Staatswaldes bestimmen, in denen die forstliche Nutzung
eingestellt wird. Die Ausweisung von weiteren Naturwaldflachen fuhrt zu einem Rickgang der
Holznutzung und steht damit in klarem Widerspruch zu den Klimaschutzzielen der
Bundesregierung und der bis 2045 angestrebten Treibhausgasneutralitat.

Die Firma Pollmeier spricht sich gegen die Befugnisse des Ministeriums aus, Flachen des
Staatswaldes aus der forstlichen Nutzung zu nehmen.

Zu §36 Abs. 1 und 2 Besonderer Horstschutz

Vom 1. Dezember bis zum 30. September ist es verboten, in einem Umkreis von 200 bis 300
Metern um Horstbdume von Schwarzstérchen und Rotmilanen stérende Handlungen
vorzunehmen. Die Horstbdume durfen nicht in ihren Funktionen als Fortpflanzung-, Brut-,
Aufzucht- und Ruhestatte beeintrachtigt werden. Neben einer Aufzahlung an zu unterlassenen
Handlungen, sind ,vergleichbar stdrende Handlungen® aufgelistet.

§ 36 Abs. 2 HeNatG definiert, dass im Umkreis von 100 Metern um Horststandorte von
Schwarzstérchen das Abtreiben von Bestockungen und das Verandern des Charakters des
Gebietes verboten ist. Im Zeitraum vom 1. Februar bis zum 31. August durfen in einem
Umkreis von 300 Metern keine forstwirtschaftlichen Arbeiten geschehen.

Durch diese Regelungen kommt die Anwesenheit von Schwarzstorch und Rotmilan einer
Flachenstilllegung gleich. Das fuhrt zu einem Ruckgang der Holznutzung und steht damit in
klarem Widerspruch zu den Klimaschutzzielen der Bundesregierung und der bis 2045
angestrebten Treibhausgasneutralitat.

Aus Sicht der Firma Pollmeier sind jegliche forstwirtschaftliche Eingriffe in § 36 Abs. 1 HeNatG
als nicht stérende Handlung anzuerkennen. Gemal § 14 Abs. 2 BNatG widerspricht die gute
fachliche Praxis der Forstwirtschaft nicht den Zielen des Naturschutzes.

§ 36 Abs. 2 ist zu streichen. Zum Schutz der genannten Arten muss im Rahmen des
Vertragsnaturschutzes eine Einigung zwischen Naturschutzbehérde und Waldbesitzer
erfolgen.

Zu § 58 Abs. 1 Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen

Hier wird die Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen an behodrdlichen
Entscheidungsprozessen geregelt.

Kritisch ist, dass Naturschutzvereinigungen keinerlei formale Qualifikation oder Kompetenz
vorweisen mussen. Die Bewirtschaftung des Waldes kann nur durch sachkundige Fachkrafte
erfolgen. Die Entscheidungstrager in Forstbehdrden haben ein mehrjahriges Studium an einer
anerkannten Universitat oder Fachhochschule absolviert. Revierforster*Innen besitzen ein
fundiertes Wissen Uber u.a. Waldbau, Bodenkunde, Wildbiologie und Botanik, was fur die
Bewirtschaftung des komplexen Okosystems Wald eine Grundvoraussetzung ist.

Es muss davon ausgegangen werden, dass durch das eingeraumte Mitbestimmungsrecht der
Naturschutzvereinigungen und deren mangelnde Fachkompetenz, die Holznutzung
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eingeschrankt wird. Das steht in klarem Widerspruch zu den Klimaschutzzielen der
Bundesregierung und der bis 2045 angestrebten Treibhausgasneutralitat.

Deshalb sind aus Sicht der Firma Pollmeier § 58 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 6 HeNatG zu streichen.

Zu § 60 (4) Duldungspflichten

Erganzend zur bisherigen Regelung in § 20 HAGBNatSchG kann die zustandige
Naturschutzbehérde die Durchfiihrung von naturschutzrechtlich gebotenen Handlungen auf
einem Grundstlck anordnen. Die bisherige Gesetzeslage war auf das Betretungsrecht von
Behdérden und die Duldungspflicht der Eigentimer bei der Kennzeichnung von Wegen
beschrankt.

Damit wird die Naturschutzbehérde erméachtigt, Handlungen anzuordnen, die mit dem
Nutzungsinteresse der Waldbesitzenden unvereinbar sind. Ein hohes Mal an Flexibilitat bei
der Waldbewirtschaftung ist jedoch zwingend erforderlich, um aktiven Waldumbau zu
betreiben und die lokale Rohstoffversorgung sicherzustellen.

Es muss davon ausgegangen werden, dass dadurch die Holznutzung eingeschrankt wird. Das
steht in klarem Widerspruch zu den Klimaschutzzielen der Bundesregierung und der bis 2045
angestrebten Treibhausgasneutralitdt. Daher ist in § 60 Abs. 4 HeNatG aus Sicht der Firma
Polimeier zu streichen.

3. Schlussbemerkungen

In Hessen ist die jahrliche forstwirtschaftliche Nutzung des Buchenholzes bereits von 633.000
Festmetern im Jahr 2018 auf 416.000 Festmeter im Jahr 2021 zurlickgegangen und liegt damit
weit unter dem jahrlichen Zuwachs und der nachhaltig nutzbaren Holzmenge. Allein diese
jahrliche Fehimenge von tber 200.000 Festmetern Buchenholz fihrt dazu, dass ein Volumen
von 100.000 Kubikmetern an nachhaltigen Holzprodukte weniger hergestellt werden kann und
weiterhin durch Kunststoffprodukte ersetzt werden muss. Das verursacht rund 300.000
Tonnen zusétzliche, klimaschadliche Treibhausgasemissionen.

Aus Sicht der Firma Pollmeier sind alle Paragraphen des Gesetzesentwurfes daraufhin zu
prufen, ob sie im Einklang mit den Klimaschutzzielen der Bundesregierung und der bis 2045
angestrebten Treibhausgasneutralitdt stehen. Alle klimaschadlichen Bestandteile des
Gesetzesentwurfes sind anzupassen oder zu streichen.

Mit freundlichen GriiRen

Ralf Pollmeier
Geschéaftsfuhrer
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Bewertung des Entwurfs
zum HeNatG (20/10374)

(Version 1.0, Deutsch, 2. Marz 2023)

Dieser Text wurde von Mitgliedern der ,Scientists for Future” verfasst.

Scientists for Future (S4F) ist ein lberparteilicher und lberinstitutioneller Zusammenschluss von
Wissenschaftlerinnen, die sich fiir eine nachhaltige Zukunft engagieren. Scientists for Future bringt als
Graswurzelbewegung den aktuellen Stand der Wissenschaft in wissenschaftlich fundierter und
verstandlicher Form aktiv in die gesellschaftliche Debatte um Nachhaltigkeit und Zukunftssicherung ein.
Mehr Informationen unterde.scientists4future.org.

Verdffentlicht unter CC BY-SA 4.0
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Bewertung des Entwurfs zum HeNatG vom 17.01.2023

Wozu Umweltschutz

Unsere Gesellschaft, unsere Zivilisation und letztlich menschliches Leben selbst
basieren zuerst auf einer Biosphire, die unsere essentiellen Grundbedirfnisse
sicherstellen kann'. Unsere Gesellschaft, unsere Zivilisation und menschliches Leben
findeninnerhalb des Systems Erde, d.h. innerhalb unserer Umwelt und als abhangiges
Untersystem unserer Umwelt statt; und sie sind nur in einem gewissen Bereich an
denkbaren Zustinden dieser Umwelt moglich?.

Klimaschutz, Klimaanpassung und Naturschutz sind daher keine Luxusaktivitaten,
die ggf. in einem gewissen freiwilligen Rahmen ablaufen diirfen, soweit sie das
wirtschaftliche Leben nicht stéren. Es handelt sich jeweils um die grundlegende
Sicherung unserer Existenz. Artikel 20a GG fihrt dies als staatliche Aufgabe im Sinne
einer nachhaltigen Entwicklung ein.

Die Erndhrung von uns Menschen hier in Hessen hangt an einer dauerhaft sicheren
und nachhaltigen ® Landwirtschaft in Hessen. Unsere Landwirtschaft ist davon
abhangig, dass Boden langfristig in ihren biologischen Funktionen erhalten und
verbessert werden (Wasserhaltung bei Trockenheit oder Diirre, Anteil organischer
Bestandteile, Nahrstoffgehalt, keine Anreicherung toxischer Substanzen, ...). Unsere
Landwirtschaft ist davon abhingig, dass so genannte Okosystemdienstleistungen,
wie Bestdubung und Minimierung schadlicher Spezies durch natirliche Prozesse
gegeben sind; d.h. ein robustes und funktionierendes Netzwerk an resilienten

1 Relevanter Einstiegin die Literatur dazu

Steffen, W., Richardson, K., Rockstrém, R., Cornell, S. E., Fetzer, |, Bennett, E. M., Biggs, R., Carpenter,
S.R., de Vries, W., de Wit, C. A, Folke, C., Gerten, D., Heinke, J., Mace, G. M., Persson, L. M., Ramanathan,
V., Reyers, B.,Sorlin, S. (2015). Planetary boundaries: Guiding human development on a changing planet.
Science, 347, https://www.science.org/doi/10.1126/science. 1259855

IPCC WG | [Masson-Delmotte, V., Zhai, P., Pirani, A., Connors, S. L., Péan, C., Berger, S., Caud, N., Chen,
Y., Goldfarb, L., Gomis, M. l., Huang, M., Leitzell, K., Lonnoy, E., Matthews, J.B.R., Maycock, T.K,,
Waterfield, T., Yelekgi, O., Yu, R.,Zhou, B.,eds.] (2021). Climate Change 2021: The Physical Science Basis.
Contribution of Working Group | to the Sixth Assessment Report of the Intergovernmental Panel on
Climate Change Cambridge University Press. https://www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-report-
working-group-i/

Dasgupta, P. (2021), The Economics of Biodiversity: The Dasgupta Review. (London: HM Treasury).
https://www.gov.uk/government/publications/final-report-the-economics-of-biodiversity-the-
dasgupta-review

2 Steffen, W., Rockstrém, J., Richardson, K., Lenton, T. M., Folke, C., Liverman, D., Summerhay, C.P.,
Barnosky, A. D., Cornell, S. E., Crucifix, M. Donges, J. F., Fetzer, |., Lade, S. J. Scheffer, M., Winkelmann, R.,
Schellnhuber, H. J. (2018). Trajectories of the Earth System in the Anthropocene. PNAS, 115, 8252-
8259. https://doi.org/10.1073/pnas.1810141115

3 Hier im Sinne einer langfristig auf den gleichen Flichen und mit den gleichen Béden, sowie zugleich
ertragreichen Wirtschaftsform. Nachhaltig meint hier explizit nicht das stetige Wachstum eines
finanziellen Ertrages. Nachhaltig bezieht sich explizit auf das Verstandnis, wie es von Carlowitz (1713)
entwickelt hat.
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Okosystemen ist die Wirtschaftsgrundlage jeder Landwirtschaft. Regionale und
resiliente Landwirtschaft, bzw. Lebensmittelversorgung ist ein wichtiger Baustein
des Klimaschutzes.

Klimaschutz meint das Einhalten der Klimaziele, zu denen sich die EU, die
Bundesregierung und das Land Hessen verpflichtet haben®. Das Einhalten dieser
Klimaziele ist eine zweite Aktivitat, mit der weiteres gesellschaftliches Leben und
Wirtschaften in Hessen zu annehmbaren Bedingungen sichergestellt werden soll.
Gleichzeitig gibt es viele relevante Interaktionen, Einflisse und Abhangigkeiten
zwischen Klimaschutz und Umweltschutz.

Klimaanpassung ist offensichtlich notwendig, da sich das Klima in Hessen und damit
(i) die Okosysteme, von denen die hessische Land- und Forstwirtschaft abhangen, (ii)
die Bedingungen, unter denen wir Menschen in Hessen leben und arbeiten, sich
schnell und deutlich verdndern. Fir Land- und Forstwirtschaft werden Dirre-
exponierte Flachen zunehmend schwieriger zu bewirtschaften. Das Verschwinden
des mitteleuropdischen Buchenwaldes als Leit-Okosystem bringt hohe Unsicherheit
und wirtschaftliche Probleme fiir die hessische Forstwirtschaft. Inwieweit also
Wailder in Zukunft ihren vielen Funktionen (einerseits als wichtiger Rohstofflieferant
und andererseits Luftreinhaltung, Wasserretention, Erosionsschutz, Rilickzugs-
gebiete und Regenerationsrdume fiir essentielle Arten und Okosysteme, ...)
nachkommen, ist unklar. Bisher sicher geglaubte Grundlagen der heimischen
Landwirtschaft verandern sich sehr schnell (wie die Wasserverfligbarkeit in der
Vegetationsperiode, oder bendtigte  Okosystemdienstleistungen).  Neue
Wirtschaftsformen, die mit den sich verandernden klimatischen Bedingungen und
veranderten, bzw. ganz neuen Okosystemen zurechtkommen, werden dringend
benétigt, wie auch Wanderungsméglichkeiten vorhandener Okosysteme . In
Siedlungsraumen werden neue und griinere Formen der Kulturlandschaft benétigt,
die durch Schatten und Verdunstungskalte das Leben im Sommer ertraglich halten
und zugleich die Biodiversitat stlitzen.

Aus dieser Perspektive heraus bewerten wir den aktuellen Entwurf des HeNatG.

4 Pariser Klimaziele, z.B. kodifiziert im Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG), sowie im Hessischen
Klimaschutzgesetz (HKlimaG). Zum letzteren, siehe auch Linow, Sven, Basse, Alexander, Curtius,
Joachim, Helbling, Angela Herta, Kuzu, Istemi, Urdze, Sigita, & Wolfermann, Axel. (2022).
Wissenschaftliche  Bewertung des  Entwurfs zum  HKlimaG (Version 1). Zenodo.
https://doi.org/10.5281/zenodo.7038959.

5 Den Hang hoch / von Stidseite zur Nordseite / nach Norden /...
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Braucht es ein eigenes hessisches
Naturschutzgesetz?

Diese Frage ist relevant, da vieles bereits im BNatSchG geregelt ist und in vielen der
hier relevanten Bereiche Bundesrecht vor Landesrecht geht.

Bedauerlicherweise findet sich keine explizite Begriindung im Gesetzesentwurf.
Begriinden lasst sich dieser Schritt insbesondere, wenn sich das Land im Bereich der
konkurrierenden Gesetzgebung eigene Regelungen geben mochte, die regionalen
Besonderheiten geschuldet sind und die im BNatSchG und weiteren Regularien
fehlen. Eine weitere Begriindung kann sein, der hessischen Verwaltung auf allen
Ebenen klare Regelungen zu geben, wo sonst freier Ermessensspielraum herrscht
oder durch konkurrierende Schutzziele Unklarheit besteht. Eine dritte Begriindung
entsteht, wenn es konkret darum geht, Mangel oder Unklarheit aus Bundes- oder EU-
Regularien fiir Hessen und hessische Entscheidungsprozesse aufzulésen oder zu
klaren. Mit Blick auf die Bedeutung von Umweltschutz - der letztendlich konkret vor
Ort umgesetzt werden muss - ist eigentlich ein Bedarf fiir weitergehende und
klarende hessische Regelungen klar erkennbar.

Diese Ansatze scheinen jedoch eher am Rande in den jetzt vorliegenden Entwurf
eingegangen zu sein. Es entsteht der Eindruck, dass dieses Gesetz eher dem Zweck
dient, einfach da zu sein und gleichzeitig moglichst folgenlos. Dieser Eindruck
entsteht umso mehr, da nur vereinzelt EU- oder Bundesrecht konkretisiert oder
verscharft werden soll, oft in einem Zusammenhang, in dem dann das Bundesrecht eh
Landesrecht bricht (s.u.). Stattdessen werden an mehreren Stellen klare Regelungen
der EU oder des Bundes sowie festgestellte Mangel nicht behoben, sondern explizit
durch besonders weiche oder freiwillige Regelungen aufgeweicht oder aufgeldst
(siehe z.B. §8).
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Diskussion des Entwurfs im Detail
(Drucksache 20/10374 vom 17.01.2023)

Als Grundlage diskutieren wir zuerst einzelne Paragraphen des Entwurfs, bevor wir
darauf aufbauend einige Verallgemeinerungen formulieren.

§1 Der Entwurf basiert im Wesentlichen auf der Grundannahme eines
statischen Umwelt-Begriffes. Im §1 machen die verwendeten Begriffe
,wiederhergestellt®, ,gesichert”, ,entwickelt* deutlich, dass hier die gerade
sehr dynamische Veradnderung der klimatischen und ©6kologischen
Bedingungen in Hessen nicht bedacht oder beriicksichtigt sind. D.h. das
Gesetz regelt einen Gegenstand, den es in der Form, die konzeptionell den
Regelungen zu Grunde liegen, nicht gibt.

Dazu kommt, dass etablierte Kenntnisse zur Moéglichkeit der
Wiederherstellung irreversibel gestorter oder zerstérter Okosysteme
ignoriert werden.

Bereits hier fehlen klar benannte Ziele: Bis wann sollen die Ziele erreicht
werden? Welche Bedeutung haben diese Rechtsgiliter? Anhand welcher
Kriterien wird ein erwiinschter Zustand erkannt.

§2 Wir begriiBen sehr, dass dieser Aspekt Eingang in den Entwurf findet.

Um jedoch eine Wirkung entfalten zu kénnen, ist ,soll“ durch ,muss" zu
ersetzen.

Es ist zu klaren, wie dies ggf. erfolgt; hier wiaren Verordnungen o.4. hilfreich,
da hier sonst eine sehr groRe Unklarheit auf der operativen Ebene besteht,
was genau getan werden soll, bzw. ob dieser Paragraph in der taglichen
Verwaltungsarbeit bewusst folgenlos bleiben soll.

Verstorend ist der letzte Satz im ersten Absatz der Begriindung des
Gesetzes, inder ein weiterer Flaichenverbrauch als gegeben angesehen wird:
Soll dieses Gesetz die natiirliche Umwelt schonen, wobei dieses aufgrund
eines weiteren Flachenverbrauchs absehbar einfach verschwunden ist. Als
Hinweis, die Flache in Hessen ist begrenzt und verandert sich nicht. Sie kann
daher nur so lange “verbraucht” werden, bis sie alle ist.

Im zweiten Absatz wird der aktuelle Stand der Wissenschaft benannt. Umso
seltsamer mutet an, dass der Gesetzentwurf an vielen Stellen genau diese
Kenntnis eines aktuellen Standes der Wissenschaft vermissen lasst.
Insbesondere fehlt dieser Stand, bzw. der Bezug darauf in der Begriindung
des Gesetzes. Hier besteht dringender Nachbesserungsbedarf.

§3 Es fehlen konkrete Handlungsaspekte: Wie geschieht dies?
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§5 Umweltbildung und damit verbunden Klimabildung als wesentliches Ziel
gehort zuerstin die Schulen. Dort sind beide Themen zumindest in der realen
Umsetzung an hessischen Schulen kaum zu finden.

Im letzten Satz werden konkret vorschulische Bildungseinrichtungen
genannt, also kommunale Kindergirten. Aktuell haben die Kommunen
zuerst und zwingend die Unterbringung sicherzustellen, dies bindet
erfahrungsgemald bereits alle verfliigbaren Ressourcen. Ohne geeignete
finanzielle Unterstlitzung wird diese ,soll“-Vorschrift daher folgenlos
bleiben.

Der Hessische Bildungs- und Erziehungsplan®ist ab S. 85 in dem Punkt sehr
konkret. Im Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuchist in §32 (3) eine
besondere Foérderung fiir Kitas vorgesehen, die danach arbeiten.

Schulische Bildung wird durch das hessische Schulgesetz geregelt. Dieses ist
mit Bezug auf Umwelt und Nachhaltige Entwicklung schwach aufgestellt.

Uns ist unklar, warum das Thema Bildung hier aufgegriffen wird, wenn es
ohnehin verbindliche Regularien dazu gibt. Falls es tatsachlich irgendeinen
Zweck erfillen soll, dann ware es so zu formulieren.

§6 An anderem Ort im AGG geregelt.

§7(1) An dieser Stelle widerspricht sich der Entwurf grundsatzlich: Eine
Verpflichtung kann nicht freiwillig sein. Eine Verpflichtung kann nicht durch
freiwillige Beitrage nach Gutdlinken oder fiir die persénliche Bereicherung
(s.u.) eingegangen werden.

Entweder werden also alle “freiwilligen” Aspekte des Gesetzes gestrichen,
oder dieser Satz wird entsprechend klar formuliert: Schon die Erweiterung
auf “keine Verpflichtung” wiirde das Gesetz in sich stimmig machen.

§7(2) Die in 8§87 (1) formulierte Aufgabe sollen Land, Gemeinden und
Gemeindeverbande also nicht konkret umsetzen, sondern sie sollen einzig
“unterstltzen”, “unterrichten”, “Gelegenheit zur Stellungnahme geben”.
Damit steht §7 (2) im direkten Widerspruch zu den Zielen des Gesetzes und
auch zu §7 (1).

Konkret wird ein erheblicher Aufwand an verwaltungstechnischen
Tatigkeiten erzeugt (“umfassend”), der relevante Kosten verursacht und
Mitarbeiter:innen Gber Monate binden kann. Diese Tatigkeiten sind in der
Verwaltungspraxis zugleich als ansonsten folgenlos anzusehen.

Es ware zu prifen, ob dieser Absatz gegen relevante Rechts-Grundsitze
verstoRt, da er zwar regelt, dass staatliche Ressourcen umfanglich

¢ https://bep.hessen.de/sites/bep.hessen.de/files/2022-11/BEP_2019_Web.pdf
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verausgabt werden sollen, dies aber deutlich ohne erkennbare klare Folgen
im Sinne des Zieles dieses Gesetzes.

Umgekehrt stellen nahezu alle baulichen MaBnahmen der Kommunen, des
Landes (und von Privatpersonen) direkt einen Eingriff in Boden und Umwelt
dar; zumindest alle TiefbaumaBnahmen. D.h. dieser Absatz ist immer
anzuwenden

§7(3) Auchdieser Paragraph hat (,soll“) reinen Appellcharakter.

Da Landesregierung und viele Kommunen gerade mit hoher Prioritat
Wohnungen bauen wollen, miissen sie notwendigerweise gegen diese
Aufforderung verstoRen. Entsprechend kdnnen sie die Vorbildfunktion
schlecht darstellen oder einfordern.

Eine dhnliche Regelung gibt es im Hessischen Bodenschutzgesetz zur
Vorbildfunktion beim sparsamen Umgang mit Fladchen im Eigentum, die seit
Jahrzehnten unbeachtet bleibt, obwohl sie dort wesentlich eindeutiger
formuliert ist:

“Hessisches Gesetz zur Ausfiihrung des Bundes-Bodenschutzgesetzes una
zur Altlastensanierung vom 28. September 2007, hier:

$ 3 Pflichten der 6ffentlichen Hand:

(1) Die Behdrden des Landes, die Gemeinden, die Landkreise und die
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Korperschaften,
Anstalten und Stiftungen des &ffentlichen Rechts haben vorbildhaft dazu
beizutragen, dass die Zielsetzungen und Grundsdtze des § 1 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes und des § 1 erreicht werden.

(2) Bei Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren ist im Rahmen
der planerischen Abwdgung vor der [nanspruchnahme von nicht
versiegelten, nicht baulich verdnderten oder unbebauten Fldchen zu prtifen,
ob eine Wiedernutzung von bereits versiegelten, sanierten, baulich
verdnderten oder bebauten Fldchen moglich ist.”

Ein Umweltschutzgesetz, das seinem Ziel gerecht wird, muss einen
verbindlichen Rahmen fiir (i) Entsiegelung und (ii) Wiederverbinden von
Okosystemen schaffen. Dies erfordert konkret den Rickbau von
Infrastruktur.

Es ist unklar, warum nur Grundstiicke des Landes und nicht auch der
Kommunen einbezogen sind.

§7(4) Auch hier gibt es nur unklare Bestimmungen: “sollen in angemessenem
Umfang...”
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§8

Dieser Paragraph ist unter den Bedingungen des Klimawandels nicht mehr
relevant. Die hier zugrundeliegenden Annahmen sind unhaltbar - konkret
die Vermutung einer stabilen Umwelt, in der jederzeit alle Bedingungen fiir
historisch tiberkommene Strukturen wieder herstellbar seien:

— Heute ist die Umwelt in Hessen nicht stabil, sondern unterliegt einem
beeindruckend schnell ablaufenden Klimawandel, da sich die mittlere
Jahrestemperatur z.Zt. etwa mit 1 bis 1,5 °C je Jahrzehnt verdandert.

-~ Viele Okosysteme werden nicht einfach plétzlich wieder in ihrer
funktionalen Vollstandigkeit wiederkehren, da wesentliche Elemente
nicht mehr existieren (ausgestorben) oder relevante Stoff- und
Energiestrome nicht mehr in der bendtigten Form existieren (N, P, K-
Kreislaufe, Wasserkreislauf, ...).

— Die ,traditionelle Vielfalt landwirtschaftlicher Pflanzen- und
Nutztierarten® gedeiht absehbar nicht mehr einfach so in Hessen,
erhebliche Anteile werden absehbar hier aussterben.

— Klimawandel ist ganz konkret auch Heimatverlust, da
Jidentitatsstiftende Elemente“ bereits heute der Sommerdlrre und
Hitze nicht gewachsen sind oder sie sich gegen neue Arten und
Okosysteme nicht behaupten kdnnen.

Die Bedeutung von Land- und Forstwirtschaft steht auBer Frage. In diesem
Gesetz sollte es um die Frage gehen, welche Formen von Land- und
Forstwirtschaft mit dem Ziel einer nachhaltigen Existenz des Landes Hessen
auf Basis einer fiir menschliche Gesellschaft glinstigen Umwelt vertraglich
sind und wie Land- und Forstwirtschaft dabei unterstiitzt werden kann, diese
Formen umzusetzen. Dies fehlt.

Wasiist ,Kulturlandschaft? Lasst sich diese unter den Randbedingungen des
Klimawandels ,erhalten*? Ist es erstrebenswert, die weitrdumig
ausgesprochen hassliche und in ihren o6kologischen Funktionen arme
aktuelle ,Kulturlandschaft” zu erhalten?

,Historisch gewachsene Kulturlandschaft® ist ein unklarer Begriff, unter den
nahezu alles subsumiert werden kann (als Beispiele Autobahnkreuze als
aktuelle Auspriagung einer historisch gewachsenen Wegekultur?
Schottergarten als aktuelle Auspragung einer lokalen Gartenkultur?).

Die hier formulierte Kritik bezieht sich explizit auch auf die in der
Begriindung zu §1 genannten Ziele. Diese erwecken den Eindruck, als ob sie
in Unkenntnis der aktuellen 6kologischen und klimatologischen Situation in
Hessen formuliert wurden.

Im letzten Absatz der Begriindung wird angegeben, dass dieser Entwurf
explizit auf Sanktionsmoglichkeiten verzichten will - im Widerspruch zum
bindenden europdischen Recht. Damit wird der Appellcharakter deutlich
aufgeweicht, bzw. in sein Gegenteil verkehrt: Eine Verpflichtung ohne jede
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Sanktion bei Zuwiderhandlung ist keine Verpflichtung. Ein Gesetz, das nicht
durchgesetzt werden soll, ist kein Gesetz.

Hier ware spannend zu erfahren, ob es iberhaupt Handlungen in der Land-
und Forstwirtschaft gibt, die nicht mit diesem Gesetz in Einklang stehen
sollen.

Um der in der Begrindung zum Allgemeinen Teil ausdricklich
angesprochenen Vorbildfunktion der Landesverwaltung gerecht zu werden
sollte in 88 Abs. 2 nicht, ein in der Begriindung wortlich so bezeichnet “mildes
Mittel” im Vergleich zu den Gesetzesentwiirfen der Europdischen
Kommission eingesetzt werden. Vielmehr sollte das Gesetz beispielhaft
vorangehen und Uber die genannten Gesetzentwirfe hinausgehen. Dies
ware eine Moglichkeit, den mehrfach erwdhnten Aspekt der
“Vorbildfunktion” mit so etwas wie einer Handlung zu unterfittern..

§8(2)

Ist eine ,kann“ Bestimmung und erfiillt damit kein Ziel..

§9

Offensichtlich, kann entfallen:

Eine Biodiversitatsstrategie ware die Grundlage, auf der alle Aktivitaten des
Landes zur biologischen Vielfalt beruhen. Da diese Aktivitaten - wie dieses
Gesetz dokumentiert - keine gemeinsame Grundlage zu haben scheinen und
verbindliche Handlungsgrundlage haben, gibt es im engeren Sinne keine
Strategie. Das Anfertigen solcher Papiere stellt daher vermutlich eher
die folgenlos gedachte Beschiftigung von Landesangestellten dar.

§10

Das gibt es schon jahrlich und soll jetzt auf dreijahrlich reduziert werden:

https://lumwelt.hessen.de/infomaterial/hessischer-biodiversitaetsbericht-
2021

§11

Dies enthalt keine Regelungen, die dem Ziel des Gesetzes dienen. Es kann
entfallen.

Im Landschaftsprogramm werden Naturschutz und Landschaftspflege unter
besonderer Woirdigung von Klimaschutz und Klimaanpassung
zusammengefasst. Dann kann dies Uber eine Benehmensregelung in den
Landesentwicklungsplan einflieBen (vgl. S. 49 Ausfiihrungenzu § 11).

Benehmen heil3t: Du schreibst Dir die Finger wund und Dir wird geantwortet
,Zur Kenntnis genommen®. Das Belang ist in der Abwégung rausgeflogen.
Kein Einvernehmen erforderlich.

§12(1)

Wozu wird hier eine unvollstindige Liste an Beispielen eingefligt? Im
BNatSchG gibt es bereits eine Definition. Solche Klarstellungen gehéren
eher in Verordnungen.

Die Einfuhrung von “Natur auf Zeit” als Begriff ist hier sicher dem rechtlich
Ubergeordneten “Flachenverbrauch” geschuldet, den dieser Gesetzentwurf

B N T
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nicht regeln, aufhalten oder (erst dann wére es mit den Zielen vereinbar)
umkehren will. In der Logik dieses Entwurfs kann und wird die gesamte
hessische Landesflache absehbar “verbraucht” werden. Daher existiert die
gesamte “Natur” in Hessen in der Logik dieses Entwurfs nur noch auf Zeit.

§13(2)

Der Text im Bundesgesetz an der Stelle lautet

"Ersetzt ist eine Beeintrachtigung, wenn und sobald die beeintridchtigter
Funktionen des WNaturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in
gleichwertiger Weise hergestellt sind."

Hier wird explizit gestattet, einen Ausgleich flir eine Beeintrachtigung in
grolBer Entfernung von dieser durchzufihren. Die jetzige Formulierung
erlaubt einen Radius von etwa 20 km bis 60 km um die Beeintrachtigung, je
nach Lage der Flache. Das BNatSchG verlangt bewusst den Ausgleich in
unmittelbarer Nahe, um Uber die Verknappung von moglichen
Ausgleichsflaichen einen Druck aufzubauen, nach anderen weniger
beeintriachtigenden Méglichkeiten zu suchen.

Inwieweit dkologische Funktionen weit aul3erhalb der Reichweite nahezu
aller betroffenen Arten “ersetzt” werden kénnen, erschlieBt sich uns nicht.
Wie tauschen sich dann Wirkungen und Individuen Utber die hier moglichen
sehr weiten Entfernungen aus? Da dies zumindest im Widerspruch zum
Stand von Wissenschaft und Forschung ist, wéare eine fachlich belastbare
Begriindung gefordert, welchen Zweck solche MaRnahmen dann noch
bieten.

Beeintrachtigungensind in den meisten Fallenirreversible Zerstérung durch
Beseitigung von Okosystemen, Verdichtung von Boden, Zerschneiden von
Okosystemen usw.

Da dieser Absatz sehr offensichtlich das Ziel und den Zweck des
Bundesrechtes aushebelt oder unmoglich macht, ist zu klaren, ob diese
Vorschrift juristisch haltbar ist.

Da diese Formulierung den Flachenverbrauch in Hessen beférdert, und die
weitere Verschlechterung des Zustandes der Natur, von Okosystemen und
des Bodens vereinfacht, steht er in direktem Widerspruch zu Art 20a GG. Es
ist dringend zu prifen, ob diese Vorschrift juristisch haltbar ist.

Ausgleichsmalinahmen zu akkumulieren und zu bindeln kénnte dann mit
den Zielen von Art 20a GG und BNatSchG vereinbar sein, wenn dadurch
grolle zusammenhidngende Flachen frei von Zerschneidungen und
Versiegelung entstehen und Flachenverbrauch umgekehrt wird: Wenn also
die AusgleichsmalBnahme konkret die Entfernung von StralRen ist.

10
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§16

Ist das Konzept der Ausgleichsmafl3nahme konzeptionell ausgereift? Werden
Ausgleichsflachen anschlieBend dauerhaft als Tabu angesehen? Wie gehen
wir damit um, wenn grolRere Anteile der Landesflache als relevante
dauerhaft geschiitzte Ausgleichsfliche belegt sind? Gabe es andere
zielfihrende Moglichkeiten, Ausgleiche zu schaffen?

Eine Moglichkeit ware, dass es umgekehrt nur ein fixes Kontingent der
Landesflache gibt, das fur Eingriffe zur Verfligung steht. Diese Flachen
kénnten dann gehandelt werden.

Der Gedanke dieses Paragraphen lduft dem Grundsatz der ,Freiwilligkeit” in
§20 entgegen. Wenn jede ,freiwillige® MalRnahme zugleich monetarisiert
werden kann, dann ist sie nicht ,freiwillig”, sondern die Grundlage eines
Geschéaftsmodells. Die Kernaussage ist: Spare glinstig Punkte an, um dir
spater richtig Naturzerstdrung génnen zu kénnen.

§17

Hier wire zu klaren, ob eine solche Agentur Treibhausgas-
,Kompensationen“ auf der Basis nachvollziehbarer Regeln und belastbarer
Effekte bearbeitet. Ob es einer Agentur fiir ,Okopunkte” bedarf, hiangt an
der Sinnhaftigkeit dieser ,Okopunkte®.

§18

Die Ausfihrungen auf Seite 50 des Entwurfs stimmen nicht. Einschlagig ist
das Gentechnikrecht des Bundes:

"§ 14 Freisetzung und Inverkehrbringen (1) Einer Genehmigung der
zustindigen Bundesoberbehdrde bedarf, wer 1. gentechnisch verdnderte
Organismen freisetzt"

Also, wenn Du die Genehmigung vom Bund hast, kannst Du verandertes
Saatgut ausbringen, klar auch in Hessen.

§19

Es ist unklar, welcher Zusatznutzen gegentiber BNatSchG §59 erzeugt wird.

Offensichtlich wiirde es genligen, existierende Regularien einfach
umzusetzen.
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§20

Wenn es etwas gibt, von dem wir wissen, dass es die Ziele dieses Gesetzes
nicht erreicht, dann sind es freiwillige MaBnahmen: Nach nunmehr Giber 50
Jahren Fokus auf freiwillige MaBnahmen ist der Erfolg im Umweltschutz und
beim Klimaschutz weiterhin nicht vorhanden.

In diesem Paragraphen geht es offensichtlich nicht um freiwillige
MafRnahmen, sondern um bezahlte kurzzeitige MalBnahmen, bei denen ein
monetarer Nutzen fur den Eigentliimer im Vordergrund steht. Nach Ablauf
der Bezahlung entfallt jede Beschrankung, d.h. solche MalBnahmen kénnen
im besten Falle Zerst6rung Gber einen gewissen kurzen Zeitraum verzogern.
Es entsteht ganz konkret das Incentive, Geschiaftsmodelle aufzubauen, mit
denen die Allgemeinheit ausgehend von solchen MalRnahmen zur
dauerhaften Zahlung erpresst wird (“wenn lhr nicht zahlt, bagger ich halt
alles weg”).

Inwieweit hier (unzuldssige) Subventionen eingefiihrt werden, wéare zu
prufen.

In der Logik dieses Paragraphen und seiner Begriindung wird der Artikel 14
(2) GG[8] ausgehebelt:

JArt 14

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewdhrleistet. Inhalt una
Schranken werden durch die Gesetze bestimmt.

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der
Allgemeinheit dienen.”

Die soziale Verantwortung des Eigentiimers und freiwilliges Handeln im
Sinne der Allgemeinheit werden nicht geordnet, ja nicht einmal benannt.
Stattdessen wird Eigentum als zusatzliche Méglichkeit installiert, um fir zu
erwartende Handlungen unberechtigte zusitzliche Rentenzahlungen zu
erhalten. Dies ist in der Logik der Externalisierung von Kosten und der
Privatisierung aller Gewinne zu sehen, einer Logik, die zumindest wesentlich
zur aktuellen Klima- und Biodiversitatskrise beigetragen hat.

Der Paragraph in seiner jetzigen Form tragt daher nicht zu den Zielen des
Gesetzes bei. Es ist zu klaren, ob die Schutzziele des Gesetzes besser mit
einfachen, klaren Regeln zu erreichen sind oder in dem das Gesetz entfillt.

§21 bislnder Praxisist esin aller Regel so, dass Verfahren zur unter Schutz Stellung

§23

von Flachen tunlichst vermieden werden. Wir haben schiitzenswerte Arten
wie Steinkrebse oder Schlammpeitzger, Bachneunaugen, seltene Amphibien
auBBerhalb von FFH-Gebieten und diese Schutzgebietsausweisung mit den
EU-rechtlichen Einschrankungen und Meldepflichten tut sich die zustandige
Naturschutzbehérde nicht an.

D.h. hier ist zuerst zu klaren, ob dies tGiberhaupt seitens der Landesregierung
gewollt ist. Gesetze, die nicht umgesetzt werden, sind unnétig.

12
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§25(2)

Siehe auch die Diskussion zum §20. Warum ist dies einem Eigentlimer nicht
zuzumuten? Warum ist es Aufgabe der Allgemeinheit, wenn ihr daraus kein
Nutzen entsteht?

§27

Hier fehlen alle Aspekte von Klimaschutz (Kohlendioxid und
Methanemissionen von Mooren), Klimaanpassung wird im Ansatz benannt.

§27(1)

Was ist die Definition der ,Leistungsfahigkeit” eines Moores? Dieser Begriff
bendtigt eine Definition, damit der Paragraph einen Sinn bekommt.

§28

Warum ist dies auf wenige explizit definierte Flachen beschrankt?

Die Entwicklung naturnaher Flussauen wird schon mit Blick auf trockene
Sommer und Starkregenereignisse dringend benétigt. Diese Tatigkeit wiirde
hier in Hessen also vorrangig umfassen die Umkehrung der wasserbaulichen
MafRnahmen zur Kanalisierung, Begradigung, zur Festlegung der Sohle von
FlieBgewassern durch Felsbetten oder Beton, die Festlegung der Ufer von
FlieBgewassern durch Steinverbauung, Spundwinde, Beton usw., die
Entfernung von Totgewassern, Alt-Armen, Maandern, Prall- und Gleitufern,
die Eindeichung von saisonalen Uberflutungsbereichen, die vormals Wiese
oder Auwald waren, und weitere bauliche MalRnahmen, die unsere heutige
JKulturlandschaft” erschaffen haben.

Dabei ist klar, dass diese Ziele mit den Gberkommenen Vorstellungen des
bisherigen Hochwasserschutzes in Konflikt geraten: Alle hessischen Deiche
sind fiir gewisse Bemessungshochwasser ausgelegt, d.h. bei Uberschreiten
des Bemessungshochwassers werden sie zwangslaufig katastrophal
versagen.

Ein Hochwasserschutz, der mit Naturschutz im Ansatz verbunden werden
kann, fokussiert auf die Renaturierung von Gewassern, die Ausweitung von
Uberflutungsflichen, die Entfernung von gefdhrdeter Infrastruktur
einschlieRlich Wohngebaude, StraRen usw.

Da Hochwasserrisiken allgemein bekannt und langfristig dokumentiert sind,
ist zu prifen, inwieweit die heute gefahrdete Infrastruktur auf fahrlassiges
oder grob fahrlassiges Verhalten zuriickzufiihren ist.

§30

Grundsatzlich ist dies notwendig und anzustreben - siehe Einfihrung.

In (2) wird als Ziel nur eine Obergrenze angegeben, d.h. das Ziel ist auch bei
0% erreicht. Damit hat dies keine Verbindlichkeit; eine verpflichtende
Untergrenze ist anzugeben, damit dieser Paragraph einen Zweck bekommt.

13
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§30(3)

,Soll“ erzeugt keine verbindliche Regelung.

(3) bleibt unklar, da nicht quantifiziert, was ,groRe unzerschnittene Gebiete*
meint. Unser Vorschlag wire 1000 km? ganzlich ohne jede gepflasterte oder
verdichtete Infrastruktur als untere Grenze anzusetzen. Der Begriff
,weitgehend" ist nicht definiert. Umfasst ,weitgehend“ auch den Betrieb von
Flughafen, Autobahnen usw.?

§33

Dieser Paragraph geht in dieser Form von einem stabilen Klima und stabilen
Okosystemen aus. Dies ist nicht mehr gegeben, d.h. fiir einen nicht
unerheblichen Teil der heute in Hessen verbreiteten Artenist absehbar, dass
sie hier nur noch sehr begrenzt oder nicht mehr lebensfahig sind. Dies ist bei
einer Bewertung mit zu berticksichtigen.

Wildlebende Tier- und Pflanzenarten werden nicht in einzelnen,
unzusammenhadngenden Schutzgebieten erhalten, sondern in einem
Netzwerk an zusammenhangenden Biotopen. Die Zerstlickelung Hessens in
unzusammenhadngende Biotope ist ein wesentlicher Grund fir die
Gefahrdung vieler Arten insbesondere solcher Arten,

— die zwischen unterschiedlichen Biotopen wechseln im Laufe ihres
Lebens,

— die in einem einzelnen Flicken keine ausreichende Populationsstarke
aufweisen, um langfristig stabil sein zu kénnen (Inzucht), oder

— bei denen bereits absehbare Verianderungen die Lebensgrundlage in
heutigen Schutzgebieten entzieht, die jedoch kaum oder nicht wandern
kénnen.

Insbesondere bei wandernden Arten ist die Zerstiickelung der Landschaft
durch Infrastruktur, Stral3en, Siedlungen, groRe Monokulturen usw. eine
wesentliche Ursache ihrer Gefahrdung. Benétigt wird hier ein Riick- oder
Umbau der heutigen automobil optimierten ,Kulturlandschaft” hin zu einem
biologischen Netz, also die Idee von §30 ernsthaft umgesetzt.

§34

Zu ,Freiwilligkeit“ als ungeeignete Vorgehensweise, siehe Diskussion von
§20.

Ehrlicher wére es, hier zu schreiben, dass das Land keine rechtliche
Handhabe sieht, erléschende Arten, Artenverbiinde oder Biotope zu
schitzen.

§37(8)

Der Begriff der “invasiven” Art ist ein Relikt nationaler Weltanschauung, er
tragt keine 6kologisch sinnvolle Bedeutung.

Unter Bedingungen des Klimawandels ist es notwendig, dass neue Arten
nach Hessen einwandern, um neue und klimaangepasste Okosysteme zu
bilden, die einen Ersatz fiir hier klimatisch nicht mehr lebensfahige Arten und
Strukturen bieten (s.u.).
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§37(9)

Unnotiges Zitat eines anderen Gesetzes.

§36

Siehe auch die Initiative des Bundes zur Beschleunigung des Ausbaus der
Windkraft. In Hessen weisen ca. 20 % der Landesflache ein ordentliches
Potential fir die Aufstellung von WKAs auf. Dies ist auch notwendig, um die
Ziele einer Energiewende in Hessen realistisch umsetzen zu kdénnen
(HKlimaG, HEnergieG).

§38

Wir verstehen (1) so, dass hier ein vages Ziel vorgegeben wird, das
insbesondere flir beliebigen Strallen-Neu- und Ausbau jederzeit
hintangestellt wird.

Umgekehrt wire es notwendig, Zerschneidungen (z.B. durch bestehende
StraRen oder groRflichige intensive Nutzung) aufzulésen - also der
Ubergang zu einer historischen Kulturlandschaft. Dies kann durch den
Rickbau von StraB3en, die Entsiegelung von Flachen, die Vernetzung von
Biotopen durch Hecken und anderen Biotopformen erreicht werden.
Querungshilfen kénnen hier eine weitere Moéglichkeit darstellen.

In (2) geht es nur ums ,soll“, dies sind also keine belastbaren Regeln.

Warum in (3) Entschidigungen zu zahlen sind, entzieht sich unserer
Vorstellung: Rastplatze von durchziehenden Voégeln stellen die
urspringliche Nutzung dar; der Eigentiimer hat seine Nutzungsform zumeist
nachtraglich und immer in Kenntnis der Sachlage eingerichtet - zumindest
fahrlassig, oft grob fahrlassig.

Begriffe

Der Entwurf verwendet viele nicht definierte Begriffe. Damit erzeugt er Unklarheitin
der Anwendung.

Als ein Beispiel ist der Begriff der Kulturlandschaft nicht geklart und kann damit alles
meinen, insbesondere auch Autobahnen oder vollversiegelte Siedlungsraume, die
Tradition des Schottergartens usw. Der Begriff ist zu klaren oder zu streichen.

Inwieweit die intensive Verwendung von nicht definierten, unklaren oder
unbestimmten Rechtsbegriffen den Gesetzentwurf wegen fehlender Bestimmtheit
soweit beschidigt, dass er insgesamt und nicht nur in einzelnen Abschnitten gegen
das Rechtsstaatsprinzip versto3t, haben wir nicht gepriift.

Sprache

Die Sprache von Gesetzen ist die der Klarheit. Im Kern geht es um eindeutige Regeln:
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a. Diese legen fiir die Landesverwaltung und kommunale Verwaltung auf allen
Ebenen Rahmen fest, mit denen nachhaltiger Umweltschutz gelingt - dies
unter Beriicksichtigung der oben genannten Ziele.

b. Regeln, die vorschreiben, wie bei Abwagungen von Rechtsgltern zu
verfahrenist,

c. Regeln, die den Umgang von Menschen untereinander direkt oder indirekt
festlegen. Die Beeintrachtigung, nachteilige Veranderung oder Zerstérung
von Umwelt und Okosystemen, entweder direkt oder indirekt, stellt zugleich
eine Form des Eingriffs in die Rechte anderer dar. Einmal, da so Mitmenschen
Ressourcen genommen werden, die fir sie direkt oder indirekt von
Bedeutung sind. Zum zweiten, wenn durch diese Handlung gesundheitliche
Folgen von Mitmenschen direkt oder indirekt verursacht werden. Auch aus
diesem Grunde ist der Fokus auf “Freiwilligkeit” im Entwurf absurd und darf
als Taterschutz angesehen werden.

Der Entwurf ist in seiner jetzigen Form im besten Falle als allgemeine
Willensbekundung aufzufassen: Das Land ,wirkt darauf hin“ (§1), statt geeignet zu
handeln. Die umféangliche Verwendung von ,soll“ in zumeist nicht eindeutig
adressierten Paragraphen ist die aktive Vermeidung von Klarheit oder Relevanz. Er
zeichnet sich durch eine Vielzahl von rein appellativ formulierten Paragraphen aus,
die auch wegfallen kdnnen.

Der Fokus auf ,freiwilliges“ Handeln als diffus angedachte, auch mégliche Option von
Einzelnen und Organisationen, deren aktives Vermeiden oder Hintertreiben aber
gebilligt, ausdricklich in Kauf genommen oder eigentlich in dieser Form geférdert
wird, vermeidet Regelung. All dies schafft im besten Falle eine umfangreiche
Textmenge mit wenig Konkretem.

Inwieweit hier der Rechtsgrundsatz der VerhaltnismaBigkeit staatlichen Handelns
noch gegeben ist, wurde nicht gepriift.

Grundannahmen

Wie herausgearbeitet, geht der Entwurf davon aus, dass der Schutz von Biodiversitat
und von Okosystemen (und die weiteren in §1 genannten Ziele) unter den
Rahmenbedingungen des Klimawandels auf immer kleineren und immer weiter
zerstlickelten Flachen moglich sei. Der Entwurf akzeptiert den fortschreitenden
ungebremsten Flachenverbrauch als gegeben. Er geht davon aus, dass Arten in
kleinen Restflachen dhnlich Zoos zu schiitzen sind.

Er geht davon aus, dass es auch unter den Randbedingungen des schnell ablaufenden
Klimawandels moglich und wiinschenswert ist, nur historische Okosysteme und
historisch vorhandene Arten erhalten zu kénnen und nur mit diesen die Ziele aus §1
zu erreichen.

Diese Grundannahmen sind falsch.
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Konkrete Folgen des Gesetzes in der
jetzigen Form

Es entsteht der Eindruck, dass dieser Entwurf im Wesentlichen dazu dient,
regulatorische Vorgaben der EU und des Bundes aufzuweichen oder auszuhebeln.

In der Begriindung wird dies mehrfach deutlich benannt. Klare sanktionierte
Regelungen sollen in “freiwillige” MaBnahmen Uberfiihrt werden, die jedoch
offensichtlich nicht “freiwillig” sind, wenn sie zusatzlich mit Férdermaoglichkeiten, also
Rentenzahlungen versehen werden.

Bei Verabschiedung dieses Entwurfs wiirden Widerspriiche zwischen EU- und
Bundesrecht auf der einen und Landesrecht auf der anderen Seite entstehen. Soweit
dies bereits durch etabliertes Recht (Bundesrecht vor Landesrecht etc.) entschieden
ist, ware das Gesetz schlicht unnétig. An anderen Stellen verwirrt dies im besten Falle,
schafft weitere Rechtsunsicherheit und verkompliziert Verwaltungshandeln.

Klimawandel

Es fehlen Regelungen zum Umgang mit einwandernden Arten. Aktuell hat Stidhessen
etwa das Klima, das historisch so in Bologna zu finden war. Es ist also zu erwarten:

— Dass neue Arten in erheblichem Maf3e nach Hessen einwandern, da (i) die
Bedingungen fir sie gut geeignet sind und (ii) heute noch vorhandene Arten
dann hier nicht mehr konkurrenzfahig sind.

— Dass Land- und Forstwirtschaft, Gartenbau und Parkgestaltung, sowie die
Aufrechterhaltung von Okosystem-Leistungen einwandernde und neue
Arten benétigt.

Der Begriff der “Invasiven” Arten hier vollig ungeeignet. Er geht (noch) davon aus,
dass “gebietsfremde” Arten zu vermeiden seien, da sie das (iberkommene Bild von
Natur storen. Hier wird es geeignete Kategorien und Regelungen brauchen, die helfen
zu entscheiden, welche Arten aktiv einzuflihren sind, welche Arten bei ihrer
Wanderung nach Hessen zu unterstiitzen sind und welche Arten ggf. aufgrund ihres
Gefahrdungs-Charakters daran zu hindern sind. Gefdahrdend sind insbesondere
toxische Arten, Vektoren fir Infektionskrankheiten, sowie Krankheitserreger.
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DVL e.V. | Oberdorfstr. 23 | 35447 Reiskirchen

Die Vorsitzende des Ausschusses fiir Umwelt, Klimaschutz.
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

per E-Mail

02.03.2023
Stellungnahme zum Gesetzentwurf des HeNatG (Drucksache 20/10374)

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns als DVL e.V. fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme und zurAnhé-
rung zum neuen HeNatG im ULA am 08.03.2023.

Inhaltlich beschranken wir unsere Stellungnahme entsprechend unserer Belange auf
Hinweise und Vorschldge zu § 55 (Landschaftspflegeverbédnde) und § 53 (Daten-

schutz).

Vorbemerkungen

Der Deutsche Verband fiir Landschaftspflege e.V. (DVL e.V.) ist die Dachorganisation
der drittelparitdtisch organisierten Landschaftspflegeverbédnde (LPV) in Deutschland.
Er vertritt 190 Landschaftspflegeverbdnde und -organisationen.

Seit 2010 sind LPV fur die Ausfihrung von NaturschutzmaBnahmen als Umsetzungs-
partner der zustdndigen Behdrden gesetzlich im Bundesnaturschutzgesetz verankert
(BNatSchG § 3 Abs. 4).

Seit 2019 ist der DVL in Hessen mit einer Koordinierungsstelle vertreten, um die
Grundungen neuer Landschaftspflegeverbdnde sowie die Arbeit der bestehenden
Landschaftspflegeverbande zu unterstitzen. Die Koordinierungsstelle wird Gber eine

Projektférderung durch das HMUKLYV finanziert.

Hintergrund

Das zentrale Alleinstellungsmerkmal eines LPV ist der freiwillige und gleichberech-
tigte, drittelparitadtische Zusammenschluss von Naturschutzverbanden, Kreisen &
Kommunen sowie Vertretern der Landwirtschaft in einem gemeinniitzigen Ver-

ein. Diese Drittelparitat bildet die Vertrauensbasis fiir eine erfolgreiche Arbeit.

Deutscher Verband fiir
Landschaftspflege

DVL-Koordinierungsstelle Hessen

OberdorfstraBe 23
35447 Reiskirchen

Tel. 06408/96 978-28
Fax 06408/96 978-28

info@dvl.org
www.dvl.org

Ihr Ansprechpartner
Dr. Dietmar Simmering
Landeskoordinator

Durchwabhl:

E-Mail:
d.simmering@dvl.org

Homepage:
hessen.dvl.org

Bankverbindung

Sparkasse Ansbach, IBAN:

DE53 7655 0000 0000 2045 94
SWIFT-BIC: BYLADEM1ANS

Vorsitzende

Maria Noichl MdEP
Am Neubau 1
83022 Rosenheim
Tel. 0981/1800 99-0

Stellvertretende Vorsitzende
Florian Meusel

Dipl.-Ing. agr.

Rennsteigstr.23

98678 Sachsenbrunn

OT Friedrichshéhe

Tel. 036704/70990

Ute Grothey
Dipl.-Ing. agr.
Sonnenbreite 1
37075 Gdttingen
Tel. 0551/5313703
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LPV-Forderung in Hessen seit 2020

In Hessen sind Landschaftspflegeverbande in einigen Landkreisen schon seit den friihen 1990er
Jahren aktiv und als professionelle und erfolgreiche Akteure im Naturschutz anerkannt (Wetterau,
Rheingau-Taunus, GieBen, Main-Kinzig, Main-Taunus). Ihre wesentlichen Aufgaben sind die Vorberei-
tung, Begleitung der Ausfiihrung sowie die Evaluation von MaBnahmen der Landschaftspflege und
des Naturschutzes.

Um das bewdhrte ,Miteinander” in den LPV - den kooperativen Naturschutz - fiir ganz Hessen auszu-
bauen, unterstltzt die Landesregierung nach erfolgreichen Pilotprojekten seit 2020 die Finanzierung
von Landschaftspflegeverbanden mit einer Forderrichtlinie’. Ziel der Richtlinie ist, den Betrieb jeweils
eines LPV in jedem hessischen Flachenlandkreis zu ermdglichen.

Durch die Finanzierung von Personal- und Sachkosten im Umfang von jahrlich 150.000 bis 200.000 €
werden die LPV mit ihrem hauptamtlichen Personal in die Lage versetzt, wichtige Aufgaben im Natur-
schutz zu Ubernehmen — insbesondere bei der Umsetzung der Natura 2000-Richtlinie und der Hessi-
schen Biodiversitatsstrategie.

Die bisherigen Erfahrungen der bereits mit der Richtlinienforderung arbeitenden LPV sind ganz liber-
wiegend sehr positiv. Seit 2020 konnten in enger Abstimmung mit den Bewilligungsbehdrden in den
Regierungsprasidien (Obere Naturschutzbehdrden (ONB)) und den kommunalisierten Dienststellen
der Agrarverwaltungen zahlreiche neue Naturschutzprojekte vorbereitet und umgesetzt werden.

Zur Umsetzung der MaBnahmen wird auf bestehende Fordertdpfe zurlickgegriffen (Natura 2000,
GAK-Mittel, GENAU-Umweltlotterie, Biodiversitatsstrategie, IKSP), so dass die Arbeit der LPV den Mit-
telabfluss in den Férderprogrammen verbessert und substanziell dazu beitragt, die Naturschutzmittel
.in die Flache” zu bringen.

Entsprechend der ,Kooperationsvereinbarung Landwirtschaft und Naturschutz in Hessen 2021 sollen

LPV kunftig weiterhin auch eng in die Biodiversitatsberatung eingebunden werden.

! Richtlinie des Landes Hessen zur Férderung von Landschaftspflegeverbanden” vom 24. August 2020; Staats-
anzeiger Nr. 39 vom 21.09.2020, Seite 967.

Das Land Hessen stellte fir die Naturschutzprojekte von LPV von 2017 bis 2019 ca. 1,3 Millionen Euro zur Verfi-
gung. Im Zusammenhang mit der neuen Forderrichtlinie wurden die Landesmittel seit 2020 erhoht auf insge-
samt 2,7 Millionen Euro in 2021. Mit dem Ausbau der LPV in sollen die Férdermittel in den kommenden Jahren
bis auf 4,3 Millionen Euro angehoben werden (vgl. Hessischer Biodiversitatsbericht 2021).
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Stand der LPV-Neugriindungen in Hessen (siehe Abbildung)

Motiviert durch die Mdglichkeiten der Férderrichtlinie, bildeten sich in vielen Landkreisen Initiativen
zur Griindung von LPV. Bereits bestehende Initiativen erhielten den nétigen Riickenwind. LPV-Griin-
dungen kénnen nicht ,verordnet” werden, sie miissen "von unten" erfolgen. Die Akteure der drei
Gruppen missen sich freiwillig zusammenfinden. Hierfiir braucht es vor Ort den nétigen politischen
Willen und engagierte Personen, die die aufwandige Vereinsgriindung vorantreiben und koordinie-
ren. Dies erfordert nicht selten Uberzeugungskraft, eine umsichtige Vorgehensweise und Ausdauer.
Unterstiitzung erhalten die Griindungsinitiativen dabei von der DVL-Koordinierungsstelle.

Die treibenden Krafte hinter den LPV-Griindungen kommen aus den Landwirtschafts- oder Natur-
schutzverwaltungen, der Kreispolitik, dem Ehrenamt, aus kommunalen Zweckverbanden oder aus Lo-
kalen Aktionsgruppen (LEADER).

Die erste Neugriindung erfolgte 2020 nach langer Vorbereitung im Kreis GroB-Gerau. Im Jahr 2021
folgten die Landkreise Kassel, Marburg-Biedenkopf und Hersfeld-Rotenburg, 2022 folgten der
Schwalm-Eder-Kreis, der Kreis BergstraBe, der Odenwaldkreis und Darmstadt-Dieburg.

Mit den acht Neugriindungen existieren bereits jetzt 17 forderfahige Landschaftspflegeverbéande in
Hessen. Die Neugriindungen sind bereits Gberwiegend in die Arbeit eingestiegen, auch wenn die Ein-
tragungen ins Vereinsregister und die Personalgewinnung teilweise sehr zeitintensiv sind. Weitere
LPV-Griindungen in den Kreisen Offenbach, Limburg-Weilburg sowie im Vogelsbergkreis sind in Vor-

bereitung.

Anmerkungen zum § 55 im neuen HeNatG

Mit § 55 wird im neuen HeNatG die Forderung von LPV in Hessen gesetzlich im Landesrecht veran-
kert. Das Land Hessen folgt damit dem Beispiel der Bundeslander Bayern (BayNatSchG Art. 5), Baden-
Wiirttemberg (hier: Landschaftserhaltungsverbande; BW NatSchG § 65) und Nordrhein-Westfalen
(hier: Biologische Stationen, LNatSchG NRW § 71).

Der DVL e.V. als Interessensvertretung begrii8t diesen Schritt auch im Namen der hessischen Land-
schaftspflegeverbande ganz ausdriicklich! Die rechtliche Verankerung einer Landesférderung fiir
LPV in allen Landkreisen ist ein wahrer Meilenstein, der fiir mehr erfolgreichen Naturschutz in

der Fliche sorgen wird!
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Folgende Anmerkungen und Vorschlage mochten wir hierzu jedoch vorbringen:

1. Ziel und Umfang der LPV-F6rderung: Ein Kritikpunkt ist im Wortlaut des § 55 zu sehen.
Dieser lasst leider den gesetzlich vorgesehenen Umfang der LPV-Forderung géanzlich offen.
Die verldssliche Aussicht auf eine kontinuierliche und - wie derzeit - existenzsichernde
Forderung der LPV durch das Land Hessen ist aber u. a. entscheidend, um das benétigte,
hoch qualifizierte Personal zu gewinnen und dauerhaft zu binden.

Auch wenn die Férderung stets im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel erfolgen wird,
fehlt im § 55 die Zielsetzung der Férderung. Diese wird in der LPV-Richtlinie hingegen klar
formuliert: ,Ziel des Férderprogrammes ist der hessenweite Betrieb von 21 LPV auf Landkreis-
ebene.” Wir verstehen das in der Richtlinie formulierte Ziel der Landesregierung bisher dahin-
gehend, dass die Forderung tatsachlich dauerhaft einen substanziellen Beitrag zum Betrieb
von bis zu 21 LPV leisten soll. Leider fehlt diese Klarstellung im Gesetzestext.

Wir wiirden es daher begriien, wenn in § 55 verdeutlicht werden konnte, dass die finanzi-
elle Férderung von LPV dauerhaft und in einem substanziellen Umfang erfolgen soll.
Weiterhin sollte im Text zu § 55 auch der Bezug zur Forderrichtlinie verdeutlicht werden.
Diese wird bislang in der Begriindung zu § 55 erwahnt, aber nicht im Gesetz.

Analog zu § 71 LNatSchG NRW waére daher unser Vorschlag, im § 55 HeNatG folgende For-
mulierung zu verwenden:

.Das Land Hessen unterstiitzt die Landschaftspflegeverbdnde dauerhaft finanziell bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach MaBBgabe der Richtlinie des Landes Hessen zur Férderung

von Landschaftspflegeverbénden.”

2. Personalmangel in den Agrarverwaltungen: LPV kdnnen und dirfen keine hoheitlichen
Aufgaben Gbernehmen. Die Bewilligung, Abwicklung und Verwaltung der MaBnahmen und
ggfs. Vertrage ist und bleibt Aufgabe der fiir die Natura 2000-Gebiete verantwortlichen
Landwirtschaftsverwaltungen und der ONB.

Das Erfolgsrezept der LPV liegt in der Initiierung, Konzeption, Begleitung und Umsetzung von

NaturschutzmaBnahmen und ist die Ndhe zu den Akteur*innen vor Ort.
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Insbesondere im Bereich Natura 2000-Management, aber auch bei der Projektakquise fir die
Mitgliedskommunen fiihrt die Arbeit erfolgreicher LPV somit zur Umsetzung von vielen zu-
satzlichen MaBnahmen, die anschlieBend auch von den zustandigen Dienststellen der Agrar-
verwaltungen und der ONB bearbeitet werden miissen.

Die bisherigen Erfahrungen haben dabei gezeigt, dass die Kooperation zwischen den LPV,
den ONB und den Landwirtschaftsverwaltungen in der Regel sehr konstruktiv und erfolgsori-
entiert verlduft.

Immer haufiger tritt allerdings der Fall ein, dass die Dienststellen der kommunalisierten Ag-
rarverwaltungen den durch die LPV entstehenden Mehraufwand trotz sehr groBer Bemuhun-
gen und Engagements mit dem vorhandenen Personal nicht mehr leisten kdnnen und teil-
weise bereits deutlich Uber ihrer Belastungsgrenze arbeiten.

Dies flihrt dazu, dass teilweise jetzt schon von den LPV angestolBene und vorbereitete Pro-
jekte sowie mogliche Vertrage mit Landwirten ,ausgebremst” werden, weil sie seitens der
Landwirtschaftsverwaltungen nicht mehr fachlich abgestimmt und bearbeitet werden kon-
nen. Dies fihrt im Ergebnis zu weniger Naturschutz auf der Flache und zu groBer Frustration
bei allen Beteiligten.

Wir mochten daher unbedingt empfehlen, dass das Land Hessen Wege findet, die Landwirt-
schaftsamter in den Fachdiensten Landschaftspflege personell zu starken und so zu entlas-
ten, dass diese ihre umfangreichen Aufgaben insbesondere im Natura 2000-Management
angemessener erflllen kdnnen.

Ein Vorbild kann hier das Land Baden-Wirttemberg sein, wo die Landwirtschaftsverwaltun-
gen der Landratsamter seitens des Landes mit sogenannten ,Spiegelstellen” ausgestattet
wurden, als vor ca. 10 Jahren die Landschaftserhaltungsverbande flachendeckend etabliert

wurden.

Datenschutz (auch zu § 53): Der unter 2) dargelegte Mehraufwand fur die Behorden, der
durch die Arbeit der LPV entsteht, wird nicht zuletzt durch die aktuell vorgegebene Handha-
bung des Datenschutzes in den Verwaltungen verursacht.

Ein Beispiel: Fir die Planung und Abstimmung von Naturschutzprojekten ist die Kenntnis der
Bewirtschafter oder Eigentiimer von Landwirtschaftsflachen natirlich zwingend erforderlich,

um die Personen ansprechen zu kénnen.
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Namen und Anschriften der Bewirtschafter diirfen jedoch als personenbezogene Daten nach
Auffassung der Agrarverwaltung nicht ohne vorherige Einverstandniserklarungen an Dritte
(LPV) Gbermittelt werden. Das Einholen der schriftlichen Einverstandniserklarungen durch die
Verwaltungen ist — angesichts der haufig kleinstrukturierten Landschaften (und Besitzverhalt-
nisse) und dementsprechend sehr hohen Zahl an Eigentimern/Bewirtschaftern, sehr zeit-
und arbeitsaufwandig und Uberfordert die Kapazitdten der Landwirtschaftsamter.
Hier ware eine praxisgerechtere Losung dringend erforderlich, um die Arbeit der Behorden
und der LPV nicht mit letztlich formalen Anforderungen zu blockieren.
GemalB § 22 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgeset-
zes (HDSIG) ist auch die Ubermittlung personenbezogener Daten durch 6ffentliche Stellen an
nicht 6ffentliche Stellen (LPV) unter bestimmten Bedingungen zulassig.
Wir méchten daher dringend anregen, dass alle Moglichkeiten gepriift werden, die eine ein-
fachere und praxisgerechtere Handhabung dieser Problematik erlauben.
Vorbild kénnte auch hier das Naturschutzgesetz des Landes Baden-Wirttemberg sein. Dort
wird in § 68 Abs. 2 fiir die Landschaftserhaltungsverbande klar geregelt:
(2) Die Landschaftserhaltungsverbdnde verarbeiten personenbezogene Daten zur Erfiil-
lung ihrer Aufgaben nach § 65 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4. Verwaltungsbehorden des
Landes iibermitteln den Landschaftserhaltungsverbdnden die zur Erfiillung ihrer Aufga-
ben nach § 65 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4 erforderlichen personenbezogenen Da-
ten.
Eine entsprechende Regelung fiir Hessen wiirde sehr viele durch den Datenschutz gebun-
dene Ressourcen in den LPV und den Behorden freisetzen, die damit ihren eigentlichen Auf-
gaben besser nachgehen kdnnten.
Wir bedanken uns nochmals fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme und wiirden uns freuen, wenn
unsere Anregungen aufgenommen werden kdnnten. Fiir Rickfragen stehen die hessischen Land-
schaftspflegeverbande und ich den Ausschussmitgliedern sehr gern zur Verfligung.

Mit freundlichen Grii3en

Dr. Dietmar Simmering (Landeskoordinator)
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(VH V]

[ Landschaftspflegeverbdnde 1991 -2017
B LPY neu, seit 2020

B Maturpark mit Abt. Landschaftspflege
[ Grindung in Vorbereitung

[ Anfrage - Grindungsabsicht formuliert
[ kreisfreie Stadte

Vogelsbergkreis

Limburg-Weilburg

RMViesbaden/

Abbildung: LPV in Hessen — Bestehende Verbdnde und Neugriindungen seit 2020.
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Sitz der Geschiftsstelle
Oliver Diehl
Hof Niederholzhausen
35285 Gemiinden

hessen@abl-ev.de ——

Arbeitsgemeinschaft
béuerliche Landwirtschaft e. V.

Stellungnahme zum Hessischen Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der
Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz - HeNatG)

Sehr geehrte Damen und Herren,
vielen Dank, dass Sie uns den Raum fir eine Stellungnahme geben.

Wir sind Uberzeugt, dass Naturschutz und bauerliche Landwirtschaft aufeinander
angewiesen sind und deshalb begriflen wir jedes Gesetzesvorhaben, dass Natur,
Wasser, Biodiversitat und somit unsere Lebensgrundlagen schutzt.

Wir hatten es gerne gesehen, wenn sich die hessische Landesregierung das
hessische Klimaschutzgesetz und das hessische Naturschutzgesetz als ein
Gesetzesvorhaben vorgelegt hatte. Naturschutz und Klimaschutz gehoren
zusammen und mit einem groRen Gesetz wirde die Landesregierung der
Bedeutung und der Dringlichkeit den notigen Nachdruck verleihen. Mit einem
Gesetz ware auch die Durchsetzung einfacher. Der burokratische Aufwand ware
geringer und die Verwaltung entlastet. Eine Vereinfachung, die auch die hessischen
Blrgerinnen und Burger freuen durfte.

Hier unsere Anmerkungen und Erweiterungen zum Gesetzestext:

§2 Bewaltigung der Folgen des Klimawandels

Schon beim zweiten Paragraphen zeigt sich, wie wichtig die Zusammenfihrung der zwei
Gesetze ist.

Mit einer ausreichenden Foérderung kann die Landwirtschaft hier viel beitragen. Klee- und
Luzerneanbau, konservierende und streifenformige Anbauverfahren sowie
Agroforstsysteme und Weidetierhaltung sind die Wege zu mehr Natur- und Klimaschutz in
der Landwirtschaft.

§7 Allgemeine Verpflichtung zum Schutz der Natur

(3)“Im Eigentum des Landes Hessen stehende Grundstlicke sollen in besonderem Male
der Erhaltung und Entwicklung der biologischen Vielfalt dienen.“ Bei Verpachtung sind
Gemeinwohlkriterien einzuhalten und dem 6kologischen Landbau den Vorzug zu geben.
Das Land ist sich seiner Vorbildfunktion fiir andere Landbesitzerlnnen, ob offentlich oder
privat, bewusst und stellt aus diesem Grund die Okologie bei der Frage der Bodennutzung
an die erste Stelle.
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§8 Land- und Forstwirtschaft

(1)  ,Die traditionelle Vielfalt landwirtschaftlicher Pflanzen und Nutztierarten ist zu
erhalten und zu férdern®. Deshalb wird es in Hessen keine Deregulierung
gentechnisch verédnderter Pflanzen geben. Das qilt auch fiir alles mit Crispr/CAS
erzeugte Saatgut und/oder Pflanzen und deren Bestandteile.

(3)  Aufgrund der multiplen Herausforderungen und gesellschaftlichen Anspriiche an
die Landwirtschaft sind auch im Sinne des Naturschutzes integrierte Ansétze
vorzuziehen. Wo méglich, sind Lésungen zu verfolgen, bei denen Naturschutz,
Klimaschutz und -anpassung, Energieproduktion, Naherholung und
Lebensmittelproduktion gleichzeitig verfolgt werden.

(4) Kleinstrukturierte, artenreiche und umweltférderliche Produktionssysteme, z.B.
Market Gardening, Agroforstsysteme und Weidetierhaltung werden durch die
aktuelle Version nicht ausreichend abgebildet. Dies steht den Zielen einer
umweltschonenden bzw. umweltférdernden Landwirtschaft entgegen.

§12 Eingriffe in Natur und Landschaft.

Die unter (2) 2. aufgefuhrte Gleichstellung von Stral3en und Feldwegen bei der Pflege ihrer
Rander halten wir fir falsch. Es besteht im Feld keine Notwendigkeit die Rander standig
zu mulchen. Hier kann nicht von Verkehrssicherung gesprochen werden. Im Sinne der
Biotopvernetzung ware es zu begrif3en, wenn PflegemalRnahmen mit System
durchgefuhrt werden und nicht alle Randstreifen zur selben Zeit "sauber" gemacht werden.

Im Ubrigen gibt es deutlich schonendere MaRnahmen als den Schlegelmulcher. Wiirde
allein Hessenmobil damit aufhéren, ware sehr viel fur den Insektenschutz getan.

§30 Biotopverbund...

Agroforstsysteme kdnnen hier sehr viel beitragen. Sie bieten die einzigartige Mdglichkeit
Lebensmittel (z.B. Nusse) und Wertholz zu erzeugen und sind, richtig angelegt, der
fehlende Baustein der Biotopvernetzung in der Landwirtschaft. Agroforst bringt
Biodiversitat in die ausgeraumte Agrarlandschaft.

Zum Thema Kompensation, Okokonto, Eingriffe und Landschaftsplanung:

Um die Verbreitung integrierter und multifunktionaler Landschaften voranzubringen, muss
die hessische Kompensationsverordnung in diesem Sinne weiterentwickelt werden.

Allerdings halten wir die Vorstellung vom maoglichen Ausgleich fur sehr fragwardig. Der
Boden ist Puffer bei Extremwetterereignissen, kann CO2-Senke sein, ist Lebensgrundlage
aller Menschen. Boden ist nicht vermehrbar. Auch das hessische Ziel von 2,5ha taglicher
Versiegelung ist 2,5 ha zu viel! Nur eine netto Null bei der Versiegelung kann den
Ansprichen einer wirklichen natur- und klimaschonenden Planung gerecht werden.

Zumal die Landwirtschaft meist doppelt verliert: erst durch die Versiegelung und danach
durch den ,Ausgleich®.

Des Weiteren mochten wir auf einzigartige Wirkung von Weidetierhaltung auf die
Biodiversitat hinweisen und bitten darum diese auch im Gesetz zu benennen.

Der §3 ,,Schutz von Insekten und anderen wirbellosen Tieren® eignet sich sehr gut dafir.
Hessische Mittelgebirge sind mit extensivem Grinland gesegnet. Weidetiere haben diese
Landschaft geschaffen. Nur Weidetiere konnen sie erhalten.
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Leider miUssen wir an dieser Stelle auch auf die Bedrohung der Weidetierhaltung durch

den Wolf hinweisen.

§39 (2) Management wild lebender Tierarten® bleibt beim Schutz der Weidetiere deutlich
hinter den notwendigen Malinahmen zum Erhalt der Weidetierhaltung zuruck. Ein Verweis
auf den Managementplan ist nicht ausreichend. Die Entschadigung der
Weidetierhalterlnnen muss hier geregelt werden.

Ein weiterer Verlust der Weidetierhaltung bedeutet auch einen grof3en Verlust beim
Naturschutz.

§57 Naturschutzbeirate

Die Mitgliederinnen der AbL-Hessen setzen sich im Naturschutz und in der
Landschaftspflege ein. Bauerliche Landwirtschaft ist, neben dem Okologischen Landbau,
der Garant fur eine naturvertragliche Landwirtschaft. Gerne mdchten wir uns in den
Naturschutzbeiraten engagieren und bedauern, dass wir bisher noch keinen Sitz hatten.

Der Begriff der Nachhaltigkeit wird immer wieder genutzt. Wir halten eine Definition im
Gesetzestext fur dringend geboten.

Zum Schluss moéchten wir darauf hinweisen, dass fir uns die kiinstliche Trennung von
naturbelassenen Flachen (Naturschutz- und Wildflachen) und Agrarnutzung nicht
zielfUhrend ist.

Ein Ringen um ein oder zwei Prozent mehr oder weniger Flache auf der einen oder
anderen Seite bringt uns nicht weiter. Die Landwirtschaft muss in ihrer Gesamtheit
Okologischer werden. Dazu gehoren in erster Linie die Reduzierung mineralischen
Dungers und der Verzicht auf Importfuttermittel sowie die Pestizidreduzierung. Der Einsatz
dieser Ressourcen in unseren Erndhrungssystemen verursacht immense dkologische
Folgeschaden. Diese Schaden sind selbst durch gréf3te Anstrengungen im Bereich
Naturschutz nicht auszugleichen.

Dafur brauchen die Menschen auf den Hofen Unterstlitzung durch Férderung sowie ein
Beratungs- und Bildungsangebot, dass die Betriebe fur eine enkeltaugliche Landwirtschaft
fit macht.
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Stellungnahme zum

Entwurf eines ,,Hessischen Gesetzes zum Schutz der Natur und zur Pflege der
Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz — HeNatG)“

der Landesregierung vom 16.01.2023
Drucksache 20/10374

02.03.2023

I. Anhorungsverfahren

Mit der Verbandeanhorung, die das Umweltministerium am 8.11.2022 eingeleitet hat,
hatten wir uns eine Synopse zu dem bisherigen Ausfuhrungsgesetz zum Bundes-
naturschutzgesetz und dem geplanten Hessischen Naturschutzgesetz sowie den Ab-
weichungen zum Bundesnaturschutzgesetz gewiunscht. Auch wenn es sich um ein
substantiell neues Gesetz handelt, wird auch ausweislich der Gesetzesbegrindung
eine Vielzahl von Vorschriften aus dem bisherigen Ausflihrungsgesetz tbernommen
bzw. angepasst.

Am 16.01.2023 hat der Hessische Landtag den Uberarbeiteten Gesetzentwurf als
Eilausfertigung an die Verbande zur mindlichen Anhorung versendet. Auch hier
ware es sehr hilfreich gewesen, wenn das HMUKLYV eine Synopse zwischen den
beiden Gesetzesentwurfen zur Verfugung gestellt hatte.

Il. Bewertung im Allgemeinen

Die Notwendigkeit fur ein eigenes hessisches Naturschutzgesetz ist grundsatzlich
infrage zu stellen. Ein Ausfihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz mit weni-
gen landesspezifischen Regelungen — so wie es in zahlreichen anderen Landern
gehandhabt wird — wirde auch in Hessen ausreichen.

Das Bundesnaturschutzgesetz ist nicht statisch, sondern entwickelt sich weiter. Auch
unter diesem Gesichtspunkt ist kein Landesgesetz notwendig.

Zudem ist nicht nachvollziehbar, warum zahlreiche Mal3inahmen, die bislang einver-
nehmlich auf freiwilliger Basis geregelt wurden, jetzt gesetzlich festgeschrieben wer-
den sollen.

Zu begrifen sind die neuen Regeln zu ,Natur auf Zeit“. Die rohstoffgewinnenden
Unternehmen haben bereits gute Erfahrungen mit ,Natur auf Zeit* gemacht.
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lll. Bewertung im Einzelnen

Zu § 1: ,,Sicherung und Wiederherstellung der biologischen Vielfalt“: Rohstoff-
gewinnungsstatten sind Partner des Natur- und Artenschutzes

Bereits im Gesetzeszweck sollte aufgenommen werden, dass auch eine funktionie-
rende Okonomie im Rahmen der Abwagung Beriicksichtigung finden muss. Nur im
Fall einer leistungsfahigen Wirtschaft sind Mainahmen des Naturschutzes langfristig
finanzierbar.

Weiterhin muss sichergestellt sein, dass durch héhere Auflagen in Hessen nicht
Produktion in andere Lander oder ins Ausland mit schlechteren Umweltstandards
verlagert wird.

Die Artenvielfalt aller Pflanzen und Tiere ist ein wichtiges Anliegen. Die Gewinnung
von Rohstoffen bietet Vorteile fur den Artenschutz, indem sie besondere Lebens-
raume fur zahlreiche bedrohte oder spezialisierte Arten schafft, die sonst in unserer
Kulturlandschaft kaum mehr zu finden sind. Biologen und Vertreter des dynamischen
Naturschutzes erklaren dies damit, dass durch die Rohstoffgewinnung seltene und
geeignete Lebensraume flr geschitzte Arten entstehen, die bei den Ublichen ande-
ren Aktivitaten der Landnutzung verschwinden. Dass diese Lebensraumangebote im
Zuge der Rohstoffgewinnung entstehen, ist ein ebenso guter wie begrifienswerter
Zusatzeffekt. Kies- und Sandgruben, Tontagebaue sowie Steinbriche werden — auch
in Hessen — mittlerweile von immer mehr Akteuren aus Naturschutzverbanden oder
auch Behordenvertretern als Hotspots fur biologische Vielfalt anerkannt.

Zu § 2 ,,Bewaltigung der Folgen des Klimawandels*

Es ist nicht notwendig, dass die Ziele des Klimaschutzes im Hessischen Naturschutz-
gesetz als Abwagungsgebot genannt werden. Bereits nach den existierenden Klima-

schutzgesetzen und -planen mussen die Belange des Klimaschutzes in Abwagungs-

prozesse einbezogen werden.

Im Gegenzug zu diesem Abwagungsgebot musste fur Projekte des Klimaschutzes in
jedem Fall eine Erleichterung bei Ausgleichsmalinahmen nach Naturschutzrecht
geschaffen werden, wodurch der Flachenverbrauch vermindert wirde.

Zu § 2 Abs. 2: Rohstoffsicherung in Hessen weiter gewahrleisten

Die neue Regelung des § 2 Abs. 2 konnte zur Folge haben, dass weitere (Wald-)
Flachen einem Schutzstatus unterstellt werden. Dies wirde zu einem Konflikt mit der
hessischen Rohstoffsicherung fuhren. Die dezentrale Versorgung mit heimischen
mineralischen Rohstoffen aus Hessen und fur Hessen muss weiterhin gewahrleistet
bleiben. Auch die Versorgung der Papier- und Pappenindustrie mit Holz muss in
ausreichender Menge und mdglichst zu bezahlbaren Preisen gewahrleistet sein.
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Zu § 3: ,,Schutz von Insekten und anderen wirbellosen Tierarten*: Insekten-
schutz in Rohstoffgewinnungsstatten starker anerkennen

Insbesondere fur warmeliebende oder grabende Insekten kdnnen die Standorte der
Rohstoffgewinnung bedeutende Lebensraume sein. Im Hinblick auf die Darstellung
und Hervorhebung der Biodiversitat im neuen HeNatG sollte der Beitrag der Roh-
stoffindustrie hier starker anerkannt werden.

Zu § 4 und § 35: ,,Schutz von Lebewesen vor Beleuchtung®“: Ausnahme fur
betrieblich notwendige Beleuchtung aufnehmen

Nachdem auf Bundesebene in § 41 a BNatSchG Regelungen gegen die ,Lichtver-
schmutzung® geschaffen wurden, besteht keine Notwendigkeit, dass das Land Hessen
weitere gesetzliche Regelungen ftrifft.

Im Rahmen der ,Kooperationsvereinbarung Landwirtschaft und Naturschutz® im Sep-
tember 2021 wurde vereinbart, dass Hessen sich fir die Umsetzung der Bundesrege-
lung einsetzt, jedoch nicht, dass das Land Hessen gesetzgeberisch tatig wird.

Es sollten Ausnahmeregelung dahingehend getroffen werden, dass Lichtemissionen,
welche im Rahmen der guten fachlichen Praxis auftreten, als nicht vermeidbar einge-
stuft werden.

Dies betrifft etwa landwirtschaftliche Arbeiten zur Nachtzeit, insbesondere Pflanzen-
schutzmaflRnahmen und Ernte, Schliel3lich muss aus Griinden der Sicherheit und der
Verkehrssicherungspflicht die Beleuchtung von Gebauden im AulRenbereich zulassig
bleiben.

Der § 4 darf nicht dazu fuhren, dass aus einer betrieblich notwendigen Beleuchtung
ein Eingriff oder Auswirkungen auf den Artenschutz (Verbotstatbestand) im Sinne
des BNatSchG abgeleitet werden kann.

Folgende Anderung ist empfehlenswert:

,Uber § 1 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 5 des Bundesnaturschutzgesetzes
hinaus sollen Lichtemissionen grundsétzlich vermieden werden, sofern diese
flr Leben und Gesundheit von Menschen nicht notwendig sind, um den unge-
stérten Wechsel von Aktivitéats- und Ruhephasen tag- und nachaktiver Arten
zu unterstitzen.”

Zu den §§ 3 und 4: Natur- und Artenschutz nicht tiberfrachten

Fir die Uber die Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes hinausgehenden
neuen §§ 3 und 4, deren Inhalt keinen Mehrwert fir Schutz und Erhalt der dort
beschriebenen Tierarten und Lebewesen mit sich bringt, gibt es keine Notwendigkeit,
da der Schutz bereits ausreichend uber das BNatSchG gewahrleistet wird.

Die Tatsache, dass immer o6fter der Weg gewahlt wird, im Rahmen regulatorischer
Neuerungen bestehende Verpflichtungen zu wiederholen und ggf. zu erganzen,
ohne, dass hierdurch ein Mehrwert erzielt werden kann, tragt nicht dazu bei, dass
diese wichtigen (Staats-)Ziele eine Beschleunigung erfahren. Vielmehr schaffen sie
unndtige Wiederholungen und fihren zu Unsicherheiten bei der Umsetzung.
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Zu §§ 9 und 10 ,,Biodiversitatsstrategie” und ,,Biodiversitatsbericht*

Die Implementierung einer hessischen Biodiversitatsstrategie ist zu begrufen. Aller-
dings ist die Beteiligung von Fachleuten aus der Industrie bei der Entwicklung geeig-
neter Indikatoren erforderlich.

Zu § 12: , Eingriffe in Natur und Landschaft“
Das Erfordernis einer Konkretisierung der Eingriffsregelung ist nicht erkennbar.
Zu § 12 Abs. 3: Schaffung artenreicher Lebensraume durch ,,Natur auf Zeit“

Die Gewinnung von Steine- und Erden-Rohstoffen stellt einen Eingriff in die Natur
dar. Doch dabei entstehen Biotope, die es ansonsten in unserer Kulturlandschaft
kaum noch gibt: Rohboden. Durch die Tatigkeit der Unternehmen der Rohstoffwirt-
schaft werden nahrstoffarme Rohbdden und Gesteine (wieder) freigelegt, die wert-
volle Lebensraume fur die sogenannten Pionierarten darstellen. Hier siedeln sich
seltene Tiere und Pflanzen an, welche beispielsweise offene Felswande, Steilwande
aus Lockergestein, trockene Kies- und Sandbereiche oder Wechselwasserzonen
brauchen. Regelmallig in den Gewinnungsstatten anzutreffende Tierarten sind z. B.
der Uhu, die Uferschwalbe, der Kammmolch, die Gelbbauchunke, die Geburtshel-
ferkrote sowie heimische Schlangenarten. Die Flachen, die fur die Gewinnung
bendtigt werden, werden nur temporar genutzt. Wahrend auf der einen Seite die
Gewinnung im Gelande voranschreitet, wird auf der anderen Seite bereits rekultiviert
und renaturiert. So stehen die Flachen nach der Rohstoffgewinnung wieder fur
andere Nutzungsarten zur Verfigung.

Aufgrund der bisher geltenden Artenschutzregelungen kann jedoch die Situation
entstehen, dass sich Betriebe veranlasst sehen, durch eine rechtlich nicht zu
beanstandende Vermeidungspflege die Entstehung naturschutzfachlich wertvoller
Biotopstrukturen erst gar nicht zuzulassen. Dadurch wird eine Besiedelung durch
zahlreiche bedrohte Arten bereits im Ansatz verhindert. Ziel und ausdrucklicher
Wunsch der Rohstoffindustrie ist es daher, dass die Betriebe ,Natur auf Zeit" aktiv
fordern. Hierfur brauchen die Unternehmen jedoch eine praktikable und rechtssi-
chere Losung.

Die Einfuhrung des § 12 Abs. 3 ist somit als ein erster Schritt in die richtige Richtung
zu begriflen, damit die im Rahmen der Gewinnung entstandenen Biotopsflachen
naturschutzfachlich bestens genutzt werden konnen.

Zu § 13 ,Eingriffsregelung“

Im Rahmen des haushaltsrechtlich Zulassigen sollten auch geférderte MalRnahmen
als Kompensation anerkannt werden. Hierdurch kdnnte die Inanspruchnahme land-
wirtschaftlicher Flache durch KompensationsmalRnahmen reduziert werden.
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Zu § 13 Abs. 4: Durchfiihrung von KompensationsmaBnahmen ermoglichen

Hessische Unternehmen versuchen regelmallig, Eingriffe in die Natur soweit es geht
zu vermeiden. Unvermeidbare Eingriffe, etwa im Rahmen des umweltschonenden
Bergbaus, mussen jedoch nach Bundesnaturschutzgesetz kompensiert werden. Der
Gesetzentwurf greift diesen Punkt auf, indem in § 13 ,Eingriffsregelung“ im Absatz 4
folgendes formuliert ist:

»,4) Kompensationsmalinahmen sollen nur dann auf landwirtschaftlich nutzbaren
Fléachen durchgefiihrt werden, wenn sie die landwirtschaftliche Nutzung nicht beein-
trdchtigen oder auf einer Fldche durchgefiihrt werden, die fiir die landwirtschaftliche
Nutzung von untergeordneter Bedeutung ist. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit
es sich um MalBnahmen in Natura-2000-Gebieten oder artenschutzrechtlich erforder-
liche MalBnhahmen handelt. In Féallen nach Satz 2 sind die Belange der Landwirtschaft
angemessen zu berticksichtigen, insbesondere indem bei verschiedenen, den
Schutzzweck jeweils sichernden MalBnahmen diejenige gewéhlt wird, die mit der
geringsten Beeintrdchtigung der landwirtschaftlichen Nutzung verbunden ist.“

Mit dieser Formulierung, insbesondere Satz 1, wird die Durchfuhrung von Kompen-
sationsmalinahmen auf hochwertigen landwirtschaftlichen Flachen erschwert. Fur
die Durchfuhrung von AusgleichsmalRnahmen, etwa im Bergbau, sind Unternehmen
jedoch auch auf diese Flachen angewiesen.

Daher ist folgende Anderung zu empfehlen:
»4) Kompensationsmalinahmen sellen-nur-dann-auf landwirtschaftlich
nutzbaren genutzten Fldachen sollen nur im notwendigen Umfang so durchge-
fihrt werden, dass sie die wenn-sie-die landwirtschaftliche Nutzung nicht
moglichst wenig beeintrachtigen, oder auf einer Flache durchgefiihrt werden,
die fiir die landwirtschaftliche Nutzung von untergeordneter Bedeutung ist. Bei
der Inanspruchnahme landwirtschaftlich besonders geeigneter Béden ist ent-
sprechend § 15 Abs. 3 S. 2 BNatSchG vorrangiq zu priifen, ob der Ausgleich
oder Ersatz auch durch Malinahmen zur Entsiegelung, durch MalBnahmen zur
Wiedervernetzung von Lebensrdumen oder durch Bewirtschaftungs- oder
Pflegemalinahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder
des Landschaftsbildes dienen, erbracht werden kann. Satz 1 findet keine
Anwendung, soweit...”

Denn eine Einschrankung und sogar Unterbindung der Durchfuhrung von Kompen-
sationsmalinahmen auf landwirtschaftlich wertvollen Flachen hat Auswirkungen auf
die Verfugbarkeit von Kompensationsflachen. Der bisher vorgeschlagene Absatz 4
hatte die Entstehung eines vermehrten Flachendrucks zur Folge, da die Umsetzung
von Kompensationsmallnahmen auf weniger produktiven Flachen beschrankt ware.
Diese Flachen haben meist einen bereits hdheren naturschutzfachlichen Wert. Die
naturschutzfachliche Aufwertung durch Kompensationsmaf3nahmen ist deutlich
geringer als auf intensiv genutzten Flachen. Die Folge ist ein deutlich héherer
Flachenbedarf, um die bendtigten Biotopwertpunkte zu erreichen.

Es stehen schon jetzt zu wenige Flachen zur Verfugung, die sich fur spurbare
naturschutzfachliche Aufwertungen eignen. Die Verwendung von grol3flachigen,
intensiv landwirtschaftlich genutzten Flachen ist auch fur die Herstellung von Bio-
topverbunden und Vernetzungen unverzichtbar. Die Funktion von Ackerrandstreifen
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und Bluhstreifen lassen sich nicht nur auf die Aufwertung der unmittelbar verwende-
ten Flachen reduzieren, sondern fungieren auch als Verbindungskorridore zwischen
Landschaftsraumen, welche fur den Artenschutz von hoher Bedeutung ist. Der Ab-
satz 4 in seiner jetzigen Fassung unterstutzt einseitige Flachennutzungen und wirkt
der Férderung von Biodiversitat entgegen.

Zu § 14 ,Umweltvertraglichkeitspriifung bei bestimmten Eingriffen*

Das Erfordernis einer weitergehenden Umweltvertraglichkeitsprifung tber die bun-
desgesetzliche Regelung hinaus ist abzulehnen, da diese die hessischen Betriebe
ubermalig belasten wirde.

Zu § 18 ,,Verbot des Anbaus gentechnisch veranderter Pflanzen“

Es muss klargestellt werden, dass sich das Verbot des Anbaus gentechnisch veran-
derter Pflanzen nach den europarechtlichen Vorgaben richten muss, wann eine
Pflanze als gentechnisch verandert gilt. Insbesondere bei Zulassung von Pflanzen aus
modernen Zuchtungsmethoden, CRISPR / CAS, auf europaischer Ebene muss auch
in Hessen ein Anbau maglich sein.

Zu § 20 ,,Vorrang freiwilliger MaBnahmen*
Der Vorrang freiwilliger Malinahmen sollte starker herausgestellt werden.
Zu § 21 ,,Erklarung zum geschiitzten Teil von Natur und Landschaft*

.Nationale Naturmonumente® sollten nicht durch Gesetz ausgewiesen werden. Hier-
durch wurde eine Verkurzung bzw. Erschwerung des Rechtsschutzes gegen solche
Eingriffe erfolgen, da die Normenkontrolle zum Verwaltungsgerichtshof nicht eréffnet
ware, sondern nur eine Verfassungsbeschwerde bzw. Grundrechtsklage.

Zu § 22 ,Verfahren der Unterschutzstellung“

Dieser Paragraph ist kritisch zu sehen. In allen Bereichen, in welchen Schutzgebiete
ausgewiesen oder Mallnahmenplane erstellt werden sollen, sind die Eigentumer und
Nutzer der Flachen zwingend zu beteiligen sind und nicht nur im Einzelfall.

In Abs. 3 wird die Nutzung beschrankt, noch bevor eine Rechtsverordnung erlassen
ist. Inwieweit der Satz ,Die im Zeitpunkt der Bekanntmachung ausgeubte rechtma-
Rige Bodennutzung bleibt unberthrt* eine gesicherte Rechtsposition vermittelt, muss
vor dem Hintergrund von Sinn und Zweck der Vorschrift kritisch gesehen werden. Bei
der Rohstoffgewinnung werden ja im Ergebnis Fakten geschaffen. Es besteht ein
Risiko, dass man dies so interpretiert, dass die Genehmigung unberuhrt bleibt, die
Nutzung aber tatsachlich nicht mehr mdglich sein kdnnte.
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Zu § 30: ,,Biotopverbund, Biotopvernetzung, Wildnisgebiete‘:
Biotopvernetzung und Rohstoffgewinnung schlieBen sich nicht aus

Wie bereits erwahnt, sind Gewinnungsstatten der Rohstoffwirtschaft Hotspots der
Biodiversitat. Dies gilt es zu bewahren und im Rahmen der Ausweisung eines
Biotopenverbundes zu berlcksichtigen. Insbesondere die auch durch den Landes-
entwicklungsplan beabsichtige Ausweisung im Rahmen der Regionalplanung darf
nicht dazu fuhren, dass die Biotopvernetzung zulasten der heimischen Rohstoffge-
winnung geht. Die Verbindungselemente, Trittsteine und Korridore, die durch die
Biotopvernetzung entstehen und zur Schaffung und Erhaltung der Biodiversitat bei-
tragen sollen, sind nicht zuletzt auch Flachen, die fur die Rohstoffgewinnung benétigt
werden. Diese dienen — wie bereits erwahnt — oftmals bedrohten Tierarten als Brut-,
Rast- und Futterstatten.

Zu § 36 ,,Schutz horstbewohnender GroBvogelarten*

Der bislang geplante umfassende Schutz (,vergleichbare stérende Handlung®) horst-
bewohnender GroRRvogelarten in einem Umkreis von 300 Metern ist im Sinne der
Vereinbarkeit von Rohstoffgewinnung und Naturschutz nicht akzeptabel. N6tig ist
eine Ausnahme fur die Rohstoffgewinnung. Auch fur die nachhaltige Forstwirtschaft
istin § 36 Abs. 1 eine Ausnahme vorzusehen.

Es muss klar sein, dass ausschlie3lich zusatzliche (,atypische®) Storungen von
aullen (also aullerhalb des Betriebs) zu unterlassen sind.

Zu § 37 ,,Artenschutz bei baulichen Anlagen, Vermeidung von Vogelschlag an
Glasflachen*

In unserer ursprunglichen Stellungnahme haben wir gefordert, eine Ausnahme fur
Gewachshauser des Erwerbsgartenbaues aufzunehmen. Ein Verbot fur die Errich-
tung von Gebaudekonstruktionen mit einer Glasflache von 20m? hatte aus unserer
Sicht ein Berufs- bzw. Betriebsverbot fur Unterglasbetriebe in Hessen bedeutet.

Die im aktuellen Gesetzesentwurf enthaltene Ausnahme flr Betriebe der gartenbauli-
chen Erzeugung begruf3en wir besonders, weisen jedoch gleichzeitig daraufhin, dass
sich viele Gartenbaubetriebe in den vergangenen Jahren zu gartnerischen Endver-
kaufsbetrieben entwickelt haben. Da sich dieser Trend auch in den nachsten Jahren
fortsetzen wird, ist es aus unserer Sicht notwendig, auch diese Betriebe in die Aus-
nahmeregelung aufzunehmen und somit fur Planungssicherheit und Entwicklungs-
madglichkeiten zu sorgen.

Wir schlagen daher fur §37 Absatz (4) die folgende Formulierung vor: ,Die Absatze
2 und 3 gelten nicht fur Betriebe der gartenbaulichen Erzeugung und Vermarktung."

Hervorheben mochten wir an dieser Stelle nochmals, dass bislang keine belastbaren
Untersuchungen bzw. Erfahrungen von Vogelschlag an Gewachshausern vorliegen —
weder an Produktionsgewachshausern noch an Verkaufsgewachshausern. Hier ist
davon auszugehen, dass Gewachshauser aufgrund ihrer baulichen Art (regelmallige
Unterbrechung der Glasflachen durch Verstrebung) von Vogeln eindeutig als Hinder-
nis erkannt werden kdnnen. Auf3erdem sind die Produktions-Gewachshauser im Au-
Renbereich meist mit einer naturlichen Einfriedung umgeben, die ebenfalls ein
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Hindernis darstellt und zudem noch Nist- und Brutmdglichkeiten flr unterschiedliche
Vogelarten bietet.

Mit Blick auf den Klimawandel werden Gewachshauser kinftig eine bedeutende
Rolle bei der Produktion von Pflanzen und Lebensmitteln spielen. Hier ist es aus
unserer Sicht notwendig, die Forschung zu intensivieren und anhand von Pilot- bzw.
Modellbetrieben die unterschiedlichen Moglichkeiten der Ressourcenschonung, der
Energieeffizienz, der Ausnutzung neuer Methoden der Kulturfihrung (NGtzlingsein-
satz) oder auch der Energiegewinnung (bspw. Verkaufsgewachshauser mit Photo-
voltaik-Anlagen kombinieren) aufzuzeigen bzw. zu férdern und ihre Rolle bei der
regionalen und verbrauchernahen Versorgung der Bevolkerung zu unterstreichen.

Zu § 40 ,,Voriibergehende Entnahme von Tieren, Natur auf Zeit*

Der Paragraph ist grundsatzlich zu begruf3en. Bei Beseitigung eines so geschaffenen
Biotops sollte aber klargestellt werden, dass dies nicht Kompensationspflichten aus-
|Ost.

Zu § 40 Abs. 2: Schnelle und rechtssichere Losungen fir ,,Natur auf Zeit“-
MaRnahmen im Dialog festsetzen

Die Einflhrung des § 40 Abs. 2 und seiner Regelung zu ,Natur auf Zeit“-Flachen in
Gewinnungsstatten der Rohstoffwirtschaft ist zu begruf3en. Gleichzeitig sollten die
zustandigen Ministerien von der Verordnungsermachtigung des § 68 Nr. 13 HeNatG
dort auch Gebrauch machen. Die Rohstoffwirtschaft steht als Partner bei der Ausar-
beitung der ndheren Bestimmungen des Verfahrens fur ,Natur auf Zeit“-MalRnahmen
gerne zur Verfugung. Es ist notwendig, dass bereits heute positive Beispiele bei der
Anwendung von ,Natur auf Zeit“-MalRnahmen auf Rohstoffgewinnungsflachen mit in
die Erarbeitung von MalRinahmen nach § 40 Abs. 2 einflieRen. Die Erarbeitung einer
entsprechenden hessischen Rechtsverordnung zu ,Natur auf Zeit“-Malinahmen kann
somit zlgig in Angriff genommen und im Dialog mit den Unternehmen umgesetzt
werden. Dies starkt neben dem Natur- und Artenschutz auch den Rechtsschutz fir
die Unternehmen der Rohstoffwirtschaft.

Inhalt einer solchen Rechtsverordnung sollte sein, dass auf Flachen mit zugelasse-
ner Gewinnung mineralischer Rohstoffe, das Losen und Freisetzen des Gesteins
einschlieBlich der damit zusammenhangenden vorbereitenden, begleitenden und
nachfolgenden Tatigkeiten sowie Ausgleichs- und Minderungsmalnahmen nach § 1
Abs. 5 S. 4 BNatSchG nicht gegen die Zugriffsverbote verstolien, sofern sie den ge-
meinsam im Dialog festgelegten Anforderungen an ,Natur auf Zeit“-MalRnahmen ent-
sprechen. Es ist zu prifen, ob die gefundenen und festgelegten Anforderungen
kompetenzmalig im Rahmen der Rechtsverordnung oder durch ein unterge-
setzliches Regelungswerk definiert werden kénnen.

Zudem sollte die ,Kann-Bestimmung® des § 40 Abs. 2 S. 1 in eine ,Soll-Bestimmung®
geandert werden:

,Um den Zustand von Biotopen und Arten insgesamt zu verbessern, soll nach
§ 45 Abs. 7 Nr. 4 Bundesnaturschutzgesetz, auf Flachen, die fiir die gewerbli-
che, verkehrliche oder bauliche Nutzung zugelassenen sind von der oberen
Naturschutzbehérde die ungelenkte Sukzession fiir einen Zeitraum von min-
destens einem Jahr und in der Regel nicht mehr als zehn Jahren, verbunden
mit dem Recht die urspriingliche Nutzung nach Ablauf der Frist unter Aus-
nahme von den Zugriffs- und Besitzverbote nach § 44 Abs. 1 und Abs. 2
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Bundesnaturschutzgesetz wieder aufzunehmen, zugelassen werden (Natur
auf Zeit).“

Denn der Auftrag, aktiv Artenschutz auf den genannten Flachen zu betreiben, sollte
deutlicher hervorgehoben werden. Wertvolle Lebensraume entstehen in Abbaubetrie-
ben nicht nur durch Sukzession, sondern haufig auch durch aktive Malinahmen
durch die Betriebe selbst und Naturschutzverbande. Dieses freiwillige Engagement
fur den Artenschutz sollte durch den vorgeschlagenen Zusatz geférdert werden.

Zu § 47 ,,Fachaufsicht, Weisungen*

Abzulehnen ist die Regelung, wonach es kinftig wieder mdglich sein soll, dass die
Oberen und Obersten Naturschutzbehorden den Unteren Weisungen erteilen konnen.

Durch die Kommunalisierung der unteren Verwaltungsebene wurde in Hessen das
Weisungsrecht im Einzelfall der oberen Behorde abgeschafft. Es ist nicht einsichtig,
wieso dies nun im Bereich des Naturschutzes rlickgangig gemacht werden soll.

Zu § 56 ,,Ehrenamtliche Beauftragte*

Es ware darauf zu achten, dass das HLNUG vorrangig so aufgestellt wird, dass
dieses uber eigene Kompetenzen verfugt und nur soweit es unbedingt erforderlich ist
auf externe Fachleute zugreift. Hoheitliche Aufgaben sollten nicht auf das Ehrenamt
ubertragen werden. Hier geht die Definition ,bestimmte Aufgaben® zu weit.

Zu §60 ,,Duldungspflichten”

Die Erweiterung der Duldungspflichten ist aus Betriebssicherheitsgrinden abzu-
lehnen. Duldungspflichten sind ohne Einweisung durch den Betreiber in das Be-
triebsgelande nicht akzeptabel. Eine reine Information ist aus Sicherheitsgrinden in
keinem Fall ausreichend. Vielmehr muss eine Abstimmung erfolgen. Eine Information
lediglich durch Offentliche Bekanntmachung ist unzureichend und abzulehnen. Soll
etwa der Betreiber regelmafig die Aushange in der Behorde oder das Amtsblatt
durchsehen, ob eine Begehung geplant ist? Das ist nicht praktikabel.

Zu § 61 ,,Enteignung und Grundstiickstausch, Entschadigung und Erschwer-
nisausgleich*

Es besteht keine Notwendigkeit, eigenstandige Regelungen zur Enteignung im
Naturschutzgesetz aufzunehmen. Das Hessische Enteignungsgesetz genugt, um
erforderlichenfalls tatig werden zu kénnen.

§ 62 ,,Vorkaufsrecht*
Der Paragraph ist sehr kritisch zu sehen.

Aufgrund der bereits bestehenden vielfaltigen Vorkaufsrechte nach Baugesetzbuch,
Hessischem Wassergesetz und Bundesnaturschutzgesetz ist die geplante Auswei-
tung der naturschutzrechtlichen Vorkaufsrechte abzulehnen — auch mit Blick auf die
damit verbundene weitergehende Einschrankung des Grundstiucksverkehrs und die
Verwerfungen des Marktgeschehens.

Nach der derzeitigen Formulierung wurde das Vorkaufsrecht in Ziffer 1 auch Flachen
erfassen, auf denen sich beispielsweise nur auf 1 Prozent der Gesamtflache ein
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Biotop befindet, da es lediglich heildt ,auf denen sich ein Biotop befindet®. Das kann
nicht verhaltnismallig sein und muss geandert werden.

Es erschliel3t sich auch nicht, warum in Ziffer 2 fur Grundstlcke in Bewirtschaftungs-
planen ein Vorkaufsrecht vorgesehen ist. Der Geltungsbereich der Bewirtschaftungs-
plane ist sehr umfassend, die Vorkaufsrechte waren somit sehr weitreichend. Man
sollte nur ein Vorkaufsrecht fur Grundsticke zulassen, die auch wirklich naturschutz-
fachlich hochwertig und schitzenswert sind und nicht eine enteignungsrechtliche
Generalklausel schaffen.

Dieser naturschutzfachlich nicht begriindete hessische Sonderweg ist sachlich nicht
gerechtfertigt und abzulehnen.

Zu § 63 ,,BuBgeldvorschriften”

Dass bei VerstoRen gegen naturschutzrechtliche Regelungen kuiinftig die Oberen
Naturschutzbehorden die Aufgabe der Bu3geldbehdrde wahrnehmen sollen, ist
abzulehnen. Dies widerspricht einerseits den Gedanken der Kommunalisierung.
Andererseits ist eine Trennung zwischen der Vollzugs- und Bul3geldbehoérde nicht
sinnvoll.

Zu § 68 ,,Verordnungsermachtigung“

Wenn im Rang unter dem Bundesnaturschutzgesetz im hessischen Naturschutzge-
setz (§ 14) Regelbeispiele zu Eingriffen normiert werden sollen, ist nicht die Notwen-
digkeit zu erkennen, weitere Regelbeispiele durch Verordnung zu bestimmen. Selbst
dann ware systematisch die nachstniedrigere Stufe nicht eine Ministerialverordnung,
sondern eine Regierungsverordnung.
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Vereinigung der hessischen Unternehmerverbande e.V.
Abteilung Wirtschafts- und Umweltpolitik

Markus Kaiser

Referent fur Umweltpolitik

Telefon: 069 95808-229, Mobil: 0174 1710513

E-Mail: mkaiser@vhu.de

www.vhu.de

Seite 10 von 10



	Vorblatt AV_Teil 2.pdf
	09_Architekten- und Stadtplanerkammer Hessen
	1.pdf
	2
	3
	4
	5

	10_Arbeitsgemeinschaft für forstwirtschaftliche Leistungen Hessen e. V.
	11_Deutsche Initiative Mountainbike e. V.
	12_Bund Deutscher Forstleute
	13_Landesjagdverband Hessen e. V.
	14_Landessportbund Hessen e. V.
	15_Gartenbauverband Baden-Württemberg-Hessen e. V.
	16_Hessischer Bauernverband e. V
	17_HSGB
	18_Kuratorium für Waldarbeit und Forssttechnik e. V.
	19_Deutsche Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V.
	20_Bundesanstalt für Immobilienaufgaben - Bundesforst
	Öffentliche mündliche Anhörung im ULA am 08. März 2023, Hessisches Naturschutzgesetz (HeNatG)
	Sehr geehrter Herr Thaumüller,
	zunächst bedanke ich mich sehr herzlich bei Ihnen für die Beteiligung und die Möglichkeit eine Stellungnahme zum Entwurf des Hessischen Naturschutzgesetzes abgeben sowie an der öffentlichen mündlichen Anhörung teilnehmen zu können. Für die Bundesansta...
	Zu § 29 Abs. 1 Satz 1:
	„Die für die Bewirtschaftung des Staatswalds zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister kann Teile des Staatswaldes bestimmen, in denen sich der Wald und seine Lebensgemeinschaften dauerhaft natürlich von forstlicher Nutzung unberührt ...
	Nachdem es sich beim Wald im Eigentum der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben gem. § 3 Abs. 1 des Bundeswaldgesetzes ebenfalls um Staatswald handelt, ist zur Klarstellung in definierenden und bestimmenden Textteilen jeweils vor dem Begriff Staatswald...
	„Die für die Bewirtschaftung des Staatswaldes zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister kann Teile des landeseigenen Staatswaldes bestimmen, in denen sich der Wald und seine Lebensgemeinschaften dauerhaft natürlich von forstlicher Nut...
	„(2) Bedarf die Zulassung oder Ausführung eines Vorhabens oder einer sonstigen Maßnahme einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 oder einer Befreiung nach § 67 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes, so ist über alle weiteren erf...
	Zu § 52 Abs. 3:
	„Alle Naturschutzbehörden, Dienststellen und Betriebe des Landes, die von ihnen Beauftragten und die sonstigen öffentlichen Planungsträger sowie Landkreise sind verpflichtet, die im Rahmen ihrer Zuständigkeiten oder Aufgaben selbst sowie durch Dritte ...
	Diese Formulierung steht im Widerspruch zu den vertraglich festgelegten Vorgehensweisen im Rahmen der Natura 2000-Vereinbarungen zwischen dem Bund und dem Land Hessen (z. B. für militärisch genutzte Flächen), wonach die Naturschutzfachdaten durch die ...
	Sofern eine gesetzliche Bestimmung abschließend auch für die betroffenen Bundesflächen im Staatswald gelten soll, muss die Ausnahme für militärisch genutzte Flächen textlich ausformuliert sein.
	Zu § 58 Abs. 1 Nr. 4:
	„Bei der Vorbereitung von Plänen nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 des Hessischen Waldgesetzes vom 27. Juni 2013 (GVBl. 2013, S. 458), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Februar 2022 (GVBl. S126),“
	und
	Zu § 58 Abs. 1 Nr.6:
	„bei der Bewirtschaftung des Staatswaldes bei Teilen des Staatswaldes, in denen sich der Wald und seine Lebensgemeinschaften dauerhaft natürlich von forstlicher Nutzung unberührt entwickeln können (Naturwald)“
	Zu § 67 Verordnungsermächtigung Satz 2:
	„In einer Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 2 und 3 kann von Bestimmungen einer Rechtsverordnung nach §15 Abs. 7 Satz 1 und Abs. 8 des Bundesnaturschutzgesetzes abgewichen werden.“
	Entgegen der Begründung zu diesem Satz 2 muss festgestellt werden, dass gerade für bundeslandübergreifende bzw. für die Bundeshoheit wesentliche Vorhaben der Landesverteidigung durch die Bundeskompensationsverordnung deutlich einfacher und mit geringe...
	Für weitere Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.
	Mit freundlichen Grüßen

	21_Fachverband Holzenergie im BBE
	22_Landesbeirat Holz Hessen e. V. - Holzbau Cluster Hessen e. V.
	23_Reuss Energieholz
	24_Familienbetriebe Land und Forst Hessen e. V.
	25_ISOE - Institute for Social-Ecological Research
	26_Pollmeier Massivholz GmbH & Co. KG
	27_Scientists for Future Hessen
	28_Deutscher Verband für Landschaftspflege e. V.
	29_Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e. V.
	30_Vereinigung der hessischen Unternehmerverbände - VhU

